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Erbpflege und Eheberatung 


Von Amtsgerichtsrat Maßfeller im Reichsjuſtizminiſterium, Berlin 


1 


Am 1. April 1935 iſt das Geſetz über die Vereinheit⸗ 
lichung des Geſundheitsweſens v. 3. Juli 1934 (Rc Bl. I, 
531) in Kraft getreten. Auf Grund dieſes Geſetzes ſind zur 
einheitlichen Durchführung des öffentlichen Geſundheitsdienſtes 
in den Stadt⸗ und Landkreiſen !) in Anlehnung an die untere 
erwaltungsbehörde Geſundheitsämter errichtet worden (§ J), 
an deren Spitze ein ſtaatlicher Amtsarzt ſteht (8 2). Die Ge⸗ 
ſundheitsämter haben folgende Aufgaben (8 3): 
1. die Durchführung der ärztlichen Aufgaben 
a) der Geſundheitspolizei, 
b)der Erb⸗ und Raſſenpflege einſchließlich 
der Eheberatung, 
e) der geſundheitlichen Volksbelehrung, 
d) der Schulgeſundheitspflege, 
e) der Mütter⸗ und Kinderberatung, 
k) der Fürſorge für Tuberkulöſe, für Geſchlechtskranke, 
körperlich Behinderte, Sieche und Süchtige; 
die ärztliche Mitwirkung bei Maßnahmen zur Förderung 
der Körperpflege und Leibesübungen; 
die amts⸗, gerichts⸗ und vertrauensärztliche Tätigkeit, 
ſoweit ſie durch Landesrecht den Amtsärzten übertragen iſt. 


Die Erb⸗ und Raſſenpflege leinſchließlich der Ehe⸗ 
beratung) iſt eine der vornehmſten Aufgaben des Geſund⸗ 
— 
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1) Als Stadt⸗ und Landkreiſe gelten: 
in Preußen: die Stadt⸗ und die Landkreiſe, 
in Bayern: die Bezirksämter und die kreisfreien Städte, 
in Sachſen: die Amtshauptmannſchaften und die bezirksfreien Städte, 
in Württemberg: die Oberamter und der Stadtbezirk Stuttgart, 
im Baden: die Bezirksämter, 
in Thüringen: die Stadt⸗ und die Landkreiſe, 
in Heſſen: die Kreisämter, 
in Mecklenburg: die Landkreiſe und die kreisfreien Städte, 
in Oldenburg: im Landesteil Oldenburg die Amter und die Stadt⸗ 
magiſtrate I. Klaſſe, ferner die Landesteile Lübeck und Birken⸗ 


* E ’ 

in Braunschweig: die Kreiſe, 

in Anhalt: die Kreiſe, b 

in Lippe⸗Detmold: die Kreiſe und kreisfreien Städte. 
15 Die Länder Hamburg, Bremen, Lübeck und Schaumburg⸗Lippe 
ichten je ein Geſundheitsamt ein. 


heitsamts; ſie überragt an Bedeutung und Wichtigkeit viel⸗ 
leicht alle anderen Arbeitsgebiete, ſo wichtig und bedeutungs⸗ 
voll auch dieſe ſein mögen. § 6 Abſ. 1 der 2. Durchf O. 
(Dienſtordnung, Allgemeiner Teil) v. 22. Febr. 1935 (RG Bl. 
J. 215) bringt dies zum Ausdruck, wenn er beſtimmt: „In 
allen Zweigen der Geſundheitsfür⸗ und ⸗vor⸗ 
ſorge ſind die Grundſätze der Erb⸗ und Raſſen⸗ 
pflege zu beachten.“ 

Erb⸗ und Raſſenpflege iſt heute nicht mehr ein Wiſſen⸗ 
ſchaftsgebiet, das dem Biologen, Mediziner und Raſſeſorſcher 
ausſchließlich vorbehalten iſt; das ganze deutſche Volk muß 
mit den Grundſätzen der Erb- und Raſſenpflege, wie fie der 
nationalſozialiſtiſche Staat in Erfüllung des Parteiprogramms 
verfolgt, vertraut werden, auch der deutſche Rechtswahrer. Bei 
ihm muß man ſogar ein beſonderes Intereſſe für dieſe Fragen 
vorausſetzen; denn dadurch, daß ihm geſtattet iſt, an der 
Durchführung des ErbkrNachwGeſ. an maßgebender Stelle 
mitzuarbeiten, hat der Staat einen bedeutungsvollen Aus⸗ 
ſchnitt aus dem Gebiete der Erb- und Raſſenpflege ihm zur 
Betreuung überwieſen. Schon dieſe Tatſache zwingt ihn, der 
Erb⸗ und Raſſenpflege ſeine Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 
Darüber hinaus können wir überhaupt nicht Wahrer des 
Rechts ſein und in unſerer täglichen Berufsarbeit nicht der 
lebensgeſetzlichen Rechtslehre immer wieder zum Durchbruch 
verhelfen, wenn wir der Erb- und Raſſenpflege unſeres Volles 
unwiſſend und verſtändnislos gegenüberſtehen. Deshalb ſollen 
auch in dieſer Zeitſchrift die geltenden Beſtimmungen über die 
praktiſche Arbeit auf dem Gebiet der Erb- und Raſſenpflege, 
insbeſondere die grundlegenden Richtlinien des Reichsminiſters 
des Innern v. 21. Mai 1935 erörtert werden. 

Die Aufgaben, die den Geſundheitsämtern auf dem Ge⸗ 
biete der Erb⸗ und Raſſenpflege und auf dem hiermit im 
engen Zusammenhange ſtehenden Gebiete der geſundheitlichen 
Volksbelehrung übertragen find, werden in § 4 Abſ. 4 u. 5 
der 1. DurchfVO. zum Geſetz zur Vereinheitlichung des Ge⸗ 
ſundheitsweſens v. 6. Febr. 1935 (RG Bl. I, 177) näher 
umſchrieben: 

„Das Geſundheitsamt hat die natürliche Bevölkerungs⸗ 
bewegung in ſeinem Bezirk zu verfolgen, das wertvolle 
Erbgut in unſerem Volke zu pflegen und hier⸗ 
auf insbeſondere bei der Eheberatung zu ach⸗ 
ten. Es hat die im ErbkrNachwGeſ. dem be— 
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amteten Arzt übertragenen Aufgaben zu er⸗ 

füllen und bei der Bekämpfung des Öeburten- 

rückgangs nachdrücklich mitzuwirken. 

Die geſundheitliche Volksbelehrung, durch die 
allgemein anerkannte Grundſätze auf dem Ge⸗ 
biete der Erb⸗ und Raſſenpflege Gemeingut 
der Bevölkerung werden ſollen, iſt vom Geſund⸗ 
heitsamt im engen Einvernehmen mit den die gleichen Ziele 
verfolgenden Organiſationen der NSDAP. durchzuführen. 
Eine Unterſtützung durch die freipraftizierenden Arzte iſt 
anzuſtreben.“ 

Eingehendere Vorſchriften ſind in Abſchnitt XIV der 
3. DurchfVO. zum Geſetz über die Vereinheitlichung des 
Geſundheitsweſens (Dienſtordnung, Beſonderer Teil) vom 
30. März 1935 (vgl. RGeſundhBl. 1935, 3. Beiheft S. 53) 
enthalten. Der Abſchnitt zerfällt in vier Teile (§8 51—54), 
die ſich befaſſen mit 

a) der Beobachtung der Bevölkerungsbewegung 
und der Förderung einer aufbauenden Be⸗ 
völkerungspolitik (8 51), 

b) der praktiſchen Erb- und Raſſenpflege, Be⸗ 
ratung der Bevölkerung (insbeſondere Ehe⸗ 
beratung) und anderer Dienſtſtellen (8 52), 

c) der Verwertung und Sammlung von Unter- 
ſuchungsergebniſſen und der Förderung der 
wiſſenſchaftlichen Erbforſchung (§ 53), 

d) der geſundheitlichen Volksbelehrung (8 54). 


Im Hinblick auf ihre Bedeutung ſeien dieſe Beſtimmun⸗ 
gen, die nur im Miniſterialblatt und im Reichsgeſundheits⸗ 
blatt veröffentlicht und daher nicht allzeit zur Hand ſind, 
hier im Wortlaut mitgeteilt: 


§ 51. Das Geſundheitsamt ſoll die Bevölkerungsbewegung ſei⸗ 
nes Bezirks verfolgen und ſich in den Dienſt einer 
aufbauenden Bevölkerungspolitik ſtellen. 
Dazu wird es die Familiengründung zu för⸗ 
dern ſuchen und überall da, wo es möglich 
erſcheint, für eine Beſſerſtellung der Fa⸗ 
milie, im beſonderen der kinderreichen Fa- 
milie, eintreten. 

Das Geſundheitsamt iſt verpflichtet, prak- 
tiſche Erb⸗ und Raſſenpflege zu treiben. Zur 
Durchführung dieſer Aufgabe hat es nach 
Bedarf Beratungsſtellen für Erb- und Raſ⸗ 
ſenpflege einzurichten. Seine beamteten 
Arzte ſollen in allen Fragen, die die Erb⸗ 
geſundheit und Raſſenreinheit der Familie 
oder des einzelnen betreffen, die Bevöl⸗ 
kerung beraten und die dem Amtsarzt zufallenden 
Aufgaben des ErbkrNachwöeſ. erfüllen. 

Dabei ſollen fie die zur Heirat entſchloſ⸗ 
ſenen Perſonen vor der Eheſchließung be⸗ 
raten, wie auch Verheirateten und ihren Familien 
mit ihrem ſachverſtändigen Rat zur Seite ſtehen. Dazu 
werden ſie Ehezeugniſſe und im beſonderen die für 
Eheſtandsdarlehensbewerber und Siedler erforderlichen 
Zeugniſſe ſowie Gutachten über Kinder und Perſonen 
auszuſtellen haben, die an Kindes Statt angenommen 
werden ſollen. Die Beratungsſtellen ſind ferner zur 
Unterſuchung und Begutachtung derjenigen Ausländer 
heranzuziehen, die die Einbürgerung im Deutſchen Reich 
beantragt haben. Dabei ſollen ſie erbbiologiſch 
belaſtete oder ſonſt raſſiſch nicht zum deut- 
ſchen Volkstum gehörende Perſonen durch 
eine ablehnende Stellungnahme von dem 
deutſchen Volkskörper fernhalten. 

Bei Ausübung ihrer Tätigkeit werden fie körper⸗ 
lich und ſeeliſch Untaugliche von der Ehe und 
Zeugung möglichſt abzuhalten ſuchen, um 
unerwünſchten Nachwuchs auch über den 
Rahmen des ErbkrNachwGeſ. hinaus zu ver⸗ 
hindern und eine Aufartung des deutſchen 
Volkes zu erreichen. 


8 52. 


Als Eheberater ſind nur Arzte zu beſtellen, die über 

ein ausreichendes Wiſſen auf dem Gebiet der Erb- und 
Raſſenpflege verfügen und auf dem Boden der national 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung ſtehen. 
Die bei den Geſundheitsämtern vorhandenen Unter“ 
ſuchungsergebniſſe und Vorgänge find in 
einer erbbiologiſchen Kartei zu ſammeln. 
Zur Vervollſtändigung dieſer Kartei iſt eine enge Zu⸗ 
ſammenarbeit mit den Standesämtern, Einwohnermelde⸗ 
ämtern, Jugendämtern, Parteidienſtſtellen und allen 
übrigen Organiſationen, die ſich mit Familienfürſorge 
oder Familienforſchung befaſſen und Auskunft erteilen 
können, anzuſtreben. 

Im übrigen ſollen die Beratungsſtellen für Erb⸗ 
und Naſſenpflege die wiſſenſchaftliche Erbforſchung nach 
Möglichkeit unterſtützen. - 
Geſundheitliche Volksbelehrung. 

Das Geſundheitsamt hat die Tätigkeit aller an der 
geſundheitlichen Aufklärung des Volkes beteiligten Stel⸗ 
len, ſowohl der öffentlichen Einrichtungen (z. B. Schu⸗ 
len) als auch der privaten Einzelperſonen und Verbände, 
einheitlich zuſammenzufaſſen. Auf eine enge Zuſammen⸗ 
arbeit und Fühlungnahme mit den Stellen, die für die 
Durchführung geſundheitlicher Schulung in Frage kom⸗ 
men (Gliederungen der NSDAP., NER. uſw.), iſt Br 
dacht zu nehmen. Das Geſundheitsamt ſoll darauf 
achten, daß Vorträge, Ausſtellungen und andere Ver⸗ 
anſtaltungen vom ärztlichen Standpunkt einwandfrei 
ſind und dem Willen der Reichsführung entſprechen. 

Der Beſchaffung und Bereitftellung von Anſchau⸗ 
ungs⸗ und Aufklärungsſtoff iſt im Benehmen mit dem 
Reichsausſchuß für Volksgeſundheitsdienſt beſondere Auf⸗ 
merkſamkeit zu widmen. 


II. 

Grundſätze für die Errichtung und Tätigkeit der in 952 
vorgeſehenen Beratungsſtellen für Erb- und Raſſenpflege find 
in einem Rundſchreiben des Reichs⸗ und Preuß. Miniſters des 
Innern v. 21. Mai 1935, IV £ 3060/1075 b, an die Lan 
desregierungen (für Preußen: an die Regierungspräſidenten, 
den Polizeipräſidenten in Berlin und die Geſundheitsämter) 
aufgeſtellt 2). 

1. Die Geſundheitsämter üben vorläufig nur 
eine beratende und begutachtende Tätigkeit auf 
„Den Geſundheitsämtern liegt .. . nur die ärztliche Feſtſtel“ 
lung und die Begutachtung ob, wie etwaige geſundheitliche 
Gefahren oder Mißſtände zu beheben oder ſonſt Maßnahmen 
zur Förderung der Volksgeſundheit zu treffen ſind. Die 
Durchführung der von ihnen vorgeſchlagenen Maßnahmen 
verbleibt denjenigen Stellen, die bisher dazu verpflichtet 
waren oder ſie freiwillig übernommen haben. Danach iſt in 
beſondere die wirtſchaftliche Fürſorge keine Aufgabe der Ge⸗ 
ſundheitsämter“ (vgl. § 4 der 1. DurchfVO.). Die Geſund⸗ 
heitsämter können alſo nur ihr Gutachten darüber abgeben, ob 
die Bewilligung eines Eheſtandsdarlehens oder die Förderung 
eines Siedlungsbewerbers im Hinblick auf die erbbiologiſchen 
Verhältniſſe der Familie des Geſuchſtellers anzuraten iſt, 0° 
der Ausländer, der in Deutſchland eingebürgert zu werden 
wünſcht, den in erbbiologiſcher und raſſiſcher Beziehung zu 
ſtellenden Anforderungen genügt, ob eine kinderreiche Familik 
erbbiologiſch ſo beſchaffen iſt, daß ſie die beſondere Förderung 
ſeitens des Staates und der Partei verdient. Die Entſcheidung 
in dieſen Fällen trifft das Geſundheitsamt nicht; allerdings 
wird dem Gutachten des Geſundheitsamts bei der Entſcheidung 
größte, meiſt ausſchlaggebende Bedeutung zukommen. Eben]? 
können die Geſundheitsämter vor der Eheſchlie⸗ 
ßung den Verlobten nur beratend zur Seite 
ſtehen. Zur Zeit beſteht weder ein Zwang, ſich vor der Ei” 
gehung der Ehe ärztlich unterſuchen zu laſſen, noch 
Pflicht der Verlobten, dem Rate des Geſundheitsamts 3 
folgen. Immerhin machen ſchon heute zahlreiche Perſonen von 


9) Die Grundſätze find veröffentlicht und von der Reichs“ 
druckerei in Berlin zu beziehen. 


8 53. 


8 54. 
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der Möglichkeit Gebrauch, ſich vor der Heirat ärztlich beraten 
zu laſſen. Von anderen wird die ärztliche Unterſuchung auch 
ſchon heute gefordert, ſei es, daß ſie ſich um ein Eheſtands⸗ 
arlehen bewerben, ſei es, daß ſie zur Eingehung der Ehe 
einer behördlichen Genehmigung bedürfen. 
2. Nach den Grundſätzen der Reichsminiſters des Innern 
können Ratſchläge wegen der Eheſchließung eingeholt werden: 
„a) von Perſonen, die noch nicht verlobt oder verheiratet 
ſind. Der zukünftige Ehepartner iſt hier noch unbekannt, 
ſo daß der Rat nur ein bedingter ſein kann. Wer ſich vor 
der Verlobung bereits ein Fähigkeitszeugnis ausſtellen 
läßt, iſt darauf hinzuweiſen, daß er ſich vor der Ehe 
noch einmal zuſammen mit feinem Ehepartner unter⸗ 
ſuchen laſſen müßte; 

b) im allgemeinen wird aber wohl die Beratung fo er- 
folgen, daß bereits Verlobte die Beratungsſtelle aufſuchen. 
Falls beide Verlobte nicht in einer Beratungsſtelle für 
Erb⸗ und Raſſenpflege beraten werden können, iſt ſo vor⸗ 
zugehen, daß zunächſt eine Beratung des Bräutigams. 
erfolgt. Die Beratungsſtelle überſendet alsdann die ent⸗ 
ſprechenden Vorgänge der für die Beratung der Braut 
zuſtändigen Stelle, die dann das abſchließende Urteil ab⸗ 
zugeben haben wird.“ 

Für die Eheberatung ſind dieſelben Grundſätze zu be⸗ 
achten, die für die raſſiſche und geſundheitliche Beurteilung 
von Eheſtandsdarlehnsbewerbern beſtehen. Das Geſundheits⸗ 
amt hat alſo in Anwendung der Erläuterungen des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen zum Geſetz über Förderung der Ehe- 
ſchließungen v. 5. Juli 1933 (Reichsanzeiger Nr. 199) von 
einer Eheſchließung dann abzuraten, wenn einer 

er Ehebewerber nichtariſcher Abſtammung iſt 

oder an vererblichen Leiden oder Gebrechen, die 
ſeine Verheiratung als nicht im Intereſſe der 
olksgemeinſchaft liegend erſcheinen laſſen, 
oder an Infektionskrankheiten oder an fonfti- 
gen, das Leben bedrohenden Krankheiten lei⸗ 
de t. Im einzelnen ſind die Richtlinien maßgebend, die in dem 
Rundſchreiben des Reichsminiſters des Innern v. 16. März 
1934 (RGeſundhBl. 269 ff.) über die ärztliche Unterſuchung 
der Eheſtandsdarlehusbewerber aufgeſtellt ſind. Die Über⸗ 
nahme dieſer Richtlinien iſt gerechtfertigt; denn ſchon in dem 
undſchreiben v. 16. März 1934 wird ausgeführt: „Wenn 
auch anfangs, der wirtſchaftlichen Hauptaufgabe des Geſetzes 
entſprechend, die geſundheitlichen, erbbiologiſchen und beſon⸗ 
ers die bevölkerungspolitiſchen Geſichtspunkte bei der Aus⸗ 
wahl der Darlehnsempfänger nicht im Vordergrund geſtanden 
aben, ſo gewinnt die amtliche Gewährung von 
Eheſtandsdarlehen doch zunehmend die Beden- 
ung einer erbbiologiſchen und geſundheitlichen 
usleſe innerhalb der zur Familiengründung 
ſchreitenden Bevölkerung. Da die Verſagung eines 
Eheſtandsdarlehens in keiner Hinſicht einen Eingriff in das 
verſönliche Selbſtbeſtimmungsrecht des Darlehnsbewerbers 
darſtellt, dürfen keine perſönlichen Belange, ſondern nur die 
ntereſſen der Volksgemeinſchaft für die Ent⸗ 
cheidung über die Eheeignung ausſchlaggebend 
ein, wobei allerdings die Geſichtspunkte der qualita⸗ 
tiven und quantitativen Bevölkerungspolitik 
gegeneinander abzuwägen ſind.“ Der Arzt muß bei 
der Eheberatung ſtets das Geſamtwohl des Volkes im Auge 
ehalten, während der Beſucher der Eheberatungsſtelle ſtets 
an ſein eigenes Schickſal und an das Schickſal der von ihm 
zu begründenden Familie denken wird. „Eine aus belaſteter 
Familie ſtammende Perſon wird einen Rat haben wollen, wie 
man wohl die eigene Familie ‚auffriſchen' könne, die aus erb⸗ 
geſunder Familie ſtammende wird dagegen wiſſen wollen, wie 
Nie ihre Familie vor Einſchleppung von Erbkrankheiten ſchützen 
könne. Es wird vornehmſte Pflicht des beratenden Arztes fein, 
ſich zum Beſchützer der erbgeſunden Familie zu machen. Er 
wird daher erbgeſunde Eheſchließungen möglichſt fördern, da⸗ 
gegen von der Einheirat eines ſchwer Belaſteten in eine erb⸗ 
Ende Familie abzuraten haben“ (aus den Grundſätzen des 
teichsminiſters des Innern). 


Der beratende Arzt hat die Intereſſen der Volksgemein⸗ 
ſchaft zu wahren. Das bedeutet nicht, daß er ſchon bei gering⸗ 
fügigen Geſundheitsſtörungen oder bei wiſſenſchaftlich nur 
ungenügend begründetem Verdacht auf erbliche Belaſtung von 
der Heirat abraten darf. Ein ſolches Verhalten wäre vom 
Standpunkt der quantitativen Bevölkerungspolitik unerwünſcht, 
da die betroffenen Ehepartner, wenn ſie verantwortungsbe⸗ 
wußt ſind, wegen der vom unterſuchenden Arzt ausgeſproche⸗ 
nen Vermutung einer erblichen Belaſtung zur Kinderloſigkeit 
oder erheblichen Beſchränkung des Kinderſegens neigen wür⸗ 
den. Von dieſen Geſichtspunkten laſſen ſich auch die Richt⸗ 
linien für die ärztlichen Unterſucher der Eheſtandsdarlehnsbe⸗ 
werber v. 16. März 1934 und die ergänzenden Richtlinien 
v. 21. Mai 1935 leiten. 

Die Richtlinien v. 16. März 1934 beſtimmen in dem hier 
intereſſierenden Abſchnitt über die Beurteilung der Ehe⸗ 
eignung folgendes: 


„Bei der ärztlichen Unterſuchung der Darlehnsbewerber 
iſt zu achten auf: 

I. Vorliegen einer Erbkrankheit, 

II. Erbliche Belaſtung, 

III. Vorhandenſein einer Infektionskrankheit, 

IV. Vorhandenſein einer das Leben bedrohenden 
Krankheit, 

V. Vorliegen von anderen Umſtänden, die eine 
Verheiratung als im Intereſſe der Volks⸗ 
gemeinſchaft nicht ratſam erſcheinen laſſen. 
Zul: Das Eheeignungszeugnis iſt Perſonen 

zu verſagen, die ſelbſtan angeborenem Schwach- 
ſinn, Schizophrenie, zirkulärem (maniſch⸗de⸗ 
preſſivem) Irreſein, erblicher Fallſucht, erb⸗ 
lichem Veitstanz (Huntingtonſcher Chorea), erb⸗ 
licher Blindheit, erblicher Taubheit, ſchweren 
vererbbaren körperlichen Gebrechen, hochgradi— 
ger Pſychopathie, ſchwerer konſtitutioneller 
Krankheit od. dgl. leiden oder auch — bei in Schüben 
auftretenden Geiſtesſtörungen bzw. operativ beſeitigten erb⸗ 
lichen Mißbildungen — gelitten haben. 

Dabei iſt folgendes zu berückſichtigen: 

Für die Beurteilung des angeborenen Schwach⸗ 
ſinns iſt die Bewertung lediglich der intellek⸗ 
tuellen Leiſtung und des Wiſſensumfangs nicht 
ausreichend, vielmehr iſt auch nach den übrigen Anzeichen 
des Schwachſinns, wie Urteilsſchwäche, Beeinflußbarkeit, Man⸗ 
gel an höheren ſittlichen Vorſtellungen, Gedächtnis⸗ und 
Merkſchwäche, gemütliche Stumpfheit uſw., ſowie nach anti⸗ 
ſozialen, insbeſondere kriminellen Eigenſchaften zu fahnden: 
ferner können Schulzeugniſſe und die bisherigen Leiſtungen 
im Leben für die Beurteilung aufſchlußreich ſein. Ausgeſpro⸗ 
chener Schwachſinn kann in allen Fällen als Ablehnungs⸗ 
grund im Sinne des Geſ. v. 1. Juni 1933 bewertet werden. 

Die Erblichkeit der Fallſucht, Blindheit, 
Taubheit und ſchwerer körperlicher Gebrechen 
wird oft mit Sicherheit ſchwer nachweisbar ſein. 
Die Fortpflanzung und darum auch die Verheiratung 
der Gebrechlichen dieſer Art kann aber im Sinne der 
Beſtrebungen zur Aufartung des Volkes nur in 
den Fällen erwünſcht ſein, in denen ſich das 
Leiden eindeutig auf Unfälle, auf erblich be⸗ 
langloſe Infektionskrankheiten, Vergiftungen 
und dergleichen äußere Urſachen zurückführen, 
alſo als „erworben“ feſtſtellen läßt, und in denen 
die Gebrechlichen ungeachtet ihres Leidens ihre Familie wirt⸗ 
ſchaftlich ſicherzuſtellen vermögen. Bei den mit den erwähnten 
Gebrechen behafteten Perſonen muß ſomit die poſitive Be⸗ 
ſcheinigung der Eheeignung auf alle Fälle des in 
dieſer Weiſe erworbenen Leidens beſchränkt bleiben. 

Als ſchwer vererbbare körperliche Gebrechen gelten 
im Sinne der hier in Betracht kommenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen u. a. die angeborene Hüftgelenkverrenkung, der 
Wolfsrachen, die angeborene Svpalthand, die Spina bifida 
mit deutlichen nervöſen Störungen, die vererbliche Form 
des engen Beckens mit abſoluter Unmöglichkeit, auf natür⸗ 
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lichem Wege entbunden zu werden, die hereditäre (juvenile) 
Ataxie (Friedreichſche Krankheit), die erbliche Myotonie, die 
progreſſive Muskeldyſtrophie, die erbliche ſpaſtiſche Spinal⸗ 
paralyſe, ausgeſprochen zwerghafte Geſtalt von unter 130 cm 
Körpergröße. 

Ausgeſprochene konſtitutionelle Beſonderhei⸗ 
ten, wie Aſthenie, ſind nur im Zuſammenhang mit 
anderen Minderwertigkeiten für die Verſagung 
des Eheeignungszeugniſſes ausreichend, ebenſo 
mehrfache leichtere Gebrechen nur dann, wenn ſie gemeinſam 
auf eine allgemeine ausgeſprochen degenerative Konſtitution 
hindeuten und ihre erbanlagemäßige Bedingtheit in hohem 
Grade wahrſcheinlich iſt. 

Unter den Begriff der hochgradigen Pſycho—⸗ 
pathie fallen außer den ausgeſprochen degene⸗ 
rativen Formen von charakterlicher Abwegig⸗ 
keit auch Fälle von aſozialem bzw. antiſozialem 
Verhalten, ſofern dieſe Eigenſchaften im Be⸗ 
rufsleben bereits deutlich und wiederholt in Er⸗ 
ſcheinung getreten ſind. 

Als ſchwere, vererbbare konſtitutionelle Krankheiten gelten 
u. a. die jugendliche Zuckerkrankheit, die ausgeſprochene 
Dystrophia adiposogenitalis, ſchwerſter Lymphatismus, früh⸗ 
zeitige, ſchwere Otoſkleroſe, Hämophilie, Myxödem, ausge⸗ 
ſprochener Jufantilismus und ſchwere Formen vom Kropf. 
In Gegenden mit endimiſchem Kropf kommen nur außer⸗ 
gewöhnlich ſchwere Kröpfe oder ſolche mit bereits vorhandenen 
Herzſtörungen als Ablehnungsgrund in Betracht. 

Zu II: Das Eheeignungszeugnis iſt weiter⸗ 
hin Perſonen zu verſagen, die zwar nicht ſelber 
fihtbar erkrankt find, deren Blutsverwandt⸗ 
ſchaft aber in jo hohem Maße vererbbare Ge⸗ 
ſundheitsſtörungen darbietet oder dargeboten 
hat, daß die Nachkommenſchaft des Darlehns⸗ 
bewerbers vorausſichtlich in beträchtlich höhe- 
rem Grade als die Durchſchnittsbevölkerung 
erblich mit dieſen Krankheiten belaſtet ſein wird. 

Dabei iſt die erbliche Belaſtung möglichſt beider 
Ehegatten zuſammen zu berückſichtigen, auch dann, 
wenn es ſich um verſchiedene Erbkrankheiten handelt. Die ge- 
ſetzlichen Beſtimmungen laſſen eine Verſagung des Eheeig⸗ 
nungszeugniſſes nur bei einer ſicheren oder in hohem Maße 
wahrſcheinlichen erblichen Belaſtungen des Darlehnsbewerbers 
zu. Eine ſolche wird im allgemeinen, ſofern nicht beſondere 
Umſtände hinſichtlich der Art und des Erbgangs der vorliegen⸗ 
den Krankheit eine abweichende Beurteilung nahelegen, an⸗ 
zunehmen ſein, wenn mindeſtens ein Elternteil oder zwei Ge⸗ 
ſchwiſter oder mehr als ein Drittel der übrigen näheren er⸗ 
wachſenen Blutsverwandten (Großeltern und Geſchwiſter der 
Eltern) an ſchweren, ſicher erblichen körperlichen oder geiſtigen 
Gebrechen leiden oder litten, wobei auch ſchwere Gebrechen 
verſchiedener Art zuſammenzuzählen ſind. Eine weniger 
ſchwere erbliche Belaſtung kann für die Verſa⸗ 
gung des Eheeignungszeugniſſes als ausrei⸗ 
chend gelten, wenn gleichzeitig der andere Ehe⸗ 
partner, wie beſonders bei Verwandtenehen, in 
ähnlicher Weiſe erblich belaſtet iſt. 

Wichtig iſt aber die Nachforſchung danach, ob 
die Krankheiten tatſächlich vererblich ſind; bei 
Depreſſionszuſtänden und kurzfriſtigen Geiſtesſtörungen, zu⸗ 
mal im höheren Lebensalter, iſt auch an die nicht vererbbaren 
endokrinen und anderen Krankheitszuſtände, bei Spätepilepſie 
an die ſymptomatiſchen, durch Verletzungen, Neubildungen, 
Vergiftungen, Infektionen oder vaſomotoriſch bedingten zu 
denken. Zur Klärung dieſer Fragen iſt engſte Zuſammen⸗ 
arbeit mit den behandelnden Arzten, insbeſondere den An⸗ 
ſtaltsärzten, erforderlich. Die Entſcheidung kann letzten Endes 
naturgemäß nur von Fall zu Fall getroffen werden. 

Zu III: Die Beſcheinigung der Eheeignung 
iſt demjenigen zu verſagen, der an einer über- 
tragbaren Krankheit leidet, die einerſeits das 
Leben oder die Geſundheit des Ehegatten oder 
der Nachkommen im Zeitpunkt der Unterſuchung 
oder ſpäter gefährdet oder andererſeits die Er⸗ 
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werbsfähigkeit oder das Leben des Erkrankten 
bedroht. Bei Geſchlechtskrankheiten ſind bezüglich der Be⸗ 
urteilung ihrer Anſteckungsfähigkeit die gemäß dem Geſchl r. 
herausgegebenen „Richtlinien für die Arzte hinſichtlich der 
Abgabe der Merkblätter“ zu beachten. Die Begutachtung hat 
ſich hier u. a. aber auch noch darauf zu erſtrecken, ob die 
Fortpflanzungsfähigkeit etwa aufgehoben iſt. 

Zu IV: Inwieweit eine ſonſtige Krankheit eine Untaug⸗ 
lichkeit im Sinne des Geſ. v. 1. Juni 1933 zu bedingen ver⸗ 
mag, kann nur von Fall zu Fall entſchieden werden. Bei der 
Beurteilung find Art des Leidens, Schwere des Krankheits- 
zuſtandes, therapeutiſche Beeinflußbarkeit, allgemeine und ſpe⸗ 
zielle Prognoſe in gleicher Weiſe zu berückſichtigen. Alle die 
Erwerbsfähigkeit oder das Leben bei normaler Berufstätig⸗ 
keit bzw. ehelicher Fruchtbarkeit bedrohenden Erkrankungen 
machen eheuntauglich. 

Zu V: Die Verheiratung widerſpricht dem 
Intereſſe der Volksgemeinſchaft, wenn einer der 
beiden Ehegatten als fortpflanzungsunfähig zu 
gelten hat. 

Durch eine ſolche Verheiratung wird nämlich der etwa 
fortpflanzungsfähige Ehepartner von der Fortpflanzung ab⸗ 
gehalten. Überdies ſteht eine nachhaltige Minderung der Ar 
beitsloſigkeit von einer der Ausſicht auf Kinderſegen erman⸗ 
gelnden Eheſchließung nicht zu erwarten, da die Kinder als 
Nurverbraucher in der Volkswirtſchaft eine beſondere Bedeu⸗ 
tung haben. 

Einen weiteren Ablehnungsgrund ſtellt der 
ſchwere Alkoholismus dar, wenn er auf ererbter 
Minderwertigkeit beruht oder zu einer Zerrüt⸗ 
tung der Geſamtperſönlichkeit geführt hat oder 
zu führen droht, ſo daß ein gedeihliches Familienleben, 
das für die Erziehung der Kinder Vorausſetzung iſt, nicht 
mehr erwartet werden kann. 

Hierzu wird in den Richtlinien v. 21. Mai 1935 ergän⸗ 
zend folgendes beſtimmt: 

„Auch dann, wenn genügend Anhaltspunkte für das Er⸗ 
worbenſein einer Krankheit oder eines Gebrechens vorzuliegen 
ſcheinen, iſt die tatſächliche Nichterblichkeit des Leidens erſt 
mit Hilfe einer aufgeſtellten Sippentafel zu überprüfen. 

Bei eineiigen Zwillingen iſt in dem Fall, daß einer der 
Paarlinge an einer Erbkrankheit leidet, der andere gleichfalls 
ſo zu betrachten, als ob er ſelbſt erbkrank wäre, ſelbſt wenn 
bei ihm die Krankheit noch nicht zum Ausbruch gekommen ſein 
ſollte. Außerdem find Konduktoren von rezeſſiv im Geſchlechts“ 
chromoſom gebundenen Anlagen zu ſchweren Leiden, ſoweit ſie 
als ſolche einwandfrei feſtſtellbar ſind, zu berückſichtigen. 

Abgeſehen von den in den Richtlinien v. 16. März 1934 
genannten Leiden find andere ſchwere vererbbare konſtitutio⸗ 
nelle Krankheiten bei der Beurteilung entſprechend zu werden 
und zu berückſichtigen. Bei Tuberkuloſe läßt ſich je“ 
doch eine Ablehnung nur dann rechtfertigen, 
wenn Anſteckungsgefahr beſteht, oder wenn wegen 
allzu großer Hinfälligkeit von der Heirat ab’ 
zuraten iſt. 

Wie ſchwere Pſychopathien find auch die ſchweren Fälle 
von Hyſterie und Homoſexualität anzuſehen, ferner Alkoholis⸗ 
mus und andere Rauſchgiftſüchte. Von einer Ehe wird auch 
ſolchen Perſonen abzuraten ſein, die an ſolchen Formen der 
Pſychopathie leiden, welche, ohne den Träger aſozial oder 
antiſozial zu machen, ihrer Art und beſonderen Schwere na 
ein großes Hemmnis für die Arbeit und die Freude am 
Daſein find, falls deren Erblichkeit ſicher erwieſen iſt (Pſycho⸗ 
pathiſche Zuſtände mit ſchweren Verſtimmungen, Depreſſionen, 
Angſtzuſtänden, Lebensüberdruß, Selbſtmordneigung, Zwangs“ 
denken, Zwangshandlungen uſw.). 

In den Richtlinien v. 16. März 1934 find gewiſſe Me 
geln für die Ablehnung eines Eheſtandsdarlehnsbewerbers bet 
erblicher Belaſtung aufgeſtellt. Ob der unterſuchende Arzt die 
Richtlinien als Grundlage für feine zu treffenden Entſchei⸗ 
dungen auch bei der ſonſtigen Eheberatung wählen oder 0° 
er feine Anforderungen mehr dem Einzelfall anpaſſen will, 
muß feinem pflichtgemäßen Ermeſſen überlaſſen bleiben. Bet 
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der Beurteilung der erblichen Belaſtung iſt die 
perſönliche Befähigung und Leiſtung des Pro- 
banden und der geſunden Sippen angehörigen 
gegenüber den belaſtenden Momenten jorgfäl- 
tig abzuwägen. Dem Bewerber iſt hieraus die voraus⸗ 
ſichtliche Beſchaffenheit ſeines Nachwuchſes klarzumachen. Eine 
weniger ſchwere erbliche Belaſtung kann für die Verſagung des 
Ehezeugniſſes dann als ausreichend gelten, wenn gleichzeitig 
er andere Ehepartner, wie es z. B. beſonders bei Verwandten⸗ 
ehen vorkommt, in gleicher oder ähnlicher Weiſe belaſtet iſt. 
‚. Eine weitere Pflicht der Eheberatungsſtellen 
iſt es, ſolchen Eltern, die nicht krank ſind, denen 
aber ein ſchwer erbkrankes Kind bereits geboren 
It, von der Zeugung weiterer Kinder abzuraten. 
Wichtig ſind hier vor allem diejenigen Fälle, bei denen die 
Erbkrankheit des Kindes ſchon früh nach der Geburt erkennbar 
wird. Es kommen hier die zahlreichen angeborenen ſchweren 
Mißbildungen und Nervenleiden, ſoweit ſie vererbbar ſind, 
in Betracht. Aus dem Gebiet der Irren- und Nervenheilkunde 
gehören hierher alle erblichen Idiotieformen, die Myoklonus⸗ 
Epilepſie, gewiſſe Formen ſpaſtiſcher Paraplegie, die zentrale 
Diplegie, die Pſeudoſkleroſe, die Wilſonſche Krankheit, ſchwere 
frühzeitige ſpaſtiſche Spinalparalyſeformen, zahlreiche ſchwere 

ervenkrankheiten u. a.“ 

3. Da im Mittelpunkt der Tätigkeit der Beratungsſtellen 
die Beurteilung der Erbgeſundheit der zu Beratenden ſteht, 
iſt es für das Geſundheitsamt unerläßlich, ſich über die in 
er Sippe des zu Beratenden etwa vorhandenen Erbkrank⸗ 
heiten und über die etwa vorhandenen beſonders wertvollen 
rbanlagen zu vergewiſſern. Denn erbbiologiſch kann der 

enſch als Einzelweſen nicht abſchließend beurteilt werden; 
notwendig iſt es vielmehr, das Erbgut, das er von ſeinen 
tern und Voreltern überkommen hat, kennenzulernen. Es 
werden alſo in der Regel genealogiſche und medi⸗ 
ziniſche Ermittelungen der abſchließenden Be⸗ 
Urteilung voraufgehen müſſen. Zu dieſem Zwecke 
iſt eine Sippentafel nach genau vorgeſchriebenem Muſter 
aufzuſtellen. 

Die erſte Seite der Sippentafel (ſiehe umſtehend) hat fol⸗ 
gendes Ausſehen: 

„Die überſichtstafel auf der erſten Seite ſoll einen Über⸗ 
blick über die erblichen Verhältniſſe der Sippe vermitteln, 
ohne daß Einzelheiten dabei berückſichtigt werden. Der Vor⸗ 
druck enthält nur den Prüfling und ſeine Vorfahren in ge⸗ 
rader Linie bis zu den Großeltern. Es iſt Raum für die Ein⸗ 
tragung der Großeltern des Prüflings und der Kinder und 
Enkelkinder des Prüflings vorhanden. Etwaige Geſchwiſter 
der einzelnen Sippenangehörigen können nach Bedarf in die 
Uberfichtstafel eingezeichnet werden. In der Überſichtstafel find 
olgende Leiden einzelner Sippenangehöriger beſonders her- 
vorzuheben: 

„Schwachſinn durch Ausfüllen der Perſonenzeichen 
(Quadrate oder Kreiſe) mit ſchwarzer Tinte, 

Geiſteskrankheit durch Ausfüllen des Perſonenzei⸗ 
chens mit Blauſtift, 

Fallſucht durch Ausfüllen des Perſonenzeichens mit 
Blauſtift und Schrägstrich mit Tinte von links oben nach 
rechts unten, 

Erbliche Taubſtummheit und Erbblindheit 
durch grün ausgefüllte Perſonenzeichen, 

Kriminalität durch rot ausgefüllte Perſonenzeichen, 
„ Pſychopathie durch einen Schrägſtrich mit Tinte von 
Unks oben nach rechts unten durch das nicht ausgefüllte Per⸗ 
ſonerzeichen (EI biw. , 

Alkoholismus durch gekreuztes Durchſtreichen des 
nicht ausgefüllten Perſonenzeichens mit Tinte (A bzw. X), 
Selbſtmord durch ein ſchräges Doppelkreuz (X) unten 
links am Perſonenzeichen, 

Körperliche Erbkranke durch ein weiteres ent⸗ 
ſprechendes Zeichen mit Tinte in dem Perſonenzeichen (181 
bzw. Y).“ 

Unter dieſe Perſonenzeichen wird am rechten unteren 
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Rande die laufende Nummer der Sippenliſte, die den 
Hauptbeſtandteil der Sippentafel bildet, eingetragen, ſo daß 
Einzelheiten über die Sippenmitglieder ſofort aus der Sippen⸗ 
liſte entnommen werden können. Die Sippenliſte nimmt die 
zweite und folgenden Seiten der Sippentafel ein. Sie zer⸗ 
fällt in 12 Spalten, in denen über die einzelnen Sippenange⸗ 
hörigen folgendes eingetragen wird: 
die laufende Nummer, 
. Geburt3- und Vorname, 
Verwandtſchaftsgrad zum Prüfling, 
Geburtsort und Kreis, Geburtsdatum, 
. Religion (bei der Geburt), 
„Eheſchließung 
a) am 
biete. 
c) mit... 
7. a) Wohnort, 
b) Beruf, 
8. a) Sterbeort, 
b) Sterbedatum, 
9. a) Körperbautyp (nach Kretſchmer), 
b) vorwiegender Raſſeanteil, I 
10. a) frühere und jetzige körperliche und ſeeliſche Erkran⸗ 
kungen, 
b) Todesurſache, 
11. ſachliche Unterlagen zu erhalten durch . 
12. Charaktereigenſchaften, auffallende Begabungen. 

Bei der Eintragung in die Sippenliſte iſt folgende Reihen⸗ 
folge einzuhalten: 

Urgroßeltern, ſoweit Zweckdienliches ermittelt, 

Vaters⸗Vater, 

Vaters⸗Mutter, 

Mutters⸗Vater, 

Mutters⸗Mutter, 

Vater, 

Geſchwiſter des Vaters, 

Mutter, 

Geſchwiſter der Mutter, 

Prüfling, 

Geſchwiſter des Prüflings, 

Kinder der Geſchwiſter des Prüflings, 

Kinder und Enkel des Prüflings. 

Nach der Anleitung zur Ausfüllung der Sippentafel iſt 
folgendes zu beachten: 

„In der Spalte Körperbautyp ſind die Typen nach 
Kretſchmer, d. h. die ſchlankwüchſigen, muskulöſen und runden 
Formen ſowie ihre Miſchtypen zu verzeichnen. Die Raſſe⸗ 
zugehörigkeit iſt ebenfalls nur kurz durch ihre vor⸗ 
wiegenden Merkmale zu kennzeichnen, wie nordiſch, fäliſch, 
weſtiſch, oſtiſch, oſtbaltiſch, dinariſch. Jüdiſche, mongoliſche, 
negeriſche und andere Raſſemerkmale ſind beſonders hervor⸗ 
zuheben. 

In der Spalte Frühere und jetzige körperliche 
und ſeeliſche Erkrankungen ſind nur die weſentlichen 
Krankheiten (u. a. auch Mißbildungen, Suchten, geſchlechtliche 
Abwegigkeiten und krankhafte ſowie abartige gemütliche Eigen⸗ 
ſchaften) in deutſcher Sprache zu verzeichnen. Etwaige ſach⸗ 
liche Unterlagen (Anſchriften behandelnder Arzte u. a.) ſind 
in der folgenden Spalte ausführlich und eindeutig anzugeben. 

Die Spalte Charaktereigenſchaften ſoll in Stich⸗ 
worten die Eigenheiten des Gemüts, der Grundſtimmung, der 
Willenseigenſchaften, des Geltungsſtrebens, der Phantaſie und 
des Antriebs zum Ausdruck bringen. Weiterhin ſollen hier 
Eigenſchaften wie Sonderling, Wahrheitsliebe, aſoziales Ver⸗ 
halten, gegebenenfalls auch Straftaten erſcheinen. 

Auffallende Begabungen ſind nur ſolche, die 
weit über dem Durchſchnitt liegen. In Betracht kommen: 
geiſtige (mathematiſche, ſprachliche, organiſatoriſche), künſt⸗ 
leriſche (muſikaliſche, maleriſche, zeichneriſche und plaſtiſche) 
und praktiſche (techniſche, handfertige und ſportliche) Be⸗ 
gabungen.“ 
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Sippentafel 


Familienname des Prüflings 
(bei Frauen. Adoptipkindern, Namensänderungen auch Geburts» und frühere Namen) 


Sämtliche Vornamen (Rufname unterſtreichen)—. 


geboren ami l al — — —. u Ser nr An 
(Ort, Kreis, Land) 
sur. Zeit wohnhaft inn rr rr: A Till ar Fe irn en Va 
(genaue Anſchriſt) 

Sippentafel aufgeſtellt amm ni ]¶ : f 2 
(Name) 

Maächirage m iu Su de 
(Beruf) 


Aberſichtstafel Fortſetzung 


Akte Nr 


US münnlich Perſonenzeichen 
O weiblich ſchwarz = Schwachſinn 


grün = erbl. Blindh. u. Taubh. ie = körperl. erbkrank 
Q = Bindopathie rot = Kriminalitat 


A = unbek. Geſchlecht blau = Geifteskrankheit en = Selbfmord 
» 


und = Zwillinge blau mit Schrägſtrich = Fallfucht 


Argroßeltern⸗ 


gene gg ... at ne a — 


Großeltern: 
generation |- 


Eltern⸗ 
generation |-. 


Prüflings⸗ 
generation 


Kinder: 


generatioe4é„„„ͤ4%ͤ nn em? 


Enkel- g 
generation 
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Erſt wenn die hiernach erforderlichen mediziniſchen und 
gehealogiſchen Ermittelungen abgeſchloſſen ſind, wird in der 
Regel die abſchließende Beurteilung des Prüflings in erb⸗ 
biologiſcher Beziehung möglich ſein. Dann aber wird die Be⸗ 
ratung auch ſo zuverläſſig ſein, daß der Ratſuchende auf ſie 
eine weiteren Entſchließungen unbedenklich ſtützen kann. Die 
zu leiſtenden Vorarbeiten werden in den kommenden Jahren 
etig geringer werden, weil immer mehr Perſonen zur Be⸗ 
gutachtung kommen werden, die entweder ſelbſt oder von 
benen bereits Sippenangehörige in einer Sippenliſte ver⸗ 
zeichnet ſind. Bei der Aufſtellung der Sippenliſte werden die 

eſundheitsämter ſich nicht allein auf die Angaben der zu Be⸗ 
Tatenden verlaſſen dürfen; fie werden vielmehr verſuchen 
müſſen, deren Angaben durch objektive Unterlagen zu ſtützen. 
Es wird ſich alſo häufig empfehlen, bei Arzten, Krauken⸗ 
zäuſern, Heil⸗ und Pflegeanſtalten, Gerichten, Jugendämtern, 
Vohlfahrksämtern und bei anderen in Frage kommenden 
Stellen Auskünfte einzuholen, um eine zuverläſſige und mög⸗ 
lichſt lückenloſe Grundlage für die Beurteilung zu gewinnen. 

Die ärztliche Unterſuchung des einzelnen Prüflings wird 
unter Zugrundelegung eines ausführlichen Unterſuchungs⸗ 
bogens vorgenommen; auf feinen Inhalt kann hier nicht 
näher eingegangen werden. Das abſchließende Urteil lautet: 

„Nach dem vorſtehenden Befunde und den 
ſonſtigen Feſtſtellungen iſt dem (der) ... 
entweder zur Eheſchließung geraten worden, 

oder von der Eheſchließung abgeraten worden, 
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oder eröffnet worden, daß vermutlich wegen. 
vorübergehend — dauernd — Ehenntauglich⸗ 
keit beſteht, 

oder obwohl eine Eheuntauglichkeit nicht ſicher 
bedingt iſt, abgeraten worden, die beabſich⸗ 
tigte Ehe einzugehen, 

oder wegen vorhandener Unfruchtbarkeit empfoh⸗ 
len worden, eine Ehe mit einem (einer) Un⸗ 
fruchtbaren oder Erbkranken einzugehen, 

oder wegen vorhandener Erbkrankheit empfohlen 
worden, die Ehe mit einem leiner) Unfrucht⸗ 
baren einzugehen.“ 
Sachgemäße Anderungen des Schlußurteils find ſelbſtver⸗ 

ſtändlich nicht ausgeſchloſſen. Der Ratſuchende erhält eine ent⸗ 

entſprechende Beſcheinigung. 


III. 


Mit der Aufzeichnung des Unterſuchungsergebniſſes und 
der Beratung des einzelnen Ratſuchenden iſt die Aufgabe des 
Geſundheitsamts noch nicht erfüllt. „Die ... vorhan⸗ 
denen Unterſuchungsergebniſſe und Vorgänge 
find zu einer erbbiologiſchen Kartei zu ſammeln“ 
(853 Abi. 1 Satz 1 der Dienſtordnung für die Geſundheits⸗ 
ämter, Beſonderer Teil). 

1. Die Vorderſeite einer erbbiologiſchen Karteikarte hat 
folgendes Ausſehen: 


Wan 1 B Iv sp Sch FE Tb Ob Kb |PsblAlk Bs Ed Ep EE IB K EK NAuss 
Anleloleirlelnliluikiulmmn oe as Ss 70 v 742 N | — Ea FOR e ele! Ka 
1 | | | | | | Silrjorge Poſitive — Ausleſe — Negative 
3 — — — 
1. 4. 0 14. Eltern blutsverw 1 — 
’ geb.: 0 
N 
— Amt Zuname Vorname (Rufname unterſtreichen) A Mädchenname bei Frauen ac elle 
. Fer 
5 5 6 7 8. 0 illing: 15 Kind der Eltern 
= 1 ke ? 5 „Reltgkon 9. Zwilling: ere 
ehelich, bel d. Geburt ja — nein ee: Ad 
glelch⸗ on in mW 
Ar. der Akte Geburtsort Bezirk | Geburtstag, «monat, -iahr | unehelich daes.) gefctetit ö 0 1 
— avon: 
8. 11. jevi trats⸗ 13. Eigne Kinder insges. 
10. ei | 12. e Ä N | totgeboren.... totgeboren 
verheiratet, alten 173 
Tag d. Kartenausſt. genaue Berufsangabe En) Een | Sabre | 3 noch lebend.. noch lebend . 
16. Wohnort (unterſtützungswohnſitze 21. Vorkommen hochwertiger N 23. ariſch — nichtariſch 27. Erbkrankheit 
Orte Wohnung: Eigenſchaften in der Sippe Körperbautyp nach Kreiſchmer e. eee. 
Art: Verwandtſchaftsgrad: | BUTULangezeiguan: n 
Vorwiegender Raſſeanteil Ankrägfßelteg : nt ee 
TERN. sauna sans een Einichlag cg „ Aen. 
ugeit. 
Haarfarbe: Beſchluß auf:. Sum 2 
Augenfarbe: Dee, 
Schädelſorm: Ausſetzung bis: „__. 
— 1 
EN wegen 
17. Frühere Krankheiten 22. Vorkommen von Erbkrank⸗ 24. Schulart und Schulleiſtungen 
heiten in der Sippe: | S Ä 
Art: Verwandtſchaftsgrad: 7 
25 mal vorbeſtraft wegen: 
1 
18. Anſtaltsaufenthalte 
re mal ſitzengeblieben 
EB, R a EINER nn nano» 
25. Körperliche Entwicklung Am.... 5 
wegen 
— — x A x 
unter Pflegſchaft gestellt, entmündigt, 
19. Hauptdiagnoſe r nach 842 K Stöh B., aus 8 51 
e StGB 858 St B., 3356 G. freigeſpro⸗ 
rztlich: chen, r Fürſorge⸗ 
Erbbi ge 5 erztehung angeordnet. 
nn 9 26. Charakterentwicklung, Son⸗ Gerichte: Geſchäſts zeichen: 
ee: | derbegabungen 
20. | 
Geſtorben am: | Kriminalbiologiſch unterfuchtam = 
Todesurſache: i | 2 
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Die Alphabetleiſte am linken oberen Rande der Kartei⸗ 
karte dient der Einordnung der Karteikarte. In der Kopfleiſte 
rechts vom Alphabet bedeutet: 

Mb Mütterberatung, 

Sb = Gäuglingsfürforge, 

Sch = Schulfürjorge, 

FE = Fürſorgeerziehung, 

Tbe = Tuberkuloſefürſorge, 

Gb = Gefhlechtsfrantenfürforge, 

Kb = Srüppelfürforge, 


Psb = Pſychopathen- und Geiſteskrankenfürſorge, 
Alk = Trinkerfürſorge, 

NA Nichtarier, 

Bs = Bauernfiedler, 


Ed = Eheftandsdarlehei, 

Ep = Ehrenpateufchaft, 

EB = Erb- und Eheberatung, 

B = Belaftung mit Erbleiden, 

K = Sriminalität (auch Vorkommen von Kriminalität 

in der Sippe), 

Ek — Erbkrank, 

Auss = Ausſetzung eines auf Unfruchtbarmachung lau⸗ 

tenden Erbgeſundheitsgerichtsbeſchluſſes. 

Die jeweils in Betracht kommende Gruppe wird durch 
Anſtreichen mit Farbſtift oder durch Bereiterung kenntlich ge⸗ 
macht. 

2. Die Karteikarte dient ſowohl als Sud- 
karte für alle Perſonen, mit denen ſich das Ge- 
ſundheitsamt eingehender befaßt hat, wie auch 
als überſicht über alle erbbiologiſchen Beſon- 
derheiten. 


Zunächſt erhält jede Perſon, die erbbiologiſch unterſucht 
iſt, und über die genügende Unterlagen vorhanden ſind, eine 
Karteikarte. Ferner wird eine Karteikarte angelegt über jede 
Perſon, die bei Durchführung des ErbkrNachwGeſ. im Ge⸗ 
ſundheitsamt unterſucht wird oder bei der das Geſundheits⸗ 
amt im Laufe des Verfahrens Kenntnis von den Befund⸗ 
ergebniſſen erhält. Ferner iſt eine Auswertung der den Ge- 
ſundheitsämtern von den Erbgeſcger. einzuſendenden Akten 
in Ausſicht genommen. Als vorläufiges Ziel wird verfolgt, 
„die Kartei nach und nach zu einem lückenloſen 
Nachſchlagewerküber die im Bereiche des Geſund— 
heitsamts wohnenden erbkranken Sippen aus- 
zugeſtalten. Aufgabe der folgenden Zeit wird es 
dann fein, dieſe Kartei auch beſonders im Hin⸗ 
blick auf die wertvollen Sippen und die geſunden 
Erblinien zu vervollſtändigen.“ 


Für den Ausbau der Kartei dürfte es von nicht zu unter⸗ 
ſchätzender Bedeutung fein, daß auch das wertvolle Ma- 
terial, welches bei anderen Behörden vorhanden 
iſt, nutzbar gemacht wird. Aus dieſem Grunde hat für 
den Bereich der Juſtizverwaltung der Reichs- 
miniſter der Juſtiz bereits durch eine AV. vom 
10. Mai 1935 (Deutſche Juſtiz S. 730) angeordnet, 
daß die Akten, die für die Sippenkuünde, die 
Raſſenforſchung und die Feſtſtellung der Ab- 
ſtammung oder der Erbanlagen eines Menſchen 
von Bedeutung ſind, erhalten bleiben müfjen. 
Es find deshalb von der Vernichtung ausgeſchloſſen worden: 


1. Zivilprozeßakten 


a) Die Prozeßakten, in denen verhandelt iſt über Namen⸗ 
rechte, über Familien» oder Erbrechte, über Familienſtiftun⸗ 
gen, über Familienfideikommiſſe, über Leibgedinge, Wittümer, 
Abfindungen und Altenteilslaſten; 

bp) die gerichtlichen Akten in Eheſachen, falls in ihnen ein 
ärztliches Zeugnis über den Geiſteszuſtand eines Ehegatten 
enthalten iſt; 


c) die gerichtlichen Akten über Kindſchafts- und Entmün⸗ 
digungsſachen; 

d) die Prozeßakten, in denen verhandelt iſt über Unter⸗ 
haltsanſprüche des unehelichen Kindes gegen ſeinen Erzeuger. 


2. Strafprozeßakten 


a) Die Akten, in denen ein ärztliches Gutachten über den 
Geiſteszuſtand (oder die Taubſtummheit) einer Perſon er⸗ 
ſtattet iſt; 

bp) die Akten, in denen auf eine Freiheitsſtrafe von einem 
Jahr oder mehr oder auf eine Maßregel der Sicherung und 
Beſſerung erkannt worden iſt oder in denen eine Verurteilung 
aus § 361 Nr. 3—8 StGB. erfolgt iſt; 

c) die Akten, in denen in einem Verfahren gegen Jugend⸗ 
liche auf die Erziehungsmaßregeln der Unterbringung, Schutz⸗ 
aufſicht oder Fürſorgeerziehung erkannt iſt. 


3. Sonſtige Akten 

a) Die Akten, in denen eine Vormundſchaft oder eine 
Pflegſchaft gemäß $ 1910 BGB. geführt iſt; 

b) die Akten über Annahme an Kindes Statt und Chelich⸗ 
keitserklärungen; 

e) die Akten über Entmündigungen; 

d) die Akten über Schutzaufſicht und Fürſorgeerziehung; 

e) die Akten über Anderung von Familien- und Vor⸗ 
namen; 

f) die Akten über Berichtigung der Standesregiſter; 

g) die Krankenblätter und Krankenakten der Gefangenen, 
die in einer Kranken- oder Beobachtungsabteilung einer GM 
fangenenanſtalt untergebracht waren. 

h) die Akten über die bei den kriminalbiologiſchen For⸗ 
ſchungsſtellen vorgenommenen Unterſuchungen. 

3. Zum Zwecke der erbbiologiſchen Beſtands⸗ 
aufnahme haben die Geſundheitsämter eine 
Zweitſchrift der Karteikarte zu fertigen. Dieſe 
Zweitſchrift wird an das für den Geburtsort des 
Unterſuchten zuſtändige Geſundheitsamt und, 
falls der Unterſuchte im Ausland geboren iſt, an das Reichs⸗ 
geſundheitsamt in Berlin geſandt. Die Regelung ſchließt ſich 
alſo an die des Strafregiſters an. Wichtige Nachträge in der 
Erſtſchrift der Karteikarte müſſen dem Geſundheitsamt des 
Geburtsorts gemeldet werden. 

4. Eine Drittſchrift der Karteikarte iſt in allen Fällen 
anzufertigen, wenn in der Karteikarte objektive Angaben über 
das Vorkommen hochwertiger Eigenſchaften oder von Erb— 
krankheiten in der Sippe oder über Erbkrankheiten und Be⸗ 
ſtrafungen des Prüflings enthalten ſind. Dieſe Drittſchrift 
erhält die Abteilung für Erb⸗ und Raſſenpflege im Reichs⸗ 
geſundheitsamt in Berlin für Zwecke ſtatiſtiſcher Auswertung. 


IV. 

Durch die Einrichtung der Geſundheitsämter mit ihren 
Beratungsſtellen für Erb⸗ und Raſſenpflege und durch den 
Erlaß eingehender Richtlinien für die Errichtung und die 
Tätigkeit dieſer Beratungsſtellen iſt einmal garantiert, daß 
überhaupt praktiſche Erb⸗ und Raſſenpflege ge 
trieben wird, und zum anderen, daß Erb- und Raſſenpflege 
überall im ganzen Reich nach gleichen Geſichtspunkten 
getrieben wird. Damit iſt ein ſicherer Unterbau geſchaffen, auf 
dem die künftige Geſetzgebung ihre erb- und raſſenpflegeriſchen 
Maßnahmen aufbauen kann. Wie das ErbkrNachwöGeſ. der 
negativen Bevölkerungsausleſe durch Verhütung der Weiter⸗ 
gabe kranker Erbanlagen dient, ſo ſtehen die Geſundheitsämter, 
wie in 8 51 des beſonderen Teils der Dienſtanweiſung aus 
drücklich geſagt wird, vor allem im Dienſte einer aufbauenden 
Bevölkerungspolitik. Sie werden die Familiengründung zu 
fördern ſuchen und überall da, wo es möglich iſt, für eine 
Beſſerſtellung der Familie, insbeſondere der kinderreichen Fa⸗ 
milie, eintreten. Die Pflege des wertvollen Erbgut? 
in unſerm Volke iſt die wichtigſte Aufgabe der 
Geſundheitsämter. 


64. Jahrg. 1935 Heft 30 
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Fur Anderung des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
Von Carl Gerhard Meinhof, Erbgeſundheitsgericht Hamburg 


Die Anderung des ErbkrNachwGeſ. v. 26. Juni 1935 
(RGBl. I, 773) enthält eine Verbeſſerung und zwei Ergän⸗ 
zungen des Geſetzes. Der einzige Artikel des neuen Geſetzes 
iſt kurz, klar und inhaltsreich. Von ſeinen vier Ziffern ge⸗ 
hören Ziff. 2 und 3 inhaltlich zuſammen; ſo ergeben ſich 
drei Teile der Anderung: 

1. Ziff. 1 verfügt die Herabſetzung der Rechtsmittelfriſt 
von 1 Monat auf 14 Tage. Das geſchieht nicht, um das Ver⸗ 
fahren dem übrigen Rechtsſyſtem anzugleichen, ſondern um 
eine Beſchleunigung zu erzielen. 

Dieſe liegt im Intereſſe des Erbkranken ſelbſt und im 
Intereſſe der Allgemeinheit. Es iſt einer der weſentlichſten 
Züge des Erbgeſundheitsverfahrens, daß es ſich hier nicht 
um eine Abwägung der Belange des einzelnen gegen die 
Belange der Allgemeinheit handelt, wie oft fälſchlich an⸗ 
genommen wird. Im Erbgeſundheitsverfahren geht nicht das 
Staatsintereſſe dem Intereſſe des einzelnen vor, ſondern iſt 
geradezu mit ihm identiſch. Hier fehlt jeder Intereſſenkonflikt. 
Der einzelne hat kein Intereſſe, kranke Kinder zu zeugen, und 
die Allgemeinheit hat kein Intereſſe, geſunde Menſchen un⸗ 
fruchtbar zu machen. Gericht, Amtsarzt und Erbkranke ziehen 
alſo am gleichen Strang. Über den reinen Tatbeſtand kann 
man natürlich verſchiedener Meinung ſein. Dieſe Meinungs⸗ 
verſchiedenheit liegt aber keineswegs immer ſo, daß der Staat 
unfruchtbar machen will und der Betroffene ſich weigert. Es 
ommt auch vor, daß jemand ſelbſt ſeine Unfruchtbarmachung 
wünſcht, aber keine Erlaubnis erhält. Die Anwendung ſtaat⸗ 
lichen Zwanges erfolgt in dieſem Verfahren alſo niemals nur, 
um Anſprüche des Staates gegen den einzelnen durchzuſetzen, 
ondern immer auch gleichzeitig im Intereſſe des einzelnen 
ſelbſt. Das iſt von großer Wichtigkeit für die Stellungnahme 
von Vormündern und Vormundſchaftsämtern. 

Die Verkürzung der Rechtsmittelfriſt ſcheint zunächſt 
nicht im Intereſſe des einzelnen zu liegen, da er ja durch 
ſchnellen Gebrauch der Beſchwerde oder des Rechtsmittelver⸗ 
zichts in ihm günſtigen Fällen die Friſt verkürzen kann. Das 
geſchieht nach den Erfahrungen der Praxis tatſächlich ſehr 
oft. Daneben gibt es aber Gruppen von Erbkranken, die durch 
ihre Krankheit entſchlußlos gemacht werden (z. B. viele Epi⸗ 
leptiker). Dieſe quälen ſich die gauze Rechtsmittelfriſt hindurch 
und können zu keiner Entſcheidung gelangen. Für ſie iſt die 
Verkürzung der Friſt, deren Ende ihnen erſe den nötigen 
Impuls für den Willensakt gibt, eine große Wohltat. Die 
anderen, ſchneller Entſchlußfähigen, werden dagegen durch 
ie Verkürzung der Friſt nicht beeinträchtigt. Da die Ver⸗ 
kürzung aber auch für den Amtsarzt gilt, haben alle Erb⸗ 
ranken eine Gewähr, daß ihnen ſchneller als bisher ein end⸗ 
gültiger Beſcheid zuteil wird. Es muß hier darauf hinge⸗ 
wieſen werden, daß nicht der Verzicht auf Nachkommen — 
ſehr viele Erbkranke wünſchen gar keine Kinder —, ſondern 
as unangenehme Gefühl eine Operation vor ſich zu haben, 
ie Mehrzahl der Erbkranken am meiſten beunruhigt. Hier 
läßt ſich durch ein ſchnelles Verfahren vieles erleichtern. 

Aber nicht nur der einzelne, ſondern ebenſo die All⸗ 
gemeinheit hat ein großes Intereſſe an der Beſchleunigung 
des Verfahrens. 

Die zuſtändigen Miniſterien des Innern und der Juſtiz 
haben von Anfang an betont, daß es ſich um ein beſonders 
eiliges Verfahren handelt. Eile iſt geboten, weil jeder fort⸗ 
pflanzungsfähige Erbkranke für die Volksgemeinſchaft eine 
große Gefahr bedeutet, die ſchnellſtens beſeitigt werden muß. 
Dieſe Gefahr beſteht nicht nur darin, daß der Erbkranke kranke 

achkommen zeugen könnte, ſondern auch darin, daß Erbkranke 
oft aus Unkenntnis von Geſunden geheiratet werden. Folgt 
dann ſpäter die Unfruchtbarmachung des Erbkranken, ſo iſt 
der ehetreue, geſunde Gatte ebenfalls unfruchtbar. Durch die 
derſpätete Einleitung oder Durchführung des Erbgeſundheits⸗ 


verfahrens droht deshalb nicht nur eine Vermehrung der Erb⸗ 
kranken, ſondern auch eine Verminderung der Erbgeſunden. 
In der Gefahrlage, in der ſich das deutſche Volk bevölkerungs⸗ 
politiſch für die nächſten 30 Jahre befindet, kann eine ſolche 
Verminderung der gefunden Erbſtämme gar nicht ernſt genug 
genommen werden. 


Eine beſchleunigte Durchführung der Unfruchtbarmachung 
iſt aber nicht nur ein Gebot der Selbſterhaltung für unſer 
Volk, ſondern auch ein Gebot der Menſchlichkeit. Unendliches 
Leid läßt ſich in den betroffenen Familien vermeiden, wenn 
rechtzeitig geklärt wird, wer erbgeſund und wer erbkrank iſt. 
Jeder, der mit der Ermittlung, Begutachtung und Beurtei⸗ 
lung von Erbkranken zu tun hat, ja jeder, bei deſſen Tätig⸗ 
keit es überhaupt auf die Frage „erbgeſund oder erbkrank?“ 
ankommt, ſollte deshalb dafür ſorgen, daß die Durchführung 
dieſes Geſetzes beſchleunigt wird. Hinweiſe auf die Finanzlage 
find dabei nicht geeignet, eine langſame Durchführung des 
Geſetzes zu rechtfertigen. Es handelt ſich hier um Dinge, die 
den Beſtand des ganzen Volkes betreffen, um Dinge, die 
außerdem in ihrer unerhörten Tragik keine Beziehung zu 
Geldſchwierigkeiten dulden, ſolange noch Mittel für andere 
Zwecke vorhanden ſind. Aber darüber hinaus iſt der Einwand, 
daß die gegenwärtige Finanzlage keine ſchnellere Durchfüh⸗ 
rung des Geſetzes erlaube, auch vom finanziellen Standpunkte 
aus einfach unrichtig. Eine finanzielle Betrachtung der An⸗ 
gelegenheit zeigt, daß gerade hier eine Möglichkeit beſteht, 
größere Mittel einzuſparen. Es iſt nicht nur zu beachten, daß 
ein großer Teil des ſtaatlichen Behördenapparats überhaupt 
nur wegen der geiſtig Abnormen erforderlich iſt. — Daraus 
würde ſich wohl erſt in der nächſten Generation eine Spar⸗ 
möglichkeit ergeben. — Es iſt vielmehr zu bedenken, daß ein 
weſentlicher Teil der Erbkranken eben infolge ihrer Krankheit 
von der öffentlichen Hand lebt. Durch ihre Kinder, und das 
ſind oft recht viele, entſtehen der öffentlichen Hand vom 
erſten Tage an Koſten. Schließlich iſt auch noch auf die un⸗ 
vermeidlichen Fehlleitungen von Mitteln hinzuweiſen, die z. B. 
bei Siedlungen und Verſchickungen, um nur die wichtigſten 
zu nennen, entſtehen, wenn fälſchlich Erbgeſundheit oder auch 
Erbkrankheit angenommen wird. Eine ſchnellere Durchführung 
des Geſetzes würde auch hier als Sparmaßnahme wirken. 
Leider beachten die Finanzſachverſtändigen bevölkerungspoli⸗ 
tiſche Wirkungen immer noch viel zu wenig. 

Möge die neue Veſchleunigung des Erbgeſundheitsver⸗ 
fahrens dazu beitragen, allen ein Anſporn zu ſein, daß ſie 
mehr Kräfte und Mittel einſetzen, um die Erbkranken ſchnell⸗ 
ſtens zu erkennen und zu erfaſſen. 

2. Ziff. 2 und 3 bringen nicht eine Anderung, ſondern 
eine Ergänzung des ErbkrNachwGeſ.: Sie beſchäftigen ſich mit 
der Schwangerſchaftsunterbrechung. Bisher fehlte es an jeder 
geſetzlichen Regelung dieſer Materie. Es ſei hier noch einmal 
ganz kurz auf die geſchichtliche Entwicklung hingewieſen: 


Aus der Lehre, daß die Paragraphen des StGB. nicht 
nur die Strafdrohung, ſondern auch die Strafnorm enthalten, 
ergab ſich die Auffaſſung, daß die Beſtimmungen des StGB. 
auch dazu da ſeien, den Verbrecher vom anſtändigen Menſchen 
zu unterſcheiden. Dies führte dazu, die für das Strafverfah⸗ 
ren vorgeſehenen Ausnahmen auch auf die Abgrenzung von 
Verbrechen und anſtändiger Handlung zu beziehen. Es mutet 
uns heute bereits grotesk an, daß noch bis zum Jahre 1927 
Arzte beſtraft wurden, die eine Schwangerſchaft unterbrachen, 
um eine Schwangere aus Lebensgefahr zu retten. Eine Ver⸗ 
meidung ſolcher Strafen wurde damals erſt möglich, nachdem 
das NG. die Lehre vom übergeſetzlichen Notſtand ) an⸗ 
erkannt hatte. Auf dieſer Lehre ſußend, erklärte das Erbgeſ⸗ 
Ger. Hamburg in einer Entſch. v. 16. März 1934 (JW. 1935, 


1) In den Entſcheidungen RGSt. 61, 243 und 62, 137. 
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215% eine Schwangerſchaftsunterbrechung aus eugeniſcher 
Indikation im Erbgeſundheitsverfahren für zuläſſig. Unab⸗ 
hängig davon brachte Schaffſtein: JW. 1934, 1883 den 
gleichen Gedanken, aber nicht in ſo enger Anlehnung an das 
Erbkr NachwG. Es folgte dann ein zuſtimmender Aufſatz von 
Dahm im Deutſchen Strafrecht 1934, 209 und am 17. April 
1934 (JW. 1935, 2185) eine weitere Entſcheidung des Erb⸗ 
geſcher. in Hamburg, die darauf hinwies, daß die gleichen 
Geſichtspunkte wie bei Erbkrankheit der Schwangeren ſelbſt 
auch bei Erbkrankheit des Erzeugers anwendbar ſind. Dieſe 
hamburgiſche Entſcheidungen haben teilweiſe ſtarken Anklang 
gefunden. Es ſind aber auch eine ganze Reihe abweichender 
Anſichten laut geworden, die teils eine andere Begründung 
brachten, teils nur formaljuriſtiſche Bedenken enthielten oder 
weltanſchaulicher Gegnerſchaft entſprangen. Weitere Entſchei⸗ 
dungen und Erörterungen hierüber finden ſich JW. 1935, 
7082 u. 3, 142737, 1428 41, 1434 4. Der Zuſtand, daß in 
einem Teile des Reiches vom Staate ſelbſt ausgeführt wurde, 
was in einem anderen Teile des Reiches für ſtrafbar galt, 
machte eine geſetzliche Regelung notwendig. Nachdem nunmehr 
durch den Geſetzgeber Klarheit geſchaffen iſt, hat eine Er⸗ 
örterung, welche Anſicht unter dem alten Rechtszuſtand rich⸗ 
tig war, kein Intereſſe mehr. 

Es iſt aber beſonders darauf hinzuweiſen, daß eine Un⸗ 
terbrechung der Schwangerſchaft jetzt nur noch in Vetracht 
kommt, wenn die Schwangere ſelbſt erbkrank iſt. Die Unter⸗ 
brechung bei Erbkrankheit des Erzeugers, wie ſie die Hamburger 
Entſch. v. 17. Okt. 1934 für die Zeit vor dem Erlaß des 
neuen Geſetzes zuließ, kommt jetzt nicht mehr in Frage. Der 
Grund für dieſe Einſchränkung durch den Geſetzgeber liegt 
offenbar darin, daß es im geltenden Recht kein brauchbares 
Verfahren für die Feſtſtellung einer Vaterſchaft gibt. Die 
88 1591 und 1717ff. BGB. geben nur geſetzliche Beweis⸗ 
regeln und Vermutungen, die einer genauen Ermittlung 
der Abſtammung oft mehr hinderlich als nützlich ſind. Wenn 
dieſe Beſtimmungen erſt in ein brauchbares Abſtammungs⸗ 
verfahren umgewandelt worden ſind, kann daran gedacht wer⸗ 
den, die vom Erzeuger her belaſteten erbkranken Schwanger⸗ 
ſchaften ſolchen mit mütterlicher Belaſtung rechtlich gleichzu⸗ 
ſtellen. In der Sache ſelbſt beſteht zwiſchen der Belaſtung vom 
einen oder vom anderen Elternteil her kein Unterſchied. 


Dagegen iſt nicht zu leugnen, daß die Unterbrechung der 
vom Erzeuger her belaſteten Schwangerſchaften, wenn ſie 
nicht ſehr ſorgfältig geprüft wird, zur Tarnung unberechtig⸗ 
ter Abtreibungen führen kann. Den Kampf gegen die Ab- 
treibungen weiter vorzutragen, iſt aber einer der weſent⸗ 
lichſten Geſichtspunkte der neuen Vorſchrift. Während üble 
Abtreibungen früher durch mediziniſche oder andere „Indika⸗ 
tionen“ ein ſittlich ſcheinendes Mäntelchen erhalten konnten, 
iſt durch die klare Scheidung der berechtigten von den unbe⸗ 
rechtigten Gründen einer Unterbrechung der Kampf gegen 
die Abtreibung ganz weſentlich erleichtert. Der doktrinäre 
Standpunkt, die Unterbrechung ſtets für unſittlich zu er⸗ 
klären, erwies ſich im ganzen Reich gegenüber den harten 
Notwendigkeiten des Lebens als wirkungslos. Dagegen hat 
die neue deutſche Weltanſchauung, die ſich den gottgegebenen 
Lebensgeſetzen beugt und ihnen gerecht wird, bemerkenswerte 
Erfolge aufzuweiſen: Die höhere Geburtenziffer für 1934 iſt 
ein Beweis, daß der Hebel bei der Bekämpfung der Abtrei⸗ 
bungs⸗ und Empfängnisverhütungsſeuche jetzt richtig ange⸗ 
ſetzt wird. Die Verhütung erbkranken Nachwuchſes und die 
Unterbrechung erbkranker Schwangerſchaften iſt ein Teil dieſes 
Kampfes. Dies ſind berechtigte Ausnahmen von der allge⸗ 
meinen Regel, Ausnahmen, die die Regel — nach der deut⸗ 
ſchen Volksweisheit — beſtätigen, aber nicht aufheben, außer⸗ 
dem Ausnahmen, die nicht Menſchen geſchaffen haben, jon- 
dern die durch ein höheres als menſchliches Wollen feſt⸗ 
gelegt ſind. 


Dieſe Ausnahmen ſind nicht angenehm, aber notwendig. 
Sie ſind eine bittere Medizin und dienen dem Wohle der 
Geſamtheit und der einzelnen. Hiernach könnte es unverſtänd⸗ 
lich erſcheinen, daß im Gegenſatz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes die Unterbrechung erbkranker Schwangerſchaften 
nur nach Einwilligung der Schwangeren ſelbſt erfolgen darf. 
Im ganzen Rechtsleben gilt ja auch ſonſt der Grundſatz, daß 
wer gegen ſein eigenes und ſeines Volkes Intereſſe handeln 
will, daran gehindert und zu vernünftigem Handeln gezwun⸗ 
gen werden muß, z. B. bei Entmündigungen, Bewahrungen 
in Heilanſtalten oder Schutzhaft uſw. Wenn man bei der 
Schwangerſchaftsunterbrechung eine Ausnahme macht, ſo ge⸗ 
ſchieht das offenbar wegen des Gewiſſenzwanges, der in 
vielen Gegenden Deutſchlands heute noch ausgeübt wird. Das 
neue Geſetz vermeidet in glücklicher Weiſe den Fehler ſeiner 
Gegner, die nach ſtaatlichem Zwang — Staatsanwalt und 
Zuchthaus — gegen die unglücklichen erbkranken Frauen 
rufen. 

Die Einwilligung der Schwangeren iſt dabei allerdings 
nicht wörtlich zu verſtehen. Es kommt z. B. nicht darauf 
an, was eine geſchäftsunſähige Geiſteskranke in ihrem Wahne 
äußert. Maßgeblich iſt vielmehr bei Schwerkranken oder Ju⸗ 
gendlichen die Einwilligung des berechtigten Vertreters. Be⸗ 
rechtigter Vertreter iſt im Erbgeſundheitsverfahren der, dem 
nach Erlaß des Beſchluſſes das Beſchwerderecht zuſtehen 
würde. Man darf hier keinen Unterſchied zwiſchen einem „na⸗ 
türlichen“ Willen und einem „rechtsgeſchäftlichen“ Willen kon⸗ 
ſtruieren. Die Vertretungsbefugnis iſt im Erbgeſundheitsver⸗ 
fahren ſchon ſo weit in der Richtung auf den natürlichen 
Willen geändert, wie dies die Beeinträchtigung des Willens 
durch Krankheit oder Jugend überhaupt erlaubt. Wollte man 
darüber noch hinausgehen, ſo würde die Einwilligung zu 
einer reinen Farce werden. 

Zu erwähnen iſt noch, daß das Geſetz als Grenze der 
Unterbrechung den Ablauf des ſechſten Monats anſetzt, ſo 
daß Unterbrechungen im ſechſten Monat nach dem Geſetz noch 
zuläſſig ſind. 

3. In Ziff. 4 wird ſchließlich eine neue Faſſung des 8 14 
ErbkrNachwGgeſ. gegeben, der ſich bisher nur mit der medi⸗ 
ziniſch begründeten Unfruchtbarmachung und Entfernung der 
Keimdrüſen beſchäftigte. Abſ. 1 enthält jetzt auch die ſchon 
lange notwendige geſetzliche Regelung der Schwangerſchafts⸗ 
unterbrechung aus mediziniſcher Indikation, die bisher nur 
von der Rechtſprechung anerkannt wurde. 

Abſ. 2 gibt eine neue Möglichkeit freiwilliger Entfernung 
der Keimdrüſen. Sittlichteitsverbrechen jeder Art find in ſehr 
viel ſtärkerem Maße anlagebedingt und erblich, als die Straf⸗ 
richter heute meiſt noch annehmen. Das iſt aber kein ſtraf⸗ 
mildernder Geſichtspunkt. Vielmehr ſind Sittlichkeitsver⸗ 
brecher, beſonders wenn es ſich um Sittenverbrechen gegen⸗ 
über Kindern oder unter Gewaltanwendung handelt, gerade 
wegen der Anlagebedingtheit des Verbrechens ſo gut wie 
immer unverbeſſerlich und höchſt gefährlich. Deshalb haben 
hier nur ſchwerſte Strafen überhaupt einen Sinn. Es ent⸗ 
ſpricht der Gepflogenheit des deutſchen Rechts und der heute 
noch lebendigen geſunden Rechtsauffaſſung des deutſchen Vol⸗ 
kes, daß derartige Sittlichkeitsverbrecher von Rechts wegen 
mit dem Tode beſtraft werden ſollten. Die Entmannung iſt 
demgegenüber eine Milderung, ſie bietet eine Möglichkeit, das 
an ſich verwirkte Leben zu erhalten. Die freiwillige Entfer⸗ 
nung der Keimdrüſen gibt dem Verbrecher eine Möglichkeit, 
auch außerhalb des Strafverfahrens zu zeigen, daß er einen 
ernſten Willen zur Anderung ſeines Weſens hat. Der Straf⸗ 
richter wird in Zukunft bei der Strafzumeſſung, bei Sicher⸗ 
heitsmaßnahmen und bei der Erledigung von Gnadengeſuchen 
weitgehend berückſichtigen müſſen, ob der Verbrecher von 
dieſer Gelegenheit, ein neues Leben zu beginnen, Gebrauch 
gemacht hat oder nicht. 


64. Jahrg. 1935 Heft 30) 
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Das ſchwediſche Steriliſierungsgeſetz und ſeine Durchführungsbeſtimmungen 


Mitgeteilt von Amtsgerichtsrat Maß feller, Berlin 


I. Geſetz über Unfruchtbarmachung gewiſſer 

Seiſteskranker, Geiſtesſchwacher oder anderer 

Perfonen, die an Störung der ſeeliſchen Funk⸗ 
tionen leiden 

Vom 18. Mai 1934 (Schwediſche Geſetzesſammlung Nr. 171) 


8 1. 

Wenn mit Grund angenommen werden kann, daß eine 
Perſon, die an Geiſteskrankheit, Geiſtesſchwäche 
oder einer anderen Störung der geiſtigen Funk⸗ 
tionen leidet, aus dieſem Grunde in Zukunft außerſtande 
ſein wird, für ihre Kinder zu ſorgen, oder in dem 
Verdacht ſteht, ihre Geiſteskrankheit oder ihre 
Geiſtesſchwäche auf ihre Nachkommen zu über⸗ 
tragen, fo kann ohne ihre Zuſtimmung gemäß dieſem 
Geſetze die Steriliſierung an ihr vorgenommen werden, ſofern 


1 


ie infolge ihrer mangelnden ſeeliſchen Leiſtungsfähigkeit tat⸗ 
ſächlich nicht fähig ift, ihre gültige Zuſtimmung zu der Maß⸗ 
nahme zu erteilen. 

Auf die Steriliſierung aus mediziniſchen Gründen ſoll 
dieſes Geſetz keine Anwendung finden. 


8 2. 

Die Steriliſierung kann mit Ausnahme des in §3 vor⸗ 
geſehenen Falles nur nach erlangter Zuſtimmung der Geſund⸗ 
heitsbehörde erfolgen. 

Eine ſolche Zuſtimmung. darf nicht erteilt werden, ohne 
daß, wenn der zu Steriliſierende verheiratet iſt, ſein Ehe⸗ 
gatte, bei Minderjährigen der Erziehungsberechtigte, bei Eut⸗ 
mündigten der Vormund und endlich bei Inſaſſen öffentlicher 
Anſtalten der Anſtaltsarzt oder Anſtaltsdirektor, ſoweit es 
möglich geweſen iſt, Gelegenheit zur Außerung erhalten hat. 


83. 
Venn bezüglich eines Geiſtesſchwachen zwei legitimierte 
Arzte nach Beratung feſtgeſtellt haben, daß Gründe zur Steri⸗ 
iſterung nach 8 1 vorliegen, jo kann dieſe ohne Zuſtimmung 
er Geſundheitsbehörde vorgenommen werden, falls die ſchrift⸗ 
liche Zuſtimmung der Perſon oder der Perſonen vorliegt, die 
müßen. zweiter Abſatz die Möglichkeit zur Außerung erhalten 
Uſſen. 


8 4. 

Die Steriliſierung geſchieht durch einen legitimierten 
Arzt und darf nur durch einen ſolchen Eingriff erfolgen, 
mit dem im allgemeinen ein Schaden für die Geſundheit nicht 
verbunden iſt. 

Die Steriliſierung eines Geiſtesſchwachen, die ohne dazu 
eingeholte Zuſtimmung der Geſundheitsbehörde erfolgt, hat 
in einem Lazarett oder Krankenhaus oder auch in anderen 
Anſtalten zu geſchehen, die von der Medizinalbehörde zur 
ornahme von Steriliſierungen zugelaſſen ſind. 
SAD: 

Arzte und andere Perſonen, die von Berufs wegen oder 
ſonſt mit einer Steriliſierung oder damit zuſammenhängen⸗ 
en Angelegenheiten zu tun hatten, dürfen ſich nicht ohne 
beſondere Gründe über die dabei erfolgten Vorkomnmiſſe 
äußern. 

8 6 


Gegen den Beſchluß der Geſundheitsbehörde in Sachen 
der Steriliſierung kann bis zum zwanzigſten Tage nach dem 
Ergehen des Beſchluſſes, 12 Uhr, beim König Berufung ein⸗ 
gelegt werden. 

8 7. 


6 Wer Beſtimmungen dieſes Geſetzes übertritt oder nicht 
folgt, wird, ſofern die Übertretung nicht anderweitig mit 
trafe bedroht iſt, zu Geldſtrafe verurteilt. 


88. 

Vergehen gegen 85 dürfen nicht vom Oberſtaatsanwalt 
verfolgt werden, ſofern ſie nicht von dem Geſchadigten an⸗ 
gezeigt werden. U 

Geldſtrafen, die nach dieſem Geſetz verhängt werden, 
fallen an die Krone. Beſteht keine Möglichkeit zur Eintrei⸗ 
bung der Geldſtrafen, ſo ſind ſie nach dem allgemeinen Straf⸗ 
geſetz in andere Strafen umzuwandeln. 


89. 
Der König iſt befugt, die erforderlichen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zu dieſem Geſetz zu erlaſſen. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Jan. 1935 in Kraft. 


II. Zu dieſem Geſetz find die Röniglichen Be 
kanntmachungen v. 2. Nov. 1934 ergangen 


1. Königl. Bekanntmachung über Durchführungsbeſtimmungen 

zum Geſetz vom 18. Mai betr. Unfruchtbarmachung gewiſſer 

Geiſteskranker, Geiſtesſchwacher oder anderer Perſonen, die 
an Störung der ſeeliſchen Funktionen leiden 


Vom 2. Nov. 1934 (Geſetzesſammlung Nr. 521) 
Sal: 


Geſuche bei der Medizinalverwaltung um Genehmigung 
der Steriliſierung nach dem Steriliſierungsgeſetz können ein⸗ 
gereicht werden: 

1. von dem, den das Geſuch ſelbſt betrifft, 

2. für eine minderjährige Perſon von dem, der 
die Pflegſchaft ausübt, 
für eine als unmündig erklärte Perſon durch 
den Vormund, 
für in öffentliche Anſtalten Aufgenommene vom An- 
ſtaltsarzt oder Vorſtand, 
für Perſonen, die Armenpflege genießen oder deren 
Verwandte oder minderjährige Kinder Armenpflege 
genießen, von der Verwaltung der Armen⸗ 
pflege, 
für die nach dem Kinderpflegſchaftsgeſetz betreuten 

Perſonen und ſolche Perſonen, deren minderjährige 
Kinder in dieſer Weiſe betreut werden, vom Kinder- 
pflegſchaftsausſchuß. 

Das Geſuch iſt ſchriftlich nach feſtſtehendem Formular 
abzujajjen und muß vom Geſuchſteller eigenhändig unter⸗ 
zeichnet ſein. 


2 


D 


8 2. 

Geſuchen nach 8 1 find Alterszeugniſſe für die von dem 
Geſuche betroffenen Perſonen ſowie Beſcheinigungen ihrer Anz 
verwandten, Ehegatten oder anderer Perſonen über die Um⸗ 
ſtände beizufügen, die für die Beurteilung der Angelegenheit 
von Bedeutung ſind, ſowie Veſcheinigungen eines ligitimier⸗ 
ten Arztes über die vorgenommene Unterſuchung. 

Die Beſcheinigungen ſind nach feſtſtehendem Formular 
abzufaſſen. 

8 25 


Wenn ein Geſuch um Genehmigung der Steriliſierung 
vorſchriftsgemäß eingereicht worden iſt, ſo hat die Medizinal⸗ 
verwaltung baldmöglichſt zu prüfen, ob die Steriliſierung 
ſtattfinden kann. 

Falls von denjenigen, die nach $ 2 Abſ. 2 Steriliſierungs⸗ 
geſetz Gelegenheit zur Außerung erhalten muſſen, keine ſchriftliche 
Außerung in der Sache vorliegt, ſo hat die Medizinalverwal⸗ 
tung ihnen nach Möglichkeit Gelegenheit zur Außerung über 
das Geſuch zu geben. 

Sofern für die Unterſuchung noch weitere Unterlagen 
benötigt werden, die nicht ohne weiteres durch die Medizinal⸗ 
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verwaltung beſchafft werden können, jo muß diefe dem Geſuch⸗ 
ſteller eine gewiſſe Zeit zur Beſchaffung dieſer Unterlagen 
gewähren. 

8 4. 


Bei Erteilung der Genehmigung zur Steriliſierung kann 
die Medizinalbehörde beſondere Anordnungen zur Durchfüh⸗ 
rung des Eingriffs treffen. 

8 5. 

Eine Genehmigung zur Steriliſierung iſt verfallen, wenn 
die Maßnahme nicht innerhalb eines Jahres von dem Augen⸗ 
blick an, wo der Beſchluß Geſetzeskraft erlangt hat, vorge⸗ 
nommen worden iſt. 

8 6. 


Hinſichtlich des Anſuchens an einem legitimierten Arzt 
um Vornahme der Unterſuchung nach § 3 Steriliſierungs⸗ 
geſetzes find die Beſtimmungen des § 1 entſprechend anzu⸗ 
wenden. 

Hierbei iſt für die zu unterſuchende Perſon eine Alters⸗ 
beſcheinigung beizufügen. 


Bevor die Steriliſierung auf Grund der Unterſuchung 
nach 8 3 Steriliſierungsgeſetzes vorgenommen wird, haben 
die Arzte, die die Unterſuchung vorgenommen haben, eine Er- 
klärung nach feſtſtehendem Formular abzugeben, daß ſie aus 
den in der Erklärung angegebenen Gründen zu dem Urteil 
gelangt find, daß Anlaß zur Steriliſierung nach § 1 Sterili⸗ 
ſierungsgeſetzes gegeben iſt. 

Die Steriliſierung darf auf Grund einer ſolchen Erklä⸗ 
rung nicht mehr vorgenommen werden, wenn ein Jahr nach 
der Unterzeichnung der Urkunde verfloſſen iſt. 


8 8. 

Nach Durchführung der Steriliſierung hat der Arzt 
binnen einem Monat Bericht darüber an die Medizinalver⸗ 
waltung nach feſtſtehendem Formular zu erſtatten. Iſt die 
Steriliſierung ohne vorher eingeholte Genehmigung der Me- 
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dizinalbehörde vorgenommen worden, ſo ſind gleichzeitig ſämt⸗ 
liche Urkunden über die Angelegenheit einzureichen. 


sg: 
Der Wortlaut der in dieſer Bekanntmachung bezeichneten 
Formulare wird von der Medizinalbehörde feſtgelegt. 


810. 

Falls die Perſon, die die Steriliſierung vorgenommen 
hat, eine Beſtimmung dieſer Bekanntmachung oder einer au 
ihrer Grundlage erlaſſenen Vorſchrift übertreten oder ver⸗ 
nachläſſigt hat, jo wird die Übertretung, falls fie nicht ander 
weitig ſtrafbar iſt, mit einer Geldſtrafe geahndet. 

Geldſtrafen, die auf Grund dieſer Bekanntmachung ver⸗ 
hängt worden ſind, fallen der Krone anheim. Im Nichtbei⸗ 
treibungsfalle ſind ſie nach dem allgemeinen Strafgeſetz um⸗ 
zuwandeln. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Jan. 1933 in Kraft. 


2. Königliche Bekanntmachung betr. Berichte über 
Unfruchtbarmachung in gewiſſen Fällen 


Vom 22. Nov. 1934 (Geſetzesſammlung Nr. 522) 
8 1. 


Wenn ein legitimierter Arzt in anderen Fällen, als ſie 
im obengenannten Geſetz vorgeſehen ſind, eine Steriliſierung 
vorgenommen hat, ſo iſt binnen einem Monat nach der Maß⸗ 
nahme ein Bericht darüber an die Medizinalbehörde nach dem 
von ihr feſtzuſetzenden Formular einzureichen. 


8 2. 

Übertretungen dieſer Bekanntmachung werden, falls ſie 
nicht ſonſt ſtrafbar ſind, mit Geldſtrafen belegt. 

Geldſtrafen, die auf Grund dieſer Bekanntmachung ver⸗ 
hängt werden, fallen der Krone zu. Im Nichtbeitreibungsfalle 
ſind ſie nach dem allgemeinen Strafgeſetz umzuwandeln. 

Dieſe Bekanntmachung tritt am 1. Jan. 1935 in Kraft. 


Die Blutgruppenbeſtimmung als Beweismittel 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. H. F. Schulz, Berlin 


Etwa vom Jahre 1930 ab iſt der Blutprobenbeweis all⸗ 
gemein anerkannt. Bis dahin ſtand ſeiner Durchführung im 
Rechtsſtreit vornehmlich die Rechtſprechung des 8. Ziv Sen. des 
KG. ) entgegen, deſſen Stellungnahme beſonders bedeutungs⸗ 
voll war, weil er häufig im letzten Rechtszug entſchied. Am 
4. April 1930 erging das bekanntgewordene Urteil ?), das mit 
der bisherigen Rechtſprechung brach. Seither wird die Blut- 
gruppenunterſuchung ihrer Bedeutung entſprechend ohne Ein⸗ 
ſchränkung im Rechtsſtreit verwandt. Sie wird mit dem Fort⸗ 
ſchreiten der ärztlichen Wiſſenſchaft in ſteigendem Maße als 
richterliches Hilfsmittel dienen, ſind doch neben die urſprüng⸗ 
lichen vier Blutgruppen bereits neue Unterſcheidungsmerkmale 
getreten. Im folgenden ſollen zunächſt kurz die mediziniſchen 
Grundlagen des Blutprobenbeweiſes und der Stand der ärzt- 
lichen Forſchung dargeſtellt werden, ſoweit über dieſen Ver⸗ 
öffentlichungen vorliegen. Danach ſollen die Verwendungs⸗ 
möglichkeiten des Beweismittels erwähnt und einzelne Rechts⸗ 
fragen, die im Rechtsſtreit eine Rolle ſpielen können, behandelt 
werden 3). 


1) Vgl. Beſchl. v. 11. Okt. 1927; JW. 1927, 2862 und v. 
12. Okt. 1928: JW. 1929, 467. 

2) JW. 1930, 1605. 

3) Das Schrifttum iſt außerordentlich umfangreich. Heſch im 
Handbuch der Blutgruppenkunde, hrsg. von Steffan, verzeichnet 
bis Mitte 1931 insgeſamt 2979 Arbeiten. In dieſem Handbuch ſ. auch 
Raeſtrup, Die Blutgruppenkunde in der gerichtlichen Medizin. 
Vgl. ferner W. Schumacher und Schu macher⸗Weber, Die 
Blutprobe als zivil- und ſtrafprozeſſuales Beweismittel, erſchienen als 
Veröffentlichung aus dem Gebiete der Medizinalverwaltung, Bd. XII, 
Heft 3, 1933. 


I. Schon vor 1900 war das verſchiedene Verhalten der 
Blutmengen zweier Menſchen, die miteinander vermiſcht wur⸗ 
den, aufgefallen. In vielen Fällen traten Ballungen oder 
Verklumpungen der roten Blutkörperchen ein (Agglutination); 
in anderen Fällen blieb dies aus. Man hielt die Erſcheinung 
der Zuſammenballung anfangs für krankhaft. 1901 entdeckte 
aber Landſteiner, daß dieſe Erſcheinung eine ganz natür⸗ 
liche, mit Geſetzmäßigkeit eintretende Folge beſtimmter Br 
ſchaffenheit des menſchlichen Blutes iſt. Die Fähigkeit oder 
Unfähigkeit des Blutſerums eines Menſchen, die Blutkörperchen 
anderer, aber nicht aller Menſchen zuſammenzuballen, bildet 
die Grundlage der Einteilung des Blutes in vier Gruppen. 
Zwei Merkmale der roten Blutkörperchen, die unabhängig von⸗ 
einander die Verklumpung bewirken können, wurden ermittelt: 
A und B. Ihnen entſprechen im Blutſerum „Antiſtoffe“, die 
d und ß genannt wurden). Je nachdem nun, ob die Merk 
male A und B einzeln, gemeinfam oder überhaupt nicht im 
Blut vorhanden find, ergibt ſich die Zugehörigkeit der unter 
ſuchten Perſon zu der Blutgruppe A, B, AB oder 0 (Null). 
Dieſe Verſchiedenheit der Gruppenzugehörigkeit hatte zunächſt 
rein mediziniſche Bedeutung, nämlich bei der Blutübertragung 
in Krankheitsfällen, wo ſie im Weltkriege zu beſonderer Wichtig⸗ 
keit gelangte. Frühzeitig wurde ſie zur gerichtlichen Beachtung 
empfohlen bei der Frage nach der Unterſcheidung von Menſchen⸗ 
und Tierblut. Die Blutgruppenlehre wurde aber erſt dann 
für die Anwendung im Rechtsſtreit weſentlich, als man be 


) Im Blut mit den Blutkörperchen A iſt der Antiſtoff B ent 
halten, weil ſonſt die Zuſammenballung und mit ihr der Tod ein⸗ 
treten müßte. 
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ſondere Eigenſchaften der Blutgruppen erkannt hatte: die Un⸗ 

veränderlichkeit der Gruppenzugehörigkeit beim Einzelnen und 

ihre Vererbung nach Johann Gregor Mendels Regeln. 
ieſe für die Folgezeit außerordentlich fruchtbare Entdeckung 

1 0 1910 Emil v. Dungern und Ludwig Hirſch⸗ 
e 

Im letzten Jahrzehnt traten zu den „klaſſiſchen“ Blut⸗ 
gruppen drei neue hinzu, die als M, N und MN bezeichnet 
wurden. Eine der Gruppe o entſprechende Gruppe, die weder M 
noch N enthält, ift in der M N-Ordnung nicht vorhanden. Dieſe 
neuen Gruppen beruhen auf anderer Grundlage und ſtehen 
völlig unabhängig neben den alten, ſo daß mit ihnen der Kreis 
der Blutprobenverwendung erweitert worden iſt. Zwar finden 
ſich in der ärztlichen Wiſſenſchaft noch vereinzelt Stimmen, 
ie eine gerichtliche Verwendung der neuen Forſchungsergeb⸗ 
niſſe nicht für zuläſſig halten, da die Erfahrungen noch zu 
gering ſein ſollen s). Dem ſteht aber die gerichtliche Beachtung 
auch dieſer Gruppen in anderen Ländern, z. B. Dänemark 
und Danzig, gegenüber. Damit iſt die Forſchung noch nicht 
abgeſchloſſen. Weitere Einteilungen des menſchlichen Blutes 
(auf Grund der „Faktoren“ G und H) werden unterſucht und 
beſprochen. So iſt bereits 1933 eine (bisher aber vereinzelt 
ſtehende) Bemerkung gefallen, daß ſchon 144 nachweislich erb⸗ 
lich bedingte Klaſſen des Blutes feſtgeſtellt ſeien e). 

Alle dieſe Bemühungen der Wiſſenſchaft haben eins bis⸗ 
lang nicht erbracht, nämlich die Möglichkeit, bei jedem Men⸗ 
chen beſondere, ihm allein eigentümliche Blutmerkmale feſt⸗ 
zuſtellen. Nur die Gruppenzugehörigkeit des Blutträgers 
wird durch die Blutprobenunterſuchung aufgedeckt. Die Blut⸗ 
gruppenlehre ſteht alſo inſoweit noch hinter einem anderen 
gerichtlichen Hilfsmittel, der Fingerabdruckforſchung, zurück. 

ie Beweisführung mit Hilfe der Blutproben iſt deshalb in 
er Regel nur verneinend ). Bei der Frage nach der Ab⸗ 
tammung eines Kindes von einem beſtimmten Manne können 
nur folgende Ergebniſſe erzielt werden: Entweder: die Ab⸗ 
tammung iſt nicht gegeben, oder: fie iſt möglich, aber nicht er⸗ 
wieſen. Denn wenn die Blutgruppen des Kindes und des an⸗ 
geblichen Vaters übereinſtimmnen, fo kann es von dieſem, aber 
auch von jedem anderen Manne derſelben Gruppenzugehörig⸗ 
eit erzeugt ſein. Die Vaterſchaft kann alſo nicht zweifelsfrei 
feſtgeſtellt, ſondern lediglich eine behauptete Vaterſchaft aus⸗ 
geſchloſſen werden. Es kommt ferner hinzu, daß die Blut⸗ 
gruppenbeſtimmung in den Fällen nicht zum Ziele führt, in 
enen Mutter und Kind zur ſelben Gruppe gehören. Dann 
hat nämlich das Kind die Blutmerkmale von ſeiner Mutter 
geerbt, für die Anwendung der Vererbungsregeln auf das 
Verhältnis Vater zu Kind iſt daher kein Raum mehr. Trotz 
dieſer Beſchränkungen iſt der Blutprobenbeweis ſchon bei dem 
jetzigen Stande der Wiſſenſchaft, der praktiſch zu einer Aus⸗ 
ſchließung angeblicher Vaterſchaft in mind. 10 v. H. aller 
älle führt, außerordentlich wichtig. Denn die Klarlegung der 
bſtammungsverhältniſſe dient nicht nur dem einzelnen, ſon⸗ 
ern dem ganzen Volke. Im übrigen wird ſich eine verneinende 
Feſtſtellung im Ergebnis der bejahenden immer mehr an⸗ 
nähern, je mehr Blutmerkmale gleicher Verwertbarkeit entdeckt 
und damit neue Ausſchlußmöglichkeiten geſchaffen werden. 
Das Vorkommen der Blutgruppen iſt in den einzelnen 
Ländern und Erdteilen verſchieden groß. In Mitteleuropa iſt 
ie Verteilung ungefähr folgende: Gruppe 0 40 v. H., A 40, 
15 und AB 5 v. H. Durch ausgedehnte Forſchungen iſt eine 
Abnahme der Gruppe A nach Aſien und Afrika hin, in der⸗ 
ſelben Richtung dagegen eine Zunahme von B erwieſen. Dieſe 
räumliche Verſchiedenheit weiſt vielleicht auf Zuſammenhänge 
11 Blutgruppen mit den Raſſen hin; in der Tat iſt man 
et, die Geſetze ſolcher Zuſammenhänge zu ergründen“). 


fe 5) Siehe Müller⸗Heß: Dtſch. med. Woch. 1933, 201: anderer⸗ 
Sr angeführt in Dtſch. Ztſchr. f. ger. Med. 1934, Ref., 


6) Siehe Schiff: Dtſch. med. Woch. 1933, 199. 
7) Vgl. RG.: JW. 1934, 2925. 

bi ) Bgl. z. B. Steffan, Die Bedeutung der Blutgruppen für 

ug enfehliche Raſſenkunde, in dem von ihm herausgegebenen Hand⸗ 

9. Ferner Gauch, Beitrag zum Zuſammenhang zw. Blutgruppen 


Indeſſen ſind Angaben wie die, daß die unterſuchten Vertreter 
nordiſcher Raſſe meiſt zur Blutgruppe A gehörten, noch durch 
weitere Erfahrungen zu erhärten ). 

Der gerichtlichen Verwertung der Blutproben ſteht in 
beſtimmten Fällen noch ein Streit zwiſchen zwei Lehrſätzen 
im Wege, die einerſeits Bernſtein 10), andererſeits v. Dungern 
und Hirſchfeld verfechten. Dabei handelt es ſich um die Frage, 
welcher Blutgruppe das Kind angehören kann, wenn ein 
Elternteil zur Gruppe AB gehört. Der Streit iſt wegen der 
geringen Häufigkeit dieſer Gruppe nicht allzu bedeutſam. 
Solange er aber nicht entſchieden iſt, kann die Blutgruppen⸗ 
beſtimmung in den einſchlägigen Fällen kein brauchbares Er⸗ 
gebnis liefern und eine beſtimmte überzeugung des Gerichts 
nicht begründen 1). 

II. Die gerichtliche Verwertung der Blutprobenunter⸗ 
ſuchung beſchränkt ſich auf die Heranziehung als Beweismittel 
im Rechtsſtreit. In der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt für 
ihre Verwendung z. Z. kaum eine Möglichkeit vorhanden. 
Denn da ein Zuſammenhang der Blutmerkmale mit geiſtigen 
Eigenſchaften bisher kaum feſtgeſtellt iſt, kann z. B. die Aus⸗ 
wahl eines Vormundes oder die Beſtätigung eines Kindes⸗ 
annahmevertrages nicht von der gleichen Blutgruppenzugehörig⸗ 
keit der Beteiligten abhängig gemacht werden. Allerdings kann 
auch der Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Fragen 
befaßt werden, die die Blutgruppenbeſtimmung betreffen, wie 
der vom KG. entſchiedene Fall IW. 1935, 18919 zeigt. Der 
Senat hat die Meinung ausgeſprochen, daß der Pfleger eines 
Kindes im Rechtsſtreit auf Aufechtung der Ehelichkeit ver⸗ 
pflichtet ſei, in die Blutprobenentnahme einzuwilligen n). Tut 
er dies nicht, ſo iſt er vom Vormundſchaftsrichter dazu an⸗ 
zuhalten und bei weiterer Weigerung gemäß 8 1886 BGB. 
zu entlaſſen. 

Im Rechtsſtreit iſt, da die Gruppenzugehörigkeit ver⸗ 
erblich iſt, der Blutprobenbeweis überall da brauchbar, wo 
Abſtammungsfragen zu klären ſind. Das iſt im bürgerlichen 
Rechtsſtreit einmal der Fall, wenn der Ehemann die Chelich⸗ 
keit des von feiner Frau geborenen Kindes anficht (88 1591ff. 
BGB.), ſodann, wenn ein uneheliches Kind auf Unterhalt 
klagt (8 1708 BGB.) oder die Kindesmutter die „Sechs⸗ 
wochenkoſten“ beanſprucht (8 1715 BGB.) und der Beklagte 
den Einwand des Mehrverkehrs erhebt (8 1717). In beiden 
Fällen ſtellt das Geſetz beſondere Anforderungen an die Be⸗ 
weiskraft, indem es den Begriff der „offenbaren Unmöglich⸗ 


und Raſſe, Ztſchr. f. Raſſenphyſ. 1933, 116. Eine wertende Uberſicht 
bei H. F. K. Günther, Raſſenk. d. dtſch. Volkes, 16. Aufl. 1934, 
S. 182 ff. 

9) Nebenbei fei erwähnt, daß Verbrecher bemerkenswert häufig 
zur Gruppe B gehören ſollen. 

10) Vgl. ſein Vererbungsſchema: 


Mutter Vater Kind kann ſein 
0 0 O. 
0 A O. A. 
0 B O. B. 
0 AB A. B. 
A 0 O. A. 
A A O. A. 
A B O. A. B. AB. 
A AB AB. AB. 
B 0 0.B 
B A O. A. B. AB 
B B O. B 
B AB A. B AB. 
AB 0 A. B. 
AB A A. B. AB. 
AB B A. B. AB. 
AB AB A. B. AB. 


11) Nicht zur Blutgruppenunterſuchung, wohl aber zur Blut⸗ 
unterſuchung überhaupt gehört das Verfahren zur Beſtimmung des 
Alkohols im Blute. Die Methode iſt von Widmarch, Schweden, 
ausgearbeitet und von Hoffmann in die preußiſche Polizei⸗ und 
Gerichtspraxis eingeführt. Sie dient vor allem zur Klärung von 
Verkehrsunfällen, deren Anlaß Alkoholgenuß bildete. Siehe Hoff⸗ 
mann: Med. Klin. 1935 Nr. 21 und 22. 

12) Zur Begründung vgl. im Text zu Anm. 24. 
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keit“ der vermuteten Abſtammung vom Ehemann oder der 
behaupteten Abſtammung vom Beklagten oder Mehrverkehrs⸗ 
zeugen aufſtellt. Daß durch die Blutgruppenbeſtimmung be⸗ 
wieſen werden könne, die Abſtammung ſei „den Umſtänden 
nach offenbar unmöglich“, glaubte das KG. in der eingangs 
erwähnten Rechtſprechung verneinen zu müſſen. Die Frage 
braucht hier nicht weiter behandelt zu werden, ſie hat aus⸗ 
gedehnte Erörterung gefunden 12). Der Blutprobenbeweis bildet 
heute, nachdem die zeitweiſe berichteten Abweichungen als Fehl⸗ 
ſchlüſſe erkannt worden ſind, ein ganz weſentliches Mittel zum 
Nachweis der offenbaren Unmöglichkeit. Die Wichtigkeit des 
neuen Beweismittels wird hier beſonders deutlich, da bisher 
nur der Entwicklungsgrad des Kindes bei der Geburt zur 
Feſtſtellung der Abſtammungsmöglichkeit dienen konnte. Dieſe 
Methode erbrachte naturgemäß viel ſeltener ein praktiſches 
Ergebnis. 

Ein weiterer Fall, den Blutprobenbeweis heranzuziehen, 
iſt bei der Klage auf Eheſcheidung gegeben. Hier kann die 
Blutgruppenbeſtimmung der Beweisführung dienen, daß das 
von der beklagten Ehefrau geborene Kind aus einem Ehebruch 
ſtamme. Das HanſOLG. Hamburg hat denn auch die Schei⸗ 
dung wegen Ehebruchs auf das Ergebnis einer Blutproben⸗ 
beſtimmung geſtützt 10). 

Im Strafverfahren findet die Blutgruppenunterſuchung 
überall Anwendung, wo eine Abſtammung aus verbrecheriſcher 
Beiwohnung vorliegt. Das kann der Fall ſein: beim Ehe⸗ 
bruch, 8 172 StGB.; bei der Blutſchaude, § 173; hier iſt 
folgender Fall bekannt geworden 15): das Kind ſollte vom 
Vater der Kindesmutter herrühren; die Blutgruppenunter⸗ 
ſuchung erbrachte den Beweis des Gegenteils; dieſe vom ärzt⸗ 
lichen Sachverſtändigen vorgetragene Tatſache wirkte ſo ent⸗ 
laſtend, daß ein Freiſpruch von der Anklage der Blutſchande 
erfolgte; ferner bei den Verbrechen nach den 88 174, 176, 
177 179, 182. In allen dieſen Fällen wird das Ergebnis 
der Blutproben eher entlaſtend als belaſtend für den An⸗ 
geklagten in Betracht kommen und ſtets nur neben anderen 
Beweisanzeichen zu berückſichtigen ſein. Immer gilt hier, 
anders als in den erwähnten bürgerlichen Rechtsſtreiten, der 
Grundſatz der freien Beweiswürdigung. 

Eine unangenehme Folge der Anerkennung des Blut⸗ 
probenbeweiſes waren die Meineidsverfahren, wenn die Kindes⸗ 
mutter im Unterhaltsrechtsſtreit unter Eid den Mehrverkehr 
verneint hatte. Dieſe Verfahren ſind ſehr viel ſeltener ge⸗ 
worden, ſeitdem der Eid erſt nach Vornahme der Blutgruppen⸗ 
beſtimmung und bei ihrer Ergebnisloſigkeit abgenommen wird. 
(Auf die Notwendigkeit, ſo zu verfahren, wurde z. B. durch 
Erlaß des SächſJuſt Min. v. 11. Juli 1931 hingewieſen.) 

Eine beachtliche Bedeutung kommt dem Blutprobenbeweis 
ferner bei Straftaten zu, bei denen die Herkunft von Blut⸗ 
ſpuren aufzuklären iſt, bei Tötung und Körperverletzung. 
Denn Blutproben verſchiedener Gruppenzugehörigkeit ſtam⸗ 
men ſtets von verſchiedenen Perſonen. Die Blutgruppenunter⸗ 
ſuchung kann daher das Ergebnis haben, daß Blutflecken z. B. 
am Anzug des Verdächtigen nicht von ihm ſelbſt ſtammen, 
wohl aber zu derſelben Blutgruppe gehören wie das Opfer 
der Tat. 

Endlich kann die Blutunterſuchung eine Rolle ſpielen bei 
der Kindesunterſchiebung, 8 169 StGB., und bei der Kindes⸗ 
ausſetzung, § 221. Zu beiden Straftaten gibt Raeſtru pr) 
Fälle aus der Tagespreſſe wieder, in denen der Verdacht der 
Kindesunterſchiebung durch die Blutproben beſtätigt, der der 
Kindesausſetzung hingegen widerlegt wurde. 

III. Die Hauptfrage bei der gerichtlichen An⸗ 
wendung iſt die, ob die am Rechtsſtreit Be⸗ 
teiligten die Pflicht zur Duldung der Blut⸗ 
probenentnahme haben. 


13) Siehe z. B. Hellwig: JW. 1930, 1556 mit Schrifttums⸗ 
angaben. 

14) Siehe Raeſtrup a. a. O. S. 363. 

15) Vgl. Müller⸗Heß a. a. O. S. 201. 

16) Ein praktiſcher Fall wurde mitgeteilt von Raeſtru v 
S. 364. Auch hier brachte die Blutgruppenbeſtimmung Entlaſtung. 

17) a. a. O. S. 364f. 


Vor ihrer Behandlung ſeien einige Vorfragen er 
örtert. 5 

1. Die Blutgruppenbeſtimmung iſt ein Sachverſtän! 
digenbeweis, kein Beweis durch Zeugen oder richterlichen 
Augenſchein. Er beſteht darin, daß die Blutgruppenzugehörig⸗ 
keit mehrerer Menſchen von ſachkundigen Perſonen feſtgeſtellt 
und an Hand der Vererbungsregeln der bejahende oder ver⸗ 
neinende Schluß auf die Abſtammungsmöglichkeit gezogen 
wird. Die Beteiligten, deren Gruppenzugehörigkeit ermittelt 
wird, ſind entweder Kläger oder Beklagter oder Zeuge im 
Rechtsſtreit. Iſt die Blutprobe einer Partei zu entnehmen, 
ſo kann es ſich ſchon deswegen nicht um einen Zeugenbeweis 
handeln, weil niemand gleichzeitig Partei und Zeuge fein 
kann. Aber auch ſonſt liegt kein Zeugenbeweis vor. Der Zeuge 
macht ſeine Ausſage, er berichtet über beſtimmte, eigene, ſinn⸗ 
liche Wahrnehmungen. Das iſt bei der Blutgruppenunter⸗ 
ſuchung nicht der Fall, denn hier teilt er nicht etwa mit, 
was er ſelbſt wahrgenommen hat, ſondern gibt anderen die 
Möglichkeit, Feſtſtellungen über ſeine körperlichen Eigenſchaften 
zu treffen. 5 

Die Blutprobe iſt auch nicht Beweis durch Augenſchein. 
Das Gericht kann ſich zwar und muß ſich häufig bei dieſem 
Beweismittel auch der Hilfe ſachkundiger Perſonen bedienen. 
Bei der Blutgruppenbeſtimmung handelt es ſich aber um ein 
Verfahren, das wohl gedanklich einfach, im Verhandlung 
termin jedoch keinesfalls ſo ſorgfältig durchgeführt werden 
kann, wie es notwendig iſt. Dazu iſt die erforderliche Arbeit 
mit ihren Sicherungen gegen Fehlſchlüſſe viel zu umfangreich. 
Vor Gericht wird deshalb nicht die Unterſuchung vorgenom- 
men, ſondern ihr Ergebnis im Gutachten des Sachverſtändigen 
vorgetragen. Selbſt wenn dabei Lichtbilder oder Glasaufgüſſe 
vorgelegt werden, iſt die Augenſcheinseinnahme des Richters 
gegenüber der Tätigkeit des ſachkundigen Unterſuchers weniger 
bedeutungsvoll. Zu dieſer kommt ferner die Darlegung der 
Vererbungsregeln und ihre Anwendung auf die vorliegenden 
Blutproben hinzu. Nach allem handelt es ſich um einen Sach⸗ 
verſtändigenbeweis 18). 

2. Hieraus folgt, daß das Gericht ſowohl im bürger⸗ 
lichen wie im Strafverfahren die Beweisaufnahme durch Blut⸗ 
gruppenbeſtimmung von Amts wegen anordnen kann, 88 144, 
272 b ZPO., §8 81a, 244 StPO. Dies gilt auch in dem 
Rechtsſtreit, in dem die Ehelichkeit eines Kindes 
angefochten wird, trotz der Vorſchriften in den 88 641 
Abf. 1, 622 Abſ. 1 3PO. In dieſem Verfahren kann das 
Gericht die Aufnahme von Beweiſen jeder Art anordnen, 
ſoweit ſie die Ehelichkeit aufrechtzuerhalten geeignet ſind. Das 
it aber beim Blutgruppenbeweis nicht immer der Fall, wet 
durch ihn die Außerehelichkeit des Kindes gerade erwieſen 
werden kann. Trotzdem iſt kein Parteiantrag notwendig, ſon⸗ 
dern der Grundſatz des § 144 gilt auch hier, weil feine Aus 
ſchließung in dieſen Fällen nicht vorgeſehen iſt und nach heu—⸗ 
tiger Rechtsaufſaſſung auch nicht zugelaſſen werden kann. 

Im Strafverfahren iſt die Vornahme der Blutgruppen 
unterſuchung bereits im Vorverfahren zuläſſig, d. h. im Er 
mittlungsverfahren der Staatsanwaltſchaft und in einer etwa 
ſtattfindenden Vorunterſuchung. Beides ergibt ſich aus den 
88 81a, 82 StPO. 

3. Die Frage, ob das Gericht den Antrag auf Erhebung 
des Blutprobenbeweiſes ablehnen darf, richtet ſich nach den 
allgemeinen Sätzen für jedes Beweismittel. Hier ſei nur auf 
zweierlei hingewieſen. Die Vornahme der Blutgruppenbeſtim⸗ 
mung darf nicht mit dem Bemerken abgelehnt werden, ie 
diene nur der Ausforſchung über Umſtände, für die der De 
weisführer keine beſtimmten tatſächlichen Anhaltspunkte habe. 
Dieſe Frage wird vom OLG. Stuttgart (2. Ziv Sen.) im 
Beſchl. v. 23. Mai 1935 (2 W 63/35) aufgeworfen, jede" 
nicht entſchieden. Die Blutgruppenbeſtimmung dient dem Nach⸗ 
weis der Tatſachenbehauptung der Partei, die Vaterſchaſt 
einer beſtimmten Perſon ſei gegeben oder ſei nicht möglich. 
Sie bewirkt aber nicht erſt die Beibringung von Beweismitteln, 
ſondern ſchafft gegebenenfalls ſelbſt ſchon vollgültigen Beweis 
der behaupteten Tatſache. 


08) Vgl. dazu Schumacher a. a. O. S. 34f. 
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Der beantragte Blutprobenbeweis iſt aber immer dann 
abzulehnen, wenn ſeine Erhebung zur Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreits überflüſſig iſt. Dies kommt bei Unterhaltsklagen des 
unehelichen Kindes vor, wenn feſtſteht, daß der Beklagte nicht 
der Vater ſein kann und nun im Rahmen des gegebenen 
Rechtsſtreits ermittelt werden ſoll, ob der Mehrverkehrszeuge 
der Vater iſt. In dieſem Fall iſt das Verfahren bereits ent⸗ 
ſcheidungsreif, die Klage iſt abzuweiſen, das Kind iſt auf die 
Anſtrengung einer neuen Klage zu verweiſen. 

4. Die im Schrifttum ſeit langem ſtreitige Kernfrage, ob 
die Rechtspflicht zur Duldung der Blutprobenentnahme be⸗ 
ſteht, hat eine teilweiſe geſetzliche Löſung gefunden. Durch Gef. 
v. 24. Nov. 1933 15) iſt in die StVO. der $ 81a eingeführt 
worden. Nach ihm ſind Blutprobenentnahmen, die nach den 
Regeln der ärztlichen Kunſt vorgenommen werden, ohne Ein⸗ 
willigung des zu Unterſuchenden zuläſſig. Die Einſchränkung: 
„wenn kein Nachteil für ſeine Geſundheit zu beſorgen iſt“ 
ann ſich nur auf andere, ebenfalls zuläſſig gewordene Ein⸗ 
griffe beziehen. Denn die Entnahme der wenigen Blutstropfen 
iſt ſelbſt bei Säuglingen nicht mit geſundheitlichen zeitweiligen 
oder dauernden Schäden verbunden. 

Schäfer und Schafheutleꝛc) machen hier die Ein⸗ 
ſchränkung, daß die Blutgruppenbeſtimmung bei unverdäch⸗ 
tigen Perſonen in Meineidsprozeſſen gegen ihren Willen nicht 
zuläſſig ſei. Dieſer Anſicht kann nicht zugeſtimmt werden. Sie 
verträgt ſich nicht mit dem Geſamtinhalt des 8 81a und 
dem Unterſchied, den das Geſetz ſelbſt zwiſchen der „körper⸗ 
lichen Unterſuchung“ bei Beſchuldigten und „anderen Per⸗ 
ſonen“ in Abſ. 1 und der Entnahme von Blutproben all⸗ 
gemein in Abſ. 2 macht. Es kann heute auch nicht angenommen 
werden, daß der Geſetzgeber die Anwendung eines ſo wich⸗ 
tigen, dabei ungefährlichen und faſt ſchmerzloſen Mittels zur 
Herbeiführung der Wahrheit, wie es die Blutgruppenbeſtim⸗ 
mung ift, von dem Willen des einzelnen Volksgenoſſen ab- 
hängig machen wollte. Aus gleichen Erwägungen gilt nicht 
die ebenfalls behauptete Einſchränkung, daß die Blutproben 
von Unverdächtigen gegen ihren Willen nur entnommen wer⸗ 
en könnten, wenn an ihrem Körper Tatſpuren oder -folgen 
feſtgeſtellt werden ſollen. 

Im Strafverfahren iſt hiernach die Entnahme von Blut⸗ 
proben allgemein ohne Einwilligung des zu Unterſuchenden 
zuläſſig und gegen ſeinen Willen erzwingbar. Zur Durch⸗ 
führung der Blutentnahme ſind Ordnungsſtrafen, wie etwa 
im Falle des 8 70 StPO., nicht vorgeſehen, wohl aber iſt 
unmittelbarer Zwang möglich. 

Anders ſcheint die Rechtslage im bürgerlichen Rechtsſtreit 
zu ſein, denn es beſteht keine ausdrückliche geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift materiell⸗ oder verfahrens rechtlicher Natur, die der Partei 
oder dem Zeugen eine Pflicht zur Duldung der Blutgruppen⸗ 
unterſuchung auferlegt. Der in der Entnahme von Blutproben 
liegende Eingriff in die körperliche Unverſehrtheit iſt daher 
grundſätzlich rechtswidrig und als Körperverletzung ſtrafbar 
ſowie zum Schadenserſatz verpflichtend — ſolange nicht die 
Rechtswidrigkeit durch die Einwilligung des Betroffenen oder 
urch den Rechtfertigungsgrund einer anderen Rechtsnorm 
ausgeſchloſſen iſt. Ob eine ſolche Rechtsnorm gegeben iſt, muß 
für Partei und Zeugen geſondert betrachtet werden. 

Eine entſprechende Anwendung von ähnlichen Beſtim⸗ 
mungen verfahrensrechtlichen Inhalts, die eine Pflicht der 

artei begründen, ſcheidet aus. Das gilt zunächſt von den 
88 141, 640 i. Verb. m. $ 619 3 P., weil fie lediglich die 
eine Pflicht, zu erſcheinen, nicht einmal ſich zu erklären 21), 
ſeſtſetzen. Sodann gilt dies von der Parteipflicht, Urkunden 
vorzulegen, 88 421 ff., die ſich nicht auf die Abgabe von Blut⸗ 
proben ausdehnen läßt. Urkunden müſſen vorgelegt werden, 
eil ſie gerade zum Zwecke des Beweiſes geſchaffen ſind. Die 
geſetzliche Verpflichtung, ſie vorzulegen, iſt alſo eine Sonder⸗ 
norm, die ſich nicht ohne weiteres auf Gegenſtände, die zur 


19) Ausſch. z. GewohnhVerbröß. (RG5Bl. 1933, I, 1000). 


I 20) In Pfundtner⸗Neubert, Das neue dtſch. Reichsrecht, 
Te 10, S. 49. 


21) Stein-Jonas, Anm. IV 5 zu 8 141. 


Grundlage eines Sachverſtändigenbeweiſes gemacht werden 
ſollen, übertragen läßt 2). 

Es könnte ferner die Wahrheitspflicht der Partei in Be⸗ 
tracht kommen. Sie iſt durch das Gel. v. 27. Okt. 1933 aus⸗ 
drücklich feſtgelegt worden, galt aber nach richtiger Anſicht 
ſchon von jeher. Sie bezieht ſich indeſſen nur auf die Er⸗ 
klärungen im Rechtsſtreit, die, wenn ſie abgegeben werden, 
der Wahrheit entſprechen müſſen, und ſchließt nicht die Ver⸗ 
pflichtung ein, ſich ſelbſt zur Beweisführung zur Verfügung 
zu ſtellen, auch wenn die Erhebung des Beweiſes vom Gericht 
angeordnet iſt ??). 

Zu einer Löſung der Frage führt aber die Anwendung 
materieller Rechtsnormen. Das geſamte Recht beherrſchen die 
Grundſätze: 1. Treu und Glauben ſind die Richtſchnur für 
die Ausübung aller Rechte und Pflichten; 2. Das Intereſſe 
der Gemeinſchaft der Rechtsgenoſſen ſteht über dem Intereſſe 
des Einzelnen („Gemeinnutz geht vor Eigennutz“). An der 
Geltung dieſer Sätze im heutigen Staate beſteht kein Zweifel 
mehr. Zu ihrer Anwendung in der vorliegenden Frage iſt 
nötig zu prüfen, ob das Verlangen der Volksgemeinſchaft nach 
Klarlegung der Abſtammungsverhältniſſe in jedem Falle größer 
iſt als der Wunſch des einzelnen nach einer günſtigen Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits, und ferner, ob nach Treu und 
Glauben der Eingriff in den Körper zugemutet werden kann. 

Die Abwägung der Intereſſen der Volksgeſamtheit und 
des einzelnen kann nur zugunſten des erſten ausfallen. Für 
die Volksgemeinſchaft hat die Feſtſtellung der Abſtammungs⸗ 
verhältniſſe heute eine ganz überwiegende Bedeutung, nicht 
nur, wenn es ſich um die Frage der Abſtammung von einem 
Fremdraſſigen mit ihren weittragenden Folgen handelt, ſon⸗ 
dern allgemein, weil das Wiſſen um die Blutsbande in allen 
Fragen der Erbgeſundheitspflege weſentlich iſt. Richtig ver⸗ 
ſtanden, kommt die Feſtſtellung der wahren Vaterſchaft auch 
dem Kinde zugute, und der Nachteil, der etwa durch das Er⸗ 
gebnis des Blutprobenbeweiſes eintritt, iſt demgegenüber ge⸗ 
ringer. Dieſer Nachteil kann nur ſein, daß das Kind, deſſen 
Ehelichkeit angefochten iſt, als außerehelich erkannt wird, oder 
daß das uneheliche Kind mit feiner Klage auf Unterhalts- 
zahlung abgewieſen wird. Endlich kann der Nachteil dann ein⸗ 
treten, wenn der als Vater in Anſpruch genommene Beklagte 
verurteilt wird. All dieſe möglichen Schädigungen muß der 
einzelne gegenüber dem Intereſſe der Allgemeinheit an der 
Feſtſtellung des Erbmaſſenverlaufs im deutſchen Volk in Kauf 
nehmen?“). 

Auch die Frage der Zumutbarkeit iſt bejahend zu löſen. 
Die Entnahme der Blutprobe iſt ganz gefahrlos, ohne jeden 
Nachteil und faſt ſchmerzlos. Der Eingriff iſt alſo ganz un⸗ 
bedeutend und mit der vom RG. bereits gebilligten Unter⸗ 
werfung unter eine Heilbehandlung in einer Anſtalt nicht zu 
vergleichen 25). 

Als Ergebnis iſt demnach feſtzuhalten, daß die Partei 
im Rechtsſtreit verpflichtet iſt, die Blutprobenentnahme zu 
dulden. Allerdings ſind die Folgerungen verfehlt, die aus einer 
Weigerung der Partei gezogen worden ſind 2s). Es geht nicht 
an, in einem ſolchen Fall die Beweislaſt umzukehren und 
den Rechtsſtreit gegen die ſich weigernde Partei zu entſcheiden. 
Dies ſcheitert an der noch verhältnismäßig geringen Verwertk⸗ 
barkeit des Ergebniſſes eines Blutprobenbeweiſes und vor⸗ 
nehmlich daran, daß es nicht ſo ſehr auf die ſo ſchnell wie 
möglich zu fällende Entſcheidung des Rechtsſtreits als auf die 
Klarlegung der Abſtammungsverhältniſſe ankommt. Da die 
Partei aber nicht zwangsweiſe zur Duldung der Blutentnahme 
veranlaßt werden kann, wäre nur der Weg denkbar, daß der 
Prozeß in entſprechender Anwendung des 8 148 3 PO. aus⸗ 
geſetzt wird, bis ein anderer Rechtsſtreit auf Duldung der 
Blutentnahme entſchieden iſt und dann aus dem darin erlang⸗ 
ten Urteil gemäß 8 888 ZPO. vollſtreckt werden kann. Dieſer 
Weg iſt zweifelhaft und jedenfalls unbefriedigend. Abhilfe kann 

22) Schumacher ©. 61. 

23) Vgl. Hellwig: DS. 1934, 126. 

24) Siehe dazu Fußnote 11. 

25) Siehe RGGWarn. 1926, 123. Vgl. noch JW. 1930, 1606. 

26) Siehe ZW. 1930, 1606. Vgl. auch die Entſch. des OLch. 
Karlsruhe S. 2163 84 d. H. 
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nur eine geſetzliche Regelung ſchaffen, die gegebenenfalls 
Zwangsmittel zur Durchführung des Blutprobenbeweiſes feſt⸗ 
ſetzen müßte. Eine ſolche Regelung iſt bereits ſeit langem, z. B. 
von Hellwig?) gefordert worden. 

Was hier — im Gegenſatz zu vielen Außerungen des 
Schrifttums 28) — für die Partei ausgeführt iſt, muß auch 
Geltung für die Zeugen haben, für die eine Blutgruppen⸗ 
unterſuchung zur Ermittlung der Wahrheit in Betracht kommt. 
Grundſätzlich iſt gewiß nicht die Pflicht zur Duldung der Blut⸗ 
probenentnahme Inhalt der Zeugnispflicht. Die Stellung der 
angegebenen Zeugen iſt indeſſen im Vaterſchafts⸗ und Unter⸗ 
haltsrechtsſtreit ſachlich (wenn auch prozeſſual) nicht ſo ſehr 
verſchieden von der Stellung der Partei. Denn es kann ſich 
immer nur um Zeugen handeln, die auf Grund der wahr⸗ 
heitsgemäß abzugebenden Parteibehauptungen als Erzeuger des 
Kindes in Frage kommen, nämlich um den angeblichen Vater 
des von der Ehefrau des Klägers geborenen Kindes oder um 
den Mehrverkehrszeugen. Iſt nach der Ausſage der Kindes⸗ 
mutter als erwieſen anzuſehen, daß der Zeuge ihr innerhalb 
der Empfängniszeit beigewohnt hat, ſo kann nur der Blut⸗ 
probenbeweis Klarheit über die wirkliche Vaterſchaft bringen. 


27) DF. 1934, 128. 
28) Siehe nur IW. 1932, 3041, dort weitere Schrifttums⸗ 
angaben. 


VBlutgruppenbeſtimmung und Meineidsprozeſß 


Im allgemeinen zeigt ſich in den letzten Jahren, daß die 
Bewertung der Blutgruppenunterſuchung im Vaterſchaftsverfahren 
in dem Sinn, daß ein beſtimmter Mann der Vater nicht ſein kann, 
auch von Seite der Gerichte als geſichert gilt. Gewiſſe Bedenken 
beſtehen immer noch bei den Gerichten hinſichtlich der Bewertung 
der in der Praxis relativ neueren Faktorenbeſtimmungen. Dieſe 
fiche en nett haben bekanntlich die Ausſchließungsmög⸗ 
ichkeiten im Vaterſchaftsverfahren ganz bedeutend vermehrt, ſo daß 
z. B. nach unſeren langjährigen Erfahrungen im gerichtlich-medi- 
ziniſchen Inſtitut in München die Ausſchließungen faſt bis auf 
24 der bearbeiteten Fälle kommen. Die Ausſchließungen find 
zum Teil durch die Blutgruppenverteilung, zum Teil durch die 
Faktorenverteilung bedingt, in manchen Fällen gleichzeitig durch 
die Blutgruppen- und die Faktorenunterſuchung möglich. 

Die Nachweismethoden für die Blutgruppenfeſtſtellung ſind 
in den letzten Jahren durch Kontrollen derartig geſichert, daß das 
Vertrauen der Richter zu dieſer Unterſuchung vollauf berechtigt iſt. 
Daß das für die früheren Unterſuchungen nicht immer galt, be⸗ 
weiſen ja mehrfache Mitteilungen über Unſtimmigkeiten und über 
Fehlergebniſſe. 

Ich halte es für notwendig, eine in dieſer Hinſicht äußerſt 
wichtige, wenn auch für mich ſehr betrübliche, aber doch für die 
Juſtiz praktiſch lehrreiche Erfahrung mitzuteilen, welche ich un⸗ 
längſt auf dieſem Gebiet als gerichtlich-mediziniſcher Sachverſtän⸗ 
diger vor dem SchwGG. Meiningen zu machen hatte. 

Ich hatte im September 1927, alſo zu einer Zeit, wo die 
Blutgruppenunterſuchungen auch in Bayern noch jelten und 
damit auch unſere Erfahrungen darüber noch 
recht ſpärlich waren, im Auftrag einer ZivK. des LG. 
München eine Blutgruppenbeſtimmung zwecks eventueller Aus⸗ 
ſchließung der Vaterſchaft vorzunehmen. Die Blutprobe des Va⸗ 
ters Br. war von mir ſelbſt im Inſtitut entnommen worden (am 
23. Sept. 1927), die Blutproben der Mutter und des Kindes wur⸗ 
den mir fünf Wochen ſpäter von auswärts eingeſandt. Auf Grund 
der Prüfung der Blutkörperchen und des Serums ſtellte ich da⸗ 
mals bei dem angeblichen Vater Br. die Blutgruppe A feſt, wäh⸗ 
rend ſpäter die Mutter als O und das damals zweijährige Kind 
als zur Blutgruppe B gehörig nachgewieſen werden konnte. Dar⸗ 
auf ſprach ich mich für „den Ausſchluß der Vaterſchaft“ aus, weil 
ein Mann mit der Blutgruppe A mit einer Mutter O ein Kind 
mit der Blutgruppe B nicht erzeugen kann, doch wurde der be⸗ 
treffende Mann, wie ſchon in der erſten Inſtanz ſo auch von der 
Ziost. zu Vaterſchaft und Unterhalt verurteilt. Nach ſieben Jahren 
hat der betreffende Mann, der inzwiſchen für das Kind ordnungs⸗ 
gemäß gezahlt hatte, auf Grund einer Auskunft, die ſeiner in 
meinem Inſtitut vorſprechenden Ehefrau gegeben wurde, eine An⸗ 
zeige gegen die Kindsmutter wegen Meineids erſtattet! Das Ver⸗ 
fahren wurde auf Weiſung des Herrn GenstA. am OLG. Jena 
beim LG. Meiningen eröffnet. Ganz kurzfriſtig vor der Schwur⸗ 
gerichtsverhandlung, die am 20. Juni 1935 ſtattfinden ſollte, wurde 
ich vorgeladen, konnte gerade noch den Gegenſtand der Verhand⸗ 


Dann aber müſſen die oben angeſtellten Erwägungen auch 
hier zur Bejahung der Frage führen, ob der Zeuge ſich der 
Blutgruppenbeſtimmung zu unterwerfen hat. 

Hier greifen jedoch andere ausdrückliche Geſetzesvorſchrif⸗ 
ten ein, die einer Durchführung des Blutprobenbeweiſes im 
Wege ſtehen, die Beſtimmungen über das Zeugnisverweige⸗ 
rungsrecht. Hat ein Zeuge dieſes Recht, etwa weil ihm die 
Beantwortung der geſtellten Frage zur Unehre gereichen 
würde, 8 384 Ziff. 2 ZPO. (der Zeuge im Vaterſchaftsrechts⸗ 
ſtreit), oder weil ſie ihm einen unmittelbaren vermögensrecht⸗ 
lichen Schaden verurfachen würde, 8384 Ziff. 1 (u. U. der 
Mehrverkehrszeuge im Unterhaltsprozeß), ſo erſtreckt ſich dieſes 
Recht auch auf die Weigerung, in die Blutprobenentnahme 
zu willigen. Denn dieſe Duldung eines körperlichen Eingriffs 
würde ja die gleichen Folgen haben können wie die Ausſage 
im Rechtsſtreit. Falls der Zeuge von ſeinem Recht Gebrauch 
macht, könnte der Blutprobenbeweis nicht erhoben werden, 
ſo daß die Abſtammung ungeklärt bleiben würde. 

Das Ergebnis zeigt, daß die z. Z. beſtehende geſetzliche 
Regelung auch dann nicht befriedigen kann, wenn ihr die 
nationalſozialiſtiſche Rechtsanſchauung zugrunde gelegt wird. 
Möge bald eine Norm geſchaffen werden, die die aufgewieſenen 
Schwierigkeiten überwinden läßt und ſo die wichtigen Fragen 
der Abſtammung ſtets zur Löſung bringt. 


lung auf Anfrage erfahren und nahm nun, eben in Berückſichti⸗ 
gung der Tatſache, daß jene Blutunterſuchungen ſchon acht Fahre 
zurücklagen, zur Verhandlung das ganze Laborato⸗ 
riumsgerät für Blutunterſuchungen mit nach Mel 
ringen, um dort für alle Fälle noch einmal die Nachprüfung der 
Blutgruppen vornehmen zu können und eventuell auch diejenige 
der Faktoren neu anzuſchließen. Dort ſtellte ſich nun für mi 
heraus, daß der als zweiter Sachverſtändiger mit vorgeladene Herr 
Kollege Gieſe von Jena auf Anordnung der Staatsanwaltſchaft 
bzw. des Herrn GenStA. hin, die in der dortigen Gegend anſäſſige 
Kindsmutter und deren Kind eben erſt nochmals — und 
zwar mit dem gleichen Ergebnis, wie ich im Oktober 1927 — nach⸗ 
unterſucht hatte (Mutter = O, Kind = B). Außerdem war von ihm 
ein weiterer im Verlauf des Alimentationsverfahrens ſeinerzeit 
der Vaterſchaft höchſt verdächtiger verheirateter Mann C. ler hatte 
die Ausſage und die Blutentnahme verweigert), erſtunterſucht 
worden, der nun aber auch die Blutgruppe A hatte, alſo als Ex⸗ 
zeuger des Kindes B gleichfalls auszuſchließen war! Eine Nach⸗ 
unterſuchung des von mir ſeinerzeit zuerſt unterſuchten Mannes 
Br. war offenbar nicht angeordnet und daher leider auch unter⸗ 
blieben. Dies konnte nun glücklicherweiſe, als ich dieſen Mangel 
am Schluß meines mündlich erſtatteten Gutachtens betonte, auf 
Antrag des Verteidigers infolge der Mitnahme des ganzen Labo⸗ 
ratoriumsmaterials noch von mir dort im Gerichtsgebäude nad‘ 
geholt werden, und es ſtellte ſich nunmehr auf Grund der mi 
allen jetzt üblichen Kautelen durchgeführten Unterſuchung der Blut⸗ 
probe des Br. die Blutgruppe AB (ſtarke A- und ſchwächere B⸗ 
Eigenſchaft heraus. Damit ergab ſich die Hinfälligkeit der Aus” 
ſchließung des Genannten und der Anklage war in dieſer Richtung 
der Boden entzogen, weil natürlich jetzt Br. als Vater „mögli 
war (Mann = AB, Mutter = O, Kind = B). 

Ich beſaß noch die Unterlagen der Unterſuchung vom Sep 
tember 1927; aus denſelben ergab ſich, daß offenbar das ach 
für B damals nicht ſo hochwertig war, ſo daß die (ſchwache) 
Agglutination bei dem Mann ausblieb, und andererſeits war bet 
der Zufügung von Teſtblutkörperchen B zu dem Serum des Man’ 
nes eine „Pſeudoagglutination“ eingetreten. Aus dieſen Gründen 
war ich damals zu der Feſtſtellung der Blutgruppe A bei dem 
Unterſuchten gekommen. Ich möchte auch an dieſer Stelle betonen, 
daß ſelbſtverſtandlich damals eine Fehlbeſtimmung vorgelegen hat; 
denn es iſt vollkommen ausgeſchloſſen, daß die Blutgruppe des 
Mannes, die am 20. Juni 1935 ganz einwandfrei AB war, mit 
vollſtändig fehlender Serumreaktion, ſich gegenüber 1927 geändert 
hat — dies iſt abſolut ſicher. Für die Bewertung der Blutgruppen 
unterſuchungen von Seite der Gerichte bemerke ich aber ausdrüc⸗ 
lich, daß wir damals noch nicht die Kontrollunterſuchungen machen 
konnten, wie fie jetzt ſeit Jahren vorgenommen werden: * 
kontrollieren das zu unterſuchende Blut bzw. das abzentrifugierte 
Serum ſtets mit Teſtblutkörperchen der vier Blutgruppen A, b, 
AB und O und ſo geſchah das auch jetzt in der Schwurgerichts⸗ 
verhandlung, ferner haben wir Kontrollen für das Hämoteſtſerum, 
was für die Feſtſtellung der A- wie auch der B⸗Eigenſchaft der 
Blutkörperchen verwendet wird. Ich lege einen ganz beſonderen 
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Wert auf dieſe Feſtſtellung, damit nicht die Fehlreaktion aus dem 
Fahre 1927 die ganze Zuverläſſigkeit der Blutgruppenunter⸗ 
ſuchung und deren Verwertbarkeit für das Vaterſchaftsverfahren 
und im Meineidsprozeß erſchüttert. 

Die praktiſchen Folgerungen, welche ich für die gerichtliche 
Medizin und auch für die Rechtspflege ziehen möchte — und des⸗ 
wegen berichte ich ſo ausführlich über dieſen Fall auch vor dem 
Forum der Juriſten iſt folgendermaßen zu faſſen: 

Solche Fälle, daß man jetzt Gerichtsentſcheidungen treffen 
müßte auf Grund von Blutgruppenunterſuchungen aus den erſten 
Jahren 1926 oder 1927, kommen ja wohl kaum jemals mehr vor, 
aber wir müſſen uns doch auf Grund dieſer meiner Erfahrung zur 
ſtrikten Regel machen, daß in derartigen Fällen, wenn ja einmal 
bie a ee n auf die Zeit vor 1930 zurückgehen, 
in einem neu eingeleiteten Ermittlungsverfahren ſtets eine voll⸗ 
tändig neue Durchführung der sämtlichen da⸗ 
maligen Blutgruppenbeſtimmungen bei allen Beteiligten vorzuneh⸗ 
men iſt! Das gilt auch für ſolche Fälle, wenn in einem vor 
Fahren geführten Vaterſchaftsverfahren der eine oder andere Be⸗ 
teiligte ſchon einmal hinſichtlich der Blutgruppen und Faktoren 
unterſucht wurde. Für uns gerichtliche Mediziner ergibt ſich noch 
die Regel, daß man für alle Fälle das techniſche Unterſuchungs⸗ 
Inſtrumentarium mit allem was dazu gehört zu einem auswärti⸗ 
gen Schwurgerichtstermin mitnehmen ſollte, um eben ſolche länger 
zurückliegende Unterſuchungsergebniſſe nochmals zu kontrollieren, 
wenn dies nicht ſchon vor der Verhandlung angeordnet und ge⸗ 
ſchehen ift, was natürlich zweckmäßiger ift. In meinem oben mit⸗ 
bitten Fall kann ich es nur als Glück bezeichnen, daß mir die 
Möglichkeit und die Gelegenheit zu der Nachunterſuchung des 
Heugen Br. noch während der Verhandlung gegeben worden iſt, 
enn eine Verurteilung der Kindsmutter wegen Meineids lag nach 
en ganzen Erhebungen auch ſonſt ziemlich nahe. 

Vielleicht darf noch zum Schluß auf einen Punkt aufmerkſam 
gemacht werden, nämlich darauf, daß ſolche lange zurückliegende 
Gutachten nicht durch kommiſſariſche Vernehmung der unterſuchen⸗ 

en Sachverſtändigen erledigt werden ſollten. Die große Entfer⸗ 
nung von dem Schwurgerichtsort könnte ja ſchließlich dazu ver⸗ 
locken, den Sachverſtändigen auf ſein früher erſtattetes Gutachten 
kommiſſariſch zu vernehmen. Wäre ich nicht in dieſem Fall per⸗ 
Onlich vorgeladen worden, jo hätte man nicht die Möglichkeit ge⸗ 
habt, den Fehler feſtzuſtellen. 

Prof. Dr. H. Merkel, München. 


Konkurs und die überſchüfſigen landwirtf haftlichen 
Erzeuguinſe des Erbhofes 
Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen eines 
Bauern iſt zuläſſig. Das Konkursverfahren umfaßt jedoch nicht, was 
ſich aus 81 KO., 838 RErbhofch. ergibt, den Erbhof. NExbhGer. 
db, 18. Okt. 1934: JW. 1935, 61115; LErbhcher. Celle v. 7. Dez. 
1934: 3%, 1935, 63716 mit zuſtimmender Anm. von Haertl; 
LErbhcßer. Celle: Vogels⸗Hopp, Erbhgſpr. § 38 Nr. 6 mit zu⸗ 
ſtimmender Anm. von Heſſe und Recht des Reichsnährſtandes 1934, 
7 mit zuſtimmender Anm. von Johae. Erbhof „ S. des 8 38 
Abſ. 1 iſt nicht nur der Grund und Boden; zum Erbhof gehören auch 
Hofzubehör (8 8), Verſicherungsforderungen, Tilgungsguthaben (8 9), 
ie Nutzungsrechte des 8 2 VO. II, Eigentümergrundſchulden (§ 18 
BD, I). Nicht Zubehör iſt das, was unter Eigentumsvorbehalt ge- 
kauft iſt; fo die herrſchende Meinung. Anderer Meinung Berter⸗ 
mann: Jurgdſch. 1934, 68. 0 
0 Die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe des Hofes gehören zum Hof 
* S. des § 38 Abſ. 1 nur inſoweit, als fie der Bewirtſchaftung des 
Hofes dienen. Darüber hinaus gewähren die 88 38 Abſ. 2, 39, 59 
Vollſtreckungsſchutz auch für die landwirtſchaftlichen Hofeserzeugniſſe, 
oweit ſie zum Unterhalt des Bauern oder ſeiner Familie bis zur 
nachſten Ernte erforderlich find. Auch Vieh gehört zu dieſen Erzeug⸗ 
niſſen. An Stelle der nächſten Ernte tritt die Schlachtreife entſprechen⸗ 
en Viehs. So Münzel: Jurgdſch. 1935, 64. Für den Unterhalt 
erforderlich ſind auch die Erzeugniſſe, deren Erlös für den Unterhalt 
benötigt wird. So auch Vogels 8 39 Anm. 2 und die dort Zitierten 
und Weh: IW. 1935, 653 ff. Anm. zu 2. In 8 39 Abſ. 2 Halbſatz 2 
besten richtiger „und“ und „oder“ umgeſetzt werden. Familie be⸗ 
eutet in dieſem Zuſammenhang nicht eine enge Begrenzung auf Frau 
und Kinder. Auch die nach 88 30, 31 Verſorgungsberechtigten gehören 
zu den geſchützten Perſonen. Dies ergibt ſich aus dem bevölkerungs- 
Politifchen Zweck des Geſetzes. Es iſt daher gleichgültig, ob es ſich 
An die geſetzlichen Anſprüche an ſich oder ob es ſich um vertragliche 
uſprüche auf Grund eines Übergabevertrages handelt. Es kommt 
nur darauf an, daß die Erzeugniſſe zum Unterhalt der verſorgungs⸗ 
rechtigten Perſonen dem Umfange nach im Rahmen der 88 30, 31 
benötigt werden. Hieraus find dann auch Schlüſſe zu ziehen für die 
rage der Pfändbarkeit der Verſorgungsanſprüche, wenn die Zwangs⸗ 
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vollſtreckung gegen den Verſorgungsberechtigten ſelbſt betrieben wird. 
Es kann hier nur angedeutet werden, daß den Ausführungen von 
Herſchel: JurqRdſch. 1935, 124 ff. nicht überall gefolgt werden kann, 
wenn er die Pfändbarkeit der erbhoſrechtlichen Verſorgungsanſprüche 
in erheblichem Umfange bejaht. 

Wird über das Vermögen des Bauern Konkurs eröffnet, ſo 
werden die im 8 39 Abſ. 1 genannten Erzeugniſſe nicht miterfaßt. 
Es entſteht die Frage, ob die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe des 
Hofes, die nicht Zubehör und die, die nicht zum Unterhalt des Bauern 
und ſeiner Familie erforderlich ſind, in die Konkursmaſſe fallen. Dies 
wird bejaht von Meyer: JurqRdſch. 1935, 97 ff., vom KG. im Beſchl. 
v. 16. Aug. 1934, Nr. 1b X 363/34: JW. 1934, 27013 — Vogels» 
Hopp, ErbhNipe. 334 Nr. 1 und Vogels in der Anm. hierzu. 
Meher (a. a. O.) verneint jedoch im Gegenſatz zum KG. und zu 
Vogels, daß die nachträglich „erbhoffrei“, beſſer geſagt im 
Rahmen ber 88 38 Abſ. 2, 39, 59 zwangsvollſtreckungsfähig werden⸗ 
den Erzeugniſſe in die Maſſe fallen. Dieſe Frage braucht hier nicht 
entſchieden zu werden, da, wie im folgenden dargetan werden ſoll, 
die genannten Erzeugniſſe überhaupt nicht in die Konkursmaſſe fallen. 

In 839 Abſ. 2ff. wird zunächſt vorausgeſetzt, daß der betreffende 
Gläubiger, deſſen Befriedigung im Wege der Zwangsvollſtreckung be⸗ 
abſichtigt iſt, einen Vollſtreckungstitel hat. Ob ein für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärter Schuldtitel genügt, wird nicht ausdrücklich im Geſetz 
feſtgeſtellt. Man wird dies aber bejahen können. In jedem Fall muß 
aber ein Vollſtreckungstitel vorliegen. Der Vollſtreckungstitel iſt die 
Grundlage, auf der der Kreisbauernführer, falls er vom Reichsnähr⸗ 
ſtand dazu ermächtigt iſt, gegebenenfalls die Schuld für den Reichs⸗ 
nährſtand übernimmt. Dieſe Schuldübernahme ſetzt Beſtimmtheit der 
zu übernehmenden Schuld voraus, die eben durch den Vollſtreckungs⸗ 
titel gewährleiſtet werden ſoll. Der Vollſtreckungstitel iſt außerdem 
auch deswegen erforderlich, weil die Schuld bezüglich Grund und 
Veſtand, nicht nur wegen der Höhe, beſtritten fein kann. Es iſt nicht 
Aufgabe des Kreisbauernführers, zu entſcheiden, ob und inwieweit die 
Forderung beſteht. 

Das Konkursverfahren ſetzt begrifflich das Vorliegen von Voll⸗ 
ſtreckungstiteln nicht voraus. Schon hieraus ergibt ſich, daß ein Ver⸗ 
fahren, das ſich lediglich nach den Vorſchriften der KO. richtet, nicht 
den Erforderniſſen des § 39 entſpricht. Nach Meyer (a. a. O.) ſoll 
es für das Konkursverfahren in ſolchem Falle genügen, daß der 
Konkursverwalter entſprechend dem 8 39 Abſ. 2 dem Kreisbauernführer 
den Eröffnungsbeſchluß und die Erklärung, daß er die konkursmäßige 
Verwertung der Erzeugniſſe vorhabe, zuſtelle. Abgeſehen davon, daß 
das Geſetz Zuſtellung eines Vollſtreckungstitels und nicht des Konkurs⸗ 
eröffnungsbeſchluſſes verlangt, und zwar durch den Gläubiger und 
nicht durch den Konkursverwalter, wird der vom Geſetz erſtrebte Zweck, 
nämlich Schaffung einer klaren, beſtimmten Unterlage, nicht erreicht. 
Wenn man Meyer (a. a. O.) wörtlich folgen würde, brauchten ja 
nicht einmal die Namen der Gläubiger und die Höhe der Forderungen 
mitgeteilt zu werden. Selbſt wenn das geſchehen würde, ſtünde noch 
nicht feſt, ob und inwieweit die Forderungen berechtigt ſind. Dies 
würde auch nicht durch Zuſtellung eines mit der Vollſtreckungsklauſel 
verſehenen Auszuges aus der Tabelle (8 146 KO.) in vollem Um⸗ 
fange nachgewieſen werden. Damit wäre nämlich noch nichts bezüglich 
der ſtreitig gebliebenen Forderungen, über die Feſtſtellungsprozeſſe 
durchzuführen find (8 164 KO.), gewonnen. Würden auch noch die 
Vollſtreckungstitel bezüglich dieſer ſtreitigen Forderungen nach Durch⸗ 
führung der Prozeſſe dem Kreisbauernführer zugeſtellt werden, ſo wird 
das Konkursverfahren inzwiſchen ſeinem Ende zuneigen. 

Aus 8 39 Abſ. 2 ergibt ſich aber, daß die Zwangsvollſtreckung 
erſt beginnen darf, wenn nach Zuſtellung des Vollſtreckungstitels die 
Friſt von einem Mongt fruchtlos, d. h. auch ohne daß die Schuld für 
den Reichsnährſtand übernommen worden iſt, verlaufen iſt. Es wider⸗ 
ſpricht daher dem klaren Wortlaut des Geſetzes, wenn nach Meyer 
(a. a. O.) die Wirkung des 87 KO. bereits mit Konkurseröffnung 
eintreten, alſo die Generalzwangsvollſtreckung zu wirken beginnen 
ſoll, zu einer Zeit, zu der die nach 8 39 Abſ. 2 verlangte Zuſtellung 
und der Ablauf der Monatsfriſt noch nicht erfolgt ſind. Es genügt 
nicht, wenn Meyer nur einige Wirkungen der Generalzwangsvoll⸗ 
ſtreckung erſt nach Ablauf der Friſt einkreten laſſen will, ſo z. B. 
des 8 117 KO. (Inbeſitznahme und Verwaltung durch den Konkurs⸗ 
verwalter). § 39 Abſ. 2 will nicht nur die Verwertung des beſchlag⸗ 
nahmten Gegenſtandes im Wege der Zwangsvollſtreckung verhindern, 
es ſoll gegebenenfalls überhaupt nicht erſt mit der Zwangsvollſtreckung 
begonnen werden, ſie ſoll evtl. völlig vermieden werden. Die Friſt 
des 8 39 Abſ. 2 hat nicht nur die Bedeutung, dem Kreisbauernführer 
und dem Reichsnährſtand Gelegenheit zu geben, auf den Bauern ein⸗ 
zuwirken oder evtl. die Schuld ſelbſt zu übernehmen; dem Schuldner 
ſoll auch Zeit gelaſſen werden, von ſich aus freiwillig den Gläubiger 
zu befriedigen Vogels 8 39 Anm. 3a). Wirkt $7 KO. bereits mit 
der Konkurseröffnung auch bezüglich der überſchüſſigen Ernte, der 
überſchüſſigen Erzeugniſſe, jo hat der Schuldner ja gar keine rechtliche 
Möglichkeit mehr, aus den Erzeugniſſen ſeine Schulden zu bezahlen. 
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§ 38 Abſ. 2 unterſagt zunächſt die Zwangsvollſtreckung wegen 
einer Geldforderung in die auf dem Erbhof gewonnenen Erzeugniſſe. 
Damit wird die Zwangsvollſtreckung jeder Verfahrensart unterſagt. 
In den 88 39, 59 wird dann die Zwangsvollſtreckung wieder zu⸗ 
gelaſſen, und zwar in einem ausſchließlich durch das RErbhofcg. ge⸗ 
regelten Sonderverfahren. § 39 Abſ. 2 ff. iſt feinem Wortlaut nach 
nur auf die Einzelvollſtreckung zugeſchnitten. Es beſteht kein Anlaß, 
über 856 die Ausnahmevorſchriften der 88 39 Abſ. 2, 59 auch auf 
das Konkursverfahren auszudehnen. 

Wenn Meyer (a. a. O.) hierzu ausführt, daß gerade die weniger 
gewandten Gläubiger bei der hier vertretenen engeren Auslegung des 
839 Abſ. 2ff. leiden werden, weil nur die beſſer unterrichteten oder 
beſſer beratenen Gläubiger demnächſt die Möglichkeit einer Einzel⸗ 
vollſtreckung ausnützen würden, ſo kann dieſe Argumentation nicht 
ins Gewicht fallen. Der Gläubiger, der vollſtrecken will, wird zu⸗ 
nächſt ſtets Einzelvollſtreckung verſuchen; tut er dies nicht, ſo befteht 
auch kein Anlaß, zu ſeiner Befriedigung durch Zulaſſung der Konkurs⸗ 
beſchlagnahme auch an den überſchüſſigen landwirtſchaftlichen Erzeug⸗ 
niſſen des Hofes beizutragen. 

RA. Dr. Schrodt, Schweidnttz. 


Richtlinien 
für die Gebührenberechnung in Veitreibungsſachen 


Das Präſidium der Reichsrechtsanwaltskammer hat in Er⸗ 
gänzung der früheren JW. 1935, 109 und JW. 1935, 683 ver⸗ 
öffentlichten Richtlinien die nachſtehende Bekanntmachung er⸗ 
laſſen, die mit Genehmigung des Vorſtandes der Berliner An⸗ 
waltskammer aus den Mitteilungen der Berliner Anwaltskammer 
Nr. 3/35 übernommen wird: 

a) Als „Beitreibungsſachen“ ſind unbedenklich auch die typi⸗ 
ſchen Klagen aus Abzahlungsverkäufen auf Zahlung 
des Kaufpreiſes oder Rückgabe der unter Eigentums⸗ 
vorbehalt gelieferten Sachen anzuſehen. 

b) Die Prämie von 2% der beizutreibenden Forderung, die 
in jedem Falle dem Auftraggeber zur Laſt fällt, iſt nach 
dem Streitwert des Verfahrens zu berechnen. Im Mahn⸗ 
und Prozeßverfahren bleiben alſo Nebenforderungen, Zin⸗ 
ſen und Koſten außer Betracht, während ſie in der 
Zwangsvollſtreckung nach Maßgabe von § 15 DGK. 
i. Verb. m. § 10 RAGEbD. einzurechnen find. 

Der Satz von 2% ſtellt nur eine Mindeſtforderung 
dar; die Vereinbarung eines höheren Entſchädigungsſatzes 
zur Deckung der Unkoſten iſt zuläſſig und bei ſehr kleinen 


Einzelbeträgen oder bei Beitreibungen gegen beſonders 
ſchwache Gruppen von Schuldnern am Platze. 

Die Gebührenlockerung darf nicht zu einem Wettbewerb 
zwiſchen Berufsgenoſſen um die Erlangung der Beitrei⸗ 
bungsaufträge einzelner Mandanten führen. Aus dieſem 
Grunde darf die Forderung, daß der Auftraggeber al le 
Beitreibungsſachen ſeinem ſtändigen Anwalt übertragen 
ſoll, nicht überſpannt werden. Es kann u. U. nicht ver 
langt werden, daß alle Beitreibungsſachen einem Anwalt 
übertragen werden; es kommt vielmehr nur darauf an, daß 
die Beitreibungsſachen der Anwaltſchaft zugeführt werden. 
Beſchäftigt ein Auftraggeber ſtändig mehrere Anwälte, jo 
ift daher auch eine Teilung der Beitreibungsaufträge zwe 
ſchen dieſen feinen ſtändigen Anwälten zulaſſig (GB. 
105/32). 


0 
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Nrozeßvertretung durch die ſogenannten Regulierungs“ 
beamten der Verſicherungsgeſellſchaften 


Der KGpPräſ. zu Berlin hat an den Vorſtand der Berliner 
Anwaltskammer unter dem Aktenzeichen: I. P. 13/A. 1290 am 
24. Juni 1935 eine Mitteilung gerichtet, in der u. a. folgendes 
ausgeführt iſt: 

„Ich habe die mir unterſtellten LCPräſ. und den Ach⸗ 

Präſ. in Berlin erſucht, die Zibilprozeßrichter auf die in JW. 

1935, 1510 abgedruckte Entſcheidung des LG. in Stettin vom 

9. März 1935 aufmerkſam zu machen. Da die Auslegung des 

8 157 ZPO. Sache der Rechtſprechung iſt, halte ich mich zu 

weiteren Maßnahmen nicht für befugt. 

gez. Hölſcher.“ 


Die vorerwähnte Entſch. des Lc. Stettin: JW. 1935, 1510 
iſt unter Heranziehung einer ähnlichen, auf die gewerbsmäßigen 
Hausverwalter bezgl. Entſcheidung des LG. Berlin: JW. 1935, 
1673 beſprochen. 

(Aus den Mitteilungen der Berliner Anwaltskammer Nr. 8/85.) 


Die Zentralſtelle zur Vekümpfung der 
Schwindelfirmen e. Y. 


Die Zentralſtelle hilft mit ihrem reichen Material den Be⸗ 
rufsgenoſſen und ſtellt gegebenenfalls auch Ermittlungen über an⸗ 
rüchige Firmen an. — Die Anſchrift der Zweigſtelle Berlin iſt: 

N 65, Lindower Str. 6, Fernſpr. D 6 Wedding 0013. 
(Aus den Mitteilungen der Berliner Anwaltskammer Nr. 3/35.) 


Aus dem Sd). und der Deutſchen Nechtsfront 


Bericht über die Arbeit der 
Reichsfachgruppe Rechtsanwälte im Monat Juni 1935 


Infolge der Berufung des Reichsfachgruppenleiters Rechtsanwälte 
zum Stellvertreter des Reichsjuriſtenführers wurde der Leiter des Gau⸗ 
rechtsamts des Gaues Hamburg, Pg. Dr. Droege, Mitglied des 
Reichsfachgruppenrats und des Präſidiums der Reichsrechtsanwalts⸗ 
kammer, zunächſt kommiſſariſch mit der Wahrnehmung der Geſchäfte 
des Reichsfachgruppenleiters Rechtsanwälte beauftragt. 

Die Arbeit der Reichsfachgruppe im Berichtsmonat galt der 
Erhaltung und Erweiterung des Arbeitsgebietes der Anwaltſchaft. So 
wurde in mehreren Fällen erreicht, daß Verfügungen nachgeordneter 
Stellen, durch welche die Mitwirkung von Rechtsanwälten zurück⸗ 
gewieſen worden war, von den übergeordneten Zentralſtellen ge⸗ 
mißbilligt oder aufgehoben wurden. Das nachdrückliche Vorgehen der 
Reichsfachgruppe in allen derartigen Fällen erfolgt aber nicht nur 
im Intereſſe der Anwaltſchaft, ſondern vor allem auch im Intereſſe 
der Rechtsſicherheit, die nicht zuletzt darauf beruht, daß jeder Volks- 
genoſſe das Recht haben muß, den Beiſtand der vom Führer und 
Reichskanzler als berufenen Berater und Vertreter des deutſchen 
Volkes in allen Rechtsangelegenheiten bezeichneten Rechtsanwälte in 
Anſpruch zu nehmen. 

Die Arbeit der Reichsfachgruppe Rechtsanwälte erfolgte auch auf 
dieſem Gebiete in enger Zuſammenarbeit mit dem Präſidium der 
Reichsrechtsanwaltskammer. Auch mit dem Reichsjuſtizminiſterium 
wurde eine vielgeſtaltige ſachliche Zuſammenarbeit erzielt. 

Die allgemeine geſetzliche Regelung wichtiger, die geſamte Fach⸗ 
gruppe Rechtsanwälte betreffender Angelegenheiten wurde in umfang⸗ 
reichen Verhandlungen vorbereitet. 7 

Um die Reichsfachgruppe für die Bearbeitung der zentralen und 
wichtigen Aufgaben frei zu machen, wurden rein örtliche Angelegen⸗ 
heiten an die Gaufachberater zur zuſtändigen Erledigung abgegeben. 


Erteilung von Rechtsauskünften durch dienſtſtellen des 
Reichsnährſtandes 


Der Reichsbauernführer hat unter dem 12. Juni 1935 auf Grund 
einer Vereinbarung mit der Reichsführung des BNS DJ. an alle 
Dienſtſtellen des Reichsnährſtandes die nachſtehende Anordnung erlaſſen. 

1. Der Reichsnährſtand iſt zur Erfüllung der ihm übertragenen 
ſtändiſchen Aufgaben verpflichtet, die Belange ſeiner Mitglieder zu 
fördern. Soweit ſich im Zuſammenhang mit der Beratung in beruf 
ſtändiſchen Angelegenheiten Rechtsfragen ergeben, iſt der Reichsnähr⸗ 
ſtand auch zur Erteilung von Rechtsauskünften verpflichtet. Dieſe 
ſollen ſich grundſätzlich auf das Gebiet des Bauern 
und Landwirtſchaftsrechts beſchränken. 

2. Bei der Erteilung von Auskünften iſt zu berückſichtigen, daß 
die die Auskunft erteilende Perſon für ſich und gegebenenfalls fü 
den Reichsnährſtand die Verantwortung für die Nichtigkeit der ers 
teilten Auskunft übernimmt. Allen auskunfterteilenden Stellen wird 
deshalb äußerſte Vorſicht zur Pflicht gemacht. 

Die Kreisbauernſchaften haben, falls es ſich nicht um Fragen 
handelt, die ſie mit Sicherheit ſelbſt beantworten können, bei der 
Abteilung 10 der Landesbauernſchaft Rückfrage zu halten bzw. das 
anfragende Mitglied dorthin oder an einen deutſchen Rechtsanwalt 
oder Notar zu verweiſen. 

3. Die Übernahme der Vertretung eines Mitgliedes des Reichs“ 
nährſtandes vor Gerichten iſt grundſählich unterſagt. Iſt eine An 
gelegenheit nicht durch Beratung zu erledigen, ſondern macht ſich eim 
Vertretung notwendig, jo iſt das Mitglied an einen deutſchen Rechts“ 
anwalt oder Notar zu verweiſen. 

4. Kreis- und Landesbauernſchaften iſt es geſtattet, zum Zwecke 
der Herbeiführung einer vergleichsweiſen Regelung bei Streitigkeiten 
zwiſchen dritten Perſonen und einem Mitglied des Reichsnährſtandes 
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und zwiſchen Reichsnährſtandsangehörigen die Parteien vorzuladen. 
in Zwang zum Erſcheinen darf nicht ausgeübt werden. Bevoll⸗ 
mächtigten Rechtsanwälten und Notaren iſt die Teilnahme an ſolchen 
Verhandlungen zu geſtatten, ſoweit es ſich um Angelegenheiten han⸗ 
belt, die zur Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte und der Anerben⸗ 
gerichte gehören. Ausnahmsweiſe kann auch in dieſen Fallen ein 
bevollmächtigter Rechtsanwalt oder Notar von der Teilnahme an der 
serhandlung zurückgewieſen werden, wenn in feiner Perſon 
liegende Gründe (z. B. nichtariſche Abſtammung) das geboten erſcheinen 
ute oder wenn es ſich um Angelegenheiten des § 15 RéErbhofcg. 
andelt. 

Mit Winkelkonſulenten oder Rechtsberatern u. dgl. iſt jede Ver 
handlung abzulehnen. Schriftliche Eingaben von Winkelkonſulenten 
um. find ſtets gegenüber den Vertretern unmittelbar zu beantworten. 
5. Soweit ganz ausnahmsweiſe die Übernahme der Vertretung 
eines Mitgliedes durch den Reichsnährſtand wegen der beſonderen 
mſtände des Falles geboten erſcheint, bedarf es einer Genehmigung 
der Reichshauptabteilung J. 

Siegel. 

Berlin, den 10. Juli 1935. 


gez. R. Walter Darré. 


zweite Jahrestagung der Akademie für Deutſches Recht 


Die zweite Jahrestagung der Akademie für Deutſches Recht, 
die vom 26. bis 29. Juni in München ſtattfand, geſtaltete ſich zu 
einem Höhepunkt des deutſchen Rechtslebens. 
. „Bon den ganz hervorragenden Referaten verdient vor allem 
die Feſtſitzung in der Aula der Univerſität am dritten Tag Be⸗ 
achtung, in der der Präſ. der Akademie für Deutſches Recht, RMin. 
Dr. Frank, den e „Die nationalſozialiſtiſche Revolu⸗ 
tion im Recht“ hielt. Die Bedeutung gerade dieſer Tagung und 
amit des Schaffens der Akademie überhaupt wurde durch das 
perſönliche Erſcheinen des Führers weithin hervorgehoben. 

Das Mitteilungsblatt Nr. 2, das als Anlage zu Heft 13/14 
der Zeitſchrift Deutſches Recht unter dem 15. Juli 1935 heraus⸗ 
gegeben wurde, bringt über die Tagung einen ausführlichen Be⸗ 


richt. Den Leſern der JW. wird dringendſt nahegelegt, nicht nur 
die Zeitſchrift Deutſches Recht, ſondern gerade auch die Veröffent⸗ 
lichungen im Mitteilungsblatt zu beachten. Jeder einzelne Rechts⸗ 
wahrer, vor allem der Rechtsanwalt und Richter, bedürfen für ihre 
oft ſehr ſchwere berufliche Tätigkeit immer wieder der Ausrichtung 
nach den großen, vom Reichsjuriſtenführer Dr. Frank als dem 
Repräſentanten der Bewegung auf dem Gebiete des Rechts ver⸗ 
tretenen Geſichtspunkten. 


deutſche dozentenſchaft und BNSDI. 


Der BNESDFI. trägt die ausſchließliche Verantwortung für 
die fachlich⸗politiſche Arbeit der Hochſchullehrer der rechts⸗ und 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultäten. Wie aus der Bekanntgabe dom 
22. Juni in dem vorerwähnten Mitteilungsblatt, S. 33, hervor⸗ 
geht, iſt zwiſchen der deutſchen Dozentenſchaft und der Reichsfüh⸗ 
rung des BNSDY. eine Vereinbarung zuſtande gekommen, um 
eine aktive Mitarbeit der nationalſozialiſtiſchen Hochſchullehrer im 
BNSDI. in ſtärkerer Weiſe als bisher herbeizuführen. Die Reichs⸗ 
führung des BR SD. hat durch Beitragserlaß der wirtſchaftlichen 
Notlage weiter Kreiſe der Hochſchullehrer in beſonderer Weiſe 
Rechnung getragen. 


Wirtſchaftsrechtler und Reichsnährſtand 


In einem Rundſchreiben vom 12. Juni 1935, veröffentlicht in 
dem dem Deutſchen Recht, Heft 13/14, beiliegenden Mitteilungs⸗ 
blatt, S. 33, wird bekanntgegeben, daß zwiſchen der Reichsfach⸗ 
gruppe Wirtſchaftsrechtler und dem dem Reichsnährſtand angeglie⸗ 
derten Reichsverband für das landwirtſchaftliche Buchführungs⸗, 
Betreuungs- und Schätzungsweſen eine enge Zuſammenarbeit zu⸗ 
ſtande gekommen iſt. Die berufspolitiſche Führung und Betreuung 
aller in dieſem Verband zuſammengeſchloſſenen Rechtswahrer wird 
von der Fachgruppe Wirtſchaftsrechtler bzw. der Reichsfachſchaft 
der Buchprüfer übernommen. 
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Dr. Walter Haid: Sozialismus als Träger des neuen 
Reiches. (Neue Deutſche Forſchungen. Abteilung Staats», 
Verwaltungs⸗, Kirchen⸗, Völkerrecht und Staatstheorie. 
Bd. 1.) Berlin 1935. Junker u. Dünnhaupt Verlag. 
114 S. Preis 3,80 A. 


Der Verf. verſucht in der angezeigten Arbeit, dem Sozia⸗ 
lismus der überwundenen Epoche den Sozialismus unſeres Zeit⸗ 
alters entgegenzuſtellen. Er iſt dabei der Schwierigkeit nicht Herr 
geworden, die darin liegt, daß eine eindeutige konkrete Begriffsbe⸗ 
ſtimmung des Sozialismus nicht vorhanden ift. Er betont, Sozialis⸗ 
mus ſei eine „Idee“, die man nicht in verſtandesmäßig erfaßbare 
baktoren auflöſen könne; trotzdem ſei dieſe Idee als geſchichtsgeſtal⸗ 
lende Kraft wiſſenſchaftlicher Betrachtung zugänglich “(S. 12). Daran 
iſt richtig, daß es eine mathematiſch exakte Definition des Sozialis⸗ 
9 (wie auch anderer politiſcher Begriffe) nicht geben kann; trotz⸗ 
em muß es möglich Lu die Idee des Sozialismus konkret und 
anſchaulich zu beſchreiben, indem man ihre entſcheidenden Weſens⸗ 
ca hervorhebt. Auch der Verf. tut das, indem er die „Gemein⸗ 
Id aft“ als ideelles Grunderlebnis des Sozialismus bezeichnet 
IR 13). Nun ift ſelbſtverſtändlich kein echter Sozialismus ohne 
emeinſchaft denkbar; aber nicht jede Gemeinſchaftsbildung iſt eine 
erwirklichung des Sozialismus. Der Sozialismus als konkrete 
gejchichtliche Wirklichkeit ift eine Erſcheinung der modernen poli⸗ 
iſchen Geſtaltung; um ſein Weſen zu begreifen, muß man be⸗ 
achten, daß es ſich darum handelt, durch Sozialismus einer ſinn⸗ 
gebteerten und zerſtörten Welt wieder Inhalt und Ordnung zu 
en. 


bi Es iſt deshalb auch bedenklich, daß der Verf. die Gruppen⸗ 
ocldung der liberalen Zeit als „vielbeſtimmten Sozialismus“ und 
mit eben doch als Sozialismus bezeichnet. Der Verf. nennt die 
wruppenbildungen des 19. Jahrhunderts „Gemeinſchaftsbildun⸗ 
den Familie, Vereine, Kirchen, Reich, Länder, Parteien, Raſſe, 
klaſſe, Kartelle, Gewerkſchaften, Genoſſenſchaften erſcheinen hier in 
„urer Folge; ſie werden als „Gemeinſchaftsformen ſtarker Gel⸗ 
Keigskraft“ bezeichnet, deren „vielfältiges Auseinanderſtreben“ das 
ennzeichen dieſes „vielbeſtimmten Sozialismus“ iſt. In Wahr⸗ 


heit handelt es ſich bei dieſen Erſcheinungen nicht mehr um wirk⸗ 
liche Gemeinſchaften, ſondern um Gruppierungen innerhalb der 
bürgerlichen Geſellſchaft, der Wirtſchaftsgeſellſchaft, der politiſchen 
Geſellſchaft; ſelbſt die Kirchen ſanken zu Religionsgefellſchaften 
herab. Das Merkmal des 19. Jahrhunderts iſt nicht nur das Feh⸗ 
len einer Geſamtordnung, ſondern auch der Mangel der wirklichen 
Ordnung und Gemeinſchaft in den geſellſchaftlichen Einzelbereichen 
und Sondergruppen. 

Der Hauptteil des Buches dient der Darſtellung des „volks⸗ 
beſtimmten Sozialismus“, der ſeinen Sinn und Inhalt aus der 
Nation, der Volksgemeinſchaft, gewinnt. Der Verf. ſchildert auch 
hier die einzelnen Gemeinſchaftsbildungen, die im Rahmen der 
Volksgemeinſchaft erwachſen. Familie, Bauerntum, Vereine, Kir⸗ 
chen, Länder, die NSDAP., die Raſſe, die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
bände werden in ihrer Bedeutung für die Volksgemeinſchaft und 
in der Stellung, die ſie innerhalb der Volksordnung einnehmen, 
gewürdigt. Auch dieſe Darſtellung leidet unter der völlig wirren 
und ſyſtemloſen Folge, in der die einzelnen Lebensbereiche abge⸗ 
handelt werden. Fragen der Verfaſſungsordnung ſtehen zwiſchen 
den Fragen der Sippenordnung und der Wirtſchaftsordnung; Fra⸗ 
gen, die mit dem „Sozialismus“ nichts zu tun haben, ſtehen neben 
ſolchen, die wirkliche Probleme des Sozialismus ſind. Immerhin 
bietet dieſe Darſtellung inhaltlich eine wertvolle Überſicht über die 
zahlreichen Beſtrebungen, die auf einen Neubau der deutſchen 
Volksordnung gerichtet ſind; auch in vielen Einzelzügen finden ſich 
intereſſante Feſtſtellungen und fruchtbare Hypotheſen. 

Das gilt vor allem für die zahlreichen Hinweiſe auf die Be⸗ 
deutung, die die Körperſchaft des öffentlichen Rechts für den Auf⸗ 
bau der ſozialiſtiſchen Volksordnung beſitzt. So wird S. 60 hervor⸗ 
gehoben, die Benennung der Kirchen als „Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts“ habe heute nur noch formale Bedeutung, nach⸗ 
dem die „Neutraliſierung“ der Kirchen vollzogen ſei. Daran iſt 
richtig, daß uns der Begriff der Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts nicht wie im 19. Jahrhundert zur Neutraliſierung von Le⸗ 
bensbereichen gegenüber dem Staate dient, ſondern daß er zur 
Eingliederung einer völkiſchen Lebensordnung in das Ganze der 
Volksgemeinſchaft verwandt wird. Angeſichts der gegenwärtigen 
Lage wird alſo bei den Religionsgeſellſchaften ein Begriff in der 


266* 


2124 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Bedeutung des 19. Jahrhunderts fortgeführt, der in den übrigen 
Bezirken bereits einen ganz anderen Sinn angenommen hat. Auf 
S. 81 wird die Deutſche Arbeitsfront als Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts bezeichnet, wobei natürlich dieſer neue Begriff zu 
verwenden iſt. Es fehlt nur jede Begründung für dieſe an ſich zu⸗ 
treffende Feſtſtellung! Auf S. 86 werden die Zwangskartelle gleich⸗ 
falls als Körperſchaften des öffentlichen Rechts angeſprochen. Hier 
hat der Verf. überſehen, daß es unter den Zwangskartellen ſehr 
verſchiedenartige Gebilde gibt; die Pflichtverbände der Ernäh⸗ 
rungswirtſchaft ſind in der Tat Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts, während die Zwangskartelle der gewerblichen Wirtſchaft 
überwiegend noch privatrechtlichen Charakter haben. Auf S. 95 
wird die Reichsbank als öffentlicher Selbſtverwaltungskorper be⸗ 
zeichnet; hier iſt überſehen, daß die Reichsbank ſeit ihrer Grün⸗ 
dung Anſtaltscharakter beſitzt, der die Selbſtverwaltung ausſchließt. 

Bedenken rufen vor allem die Schlußausführungen des Buches 
hervor, in denen mit Nachdruck betont wird, unſere Wirtſchaft ſei 
auch heute noch „Marktwirtſchaft“; die Marktgeſetze von Angebot 
und Nachfrage, von Anpaſſung der Erzeugung an den Konſum 
durch Preis und Gewinn ſeien in Geltung geblieben, der freie 
Wettbewerb ſei auch heute noch anerkannt; unſere Wirtſchafts⸗ 
organiſation bleibe grundſätzlich aufgebaut auf dem Streben nach 
pirvatwirtſchaftlicher Rentabilität; der Nationalſozialismus bejahe 
das freie Unternehmertum und ſeinen geſunden Egoismus (S. 98 
bis 102). Es iſt nicht anzunehmen, daß damit das Fortbeſtehen der 
alten Wirtſchaftsfreiheit verteidigt werden ſoll. Aber es iſt immer⸗ 
hin eigentümlich, daß in einem Buch über den „Sozialismus als 
Träger des neuen Reiches“ gerade diejenigen Züge der Wirtſchaft 
ſo ſtark hervorgehoben werden, in denen die Freiheit des Einzelnen, 
ſein Wettbewerbsſtreben, ſein Gewinnſtreben und ſein Egoismus 
fortleben, während die eigentlich ſozialiſtiſchen Grundgedanken — 
vor allem die Bindung an Volk und Reich — nur beiläufig auf⸗ 
tauchen. Das Prinzip der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung, ohne 
das eine deutſche ſozialiſtiſche Wirtſchaftsordnung nicht möglich iſt, 
geht von der Bindung aus und erkennt nur unter dem unbedingten 
Vorrang dieſer Bindung die genoſſenſchaftliche Freiheit an. In 
der vorliegenden Schrift iſt der Vorſtoß zu wirklich ſozialiſtiſcher 
Haltung noch nicht vollzogen; hier haben die Gedanken der Ge⸗ 
meinſchaft, der Bindung, der Verantwortung, der Pflicht noch nicht 
die notwendige Stärke angenommen, um als Grundpfeiler einer 
neuen ſozialiſtiſchen Ordnung eingeſetzt werden zu können. Und ſo 
iſt man abſchließend zu der Feſtſtellung gezwungen, daß dieſes 
Buch den Sozialismus des neuen Reiches noch nicht lebendig ent⸗ 
wickelt und noch nicht folgerichtig durchgeformt hat. 


Prof. Dr. E. R. Huber, Kiel. 


Dr. Heinrich Webler: Das Reichsgeſetz für Jugendwohlfahrt. 
Textausgabe mit den wichtigſten preußiſchen Beſtimmungen. 
34. und 35. Tauſend. Berlin 1935. Carl Heymanns 
Verlag. 82 S. Preis 1,60 K.. 


Die Neuauflage der feit langem vergriffen geweſenen Text⸗ 
ausgabe des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt nebſt den für 
Preußen ergangenen Nebengeſetzen wird von den beteiligten Krei⸗ 
ſen lebhaft begrüßt werden. Die Auflage iſt auf den neueſten 
Stand der Geſetzgebung gebracht und inſofern überſichtlicher als 
die vorhergehenden geſtaltet worden, als die nachträglich abgeän⸗ 
derten Paragraphen nur in der jetzt geltenden Faſſung gebracht 
werden. Wenn das Buch auch im übrigen in dem bewährten alten 
Gewande wiedererſchienen iſt, ſo wird es doch durch die von 
dem Verf. vorausgeſchickte Einleitung von einem neuen Geiſte 
durchweht. In großen Zügen ſchildert der Verf. hier, wie ſich all⸗ 
mählich die Erkenntnis der Notwendigkeit eines Jugendſchutzes 
Bahn brach und zeichnet den Werdegang der Jugendwohlfahrts⸗ 
pflege vom Beginn dieſes Jahrhunderts an über den Markſtein 
des 1924 in Kraft getretenen Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt 
hinaus bis zu den nationalſozialiſtiſchen Zielen, die in dem kom⸗ 
menden Jugendrecht ihrer Verwirklichung harren. Wie jede große 
Idee in ihren Anfängen von einzelnen überragenden Perſönlich⸗ 
keiten erkannt und vorwärtsgetrieben werden muß, ſo iſt auch das 
mit der Zunahme der Induſtrialiſierung immer dringlicher gewor⸗ 
dene Problem der Jugendnot zunächſt erſt von einzelnen weit⸗ 
ſchauenden Perſönlichkeiten erfaßt und ihrer Forderung nach tat⸗ 
kräftiger Abhilfe nur ſtufenweiſe und bis heute unvollkommen 
Rechnung getragen worden. Der Verf. iſt einer der Berufenſten, 
die Spannungen und Triebkräfte dieſer Entwicklung vor Augen 
zu führen, da er jahrelang geſchäftsführender Direktor einer der 
wichtigſten für das Wohl der Jugend arbeitenden Vereinigungen, 
des Archivs Deutſcher Berufsvormünder, war. Auf die wertvollen 
Vorarbeiten dieſes Archivs iſt das Kernſtück des RJug Wohlfch., 
die geſetzliche Vormundſchaft des Jugendamts, aufgebaut worden. 


Den Jugendämtern ſind durch das Geſetz außerdem eine Anzahl 
anderer dringlicher Jugendfürſorgeaufgaben übertragen worden, ſo 
vor allem der vorher nur polizeilich geregelt geweſene Pflegekinder 
ſchutz und die Führung der Schutzaufſicht über gefährdete und 
entgleiſte Jugendliche. Intereſſant ſchildert der Verf., wie an die 
ſem Geſetz, das urſprünglich einen weit wirkſameren Vorſtoß zum 
Schutze der Jugend darſtellte, durch parlamentariſche Beratungen 
und Kompromiſſe ſolange Abſtriche vorgenommen worden find, 
bis es „zum dürftigen Werkzeug eines kraftloſen Wohlfahrtsſtaa⸗ 
tes“ wurde. Aber auch dieſes Geſetz, das noch heute von dem Kol‘ 
legialprinzip beherrſcht wird und auch im übrigen, durch die Zeit 
ſeiner Entſtehung bedingt, vom völkiſchen Standpunkte aus geſehen 
große Mängel aufweiſt, kann, wie der Verf. hervorhebt, dem 
nationalſozialiſtiſchen Ziele der Volksgemeinſchaft dienen, wenn 
es nur in dieſem Geiſte gehandhabt wird. So wird mit Recht ver⸗ 
langt, ſchon heute der Forderung Rechnung zu tragen, daß die 
Fürſorge des Staates in erſter Linie der reinblütigen und erb⸗ 
gefunden Jugend, dem koſtbarſten Gute unſeres Volkes, zuteil 
wird. In immer ſtärkerem Maße ſoll ferner durch rechtzeitige 
Vor ſorge dem Eintritt einer Notlage vorgebeugt werden, ſo daß 
nicht mehr die Heilung bereits eingetretener Schäden, ſondern die 
„aufbauende Geſtaltungsarbeit“ im Vordergrunde ſteht. Der Verf. 
zeigt hier in dankenswerter Weiſe, wie die alte Form mit einem 
den neuen Zielen entſprechenden Geiſte erfüllt und ſo zu einem 
wirkſamen Inſtrument des Jugendſchutzes auch im nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Staate gemacht werden kann. Mit einem Ausblick auf das 
zukünftige Recht, das die Arbeit zum Wohle der Jugend unter 
der Leitung der Nationalſozialiſtiſchen Volkswohlfahrt zu einer 
wahren Volksſache machen wird, ſchließt der ſehr leſenswerte ge* 
ſchichtliche Abriß. 
Dr. von Bülow, Berlin. 


Doz. Dr. Franz Wieacker: Wandlungen der Eigentums ver⸗ 
faſſung. (Der deutſche Staat der Gegenwart, Heft 13.) 
Hamburg 1935. Hanſeatiſche Verlagsanſtalt. Preis kart. 
3 Al. 


Der Verf. hat ſich eine ſchwere Aufgabe geſtellt: er will die Ein⸗ 
wirkungen zeigen, „die ſich beim Zuſammenſtoß der Grundgedanken 
der Volhserneuerung mit dem Eigentumsbegriff des BGB. ergeben 
(S. 7). Der Weg, den er zu dieſem Zweck beſchreitet, beſteht darin, 
daß er „die juriſtiſchen Denkfiguren des bürgerlichen Rechts ... mit 
den natürlichen Ordnungswerten der deutſchen Lebenswirklichkeit' 
(a. a. O.) vergleicht und ſo „die fruchtbare Sprengwirkung“ auf 
deckt, „die der Einbruch einer konkreten Betrachtung unſerer Lebens“ 
ordnungen“ (a. a. O.) hervorgerufen hat. 

Der Verf. verſucht alſo, den nationalſozialiſtiſchen „Sinn füt 
das konkret Eigenwüchſige“ (Schmitt, Staat, Bewegung, Voll 
S. 33) auf dem Gebiet des Sachenrechts zu erproben. Deshalb kann 
man feine Schrift auch als den Verſuch einer Projektion des „kon 
kreten Ordnungs⸗ und Geſtaltungsdenkens“ (Schmitt, über die 
drei Arten des rechtswiſſenſchaftlichen Denkens) auf den Bereich der 
Eigentumsordnung betrachten. Der Verf. kämpft durchweg gegen den 
„den Lebenswirklichkeiten aufgenötigten Begriff“ (S. 9) und ver⸗ 
ſucht, ſich „ſtatt in abſtrakten und iſolierten Begriffen in Gebilden 
und Gefügen“ (Schmitt a. a. O. S. 63 Anm.) zu bewegen. Au 
dieſer Haltung übt er Kritik am überkommenen Recht. Dieſe Hal, 
tung läßt ihn erklären: „Es iſt deutlich, daß eine Rechtstheorie zut 
Rechtswirklichkeit nicht mehr durchſtößt und fruchtbare Ordnungs⸗ 
begriffe nicht mehr bildet, ſolange ſie die Streichholzſchachtel, Schnell 
zugslokomotive, Erbhof und Induſtriegelände der gleichen Kategorie 
„Sache“ zuweiſt und fie gleichen Oberſätzen unterwirft“ (S. 10). Dieſe 
Kritik an der überſteigert generaliſierenden und abſtrakten Regelung 
des überkommenen Rechts iſt das Grundmotiv der Arbeit, das immer 
wiederkehrt: der Verf. wirft dem bürgerlichen Recht vor, es habe 
einen Sachbegriff entwickelt, „der ohne Differenzierung rechtliche 
Gegenſtände, die für materiales Gerechtigkeitsſtreben fo verſchiedenk 
Anforderungen ſtellen wie der Laib Brot, den die Hausfrau bei 
Bäcker kauft, die Schnellzugslokomotive und die Roggenernte eine 
Großgrundbeſitzers, gleichartigen Oberſätzen unterwirft“ (S. 28). 

Selbſtverſtändlich gilt der Kampf des Verf. gegen die Abſtrak⸗ 
tionen des bürgerlichen Rechts einem inhaltlichen Poſtulat; es wäre 
verfehlt, wenn man glauben wollte, der Verf. beſchränke ſich darallı 
den arbeitstechniſchen und denkökonomiſchen Wert überſteigerter A? 
ſtraktionen anzuzweifeln. Es kommt ihm vielmehr darauf an, 
Vergewaltigung der Lebenswirklichkeit durch eine allzu weit getriebe 
Schematiſierung mittels abſtrakter Begriffe Einhalt zu bieten u 
der konkreten Eigenart gegenüber der reglementierenden Abſtraktion 
Anerkennung zu berſchaffen. Deshalb fordert er einen Abbau lebend 
unwitrklicher Abſtraktionen. Dieſer Abbau ſoll mit einer „entſchiedene 
Trennung von Grundeigentum und Fahrnis“ (S. 10) beginnen, den 
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„Nicht ‚das Eigentum‘ iſt eine Inſtitution des gewandelten deutſchen 
Rechts, ſondern „Grundeigentum und „Fahrnis! find es; aber auch 
dieſe beiden Einrichtungen gewinnen ihre konkrete Erfahrungseinheit 
erſt, wenn fie in einzelne Sachgruppen wie „Erbhof“, Miethaus“, 
„Induſtriegelände“, „Deviſen“, „Bücher“ uſw. auseinandergelegt werden“ 
(S. 11). Erſt eine ſolche Differenzierung der „Sachen“ zu konkreten, 
lebensvollen Sinneinheiten ermöglicht es, dem immanenten Recht der 
Gebilde zum Durchbruch zu verhelfen, während in der allumfaſſenden 
Abſtraktheit „Eigentum“ alle konkreten Unterſcheidungen untergehen 
S. 12). Wie die vom Verf. gewählten Beiſpiele zeigen, iſt eine kon⸗ 
krete Betrachtung nicht mit einer individualiſierend⸗atomiſierenden Be⸗ 
trachtungsweiſe gleichzuſetzen: die Welt wird nicht als ein Aggregat 
von Atomen, ſondern als ein Gefüge von Sinneinheiten aufgefaßt, 
ſo daß auch nicht das „Ding“ in feiner ſinnentfremdeten Vereinze⸗ 
lung, ſondern in ſeinem ſozialen Funktionszuſammenhang Gegenſtand 
rechtlicher Wertung iſt. Es wird alſo ein „höherer Sachbegriff“ 
(S. 74), ein ſynthetiſcher Sachbegriff erſtrebt, der ſoziale „Zweck⸗ 
einheiten“ (S. 74) umſchließt. Dieſe Betrachtung der Sachgüterwelt 
ſieht der Verf. vor allem ſchon im Erbhofrecht verwirklicht, da den 
rbhof „nur die Einheit des ſozialen Zweckes zu einer rechtlichen 
Einheit binde“ ... indem „der Erbhof als öffentlich bewidmetes 
ondergut keine mechaniſche und räumliche, ſondern eine ſoziale, alſo 
von ſozialen Wertungsgeſichtspunkten abgegrenzte Zweckeinheit“ 
(S. 75) darſtelle. In dieſer rechtlichen Neuſchöpfung ſieht der Verf. 
einen Wegweiſer in die Zukunft. „Eine kommende Eigentums⸗ 
ordnung wird vielleicht eine Ausdehnung dieſer Betrachtungsweiſe auf 
andere Betriebseinheiten, auf Fabriken, Betriebsſtätten des Gewerbes, 
des Handwerks und des Handels erwägen“ (S. 76). 


So glaubt der Verf. „eine konkrete Anſchauung des Eigentums⸗ 
begriffes⸗ (S. 40) ſich anbahnen zu ſehen, die „die Einbettung der 
Sache in die Sozialſphäre“ (S. 41) erkennen laſſe. Dieſe Anſchauung 
ſoll jedoch nicht nur eine Stütze für den ordnenden Geiſt des juriſtiſchen 
Denkers, ſondern zugleich ein Anhaltspunkt für die inhaltliche Be⸗ 
ſtimmung des Weſens des Eigentums darſtellen. Deshalb bezeichuet 
der Verf. „das Eigentum als das Recht und die Pflicht, mit einer 
Sache ſachgerecht und gemeinnützig zu verfahren und zu dieſem Zweck 
andere von der Einwirkung auf die Sache ausſchließen zu dürfen“ 
S. 42). Dieſe Begriffsbeſtimmung zeigt, daß der Verf. ſeinem eigenen 
Vorſatz, das abſtrakte Inſtitut eines allgemeinen Eigentums durch 
Ronkretere Begriffsbildung zu überwinden, nicht ganz treu geblieben 
iſt. Dieſe Inkonſequenz dürfte ein Anzeichen dafür fein, daß der 
ſyſtematiſche Denker zur Bewältigung der Buntheit des Lebens immer 
zu möglichſt weitgreifenden und ſyſtemkräftigen Oberbegriffen ſtreben 
wird. Wer dieſe Begriffe als bloße Behelfe des ordnenden Geiſtes be⸗ 
trachtet, wird ſtets ihr Herr bleiben und nicht zu ihrem Götzendiener 
werden. Das dürfte wohl das Entſcheidende fein! Begriffe find 
formen, mit denen unſer Denken die Wirklichkeit bewältigt; kein 
geſunder Denker braucht unter dieſen Formen die Subſtanz ver⸗ 

ümmern zu laſſen und aus einer Bewaltigung der Wirklichkeit deren 
Überwältigung zu machen. 

Der Wert des Buches liegt begreiflicherweiſe nicht in den poſi⸗ 
tiven Vorſchlägen, die der Verf. für eine Neuordnung der Eigentums⸗ 
berfaffung macht. Würde man es danach bewerten, ſo müßte man 
das Bemühen des Verf. als wenig ergiebig bezeichnen. Deſſen iſt ſich 
10 Verf. augenſcheinlich auch bewußt, denn er ſelbſt betrachtet ſeine 
Arbeit als eine Hilfe „bei der Suche nach den neuen Lebensformen 
der Nation“ (S. 85). So gewürdigt, bietet das Buch viele beachtliche 
Anregungen. Wer ſich in unſerer Zeit des allgemeinen Werdens ſelbſt 
noch als ein Werdender empfindet, wird den Ausführungen des Verf. 
zweifellos mit großem Intereſſe folgen. Wer dagegen „fertig iſt, dem 
iſt nichts recht zu machen; ein Werdender wird immer dankbar ſein“. 


RA. Reuß, Berlin. 


Heinrich Burghart, berufsm. Stadtrat i. R.: Gläubigerrecht 
und Schuldnerſchutz. Staßfurt 1935. Otto Berger Verlag. 
Preis broſch. 8,80 RM. 


b Das Werk wendet ſich in erſter Linie an die Sachbearbeiter 
6. Fürſorge und Jugendhilfe zwecks erleichterter Durchſetzung von 
Erſatzanſprüchen auf dem Gebiet der offentlichen (wirtſchaftlichen) Für⸗ 
lorge, unter beſonderer Berückſichtigung der Praxis der Jugend⸗ 
lürſorge und Wohlfahrtspflege. Es ſtellt zunächſt die Vollſtreckungs⸗ 
erforderniſſe (Vollſtreckungskitel des Jugendamts und Fürſorgever⸗ 
vandes, Vollſtreckung gegen Ehefrauen, Vollſtreckungsklauſel, Unter⸗ 
halts⸗ und Erſatzanſpruchs im Konkurs⸗ und Vergleichsverfahren) dar 
und behandelt im Teil II den Vollſtreckungsſchutz und die Voll⸗ 
lieckungsbeſchränkungen. In Teil III werden die Abwehrmittel des 

läubigers gegen Vollſtreckungsvereitelungsmaßnahmen des Schuld⸗ 
ners (Anfechtung, Vermögensübernahme, Scheingeſchäfte, 1500-Mark- 
vertrag uſw., Verſtoß gegen die guten Sitten und ſchließlich Arreſt 
und einfiweilige Verfügungen) erörtert. Schon dieſe Überſicht zeigt, 


daß das Werk über den engen Rahmen der Fürſorgepraxis hinaus 
auch in den Kreiſen der Richter (insbeſ. Vollſtreckungsrichter), Rechts⸗ 
anwälte und Referendare Beachtung verdient. Es enthält eine gute, 
zweckentſprechende Darſtellung des Vollſtreckhungsrechts der ZPO., 
des Kampfes zwiſchen Gläubiger und Schuldner und zeigt für die 
jeweilige Durchſetzung des Gläubigerrechts den geeigneten Weg. Wenn 
Verf. hier von dem „Kampf“ gegen die Schuldner ſpricht, ſo erklärt 
ſich dieſe Einſtellung aus ſeiner 20jährigen Praxis als Amtsvormund 
und Wohlfahrtsreferent, die ihm die Schuldnermoral genügend kennen⸗ 
zulernen Gelegenheit gab. Daß er aber dabei die Tendenz national⸗ 
ſozialiſtiſcher Vollſtreckungsgrundſätze (gerechter Ausgleich der wider⸗ 
ſtreitenden Intereſſen) nicht außer acht läßt, ergibt ſich aus der Be⸗ 
gründung, die er für die nur kurze Darſtellung der lex Koeppen 
gibt: Amtsführung und leitung der betr. Behörden böten genügend 
Gewähr dafür, daß das Vorgehen gegen Schuldner ſich in den 
Grenzen halte, die das Rechts- und Sittenbewußtſein des Volkes 
und die danach gebotene Rückſicht auf das Lebensrecht des Schuld⸗ 
ners und ſeiner Familie ihm ziehe. Es iſt zu hoffen, daß alle 
Wohlfahrts⸗ und Fürſorgeſtellen von ſolch idealer Anſchauung be⸗ 
herrſcht find. Da ein Komm. z. Gef. v. 13. Dez. 1934 noch nicht 
vorliegt, mag die kurze Erwähnung desſelben genügen, zumal Vol k⸗ 
mar und Pohle zitiert ſind. Immerhin hätte noch auf Jonas 
(Nachtr. z. II. Bd. ſeines ZPO.⸗Komm.) ſowie auf die Aufhebungs⸗ 
möglichkeit bei veränderten Umſtänden und die Rechtsmittelfrage 
hingewieſen werden können. Überhaupt wäre eine eingehendere Dar⸗ 
ſtellung der jeweiligen Rechtsmittel zweckmäßig geweſen. Im Sach⸗ 
regiſter wird hierbei nur auf die Berufung gegen Entſcheidungen im 
Arreſtverfahren verwieſen (S. 198), während unter Beſchwerde (die 
Verf. anſcheinend nicht zu den Rechtsmitteln zählt) ebenfalls nur 
auf das Arreſtverfahren (S. 197) und das Offenbarungseidsverfahren 
(S. 129) hingewieſen wird. Das Erinnerungsverfahren wird dagegen 
öfter erwähnt. 

Entgegen der Anſicht des Verf. (S. 1157) iſt der Erbteils⸗ 
pfandgläubiger zur Stellung des Antrages auf Auseinanderſetzungs⸗ 
verſteigerung als legitimiert anzuſehen (Jaeckhel⸗Güthe, Anm. 7 
zu § 181 ZwVerſtGG.; ſtändige Praxis des LG. Berlin). Auf S. 186 
hätte vielleicht noch erörtert werden können, ob bei einem wegen 
Sittenverſtoßes nichtigen Geſchäft für die Anfechtungs⸗ oder Wider⸗ 
ſpruchsklage Raum iſt. Der etwas lapidare Satz „Und umgekehrt 
gilt — poſitiv wie negativ — das gleiche“ iſt nicht für jeden ver⸗ 
ſtändlich. Das Werk iſt durch zahlreiche Zitate auf den neueſten 
Stand der Geſetzgebung, Rechtſprechung und Rechtslehre gebracht 
(doch hätte Baumbachs Handkommentar zur ZPO. berückſichtigt 
werden können) und mit einem Sachregiſter und Geſetzesverzeichnis 
verſehen. Die Zitierweiſe iſt nicht immer einheitlich (fo werden NL» 
Entſch. zitiert: „RG. 7. 12. 34 RG. 27 n. F. S. 54; RG. 7. 38, 
4. 4. 34 Bd. 140 S. 229; RG. Bd. 72 S. 143; RG. 103/108“. 

Druckfehler find bereits S. 231 berückſichtigt (S. 1171 muß 
es H. R. R. „1930“ ſtatt „2930“ heißen). 

Jedenfalls wird dieſes Werk den Wohlfahrts- und Fürſorge⸗ 
dezernenten ein unentbehrlicher Ratgeber und auch für Juriſten 
allgemein ein brauchbares Nachſchlagewerk und Handwerkszeug fein. 


LER. Dr. Seibert, Berlin. 


Die deutſche Rechtſprechung auf dem Gebiete des inter⸗ 
nationalen Privatrechts im Jahre 1933. Im Inſtitut 
für ausländiſches und internationales Privatrecht bearbeitet 
von den Geil. Fritz Deike und Herbert Müller, Refe⸗ 
renten am Inſtitut. (Sonderheft der Zeitſchrift für aus⸗ 
ländiſches und internationales Privatrecht 1933.) Berlin 
und Leipzig 1934. Walter de Gruyter & Co. Preis 
10 Al. 


Die vorſtehende Rechtſprechungsüberſicht ſtellt die an den ver⸗ 
ſchiedenſten Stellen gedruckten und einen Teil ungedruckter Ent⸗ 
ſcheidungen auf dem Gebiete des internationalen Privatrechts für 
das Jahr 1933 zuſammen und wird ſchon aus dieſem Grunde das 
lebhafte Intereſſe aller finden, die mit dieſer intereſſanten und ber» 
wickelten Materie in Berührung kommen. Die Entſcheidungsſamm⸗ 
lung iſt entſprechend den früheren jährlichen Überfichten gut aufge⸗ 
gliedert und erleichtert das Auffinden durch vielfache Verweiſungen 
und Bezugnahme auf in früheren Jahrgängen veröffentlichte Entſchei⸗ 
dungen. Insgeſamt ſind 119 Urteile des Jahres 1933 abgedruckt. 

Beſonders erwähnenswert iſt, daß des öfteren auch die einander 
folgenden Entſcheidungen verſchiedener Inſtanzgerichte Abdruck ge⸗ 
funden haben, was nicht nur einen intereſſanten Einblick in die oft 
gegenſätzliche Beurteilung der Probleme gewährt, ſondern auch einzelne 
in der Entſcheidung angeſchnittene Fragen dem Leſer in ihrer Vedeu⸗ 
tung beſonders deutlich werden läßt. 


Fur die Prüfung der auf dieſem Gebiet beſonders zahlreichen 
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Streitfragen iſt die Überficht geradezu unentbehrlich: In manchen 
Fragen iſt die Verſchiedenheit der Auffaſſungen erſchreckend. 

Die lange ſtreitige Frage, ob tſchechoſlowakiſchen Staatsange⸗ 
hörigen das Recht der Erhebung der Scheidungsklage vor deutſchen 
Gerichten mit Rückſicht auf die widerſprechende Praxis von Verwal⸗ 
tungsbehörden und Gerichten in der Tſchechoſlowakei hinſichtlich der 
Anerkennung (vgl. Nr. 93 u. 94) gegeben iſt, iſt durch die Entſchei⸗ 
dung des RG., die die Frage verneint hat, wohl erledigt (RG. 143, 
130 JW. 1934, 1417; anders vgl. NG. 145, 74 JW. 1934, 
2555 11, wo die Anerkennung öſterreichiſcher Urteile, die die Nichtig⸗ 
keit der Dispensehe ausſprechen, bejaht iſt). 

Dagegen iſt bei der Frage der Armenrechtsgewährung für Sbaa⸗ 
tenloſe auch heute noch eine kaum zu überbietende Mannigfaltigkeit 
der Praxis. Während der 13. Sen. des KG. und das OLG. Dresden 
in ſeinem 1. Senat das Armenrecht auch den Staatenloſen nicht be⸗ 
willigen zu können glauben, die früher deutſch waren (vgl. Nr. 86 u. 
87), gewährt es der 13. Senat des OLG. Dresden früheren Deutſchen, 
die jetzt ſtaatenlos ſind (Nr. 84), während das OLG. Düſſeldorf es 
nur ſolchen gewährt, die eine Anwartſchaft auf Rückerwerb der deut⸗ 
ſchen Staatsangehörigkeit haben (Nr. 85). Am weitherzigſten iſt end⸗ 
lich das OLG. Hamburg, das auch ſolchen Staatenloſen, die früher 
nicht deutſch waren, das Armenrecht bewilligt, im Gegenſatz zu RG⸗ 
Warn. 1929 Nr. 168, allerdings in einem Falle, in dem wenigſtens 
eine Partei früher die deutſche Staatsangehörigkeit gehabt hatte. 

Einen breiten Raum nehmen natürlich familienrechtliche Ent⸗ 
ſcheidungen ein, die im einzelnen nicht beſprochen werden können. Von 
beſonderem Intereſſe iſt die Entſcheidung Nr. 2 des LG. II Berlin, 
das die Feſtſtellungsklage einer Deutſchen gegen ihren türkiſchen Ehe⸗ 
mann, der ſie 1922 durch Überſendung des Scheidungsbriefes verſtoßen 
hatte und eine neue Ehe eingegangen war, auf Nichtbeſtehen der 
Ehe zuließ, indem es Art. 30 EGBGB. nicht anwandte, weil die 
Anwendung eine beinahe unerträgliche Härte für die Kl. darſtellen 
würde. Ob dieſe Eutſcheidung haltbar ift, iſt ſehr zweifelhaft. 

Eine Reihe von Entſcheidungen (Nr. 7, 89, 114, 115, 116, 117, 
118 u. 119) beſchäftigen ſich mit der durch die neueſte Wirtſchafts⸗ 
geſetzgebung geſchaffenen Lage. 

Aus dem Handelsrecht ſind eine Reihe bemerkenswerter Ent⸗ 
ſcheidungen abgedruckt, insbeſondere über die Notwendigkeit der 
Einhaltung der Geſetze, denen die zu zedierende Forderung unter⸗ 
liegt, bei Abtretung eines Rekta-Papiers (Nr. 20), Beurteilung der 
Formerforderniſſe eines Wechſels, der im Ausland ausgeſtellt iſt, 
nach ausländiſchem, der Formerforderniſſe des im Inland voll- 
zogenen Indoſſamentes nach inländiſchem Recht (Nr. 23) und 
11 verſchiedene geſellſchaftsrechtliche Fragen (Nr. 5, 10, 11, 16 
und 19). 

Der Überſicht wäre aber zur noch größeren Verwendbarkeit, ins⸗ 
beſondere für die Praxis, zu wünſchen, daß an ihren Schluß eine 
zeitlich geordnete Überficht der Entſcheidungen nach einzelnen Gerichten 
gegeben würde. Bei der ſonſtigen Sorgfalt und Mühe der Zuſammen⸗ 
ſtellung würde die dadurch bedingte Mehrarbeit kaum ins Gewicht 
fallen, während die Überſichtlichkeit jedenfalls noch gewinnen würde. 


RA. Carl, Düſſeldorf. 


Priv Doz. Dr. Paul Hüſſy, Chefarzt am Kantonſpital Aarau: 
Begutachtung und gerichtliche Beurteilung von ärztlichen 
Kunſtfehlern auf geburtshilflich⸗gynäkologiſchem Gebiete. 
(Beilageheft zur Zeitſchrift für Geburtshilfe und Gynäko⸗ 
logie Band 111.) Stuttgart 1935. Ferdinand Enke Verlag. 
Preis geh. 6 RM. 

Der Verf., der bereits durch fein Buch „Der geburtshilflich⸗ 
gynäkologiſche Sachverſtändige“ ſich bekannt gemacht hat, bringt in 
ſeiner neuen Arbeit wertvolle und lehrreiche Beiſpiele aus der ge⸗ 
burtshilflich⸗gynäkologiſchen Praxis. Dieſe Erlebniſſe bilden, wie der 
Verf. ſelbſt betont, in mancher Beziehung ein wichtiges Material, 
auf das ſich evtl. weiter notwendige Gutachten ſtützen könnten. Die 
heutige Zeit bringt es mit ſich, daß auch Arzte für Fehler gerichtlich 
haftbar gemacht werden, die nicht hätten vorkommen ſollen, und für 
Taten, die in den Augen des oft ſehr undankbaren Publikums als 
Fehler taxiert werden, wenn es auch in Wirklichkeit keine ſind. Der 
Verf. trägt in ausführlicher Weiſe ſeine forenſiſchen Erfahrungen auf 
dem Gebiete der Röntgenbeſtrahlung, des künſtlichen Abortus, der 
Ausſchabung der Gebärmutter und anderer gynäkologiſcher Operationen, 
weiter aber auch auf dem Gebiete der geburtshilflichen Zangen⸗ 
anwendung und anderer geburtshilflicher Operationen vor. Weiter 
wird die Strahlentherapie von ihm behandelt. 

Dem für die Beantwortung gewiſſer mediziniſch⸗forenſiſchen Fragen 
ſehr wichtigen Buche wünſche ich weiteſtgehende Verbreitung, nament⸗ 
lich auch in juriſtiſchen Kreiſen. 

Dr. Otto Schütz, Leipzig. 


Dr. jar. Walter Stark: Die Verantwortlichkeit des Schrift⸗ 
leiters. Berlin 1935. R. v. Deckers Verlag. Preis 1,60. A. 


Iſt ſchon die Wahl des Themas, über welches bislang nach der 
erſten Behandlung durch Hoche: JW. 1933, 2868 eine ſyſtema⸗ 
tiſche Darlegung fehlte, beifallswürdig, ſo verdient der Verf. noch eim 
beſonderes Lob: Denn ſeine Ausführungen dienen gleichermaßen dem 
Juriſten wie dem Schriftleiter, ſie erweiſen den ſcharfſinnigen Rechts“ 
kundigen wie den praktiſch geſchulten Preſſeangehörigen. Der Verf. 
läßt niemals den Grundgedanken des Schriftleitergeſezes außer acht, 
greift vielmehr zur Löſung aller Zweifelsfragen auf dieſen Grund⸗ 
gedanken zurück. 

Daß der Verf. den Kommentar von Schmidt-Leonhardt 
und Gaſt regelmäßig zu Rate zieht, daß ſeine Arbeit ſich alſo weſent⸗ 
lich auf die Ausführungen dieſes vortrefflichen Werkes aufbaut (ob- 
wohl es irrig iſt, dieſes Werk, wie es Stark öfters tut, als „amt⸗ 
lichen“ Kommentar zu bezeichnen; es bedarf nicht dieſer Abſtempelung, 
ſeine Qualität ſpricht für ſich ſelbſt) iſt verſtändlich. Aber dieſer 
Schüler iſt ſeiner Meiſter wert. Denn er beweiſt dort die Selbſtändig⸗ 
Reit ſeines Denkens, wo er ſich in bewußtem Gegenſatz zu Schmidt- 
Leonhardt und Gaſt ſtellt. So wird man dem Verf. beipflichten 
müſſen, wenn er (S. 33 f.) ausführt, daß, wenn der Geſchäftsvertei⸗ 
lungsplan (5 19 Schriftleiter.) lückenhaft aufgeſtellt iſt, fi daraus 
noch nicht die Verantwortlichkeit des Hauptſchriftleiters für die Ger 
biete ergebe, für die ein Schriftleiter nicht aufgeführt iſt. Die ent⸗ 
gegengeſetzte Auffaſſung von Schmidt-Leonhardt und Gaſt 
(S. 107) ſteht mit dem Grundgedanken, daß nur der in Wahrheit 
verantwortliche Schriftleiter auch vor dem Geſetz verantwortlich ſein 
ſoll, in Widerſpruch. Und ebenſo wird man Stark (S. 60) gegen⸗ 
über Schmidt⸗Leonhardt und Gaſt (S. 40) zuſtimmen, daß 
der verantwortliche Anzeigenleiter nach 88 20, 21 RPreßGG. haftet. 

Die Frage nach der Weitergeltung von 88 20 u. 21 RPreßg. 
wird in Übereinſtimmung mit Schmidt⸗Levnhardt und Gaſt 
dahin entſchieden, daß trotz der formellen Weitergeltung für dieſe 
Beſtimmungen kein Raum mehr iſt, ſo daß de lege ferenda für 
Zeitungen und politiſche Zeitſchriften die völlige Beſeitigung des 5 21 
RPreßG. zu fordern iſt. 

Das Problem des Verhältniſſes zwiſchen Schriftleiter und Zei⸗ 
tungsverleger, das gerade durch die VO. zur Wahrung der Unab- 
hängigkeit des Zeitungsverlagsweſens v. 24. April 1935 erneut ber 
leuchtet worden iſt, wird vom Verf. abſichtlich nicht behandelt, um nicht 
den Rahmen der Arbeit zu ſprengen. Dieſes Thema verdient jedoch 
eine Sonderbehandlung. 

Nur in einem Punkte ſcheint mir der Verf. nicht gründlich 
genug zu Werke gegangen zu ſein. S. 60 erklärt er: „Eine VO. des 
Werberates der Deutſchen Wirtſchaft iſt insbeſondere nicht geeignet, 
das RPreßG. abzuändern. Er trifft feine Beſtimmungen nur im 
Rahmen des noch geltenden RPreß G. . ..“ Wenn ſchon der Verf. 
ſich mit dieſer Frage beſchäftigte, ſo hätte er die Rechtsſtellung des 
Werberates der deutſchen Wirtſchaft und feine Anordnungen nad“ 
prüfen müſſen, alſo das Problem, ob die Bekanntmachungen des 
Werberotes Geſetze ſind und demgemäß als ſpäter erlaſſen frühere 
Geſetze aufheben (für Einzelfragen ſiehe Braunmühl: AWR. 
1935, 6). 

RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


Dr. jur. Elmar Michel, Oberregierungsrat im Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſterium und preußiſchen Miniſterium für Wirt⸗ 
ſchaft und Arbeit: Das Gaſtſtättengeſetz v. 28. April 1930 
und die wichtigſten Reichs⸗ und landesrechtlichen Ausfüh⸗ 
rungs⸗ und Nebenbeſtimmungen. Zweite, neubearbeitete 
und erweiterte Auflage. Berlin 1935. Carl Heymanns 
Verlag. Preis geb. 12 K. 


Der in 1. Auflage 1930 erſchienene Kommentar liegt nunmehr 
in bedeutend erweiterter 2. Auflage vor. Auf die Vorzüge dieſes Wer⸗ 
kes iſt bereits bei der Beſprechung der 1. Auflage: JW. 1931, 850 
hingewieſen worden. Auch die vorl. 2. Auflage beftätigt das dem 
Kommentar gefvendete Lob. Vor allem iſt anzuerkennen, daß Verf. 
es verſtanden hat, in dem knappen Rahmen nicht nur alles für die 
Praxis Weſentliche zu bringen — dürfte es doch kaum eine Frage 
geben, die nicht irgendwie berührt wäre —, ſondern auch gleichzeitig 
der Wiſſenſchaft' des allgemeinen Verwaltungsrechts überall Raum zu 
gewähren — ich verweiſe z. B. nur auf die Stellen S. 50 ff. (Rechts 
natur und Inhalt der Erlaubnis), S. 55 (Fehlerhaftigkeit der Er“ 
laubnis), S. 94 ff. (Verzicht auf die Erlaubnis), S. 143 (Aufhebung 
der Erlaubnis), S. 197 (Antrag als Vorausſetzung für die Erlaubnis), 
S. 132 ff. (Rechtsnatur der „Auflagen“), S. 213 (Rechtskraftwirkung 
der Erlaubniserteilung oder »verſagung), S. 225 (Konkurrenz von 
Verwaltungsſtrafe und Kriminalſtrafe) u. a. m. Ebenſo iſt auch zu den 
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einzelnen Streit⸗ und Zweifelsfragen des Gaſtſtättenrechts im beſon⸗ 
deren ſorgfältig Stellung genommen. Das Fachſchrifttum ſcheint über⸗ 
all ausreichend berückſichtigt zu ſein. 

Von den Einzelheiten möchte ich nur auf folgendes hinweiſen: 
Den eingehenden Bemühungen des Verf., den für die Anwendung des 
Gaſtſtätten. ſo wichtigen Begriff der Gaſtwirtſchaft abzugrenzen, iſt 
m. E. leider kein voller Erfolg beſchieden. Schuld hieran iſt freilich 
weniger der Verf. als der Umſtand, daß die Praxis es auf das 
„Geſamtgepräge“ abſtellt (ſ. S. 31), dieſes aber durch eine Vielheit 
von Umſtänden gebildet wird, über die offenſichtlich keine Einigkeit 
beſteht, jo daß eine gewiſſe Rechtsunſicherheit die Folge iſt. Dies gilt 
insbeſ. von dem Merkmal des Vorhandenſeins auch von Räumen und 
Einrichtungen, die den Gäften zum gemeinſamen Aufenthalt und zum 
geſelligen Verkehr dienen ſollen, das vielfach als weſentliche Eigen⸗ 
ſchaft der Gaſtwirtſchaft angeſehen wird (f. die Angaben S. 31 zu ch. 

egt man dem Fehlen ſolcher Räume beinen entſcheidenden Wert bei, 
wie auch Michel dies tut, fo wird aber die Abgrenzung im vorl. 
Einzelfall vom erlaubnisfreien Zimmervermieten (S. 32 ff.), insbeſ. 
von ſolchem mit Verpflegung, nahezu unmöglich. Ahnlich liegt es mit 
dem Merkmal der „allgemeinen Zugänglichkeit“. S. 32 verweiſt 
Michel darauf, daß das OVG. (GA. 1932, 127) dieſen Umſtand 
für am wichtigſten und notwendig erklärt hat. S. 33 heißt es aber in 
bezug auf die ſog. Fremdenheime, daß die Beſonderheiten dieſer Be⸗ 
triebe, insbeſ. auch die „beſchränktere Offentlichkeit“, mit den Merk⸗ 
malen einer Gaſtwirtſchaft nicht in Widerſpruch ſteht, was auch offen⸗ 
ſichtlich der S. 34 zit. Runderlaß des RWiM. v. 3. Mai 1934 an⸗ 
nimmt. Eine autoritäre Abgrenzung des Begriffs der Gaſtwirtſchaft 
mit genau feſtſtehenden Merkmalen für eine einhellige Praxis der 
ehörden ſcheint mir unter dieſen Umſtänden unerläßlich. Eine ge⸗ 
nügende Handhabe bietet aber m. E. ſchon der, auch von Michel 
S. 34 zit. Erlaß des R.⸗ u. PrMdJ. v. 2. Nov. 1934, der zweck⸗ 
mäßig ſchon S. 30/31 bei den Merkmalen a—c Platz fände; dieſer 
Erlaß ſpricht von dem Vorhandenſein dieſer Merkmale, nicht vom 
„Geſamtgepräge“, es iſt dies viel klarer. — 

Die ſeit der 1. Auflage eingetretenen Veränderungen des Gaſt⸗ 
ftätten®. ſowie die für das Gaſtſtättenrecht bedeutſamen neuen Geſetze 
und Verordnungen find, ſoweit ich ſehen kann, überall berückſichtigt, 
desgleichen iſt die ſeit Erlaß des Geſetzes entſtandene vielſeitige und 
umfangreiche Judikatur überall verarbeitet. Auch hat Verf. es nicht 
verſäumt, auf die mit der Umwälzung eingetretenen aktuellen Fragen, 
wie z. B. S. 67 die Frage der Ariereigenſchaft des Betriebsinhabers, 
einzugehen. Alles in allem bildet ſomit der Kommentar eine Arbeit, 
ie allen Behörden, Stellen und Perſonen, die irgendwie mit dem 
Saftftätten®. zu tun haben, von großem Nutzen fein wird. Der An⸗ 
hang, welcher auf nahezu 200 Seiten den Wortlaut der Ausführungs⸗ 
und Nebenbeſtimmungen des Reichs und der Länder bringt, wird 
ſicherlich der Praxis beſonders willkommen ſein. 

Dr. Friedrich Schack, Berlin. 


Prof. Dr. Wilhelm Kiſch: Grundriß des deutſchen Konkurs⸗ 
rechts. 12. u. 13. Aufl. Mannheim 1935. Deutſches 
Druck⸗ und Verlagshaus GmbH. Preis kart. 2,50 AM. 

Die neue Auflage des bekannten Grundriſſes des Verf. iſt ein 
unveränderter Abdruck der früheren bewährten Auflage. Lediglich der 
Anhang (Vergleich zwecks Konkursabwendung) iſt entſprechend der 
neuen VerglO. v. 26. Febr. 1935 umgearbeitet. 

Der Grundriß gehört neben dem Lehmannſchen Grundriß 
des Allgemeinen Teiles des BGB. zu den beſten Grundriſſen, die wir 
haben. Er gibt ſowohl dem Praktiker wie auch dem Studenten einen 
trefflichen Überblick. Auch aus der neuen Auflage werden daher viele 
wieder großen Nutzen ziehen. 

Es ſei hier lediglich bemerkt, daß es ſich für eine künftige Auf⸗ 
lage empfiehlt, auf S. 56 ff. das Geſetz über die Auflöſung von 
Geſellſchaften und Genoſſenſchaften v. 9. Okt. 1934 zu § 107 KO. 
Abweiſung mangels Maſſe) hereinzuarbeiten. 

RA. Dr. von Bohlen, Berlin. 


Dr. Hans Dombrowski, VDJ.: Warum Unfälle. Braun⸗ 
ſchweig 1935. Verlag Vieweg & Sohn, A.⸗G. Preis 
2,80 A. G. 


Das Buch gibt einen außerordentlich intereſſanten Beitrag 
zu der Frage der Unfallurſache. Es werden ſowohl die ſachlichen, 
ie: die Aan fed Unfallfaktoren eingehend unterſucht. Beſon⸗ 
ders intereſſant ſind für den Juriſten die bei Verkehrsunfällen 
ehr häuftg feſtgeſtellten Gründe der Übermüdung und des Alkohol⸗ 
genuſſes. 

Hervorgehoben muß aber auch werden, daß auf der Seite 
der Verletzten ſehr häufig eine ſog. „Unfallbereitſchaft“ durch die 
Unterſuchung feſtgeſtellt wurde. Die Tatſache des Verſichertſeins 


kann, wie auch andere Forſcher feſtgeſtellt haben, u. U. ſchon 
geeignet ſein, dieſe Unfallbereitſchaft und ſpeziell den Willen zum 
Unfall zu fördern. 

Häufig tragen derartige Gründe neurotiſchen Charakter, ent⸗ 
ſtanden aus dem Wunſch zur Selbſtbeſchädigung, ſei es aus Le⸗ 
bensüberdruß, ſei es um eine Rente zu erhalten, bzw. um die 
Gefährlichkeit der Arbeit zu dokumentieren (S. 58). 

Es iſt ſehr erfreulich, daß dieſe Hinweiſe in der vorliegenden 
Schrift erfolgen, weil diesbezüglichen Behauptungen der in An⸗ 
ſpruch genommenen angeblichen Schädiger ſehr häufig mit einer 
unberechtigten Skepſis entgegengetreten wurde. 

RA. Dr. Karl Fritz Jonas, Berlin. 


Roſtocker Abhandlungen. Herausgegeben von den Mit⸗ 
gliedern der rechts- und wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Fakul⸗ 
tät der Mecklenburgiſchen Landesuniverſität. Rechtswiſ⸗ 
ſenſchaftliche Reihe Heft XVII: Dr. Ernſt Knebuſch: 
Das Mecklenburg-Schweriner Bergbaurecht in 
materieller Hinſicht, verglichen mit dem Berg- 
werkseigentum des preußiſchen Rechts. Roſtock 1935. 
Carl Hinſtorffs Verlag. Preis 5 AM. 

Die anſprechend und flüſſig geſchriebene Abhandlung ſetzt ſich 
ſelbſt in dem Vorwort ihre Grenzen; der Verfaſſer weiſt nämlich 
darauf hin, daß in Mecklenburg zur Zeit kein Bergbau betrieben 
werde, meint aber, daß dieſes in abſehbarer Zeit durchaus wieder 
möglich ſei. Es liegt auf der Hand, daß das Fehlen jeden Bergbau⸗ 
betriebes einen gewiſſen Mangel an praktiſchen Erfahrungen bedingt. 

Gleichwohl iſt die Abhandlung nicht ohne Intereſſe. Bekanntlich 
befindet ſich ein Reichsberggeſetz in Vorbereitung. Die Zerſplitterung 
des Bergrechts in Deutſchland iſt groß. Ein Vergleich der in den 
einzelnen Bergbaugebieten gültigen Vorſchriften iſt daher die unbe⸗ 
dingte Vorausſetzung für die Neuſchaffung eines Reichsberggeſetzes. 
Es beſteht kein Zweifel, daß der Vergleich zwiſchen dem Mecklenburg⸗ 
Schweriner und dem Preußiſchen Bergrecht den mit der Neufaſſung 
des Bergrechts befaßten Stellen gute Dienſte leiſten wird. 

Darüber hinaus wird bis zum Inkrafttreten des Reichsberg⸗ 
geſetzes die Abhandlung in Mecklenburg auch in der Praxis Verwen⸗ 
dung finden können, ſobald dort wieder Bergbau betrieben wird; iſt 
doch das Mecklenburgiſche Bergrecht mit dem Preußiſchen Bergrecht 


eng verbunden. 
RA. Dr. Michels, Duisburg. 


Der Große Duden. Grammatik der deutſchen Sprache. Eine 
Anleitung zum Verſtändnis des Aufbaues unſerer Mutter⸗ 
ſprache. Bearbeitet von Dr. Otto Basler unter Mitwir⸗ 
kung der Fachſchriftleitung des Bibliographiſchen Inſtituts. 
a 1935. Bibliographiſches Inſtitut A.⸗G. Preis 
4 0 


In JW. 1935, 2839 iſt der Große Duden, Bd. I, Recht⸗ 
ſprechung der deutſchen Sprache und der Fremdwörter, lobend be⸗ 
ſprochen worden. Was dort über die Zuverläſſigkeit, Gründlichkeit 
und Sorgfältigkeit des Werkes geſagt worden iſt, kann für den 
vorliegenden Band „Grammatik der deutſchen Sprache“ nur wieder⸗ 
holt werden. 

Das Buch, das trotz der gediegenen Ausſtattung und ſeines 
vorzüglichen Inhalts nur 4 RM koſtet, zeigt die Geſetze, nach denen 
ſich die Wörter unſerer Sprache bilden und verändern. Die Gram⸗ 
matik iſt unterteilt in die Lehre von der Wortbildung (Etymologie im 
engeren Sinn), von der Wortbiegung und der Wortfügung (Satz⸗ 
lehre). Daran ſchließt ſich an die Lautlehre, in der die einzelnen 
Beſtandteile der Wörter unterſucht werden. Ausnahmslos werden 
für die Begriffe der Grammatik die deutſchen Bezeichnungen (3. B.: 
Mittelwort ſtatt Partizip, Höchſtſtufe ſtatt Superlativ, Saßlehre ſtatt 
Syntax uſw.) verwandt. Die lateiniſchen Ausdrücke ſind an der ent⸗ 
ſprechenden Stelle in Klammern dahinter geſetzt. Alle grammatika⸗ 
liſchen Schwierigkeiten unſerer Sprache ſind erörtert und klar und 
verſtändlich behandelt. Ein ſehr ausführliches Sach⸗ und Wörterver⸗ 
zeichnis verhilft zum ſchnellſten Auffinden der geſuchten Regel. M. 


Dr. Clemens Schlink, Gerichtsaſſeſſor, Referent am Inſtitut 
für ausländiſches und internationales Privatrecht: Die 
Ultra⸗Vires⸗Lehre im engliſchen Privatrecht. Berlin und 
Leipzig 1935. Verlag Walter de Gruyter & Co. Preis 
6 K.. 

Die anglo⸗amerikaniſche Lehre, daß über den Satzungszweck hin⸗ 
aus getätigte Geſchaſte ultra-vires und damit nichtig ſind, iſt dem 
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deutſchen Recht nicht ganz ſo fremd, wie es im erſten Augenblick er⸗ 
ſcheinen will: RG.: JW. 1935, 1012/13 hat zweckfremde Geſchafte 
eines gemeinnützigen Verbandes zur Förderung der öffentlichen 
Feuerverſicherungen gegenüber dem die Zweckfremdheit kennenden 
Vertragsgegner als unwirkſam behandelt. Dieſes Urteil, das nicht 
unbeträchtliche Bedeutung für die Lehre vom Mißbrauch der Ver⸗ 
tretungsmacht hat (vgl. die Anm. von Prof. Siebert a. a. O.), 
zeigt, daß auch für das deutſche Recht eine Darſtellung der Ultra- 
Vires-Lehre nicht ohne Intereſſe iſt, und fo wird man es beſonders 
begrüßen, daß dieſe Lehre mit deutſcher Gründlichkeit und deutſchem 
Fleiß in ausgezeichneter Weiſe von Dr. Schlink dargeſtellt worden 
iſt. Die in vielhundertjähriger Gerichtspraxis enkwickelten Rechtsſätze 
des engliſchen Rechts bilden nicht nur für den Ausbau der Vers 
tretungslehre, ſondern auch für die Lehre vom Minderheitsſchutz bei 
Aktch. und Gmb. gegenüber ſazungsfremden Geſchäften des Vor⸗ 
ſtandes und der Verwaltungsmehrheit ein intereſſantes Vorbild, da 
das engliſche Recht aus dem Grunde der Zweckfremdheit von Ge⸗ 
en der Minderheit eine vorbeugende Unkerlaſſungsklage gewährt 
(S. 98). 


Neben der wiſſenſchaftlichen Bedeutung des Buches iſt feine Lek⸗ 
türe aber auch für den Praktiker des deutſch⸗engliſchen Rechtsverkehrs 
außerordentlich anregend und wertvoll. Dies gilt z. B. von dem ein⸗ 
gehend behandelten Grundſatz des engliſchen Rechts, daß jedermann 
den Juhalt der Korporationsſtatuten kennen muß, aus denen ſich 
unter Umſtänden eine ſatzungsgemäße Beſchränkung in der Hand⸗ 
lungsgewalt der Geſellſchaft ergibt. Wer deshalb mit engliſchen Korpo⸗ 
rationen (public or private limited companies) Rechtsgeſchäfte ab⸗ 
zuſchließen hat, kann in der Praxis dies nicht tun, ohne ſich — ſtatt 
des in Deutſchland üblichen Handelsregiſterauszuges — zunächft ein⸗ 
mal das memorandum und die articles of association vorlegen zu 
laſſen. Die deutſche vergleichende Rechtswiſſenſchaft und die inter⸗ 
nationale Rechtspraxis werden deshalb dem Verf. für ſeine ausge⸗ 
zeichnete Arbeit ganz beſonderen Dank wiſſen, wenn man auch über 
die Schlußfolgerungen des Verf., z. B. ſeine Darſtellung von dem 
ſozialiſtiſchen Zug der Ultra-Vires-Lehre (S. 154), vielleicht geteilter 
Meinung ſein kann. 


RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 


Dott. Giovanni Nencioni: Der freiwillige Beitritt als 
Streitgenoſſe im Zivilprozeſſe (Lintervento volontario 
litisconsorziale nel processo civile). Padua 1935. 
Verlag Cedam. 


In einem gut überſichtlich gehaltenen Werke beſpricht der Verf. 
die nicht nur theoretiſch intereſſante, ſondern auch praktiſch von größter 
Bedeutung zeugende Materie der Nebenintervention im Zivilprozeß. 
Es handelt ſich um einen gelungenen Verſuch, das von der Praxis 
‚mitunter ſtark vernachläſſigte Gebiet des Anſchluſſes an eine be⸗ 
hängende Streitſache oder Exekution durch eine klare Darſtellung feiner 
theoretifchen Unterlagen zu beleuchten und verſtändlicher zu machen. 


Gerade im ital. Zivilprozeß ſpielt die Beteiligung Dritter am 
behängenden Rechtsſtreite eine keineswegs untergeordnete Rolle; dies 
um ſo mehr, als der Fall der zwangsweiſen Einreihung Dritter in 
den Rechtsſtreit, durch Richterſpruch, viel häufiger als in anderen 
Rechtsgebieten Anwendung findet, ein Umſtand, der vielfach zu nicht 
unbedeutendem Zeitverluſt führt, da jede meritoriſche Entſcheidung not⸗ 
gedrungen bis zur perfekten Integrierung der Prozeßparteien aus⸗ 
ſetzen muß. 


Der Vorteil liegt auf der Hand, ſolche Verzögerungen durch 
gründliche Erörterung aller in Betracht kommenden Möglichkeiten, 
inwieweit eine Nebenintervention in Betracht kommen kann, zu ver⸗ 
meiden. Leider iſt aber die ital. Literatur mit kurzen, für den Prak⸗ 
tiker brauchbaren Anleitungen auf dieſem Gebiete nicht reichlich ver⸗ 
ſehen. Meiſtens handelt es ſich um Abſchnitte in größeren Kommentar⸗ 
werken, die ſchon zufolge ihrer Verbundenheit mit dem Geſamtkomplex 
des Zivilprozeßrechtes einer reinlichen und überſichtlichen Erfaſſung 
des Inſtitutes der Streitbeteiligung eher abträglich denn fördernd 
gegenüberſtehen. 


Die Arbeit des Herrn Dr. Nencioni bildet einen wertvollen 
Beitrag zur Beleuchtung des Syſtems in der einſchlägigen Literatur. 
Das Werk beginnt mit einer klar umriſſenen Definition der Be⸗ 
deutung und des Weſens der Streitintervention, ihrer Grundlagen 
und ihrer Funktion im Prozeſſe. 


Im II. Teile geht der Verf. auf das beſondere Weſen des ſrei⸗ 
willigen Anſchluſſes (intervento litisconsorziale) ein, unter geſchickter 
Bezugnahme und Vergleichſtellung mit parallelen ausländiſchen Geſetz⸗ 


gebungen; ſeine Darſtellung der juriſtiſchen Funktion der Streit⸗ 
beteiligung iſt erſchöpfend. 

In einem III., leider etwas kurz gehaltenen Teile werden die 
häufigſten für die Nebenintervention in Betracht kommenden Streit⸗ 
rollen in leichtfaßlicher Weiſe behandelt. 

Wenn auch das Buch an ſich eine rein wiſſenſchaftlich gehaltene 
Arbeit darſtellt, ſo ſind darin eine Fülle von guten Anregungen für 
den Praktiker gegeben; es muß als ſpezielles Verdienſt des Verf. ge⸗ 
wertet bleiben, daß er ſeine Ausführungen nicht vom reinen, trockenen 
Standpunkte erhabener Theorie aus leitet, ſondern durch praktiſche 
Erwägungen ein Gebiet zu erhellen ſucht, deſſen endgültige Regelung 
durch knappe, aber umfaſſende Normen in vielen Geſetzgebungen, 
darunter auch in der derzeitigen italienischen, noch nicht herbeigeführt iſt. 

Die dermalen in Vorbereitung befindliche Reform der Zivil⸗ 
prozeßgeſetze wird allem Vernehmen nach auch dieſes Gebiet einer Neu⸗ 
regelung zuführen. Jeder Beitrag zu einer ſolchen iſt bei der Schwierig⸗ 
keit der Materie ein wertvoller Bauſtein. 

Advokat Dr. Lutz, Bolzano (Bozen), Italien. 


Die Geſetzgebung des Kabinetts Hitler. Die Geſetze in 
Reich und Preußen ſeit dem 30. Jan. 1933 in ſyſte⸗ 
matiſcher Ordnung mit Sachverzeichnis. Heft 13 (16. März 
bis 31. Mai 1935). Herausgegeben von MinR. Dr. Werner 
Hoche. Berlin 1935. Verlag Franz Vahlen. 528 S. 
Preis kart. 4,90 Se, geb. 5,80 .ch. 


Wer ſich laufend über unſere Geſetzgebung im Reich und in 
Preußen, über Ausführungsbeſtimmungen und die Begründungen unter⸗ 
richten will, der braucht eine zuverläſſige Sammlung; denn bei der 
Fülle des vorhandenen Geſetzesmaterials ſind die Geſetzblätter und 
der Reichs⸗ und Staatsanzeiger nicht überſichtlich genug. Eine ſolche 
zuberläffige Sammlung iſt die von Hoche herausgegebene „Geſetz⸗ 
gebung des Kabinetts Hitler“, die an dieſer Stelle bereits wiederholt 
beſprochen worden iſt. Der neue Band (Nr. 13) umfaßt die Zeit vom 
16. März bis 31. Mai 1935, er enthält alſo u. a. auch das Wehr⸗ 
geſetz und die dazu ergangenen Durchführungsbeſtimmungen. 


Rudolf Stampfuß: Guſtav Koſſinna, ein Leben für die 
deutſche Vorgeſchichte. Leipzig 1935. Verlag Kurt Kabitzſch. 
40 S. Preis 0,90 A.. 


Bis vor wenigen Jahren noch war es unmodern, ſich mit der 
Vorgeſchichte des deutſchen Volkes zu befaffen, ja, wer ſich an dieſes 
Unternehmen wagte, der wurde verlacht, totgeſchwiegen, iſoliert. Aber 
allem Lachen, aller Feindſchaft, allen Verächtern ſetzte Guſtav 
Koſſinna ein hartes und unbedingtes: Dennoch! entgegen, er wagte 
es — und heute findet fein Werk die gebührende Anerkennung. 
Koſſinna iſt tot, aber ſein Name bleibt unvergeſſen, weil ſein Werk 
lebt. Welchen ungeheuer ſchweren Kampf Koſſinna gegen eine über⸗ 
wältigende Übermacht in Wiſſenſchaft, Preſſe und öffentlicher Mei⸗ 
nung zu führen hatte, mit welcher Liebe zu ſeinem Volk und mit 
welch beiſpielloſer Selbſtloſigkeit der Begründer der deutſchen Vor⸗ 
zeitforſchung dieſen Kampf auf ſich genommen hat, das ſchildert 
Stampfuß, einer der letzten Schüler Koſſinnas, in der vorliegen⸗ 
den Schrift. 5 


Widukind: Geſchichte des dentſchen Volkes. Mit Bildtafeln. 
Leipzig 1935. Armanenverlag. 407 S. Preis in Ganz 
leinen 6 K.. 


Es iſt nicht die Geſchichte von Widukind, die uns in dieſem 
Bande erzählt wird, ſondern es iſt die Geſchichte des deutſchen Volles, 
dargeſtellt von einer neuen Schau aus, geſtellt unter das Symbol 
des ſächſiſchen Geſchichtsſchreibers Widukind. Die Geſchichtsſchreibung 
beginnt der Verf., der das Werk in gemeinſamer Arbeit mit Frout⸗ 
Kämpfern und Gleichgeſinnten geſchaffen hat, mit der meuſchlichen 
Urzeit und führt fie durch alle großen Ereigniſſe, durch Wirren, Kriege 


und Zerfall, vom römiſchen Kaiſertum der Deutfchen über die politiſche 


und religiöſe Zerriſſenheit des Mittelalters bis zur Zeit der Boll“ 
werdung, dem Bismarckſchen und dem Dritten Reich. Auf alles über⸗ 
flüſſige Beiwerk iſt verzichtet worden, in großen Zügen wird die 
deutſche Geſchichte umriſſen und unter dem Gedanken geſchildert, Ver⸗ 
ſtehen für die deutſche Vergangenheit zu wecken, die Verbindung mit 
ihr enger zu geſtalten, aus ihr ſchöpfen zu können für die Zukunft. 
So iſt es, wie der Verf. ſelbſt ſagt, kein Lehr⸗ oder Lernbuch, ſondern 
ein Leſebuch, das Kraft geben ſoll für die Mitarbeit am Dritten Reich. 
Ru. 


64. Jahrg. 1935 Heft 30] 
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Reichsgericht: Zivilſachen 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer und Huber 


1. Art. 17 EG BGB. Eherecht. Die Scheidungs⸗ 
gründe aus 88 133—135 Oſterr ABGB. können in 
Deutſchland durch Streitverfahren verfolgt und 
durch Urteil zur Wirkung gebracht werden; un⸗ 
anwendbar iſt die Trennung durch Scheidebrief. 
— Die Zurücknahme einer auf Scheidung gerich- 
teten Klage (Widerklage) iſt nach mündlicher 
Verhandlung unzuläſſig, wenn der Gegner nicht 
in die Zurücknahme gewilligt hat. 


Die Parteien haben am 19. Jan. 1925 vor dem Rabbiner 
der jüdiſchen Kultusgemeinde der tſchechoſlowakiſchen Stadt 
Eger Dr. Arnold G. die Ehe geſchloſſen. Beide Parteien ſind 
Juden. Der Kl. iſt am 24. Febr. 1901 in Przemyſl, die 
Bekl. am 1. Aug. 1901 in Charoſtkow geboren. Beide Orte 
gehörten damals zu HÖfterreich (Galizien) und gehören jetzt 
zu Polen. Die Parteien waren durch Geburt Sſterreicher 
und ſind ſchon vor Errichtung des polniſchen Staates aus 
Oſterreich nach Deutſchland abgewandert. Sie haben ihren 
ſtändigen Wohnſitz in B. 
Im gegenwärtigen Rechtsſtreit hat der Kl. zunächſt Schei⸗ 
dung der Ehe wegen Ehebruchs der Bekl. begehrt. Später 
hat er noch beantragt, die Ehe für nichtig zu erklären, und 
dieſen Antrag als Hauptantrag geſtellt. Die Bekl. hat Wider⸗ 
mage erhoben mit dem Antrage, die Ehe wegen Ehebruchs 
und ehewidrigen Verhaltens des Kl. zu ſcheiden. Das LG. hat 
urch Teilurteil zunächſt die Ehenichtigkeitsklage abgewieſen, 
weil ihre Verbindung mit einer Scheidungsklage unzuläſſig 
Ir Der Kl. hat dann in einem beſonderen Rechtsſtreit die 
henichtigkeitsklage weiterverfolgt, iſt aber mit dieſer Klage 
durch rechtskräftiges Urt. des KG. abgewieſen worden. Darauf 
it im gegenwärtigen Rechtsſtreit Urt. des LG. dahin er⸗ 
Aanaen, daß die Scheidungsklage abgewieſen und auf die 
Widerklage die Ehe der Parteien aus Alleinſchuld des Kl. ge- 
chieden wird. 
5 Gegen dieſes Urt. hat der Kl. Berufung eingelegt und 
eantragt, die Widerklage abzuweiſen, die Ehe auf die Klage 
aus Alleinſchuld der Bekl. zu ſcheiden, hilfsweiſe die Bekl. 
Ur mitſchuldig zu erklären. Die Bekl. hat Anſchlußberufung 
eingelegt, mit der ſie eine Abänderung des landgerichtlichen 
tt. dahin begehrt hat, daß die Scheidung und Allein⸗ 
bhuldigerklärung des Kl. auf Grund Ehebruchs mit der un⸗ 
erehelichten Ruth F. ausgeſprochen werde. In der Berufungs⸗ 
erhandlung hat die Bekl. erklärt, daß ſie die Widerklage 
zurücknehme, und nur noch den Antrag auf Abweiſung der 
lage geſtellt. 
* Das KG. hat die Berufung des Kl. zurückgewieſen und 
auf die Anſchlußberufung der Bekl. die Entſcheidung zur 
Widerklage aufgehoben, weil die Widerklage zurückgenommen 
ei. Es hat die Rev. gegen dieſes Urt. zugelaſſen. 
Mit ſeiner Rev. verfolgt der Kl. ſeine im vorigen Rechts⸗ 
1 geſtellten Anträge weiter, während die Bekl. um Zu⸗ 
ückweiſung der Rev. bittet. 
0 Nach der Feſtſtellung des BG. haben die Parteien, die 
Br Geburt aus die öſterreichiſche Staatsangehörigkeit beſaßen, 
15 der Gründung der Republik Polen die polniſche Staats⸗ 
richebärigkeit erlangt. Die Zuſtändigkeit der deutſchen Ge⸗ 
* hte für die Scheidung der Ehe der Parteien hat das BG. 
Me Rechtsirrtum bejaht. 
di Nach Art. 17 Abſ. 1 EH BGB. find für die Scheidung 
— polniſchen Geſetze maßgebend. Jedoch darf in Deutſch⸗ 
70 d nach Art. 17 Abſ. 4 auf Scheidung nur erkannt werden, 
10 ſie ſowohl nach dem polnischen als auch nach dem deut⸗ 
en Geſetz zuläſſig iſt. Das BG. erörtert inſoweit noch, ob 


die Ehe der Parteien etwa zwar mit Wirkung für Deutſch⸗ 
land, nicht aber mit Wirkung für Polen gültig geſchloſſen 
worden iſt, und es meint, daß in dieſem Falle die Ehe nur 
nach deutſchem Recht geſchieden werden könne. Ob dies zu⸗ 
trifft und ob insbe. ſich das BG. für feinen Standpunkt auf 
die von ihm angeführten Entſch. (RGZ. 70, 139 = JW. 
1909, 78 und 105, 363 = JW. 1926, 2852) berufen kann, 
braucht nicht erörtert zu werden. Denn es ſteht, wie das BG. 
weiter zutreffend ausführt, zwiſchen den Parteien rechts⸗ 
kräftig feſt, daß ihre Ehe auch nach ihrem Heimatrecht gültig 
iſt, nachdem die auf Nichtigerklärung der Ehe gerichtete Klage 
des Mannes abgewieſen worden iſt. Wie die Gründe des 
Urt. des KG. ergeben, ſind in dieſem Rechtsſtreit für die 
Prüfung der Gültigkeit der Ehe auch die maßgebenden Vor⸗ 
ſchriften des Heimatrechtes der Parteien mit in Betracht ge⸗ 
zogen worden. 

Lediglich um die Anwendung nichtreviſiblen Rechts handelt 
es ſich bei den Darlegungen des BG., daß für die Perſön⸗ 
lichkeitsrechte der Parteien das — polniſches Geſetz ge⸗ 
wordene — Oſterr ABGB. maßgebend ſei, nach deſſen §8 133 
bis 135 Trennungsgründe (Scheidungsgründe nach deut⸗ 
ſchem Sprachgebrauch) nur die freie Einwilligung der Ehe⸗ 
gatten ſowie Ehebruch der Frau ſind, daß aber der Schei⸗ 
dungsgrund des gegenſeitigen Einverſtändniſſes hier entfalle, 
weil dieſes Einverſtändnis jedenfalls im Zeitpunkte der letzten 
Tatſachenverhandlung nicht mehr beſtanden habe. 

Die im Schrifttum umſtrittene Frage, ob die Schei⸗ 
dungsgründe der 88 133—135 Sſterr ABGB. überhaupt in 
Deutſchland zur Geltung gebracht werden können und wie 
ſich gegebenenfalls das Verfahren zu geſtalten hat, beant⸗ 
wortet das BG. dahin, daß ſie in Deutſchland im Wege des 
Streitverfahrens verfolgt und durch (konſtitutives) Urt. zur 
Wirkung gebracht werden können. Dem iſt beizutreten. Die 
88 133—135 Oſterr ABGB. find in Deutſchland inſoweit un⸗ 
anwendbar, als danach die Trennung der Ehe durch einen 
vom Manne der Frau gegebenen Scheidebrief erfolgt, weil 
dies mit dem in Deutſchland geltenden Grundſatz, daß die 
Scheidung durch Urt. erfolgt und die Auflöſung der Ehe mit 
der Rechtskraft des Urt. eintritt ($ 1564 BGB.), unverein⸗ 
bar iſt. Der Erteilung des Scheidebriefs kommt mithin in 
Deutſchland nur religiöſe Bedeutung zu (Hawlitzky: Ztſchr. 
f. Oſtrecht 1931, 250; Schuſter: ZAuslIntPrR. 1932, 527; 
vgl. auch KG.: JW. 1930, 18772). Die vom BG. vertretene 
Auffaſſung liegt auch bereits dem Urt. des erk. Sen. RGS. 
113, 38 ff. (insbeſ. S. 42) zugrunde. 

Die Entſch. über die Kl. hängt mithin davon ab, ob 
die Bekl. die Ehe gebrochen hat. Den Beweis dafür, daß ſie 
mit dem Dentiſten G. geſchlechtlich verkehrt habe, ſieht das 
BG. nicht als geführt an. (Wird ausgeführt; die hiergegen 
gerichteten Prozeßangriffe aus 8 391 ZPO. werden zurüd- 
gewieſen.) 

Die landgerichtliche Entſch. zur Widerklage hat das BG. 
auf die Anſchlußberufung der Bekl. aufgehoben, weil die 
Widerklage zurückgenommen ſei. Es iſt der Anſicht, daß die 
Zurücknahme einer auf Scheidung gerichteten Klage (oder 
Widerklage) nach mündlicher Verhandlung auch dann zuläſſig 
fei, wenn der Bekl. (Widerbekl.) nicht in die Zurücknahme 
eingewilligt habe. Dieſe Anſicht ift, wie die Rev. mit Recht 
geltend macht, rechtsirrig. Es wird auf das Urt. des erk. 
Sen. v. 3. Jan. 1935 (JW. 1935, 10241) Bezug ge 
nommen. Inſoweit läßt ſich daher das angefochtene Urt. nicht 
aufrechterhalten. Die hiernach gebotene Aufhebung muß wegen 
des in Eheſachen geltenden Grundſatzes der einheitlichen Ent⸗ 
ſcheidung auch auf die Entſcheidung über die Klage erſtreckt 
werden. Auf Grund der erneuten mündlichen Verhandlung 
wird das BG. im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Ehe 
der Frage eines Verzichts der Bekl. auf den Widerklage⸗ 
anſpruch nachzugehen haben. 

(U. v. 20. Mai 1935; IV 13/35. — Berlin.) [K.] 
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*+2, 812 BGB. Störungsklagen wegen Füh⸗ 
rung eines Namens können auch gegen Behör⸗ 
den im amtlichen Verkehr erhoben werden. Der 
Rechtsweg iſt nur ſoweit zuläſſig, als die Stö⸗ 
rungshandlungen ausſchließlich in Ausübung 
öffentlich-rechtlicher Befugniſſe vorgenommen 
ſind. 

Der Kl. klagt gegen das Land Württemberg mit dem 
Antrag, dieſes zu verurteilen, 

a) zur Beſeitigung der Beeinträchtigung des Gebrauchs 
des Namens „Johann (Hans) Heinrich Georg Fürſt zu &- 
J.“ durch den Kl. ſeine durch das württemb. Juſtizminiſterium 
am 14. Okt. 1929 an das AG. Z. erlaſſene Weiſung zurück⸗ 
zunehmen und 

b) anzuerkennen, daß der Kl. berechtigt iſt, den an⸗ 
gegebenen Namen zu führen. 

Das LG. wies die Klage aus ſachlichen Gründen ab. Auf 
die Berufung des Kl. erkaunte das OLG. auf Abweiſung der 
Klage wegen Unzuläſſigkeit des ordentlichen Rechtsweges. 

Das RG. hob auf. 

Das BG. hält den ordentlichen Rechtsweg für unzuläjfig, 
weil der württb. Juſtizminiſter durch ſeinen an das AG. Z. 
gerichteten Erlaß v. 14. Okt. 1929, den er durch einen ſpä⸗ 
teren Erlaß v. 5. Febr. 1931 aufrechterhalten hat, lediglich 
öffentlich-rechtliche Befugniſſe wahrgenommen habe. Die Rev. 
meint, damit ſei die Bedeutung der beiden Erlaſſe verkannt. 
Das BG. hätte unter Ausübung des Fragerechts mit den 
Parteien erörtern müſſen, welchen Sinn die beiden Ver⸗ 
fügungen des Juſtizminiſters gehabt hätten. Eine Befragung 
der Parteien würde eine Aufklärung dahin zur Folge gehabt 
haben, daß der Juſtizminiſter mit ſeinen Verfügungen ſtaat⸗ 
liche Hoheitsrechte nicht habe ausüben wollen. Dieſes voraus⸗ 
ſichtliche Ergebnis einer Ausübung des Fragerechtes ſucht der 
Kl. durch Vorlegung eines Schreibens des Sachbearbeiters im 
Juſtizminiſterium an ſeinen (des Kl.) Berufungsanwalt vom 
30. Nov. 1933 glaubhaft zu machen. 

Die Rüge der Verletzung des § 139 ZPO. iſt nicht be⸗ 
gründet. Die beiden Verfügungen des Juſtizminiſters laſſen 
nach Inhalt und Form keinen Zweifel darüber, daß der 
Juſtizminiſter von Dienſtaufſichts wegen eine über den Rah⸗ 
men der richterlichen Tätigkeit hinausgehende Verfügung des 
AG. in Z beanſtandet und als Juſtizaufſichtsbehörde das 
AG. mit Belehrung und dienſtlicher Weiſung verſehen hat. 
Das BG. konnte daher unbedenklich annehmen, daß die frag⸗ 
lichen Verfügungen in Ausübung öffentlich⸗rechtlicher Befug⸗ 
niſſe des Juſtizminiſters erlaſſen ſeien. Seine Auffaſſung, daß 
die Überwachung der Namensführung zu den ſtaatlichen Auf⸗ 
gaben gehört und im vorl. Fall dem Juſtizminiſter oblag, iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Zu einer Befragung der Par⸗ 
teien war hiernach kein Anlaß gegeben. Der Rev. kann auch 
nicht zugegeben werden, daß es Sache des BG. geweſen wäre, 
die Parteien auf die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
beſonders hinzuweiſen. Die Vorſchrift des 8 139 3 PO. er⸗ 
ſcheint hiernach nicht verlegt. Übrigens iſt auch dem vom Kl. 
vorgelegten Schreiben v. 30. Nov. 1933 nicht zu entnehmen, 
daß der Juſtizminiſter mit den fraglichen Verfügungen öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Befugniſſe nicht wahrgenommen habe. 

Nach allgemeiner Anſicht können Anſprüche aus 8 12 
BGB. auch gegen Behörden wegen Störungen im amtlichen 
Verkehr erhoben werden. Nur inſoweit iſt der ordentliche 
Rechtsweg verſchloſſen, als die Störungshandlungen von der 
Behörde ausſchließlich in Ausübung öffentlich⸗rechtlicher Be⸗ 
fugniſſe vorgenommen worden ſind (jo auch RG. 39, 303 = 
SW. 1900, 422 2; 1901, 173%; 1905, 72“; 1919, 309 1: 
PrͤompKonflG H.: JW. 1932, 9031). 

Danach ſieht das BG. den Rechtsweg mit Recht inſoweit 
für unzuläſſig an, als der Kl. die Verurteilung des Bekl. 
verlangt, die vom Juſtizminiſter an das AG. in Z. erlaſſenen 
Weiſungen zurückzunehmen. Daß die beiden in Betracht kom⸗ 
menden Verfügungen innerhalb der dem früheren Juſtizminiſter 
zuſtehenden öffentlich⸗rechtlichen Befugniſſe erlaſſen ſind, kann, 
wie bereits ausgeführt, keinem Zweifel unterliegen. 

Dagegen kann dem BG. inſoweit nicht gefolgt werden, als 


es meint, auch die weiter beantragte Verurteilung des Bell. 
anzuerkennen, daß der Kl. den Namen Fürſt zu X.⸗J. zu 
führen berechtigt ſei, könne nicht im ordentlichen Rechtswegk 
durchgeſetzt werden. Ob der Kl. damit die als Leiſtungsklage 
anzuſprechende Klage auf Beſeitigung von Beeinträchtigungen 
des Namensgebrauchs (§ 12 Satz 1 BGB.) oder die Unter⸗ 
laſſungsklage (a. a. O. Satz 2) oder eine auf Feſtſtellung 
ſeines Rechtes zum Namensgebrauch gerichtete Klage aus 
§ 256 3PO. erheben will, wird das BG. noch zu erörtern 
haben (8 139 Abſ. 1 3 O.). Dadurch, daß der Kl. dieſen 
Anſpruch neben dem auf Aufhebung der gedachten Verfügun⸗ 
gen des Juſtizminiſters gerichteten Antrag erhebt, ergibt ſich, 
daß er Schutz gegen Beeinträchtigungen und Störungen ſeines 
Nameusrechtes durch Handlungen von Staatsbehörden be⸗ 
gehrt, die etwa außerhalb der Ausübung öffentlich- rechtlicher 
Befugniſſe vorgenommen werden. Die Möglichkeit ſolcher Stö⸗ 
rungen durch ſonſtige behördliche Handlungen iſt nicht zu be⸗ 
ſtreiten. Inſoweit iſt daher der ordentliche Rechtsweg zuläſſig. 

Nicht zu prüfen iſt hier, wo es ſich lediglich um die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges handelt, ob der fragliche Klagean⸗ 
trag nach §S 12 BGB. und gegebenenfalls nach § 256 ZPO. 
ſchlüſſig begründet iſt. Sollte das weitere Verfahren etwa er⸗ 
geben, daß die tatſächlichen Vorausſetzungen einer Störung 
klage aus $12 BGB. oder die beſonderen Vorausſetzungen 
einer Feſtſtellungsklage aus $ 256 ZPO. nicht gegeben find, 
ſo würde die Klage aus dieſem Grunde, nicht wegen Unzu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges abzuweiſen ſein. 

Damit ſetzt ſich der Sen. mit früheren Entſch., insbeſ. 
mit den Ausführungen des Urt. JW. 1905, 729 nicht in 
Widerſpruch. Dort hatte der Kl. in einem Rechtsſtreit gegen 
den Anhaltiſchen Staat ebenſo wie hier nicht nur auf Be 
ſeitigung von Störungen ſeines Namensrechtes durch Aus 
übung öffentlich⸗rechtlicher Befugniſſe von ſeiten der zuſtän⸗ 
digen Staatsbehörde, ſondern auch auf Verurteilung des 
Bekl. zur Anerkennung ſeines Namensrechtes und zur Unter⸗ 
laſſung künftiger Störungen angetragen. Wenn dort gleich⸗ 
wohl der Rechtsweg für unzuläſſig angeſehen worden iſt, ſo 
war das durch die damalige Rechtslage bedingt. Der Kl. nahm 
das Recht für ſich in Anſpruch, mit ſeinem Namen das Adels“ 
prädikat „von“ zu führen. Inſoweit handelte es ſich unter 
dem damaligen Rechtszuſtande um eine Frage des öffent 
lichen Rechtes, die im ordentlichen Rechtswege nicht zu ent” 
ſcheiden, für die vielmehr die Zuſtändigkeit von Verwaltungs- 
behörden begründet war. Deshalb konnte dort angenommen 
werden, daß die vor dem ordentlichen Gericht erhobene Klage 
trotz gegenteiliger Angaben des Kl. lediglich darauf abzielte, 
einer geſetzmäßigen Tätigkeit öffentlicher Behörden anſtatt 
auf dem dafür geſetzlich vorgeſehenen Wege in unzuläſſiger 
Weiſe vor den ordentlichen Gerichten entgegenzutreten, w 
zur Verſagung der Klage im ordentlichen Rechtswege führen 
mußte. Seitdem hat ſich die Rechtslage inſofern geändert 
als auf der Grundlage des Art. 109 Abſ. 3 Satz 1 RVerſ⸗ 
die öffentlich-rechtlichen Vorrechte der Geburt oder des Stan“ 
des aufgehoben ſind (vgl. für Würrtemberg § 6 Abſ. 2 Ver? 
Urk. v. 20. Mai 1919; Nipperdey, Grundrechte und 
Grundpflichten der RVerf., Anm. 123 zu Art. 109) und nach 
der unmittelbar geltendes Recht enthaltenden Vorſchrift de⸗ 
Satzes 2 a. a. O. Adelsbezeichnungen nur als Teil des Na 
mens gelten. Damit iſt die bisherige Beſchränkung des Rechts“ 
weges fortgefallen (NENKomm. Anm. 1 zu 8 12 BB.) 
Haben jetzt die ordentlichen Gerichte auf Klagen aus 8 12 
BGG. auch darüber zu befinden, ob der Kl. als Beftanpteil 
ſeines Namens eine Adelsbezeichnung führen darf, jo handel 
es ſich in Fällen der vorl. Art um reine Namensſtreitigkeiten, 
bei denen für ein Bedenken, ob nicht der Kl. im Wege der 
gerichtlichen Klage eine den öffentlichen Behörden vorbehal 
tene Entſch. erreichen will, kein Raum mehr vorhanden H 
(vgl. Opet, Bem. zu dem Urt.: JW. 1919, 309). 


(u. v. 11. April 1935; IV 277/34. — Stuttgart.) [. 
Rz. 147, 253.9 
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. 88 119 ff. BGB. Für die Anfechtung eines 
Kindesannahmevertrages wegen Willensmängel 
gelten die allgemeinen Vorſchriften; ein be⸗ 
ſonders ſtrenger Maßſtab iſt nicht anzulegen. 
Schlechte ſittliche Veranlagung des Kindes, die 
erſtſpäter erkennbar hervortritt, berechtigt zur 

nfechtung. Auf die Entſchuldbarkeit des Irr⸗ 
tums kommt es nicht an. 

Durch Vertrag v. 17. Mai 1926, der am 29. Dez. 1926 
gerichtlich beſtätigt wurde, haben die Kl. die am 22. Mai 
1913 geborene Bekl. als gemeinſchaftliches Kind an Kindes 
Statt angenommen. Am 10. April 1933 verließ die Bekl. 
die Kl. Am 19. April 1933 beantragten die Kl. beim Vorm⸗ 
Ger., der Bekl. einen Pfleger zwecks Anfechtung des An⸗ 
nahmevertrags zu beſtellen. Die Beſtellung des Pflegers er⸗ 
folgte am 9. Juni 1933. Die Kl. fochten ihm gegenüber den 
Annahmevertrag wegen Irrtums an. 

Mit der vorl. Klage beantragen die Kl. die Feſtſtellung, 
daß der zwiſchen den Parteien am 17. Mai 1926 abgeſchloſſene 
Annahmevertrag nicht beſtehe. Zur Begründung der An⸗ 
fechtung des Vertrags haben ſie vorgetragen: 

Die Bekl. habe im Laufe der Jahre in ſittlicher Be⸗ 
ziehung eine ungünſtige Entwicklung genommen. Als Kind 
ſei ſie ſtets brav und folgſam geweſen. Sie habe ſich jedoch 
geändert, ſeitdem ſie in Beziehungen zu Männern getreten 
ſei. Trotz aller Verbote habe ſie ihren Verkehr mit Männern 
nicht aufgegeben. Am 11. Jan. 1934 habe ſie ein Kind ge⸗ 
boxen. Den Klägern gegenüber ſei fie herriſch, unverträglich, 
frech, ungehorſam geweſen und habe nicht die Fähigkeit ge⸗ 
habt, ſich unterzuordnen. Im Hausweſen habe ſie nur die 
allernotwendigſten Arbeiten, und auch dieſe nur unwillig, 
verrichtet. Dieſe Entwicklung der Bekl. hätten die Kl. bei Ab⸗ 
ſchluß des Vertrags nicht vorausſehen können. Sie ſeien des⸗ 
halb über weſentliche Eigenſchaften der Bekl. im Irrtum 
geweſen. 

Die Bekl. hat eingewendet: 

Nicht ſie, ſondern die Kl. ſeien an der Zerrüttung des 
gegenſeitigen Verhältniſſes ſchuld. Sie ſei immer willig und 
arbeitſam geweſen. In ſittlicher Beziehung ſeien ihr keine 
derart ſchweren Vorwürfe zu machen, daß deshalb die An⸗ 
fechtung des Annahmevertrags gerechtfertigt erſcheine. Insbeſ. 
önne ihr die uneheliche Geburt nicht zum ſchweren Ver⸗ 
ſchulden gereichen, denn ſowohl ihre Mutter als auch ihre 

roßmutter hätten vor der Ehe unehelich geboren. Dies ſei 
den Kl. bekannt geweſen. 

Das OLG. hat die Klage abgewieſen, das RG. hat auf⸗ 
gehoben. 

Die Klage iſt auf die Feſtſtellung des Nichtbeſtehens eines 
Eltern⸗ und Kindesverhältniſſes zwiſchen den Parteien ge⸗ 
richtet (8 640 ZPO.). Daß für dieſe Klage das Feſtſtellungs⸗ 
intereſſe i. ©. des $ 256 ZPO. gegeben iſt, kann nicht zweifel⸗ 
aft ſein. 

Für die Anfechtung eines Annahmevertrags wegen Wil⸗ 
lensmängel gelten die allgemeinen Vorſchriften der SS 119 f., 
123 f. BGB. Die Anfechtung ift im vorl. Falle darauf ge⸗ 
ſtüzt, daß ſich die Kl. über den Charakter der Bekl., alſo über 
eine weſentliche Eigenſchaft ihrer Perſon, im Irrtum befunden 
hätten (8119 Abſ. 2 BGB.). Das BG. verneint, daß die 
Vorausſetzungen der Anfechtung gegeben ſeien. Seine Aus⸗ 
führungen halten jedoch der rechtlichen Nachprüfung nicht ſtand. 
Das BG. nimmt an, daß durch den Annahmevertrag zwi⸗ 
ſchen den Eltern und dem angenommenen Kinde eine Bin⸗ 
ung entſtehe, die, weil ſie auf einem verwandtſchaftsähnlichen 

reueverhältnis beruhe, ſtärker ſei als eine durch ein ſonſtiges 
Rechtsgeſchaft gewöhnlich vermittelte Veziehung. Mit dieſem 
ſittlichen Gehalt des Annahmevertrags ſei es unvereinbar, 
das Anfechtungsrecht ſchon dann zu gewähren, wenn das 
Kind eine Entwicklung genommen habe, die der Annehmende 
nach ſeiner ſubjektiven Vorſtellung nicht erwartet habe. Wie 
ie natürlichen Eltern ſich mit einer ungünſtigen Ent⸗ 
wicklung ihres Kindes abfinden müßten, ſo könne auch den 
Annehmenden ihre Stellung nicht dadurch erleichtert werden, 
daß ihnen bei jeder Enttäuſchung über die Charakterbildung 


des Kindes ein Anfechtungsrecht unter dem Geſichtspunkt des 
Irrtums über weſentliche Eigenſchaften gewährt werde. Viel⸗ 
mehr müſſe verlangt werden, daß eine ſolch ungünſtige Ent⸗ 
wicklung des Charakters und der Perſönlichkeit vorliege, auf 
die ſelbſt derjenige nicht gefaßt zu ſein brauche, der ver⸗ 
ſtändigerweiſe mit ſchweren Enttäuſchungen rechne. 

Richtig iſt hieran, daß ſich die künftige Entwicklung des 
Anzunehmenden, namentlich wenn er noch im Kindesalter 
ſteht, niemals mit voller Sicherheit vorausſehen läßt, und 
daß daher jeder Annahmevertrag für den Annehmenden in⸗ 
ſofern ein Wagnis in ſich ſchließt, als er in feinen Erwartun⸗ 
gen über die künftige Eutwicklung des Kindes möglicherweiſe 
enttäuſcht wird. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß nicht jede ſolche 
Enttäuſchung die Anfechtung des Annahmevertrags wegen 
Irrtums über weſentliche Eigenſchaften des Kindes recht⸗ 
fertigt. Entſcheidend iſt vielmehr nur, ob es ſich bei der in 
dem ſpäteren Verhalten des Kindes zutage getretenen fehler⸗ 
haften Entwicklung um den Ausfluß und die Betätigung einer 
bereits zur Zeit des Abſchluſſes des Annahmevertrags vor⸗ 
handenen, für den Annehmenden aber nicht erkennbaren, auch 
durch Erziehung nicht zu beſſernden natürlichen Veranlagung 
handelt. Hierüber hat ſich das BG. nicht ausgeſprochen, ob⸗ 
wohl die Kl. bereits in der Klageſchrift Sachverſtändigenbeweis 
dafür angeboten hatten, daß das unſittliche Verhalten der 
Bekl. und ihr Auftreten gegenüber den Kl. aus ihrer unglück⸗ 
lichen Veranlagung zu erklären ſei. 

Das BG. iſt ferner erſichtlich der Auffaſſung, daß wegen 
der beſonderen Art des durch den Annahmevertrag begrün⸗ 
deten Rechtsverhältniſſes die Vorausſetzungen für die Anfech⸗ 
tung eines ſolchen Vertrags nach einem beſonderen ſtrengen 
Maßſtab zu beurteilen ſeien. Dieſe Anſicht des BG. iſt im 
Geſetz nicht begründet. Wie ſchon hervorgehoben, gelten für 
die Anfechtung des Annahmevertrags wegen Willensmängel 
die allgemeinen Vorſchriften. Gerade weil der Annahmever⸗ 
trag auf die Herſtellung eines dem Verhältnis zwiſchen leib⸗ 
lichen Eltern und Kindern entſprechenden Verhältniſſen ge⸗ 
richtet iſt, kommt perſönlichen Eigenſchaften der Vertrag⸗ 
ſchließenden, die die Herſtellung eines ſolchen Verhältniſſes in 
Frage ſtellen und, wie im vorl. Falle, ſchließlich ſogar zum 
vollſtändigen Bruch führen, eine erhöhte Bedeutung zu. Solche 
Eigenſchaften können bei einem Annahmevertrage in beſon⸗ 
derem Maße die Feſtſtellung rechtfertigen, daß der Anneh⸗ 
mende den Vertrag bei Kenntnis dieſer Eigenſchaften und bei 
verſtändiger Würdigung des Falles nicht abgeſchloſſen haben 
würde. 

Das BG. zieht ſodann noch die den Kl. bekannte Tatſache 
in Betracht, daß ſowohl die Mutter als auch die Großmutter 
der Bekl. vor ihrer Ehe unehelich geboren hatten. Es meint, 
daß dieſe Tatſache den Kl. Veranlaſſung zum Nachdenken 
hätte geben müſſen. Sie hätten daher ſchon im Zeitpunkte des 
Vertragſchluſſes verſtändigerweiſe bei der Bekl. mit einer über 
das Gewöhnliche hinausgehende Neigung zu Männern rechnen 
müſſen. Dieſe Erkeuntnis laſſe zwar noch keinerlei ſichere 
Schlußfolgerung auf eine ſpätere ungünſtige Entwicklung der 
Bekl. zu. Da aber die Möglichkeit zu einer derartigen Ent⸗ 
wicklung beſtanden habe, hätten die Kl. bei verſtändiger Wür⸗ 
digung des Falles, wenn ſie jede ſpätere Enttäuſchung hätten 
vermeiden wollen, den entſcheidenden Schritt nicht tun dürfen. 
Wenn fie dennoch den Vertrag abgeſchloſſen hätten, hätten ſie 
bewußt die in der Annahme der Bekl. liegende Ungewißheit 
auf ſich genommen und könnten ſich heute deshalb nicht mit 
Erfolg darauf berufen, daß fie dieſe Entwicklung nicht hätten 
vorherſehen können. 

Auch dieſe Ausführungen ſind rechtlich unhaltbar. Für 
die Anfechtung iſt entſcheidend nur die Tatſache des Irrtums 
und ſeine Urſächlichkeit für die angefochtene Willenserklä⸗ 
rung. Dagegen iſt es unerheblich, ob der Irrtum verſchuldet 
war oder nicht (RG. 62, 205). Es kommt daher nicht darauf 
an, ob den Kl. Tatfachen bekannt waren, aus denen ſie bei 
gehöriger Überlegung auf Charakterfehler der Bekl. hätten 
ſchließen können, ſondern nur darauf, ob ſie tatſächlich dieſe 
Schlußfolgerung gezogen oder wenigſtens mit der Möglichkeit 
des Vorhandenſeius von Charakterfehlern, wie fie bei der 
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Bekl. ſpäter in die Erſcheinung getreten ſind, gerechnet, den 
Vertrag aber gleichwohl abgeſchloſſen haben. Daß dies der 
Fall geweſen wäre, geht aus den Ausführungen des BG. 
nicht hervor. Es nimmt vielmehr ſelbſt mit Recht an, daß 
die den Kl. bekannten Tatſachen noch keinerlei ſichere Schluß⸗ 
folgerung auf eine ſpätere ungünſtige Entwicklung der Bell. 
zugelaſſen hätten. 

(U. v. 29. April 1935; IV 6/35. — Düfſſeldorf.) 
<= RG. 147, 310.) 


. 


4. § 1373 BGB.; 8 561 3 PO. Wird während 
eines Rechtsſtreites auf Herausgabe des ein⸗ 
gebrachten Gutes die Ehe rechtskräftig geſchie⸗ 
den und damit der erhobene Anſpruch gegen- 
ſtandslos, ſo iſt die Reviſion mangels Summe 
nicht mehr zuläſſig. Die Tatſache der Scheidung 
iſt vom RG. zu berückſichtigen. 

Die Parteien waren Eheleute und lebten im geſetzlichen 
Güterſtand. Der Ehemann hat beim LG. Klage gegen die 
Ehefrau auf Herausgabe eingebrachten Gutes (eines Kapitals 
von 6817 Rat nebſt Zinſen und der Möbel mehrerer Zimmer) 
mit Erfolg erhoben, während das OLG. die Klage bezüglich 
des Kapitals nebſt Zinſen abwies, ſie im übrigen in der 
Hauptſache für erledigt erklärte und ſämtliche Koſten des 
Rechtsſtreits dem Kl. auferlegte. 

Der Kl. hat Rev. eingelegt mit dem Autrage, das BU. 
aufzuheben und die Berufung der Bekl. zurückzuweiſen. In 
der mündlichen Verhandlung hat die Bekl. beglaubigte Ab— 
ſchrift des Urt. des OLG. in Köln v. 10. Jan. 1935 vor⸗ 
gelegt, nach dem die Berufung des Ehemannes gegen das die 
Ehe der Parteien ſcheidende landgerichtliche Urt. zurück— 
gewieſen und die Rev. gegen dieſes Urt. nicht zugelaſſen wird. 
Die Bekl. beantragt in erſter Linie, die Rev. für unzuläſſig 
zu erklären. Der Kl. hat ſeinen Antrag zur Hauptſache auf⸗ 
rechterhalten. 

Nach feſtſtehender Rſpr. des RG. iſt für die Zuläſſig⸗ 
keit der Rev., ſoweit ſie vom Vorhandenſein einer beſtimmten 
Beſchwerdeſumme abhängt, der Umfang des Beſchwerde— 
gegenſtandes nicht im Zeitpunkt der Reviſionseinlegung, ſon⸗ 
dern im Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung maßgebend 
(RG. 113, 246 [249] = JW. 1926, 2084 und die dort an⸗ 
gegebenen Urt.). Daraus folgt, daß die Rev. als unzuläſſig 
zu verwerfen iſt, wenn der Revͤl., nachdem er in der Haupt⸗ 
ſache Rev. eingelegt hatte, in der mündlichen Verhandlung 
erklärt, daß die Hauptſache erledigt ſei, und wenn der Be⸗ 
trag der Koſten des Rechtsſtreites, der nunmehr den Streit⸗ 
gegenſtand bildet, die Reviſionsſumme nicht überſteigt (Warn⸗ 
Rſpr. 1920 Nr. 121; RGZ. 118, 149 JW. 1927, 2803; 
1935, 2789). 

Im vorliegenden Fall iſt der Rechtsſtreit in der Haupt⸗ 
ſache für erledigt anzuſehen, wenn die Ehe der Parteien, wie 
die Bekl. angibt, nach der Reviſionseinlegung rechtskräftig 
geſchieden worden iſt. Denn da die Auflöſung der Ehe das 
Recht des Ehemannes auf Verwaltung und Nutznießung 
des eingebrachten Gutes der Ehefrau beendigt, wäre dem auf 
81373 BGB. geſtützten Klageanſpruch der rechtliche Boden 
entzogen. Darüber, daß das Recht des Mannes zur Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes ver⸗ 
mögensrechtlicher Natur iſt, kann auf das Urt. RG. 144, 
160 JW. 1934, 14123 vertiefen werden. Der Anwalt 
des Kl. hat gemeint, die Erklärung, daß der Rechtsſtreit in 
der Hauptſache erledigt ſei, nicht abgeben zu können, und den 
Antrag aufrechterhalten, unter Aufhebung des angefochtenen 
Urt. nach ſeinen Anträgen zur Hauptſache zu erkennen. Er 
hat es auch abgelehnt, die Tatſache, daß die Ehe der Parteien 
inzwiſchen geſchieden worden iſt, ausdrücklich zuzugeben, und 
meint, daß das Rev. dieſe Tatſache nach 8 651 ZPO. nicht 
berückſichtigen dürfe. r 

Gleichwohl iſt die Rev. unzuläſſig. Das Rev. hat trotz 
der Beſtimmung des 8 561 a. a. O. ſolche Tatſachen zu be⸗ 
rückſichtigen, die das Verfahren in der RevInſt., insbeſ. die 
Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Rev. betreffen (Gaupp⸗ 
Stein⸗Jonas, Komm. Anm. II 2 zu 8 561 ZPO.). Zu 


berückſichtigen iſt daher auch eine Erledigung des Rechts⸗ 
ſtreites in der Hauptſache jedenfalls dann, wenn ihr zufolge 
die Reviſionsſumme nicht mehr gegeben iſt und deshalb die 
Rev. nicht mehr zuläſſig erſcheint. Daran kann auch dadurch 
nichts geändert werden, daß der Neo. ſeine früheren An⸗ 
träge zur Hauptſache der veränderten Rechtslage ungeachtet 
aufrechterhält. Angeſichts der eine Einſchränkung des Rechts⸗ 
mittels der Rev. bezweckenden Vorſchrift des § 546 3. 
kann der bloßen Verleſung eines Antrags, der über die Er⸗ 
ledigung des Rechtsſtreits in der Hauptſache einfach hinweg⸗ 
geht, keine ſachliche Bedeutung beigemeſſſen werden (JW. 
1911, 4593; RG. 113, 250 JW. 1926, 2084). 

Wenn der Anwalt des Kl. auch nicht ausdrücklich zu⸗ 
gegeben hat, daß der Rechtsſtreit in der Hauptſache erledigt 
ſei, ſo hat er dieſe Tatſache doch auch nicht beſtreiten können. 
Jedenfalls iſt das RevG. nach dem Geſagten in der Lage, 
auf Grund der von der Bekl. vorgelegten Urteilsabſchrift 
feſtzuſtellen, daß die Ehe der Parteien ſeit der Rechtskraft des 
erwähnten oberlandesgerichtlichen Urt. aufgelöſt iſt. Die 
Rechtskraft iſt mit der Verkündung eingetreten, da das OLG. 
die Rev. nicht zugelaſſen hat. Iſt damit der Rechtsſtreit in 
der Hauptſache erledigt, jo ſind nur die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits noch Gegenſtand des Reviſionsverfahrens. Da dieſe 
die Reviſionsſumme nicht überſteigen, iſt die Rev. unzuläſſig. 

(U. v. 14. Febr. 1935; IV 288/34. — Köln.) K.] 


* 
** 5. § 1754 BGB.; Gef. v. 23. Nov. 1933. Das 
Gef. v. J. 1933 hat ein neues ſubjektives Erfor⸗ 
dernis für die Kindesannahme geſchaffen. Der 
Zweck des Geſetzes beſteht darin, den Mißbrauch 
der Adoption zu Schachergeſchäften zu verhin- 
dern. Zwiſchen dem Annehmenden und dem An⸗ 
genommenen ſoll die Herſtellung ſeeliſcher Ber 
ziehungen erſtrebt werden. Obdieſe Abſicht fehlt, 
iſt unter Beachtung aller Umſtände des Einzel- 
falles, beſonders auch des Lebensalters der Ber 
teiligten zu prüfen. Der Umſtand, daß auf die 
Namensübertragung Wert gelegt worden iſt, 
ſteht einer lauteren Abſicht nicht entgegen. 


Durch notariellen Vertrag v. 5. Sept. 1929 nahm die 
Stiftsdame Marianne von Sch. in O. (geb. am 18. Aug. 1861) 
ihren Vetter, den Oberſten a. D. George Sch. in G. (geb. am 
11. Jan. 1869), an Kindes Statt an. Die Wirkungen des 
Vertrages ſollten ſich auch auf die bereits lebenden Abkömm⸗ 
linge des Angenommenen erſtrecken. Unter Bewilligung der 
Befreiung von der Altersgrenze des $ 1744 BGB. beſtätigte 
das AG. in O. durch Beſchluß v. 23. Jan. 1930 den An⸗ 
nahmevertrag zugleich hinſichtlich ſeiner Wirkungen auf drei 
Abkömmlinge des Angenommenen, während es die Beſtäti⸗ 
gung hinſichtlich der Wirkungen auf die älteſte Tochter Irm⸗ 
gard K. geb. Sch., die beim Vertragsſchluß nicht anweſend 
war, auf Grund des 8 1750 BGB. verſagte. 

Durch ein Schreiben v. 19. April 1934 beantragte der 
Regierungspräſident in H., auf Grund des Art. V 8 1 Gel. 
gegen Mißbräuche bei der Eheſchließung und der Annahme 
an Kindes Statt v. 23. Nov. 1933 den Kindesannahmever⸗ 
trag für nichtig zu erklären, weil die Vertragſchließenden 
offenbar nicht die Herſtellung eines dem Eltern- und Kindes- 
verhältnis entſprechenden Familienbandes beabſichtigt hätten, 
vielmehr nur bezweckt hätten, dem Annehmenden und ſeiner 
Familie den Namen von Sch. zu verſchaffen. Dieſem Antrag 
hat das AG. in O. durch Beſchluß v. 21. Juli 1934 ſtatt⸗ 
gegeben. Die von der Annehmenden und dem Angenommenen 
eingelegte fofortige Beſchwerde iſt vom LG. in H. durch Br 
ſchluß v. 14. Sept. 1934 zurückgewieſen worden. Der von den 
Genannten form- und friſtgerecht erhobenen weiteren ſofortigen 
Beſchwerde beabſichtigt das KG. durch Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes und Zurückverweiſung der Sache zur 
anderweiten Prüfung und Entſch. an das LG. ſtattzugeben, 
glaubt ſich aber daran gehindert durch einen Beſchluß des 
Obech. in M. v. 25. Juli 1934 (II. 11, 60). Dieſer Be 
Schluß betrifft ebenfalls einen Fall, in dem das AG. die 
Nichtigkeit eines Kindesannahntevertrages auf Grund des 
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Art. V 8 1 Gef. v. 23. Nov. 1933 feſtgeſtellt hat. Beſchwerde 
und weikere Beſchwerde des Annehmenden hatten keinen Er⸗ 
folg. In feinem Beſchluß vertritt das ObL G. folgenden Stand⸗ 
punkt: Durch das erwähnte Geſetz ſei ein neuer Rechtszuſtand, 
insbeſ. ein neuer Nichtigkeitsgrund geſchaffen worden. Nach 
bisherigem Recht ſei Nichtigkeit des Annahmevertrages an⸗ 
zunehmen geweſen, wenn der Vertrag ein Scheinvertrag war 
oder wenn die beiden Vertragsteile durch den Vertrags⸗ 
ſchluß ſich eines Verſtoßes gegen die guten Sitten ſchuldig ge⸗ 
macht hätten. Jetzt komme es darauf an, ob ein dem Eltern⸗ 
und Kindesverhältnis entſprechendes Familienband hergeſtellt 
werden ſollte. Dazu genüge nicht Herſtellung eines dem 81757 
BGB. entſprechenden rechtlichen Verhältniſſes nach außen hin. 
Vielmehr müßten die dem Eltern- und Kindesverhältnis ent⸗ 
ſprechenden inneren ſeeliſchen Beziehungen zwiſchen dem An⸗ 
nehmenden und dem Angenommenen begründet werden. Sei 
das nicht der Fall, ſo ſei die Nichtigkeit des Annahmevertrages 
feſtzuſtellen, und zwar nicht nur dann, wenn nach der Abſicht 
beider Vertragsteile, ſondern auch wenn nach der Abſicht nur 
eines Vertragsteiles die fraglichen inneren ſeeliſchen Be⸗ 
ziehungen nicht hergeſtellt werden ſollten. Abweichend davon 
iſt das KG. der Anſicht, daß die Vorſchrift des Art. V8 1 
a. a. O. keinen neuen ſelbſtändigen Grund für die Nichtig⸗ 
keitserklärung früherer Annahmeverträge darſtelle, daß viel- 
mehr von dieſer Vorſchrift nur ſolche Verträge betroffen wer⸗ 
den ſollten, die bereits auf Grund des früheren Rechtes 
nichtig waren und nur zu Unrecht beſtätigt worden ſind, d. h. 
Scheinverträge und Verträge, die gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßen. Ob ein ſolcher Vertrag vorliege, ſei nicht davon ab⸗ 
hängig, ob von den Vertragſchließenden beabſichtigt war, 
einen dem Eltern⸗ und Kindesverhältnis entſprechenden tat⸗ 
ſächlichen Zuſtand herbeizuführen. Entſcheidend ſei allein, ob 
der Eintritt der geſetzlichen Folgen des Annahmevertrages, 
d. h. die gegenſeitige Einräumung der aus dem Eltern- und 
Kindesverhältnis erwachſenden Rechte und Pflichten gewollt 
geweſen ſei. 

Die Vorausſetzungen, unter denen nach §S 28 FGG. die 
weitere Beſchwerde dem RG. zur Entſch. vorzulegen iſt, ſind 
gegeben, da das KG. die von ihm beabſichtigte Entſch. nur mit 
einer von der des ObLG. in M. abweichenden Auslegung 
des Art. V8 1 (und der entſprechenden Vorſchrift des 8 1754 
BGB. i. d. Fall. des Art. I Nr. 4) Gef. v. 23. Nov 1933 
begründen zu können glaubt. 

Art. I Nr. 4 Geſ. v. 23. Nov. 1933 ändert die Vor⸗ 
ſchrift des $ 1754 BGB. Abſ. 2 insbeſ. dahin ab, daß die 
Beſtätigung des Annahmevertrages zu verſagen iſt, „2. wenn 
begründete Zweifel daran beſtehen, daß durch die Annahme 
ein dem Eltern⸗ und Kindesverhältnis entſprechendes Fa⸗ 
milienband hergeſtellt werden ſoll“. In der amtlichen Be⸗ 
gründung (DI. 1933, 765) wird ausgeführt: Die Vor⸗ 
ſchrift wolle Verfallserſcheinungen auf familienrechtlichem 
Gebiet bekampfen, die ſich beſonders ſeit der Staatsumwäl⸗ 
zung von 1918 gezeigt hätten. Angehörige alter bekannter 
Familien hätten Schacher mit ihrem Namen getrieben, indem 
ie kapitalkräftige Perſonen gegen eine Abfindungsſumme an 
Kindes Statt angenommen hätten. Dabei ſei verabredet wor⸗ 
en, daß perſönliche, dem Weſen der Kindesannahme ent- 
ſprechende Beziehungen nicht begründet werden ſollten. Die 

ertragſchließenden hätten ſich vielmehr meiſt ſofort nach 
der Adoption wieder getrennt. Überwiegend handele es ſich 
dabei um die Übertragung adliger Namen. Die Zunahme 
dieſer Fälle beruhe im weſentlichen darauf, daß der Adel 
urch Adoption früher überhaupt nicht übertragen werden 
onnte, während er feit der Weimarer Verſaſſung (Art. 109 
Abſ. 3 Satz 2) als Teil des Namens ohne weiteres auf den 
Angenommenen mit übergehe. 
Hierdurch wird das beſtätigt, was ſchon der deutliche 
ortlaut der Vorſchrift ergibt, nämlich daß die Beſtätigung 
zu verſagen iſt, wenn persönliche, dem Weſen der Kindes⸗ 
annahme eigentümliche Beziehungen zwiſchen dem Annehmen⸗ 
en und dem Angenommenen nicht begründet werden ſollten; 
und zwar genügt es für die Verſagung, wenn begründete 
Im eifel daran beſtehen, ob ein ſolches dem Eltern- und 
Kindesverhältnis entſprechendes Familienband hergeſtellt wer⸗ 
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den ſoll. Mit Recht legt daher das ObLG. in M. in dem an⸗ 
gegebenen Beſchluß Wert darauf, daß die Herſtellung gewiſſer 
innerer (ſeeliſcher) Beziehungen zwiſchen dem Annehmenden 
und dem Angenommenen angeſtrebt wird. Das folgt aus dem 
Weſen der Annahme au Kindes Statt, durch welche Perſonen, 
die keine ehelichen Abkommen haben, Erſatz für die ihnen 
verſagt gebliebene Nachkommenſchaft verſchafft werden ſoll 
(8 1741 BGB.). Es ſoll zwiſchen den beiden Vertragsteilen 
auf künſtlichem Wege ein Familienband hergeſtellt werden, 
das nach ſeinem ganzen Inhalt dem Bande ähnelt, das durch 
die natürliche Abſtammung geſchaffen wird (vgl. Motive 
Bd. IV S. 952, 961). Dabei genügt es, wenn die Herſtellung 
eines ſolchen Bandes ernſtlich bezweckt wird. Die Erreich⸗ 
barkeit des Zweckes wird von den perſönlichen Eigenſchaften 
der Beteiligten abhängen, zumal wenn ſich der Angenommene 
noch in jugendlichem Alter befindet, und erſcheint deshalb 
regelmäßig unerheblich. Das ſchließt aber nicht aus, daß ſich 
aus den perſönlichen Eigenſchaften der Beteiligten, zumal 
wenn der Angenommene erwachſen iſt, von vornherein Zweifel 
an der Abſicht der Beteiligten ergeben, ein ſolches enges 
Familienband herzuſtellen. Daraus, wie die Beteiligten ſpäter 
ihre Beziehungen zueinander geſtalten wollen, wird ſich regel- 
mäßig oder doch häufig ein Anhalt für die Frage ergeben, 
ob ein dem Eltern- und Kindesverhältnis entſprechendes Fa⸗ 
milienband hergeſtellt werden ſoll. Wie die wiedergegebene 
amtliche Begründung zum Ausdruck bringt, iſt die Frage 
jedenfalls dann zu verneinen, wenn die Vertragſchließenden 
ſich nach der Adoption alsbald wieder trennen und keine 
Beziehungen mehr zueinander unterhalten. Im übrigen ſollen 
danach die geſamten Umſtände des Falles, insbeſ. das Le⸗ 
bensalter der Vertragſchließenden, in Betracht gezogen wer⸗ 
den. Bei Annahme von Perſonen vorgerückten Alters ſind 
an die Unterhaltung dauernder Beziehungen weniger weit- 
gehende Anforderungen zu ſtellen als bei der Adoption min⸗ 
derjähriger Kinder, wie ja auch bei leiblichen Verwandten die 
Familienbeziehungen ſich im Lauf der Jahre zu lockern oder 
andere Formen anzunehmen pflegen. Bei der Adoption eines 
Erwachſenen kann daher regelmäßig eine räumliche Ver⸗ 
einigung der Vertragsteile nicht verlangt werden. Es genügt, 
wenn — nicht bloß äußerlich — perſönliche Beziehungen ge⸗ 
pflegt werden, wie ſie zwiſchen Eltern und erwachſenen Kin⸗ 
dern in den betreffenden wirtſchaftlichen und ſozialen Streifen 
gewöhnlich beſtehen (Amtliche Begründung a. a. O. S. 766 
zu Nr. 4; Brandis: JW. 1934, 3 [4]). 

In demſelben Sinne iſt die für den vorl. Fall in Be⸗ 
tracht kommende Vorſchrift des Art. V 8 1 Gel. v. 23. Nov. 
1933 auszulegen, die die Feſtſtellung der Nichtigkeit von 
Kindesannahmeverträgen zuläßt, die zwiſchen dem 9. Nov. 
1918 und dem Inkrafttreten des Geſetzes (26. Nov. 1933) 
beſtätigt worden find. Abweichend von $ 1754 n. F. muß aber 
hier „anzunehmen ſein“, daß das fragliche Familien⸗ 
band nicht hat hergeſtellt werden ſollen, d. h. es genügen keine 
begründeten Zweifel nach dieſer Richtung, ſondern es muß 
den Beteiligten der Mangel jener Abſicht nachgewieſen werden 
(Brandis a. a. O. S. 7 unter IV). 

An dieſer Beurteilung wird dadurch nichts geändert, daß 
die amtliche Begründung ausführt, Vereinbarungen, die in 
der äußeren Form eines Kindesannahmevertrages lediglich 
die Übertragung eines Namens bezweckten, ſeien ſchon nach 
§ 138 BGB. ſittenwidrig und deshalb nichtig, und daß dort 
weiter die Geſetzesänderung auf den Mangel eines Verfahrens 
zurückgeführt wird, in dem die Nichtigkeit des Annahmever⸗ 
trages gegen den Willen der Vertragſchließenden mit Wirkung 
für und gegen alle feſtgeſtellt wird. Daraus kann nicht mit 
dem KG. geſchloſſen werden, daß die neuen Vorſchriften kein 
neues ſubjektives Erfordernis der Kindesannahme aufſtellten 
und daß die Beſtätigung nach § 1754 Abſ. 2 Nr. 2 n. F. nur 
zu verſagen und die Nichtigkeit nach Art. V 8 1 Ge. vom 
23. Nov. 1933 nur feſtzuſtellen ſei, wenn ſchon nach bis⸗ 
herigem Recht, ſei es nach 8 117, ſei es nach 8 138 BGB. 
Nichtigkeit des Annahmevertrages anzunehmen wäre. Da es 
ſich um eine bewußte Geſetzesänderung handelt, können nur 
die neuen poſitiven Beſtimmungen maßgebend ſein, deren 
Inhalt, wie vorſtehend geſchehen, nach dem Wortlaut und 
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dem vom Geſetzgeber verfolgten Zwecke zu ermitteln iſt. Dafür 
ſpricht u. a. auch, daß von Brandis a. a. O. S. 5 unter g 
die Frage aufgeworfen wird, ob dem im Urteil RG3. 114, 
338 ausgeſprochenen Grundſatz, wonach ein Kindesannahme⸗ 
vertrag trotz Unlauterkeit der Vertragsabſichten den Angenom⸗ 
menen nicht beanſtandet werden kann, wenn der Annehmende 
an die Lauterkeit dieſer Abſichten geglaubt hat, auch nach der 
neuen Vorſchrift des § 1754 Abſ. 2 Nr. 2 Bedeutung zu⸗ 
komme. Übrigens braucht dieſer — vom Obs G. in M. in dem 
angegebenen Beſchluß verneinten — Frage hier nicht nach⸗ 
gegangen zu werden, weil kein Anhalt dafür vorliegt, daß 
die am vorl. Annahmevertrag Beteiligten mit dem Vertrage 
nicht die gleichen Zwecke verfolgt hätten. Es kommt daher auch 
nicht auf die Anſicht des KG. an, daß es unter dem bisherigen 
Rechtszuſtande gleichgültig geweſen ſei, ob die Vertragſchlie⸗ 
ßenden die Abſicht hatten, einen dem natürlichen Eltern⸗ und 
Kindesverhältnis entſprechenden tatſächlichen Zuſtand her⸗ 
zuſtellen, daß es vielmehr genügt habe, wenn dieſe die Rechts⸗ 
wirkungen der Kindesannahme gewollt hätten. Immerhin mag 
bemerkt werden, daß dieſe Ausführungen des KG. nicht zu⸗ 
treffen. Der Mangel der fraglichen Abſicht der Beteiligten 
iſt nach den vom KG. angeführten Entſch. des RG. (RGWarn. 
1911 Nr. 3) und des KG. ſelbſt (OLG. 42, 186) nur für die 
Frage eines Scheinvertrages bedeutungslos, da von einem 
Scheingeſchäft dann nicht die Rede ſein kann, wenn die Be⸗ 
teiligten die rechtlichen Folgen des Geſchäfts ernſtlich wollen. 
Dagegen iſt unter dem rechtlichen Geſichtspunkt eines Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten ſtets entſcheidender Wert gerade 
darauf gelegt worden, ob die Beteiligten wirklich ein Eltern⸗ 
und Kindesverhältnis herbeiführen oder den Annahmevertrag 
nur als Mittel zu dem Zweck der Namensübertragung be⸗ 
nutzen wollten (vgl. RG.: Recht 1929 Nr. 2389; RZ. 114, 
338 [340]; Obs G. München: JW. 1925, 373 und 2792; 
23. 1926, 1140; KG.: RJ A. 16, 27; auch gerade den Be⸗ 
ſchluß des KG.: OLG. 42, 186). 

Was nun die Annahme des LG. anlangt, daß durch 
den Annahmevertrag v. 5. Sept. 1929 ein dem Eltern⸗ und 
Kindesverhältnis entſprechendes Familienband nicht habe her⸗ 
geſtellt werden ſollen, ſo iſt dem KG. darin beizutreten, daß 
955 Annahme nicht auf rechtlich einwandfreien Grundlagen 

eruht. 

Zutreffend geht das LG. davon aus, daß der verhältnis⸗ 
mäßig geringe Altersunterſchied der Beteiligten für ſich allein 
noch nicht ausreicht, die Annahme zu ſtützen. Es hätte hierbei 
auch noch berückſichtigt werden ſollen, daß nach dem An⸗ 
nahmevertrag die Wirkungen der Adoption ſich auf die drei 
unverheirateten Kinder des Angenommenen erſtrecken. Wenn 
auch dem BGB. eine Annahme an Enkels Statt fremd iſt, 
ſo kann doch eine ſolche tatſächlich dadurch erreicht werden, 
daß der Annahmevertrag zugleich mit den vorhandenen Ab⸗ 
kömmlingen geſchloſſen wird, wie es hier geſchehen iſt ($ 1762 

GB.). Die Kinder des Angenommenen erhalten hierdurch die 
rechtliche Stellung von Enkeln der Annehmenden (RG. 
Komm. A 2 zu § 1762 BGB.). Ging aber die Abſicht der 
Beteiligten dahin, nicht allein ein Kindesverhältnis des An⸗ 
genommenen, ſondern auch ein Enkelverhältnis ſeiner vor⸗ 
handenen drei Kinder zur Annehmenden zu begründen, ſo 
werden ſich aus dem verhältnismäßig geringen Altersunter⸗ 
ſchied der Annehmenden und des Angenommenen weſentliche 
Bedenken gegen die Abſicht der Herſtellung engſter verwandt⸗ 
ſchaftlicher Bande zwiſchen den Beteiligten überhaupt nicht 
herleiten laſſen. 

Rechtliche Bedenken ſind ſodann gegen die Ausführungen 
des LG. zu erheben, wenn man auch annehme, daß die Über⸗ 
tragung des Namens von Sch. auf die andere Linie der Fa⸗ 
milie dem Wunſche des 1908 verſtorbenen Vaters der An⸗ 
nehmenden entſprochen habe und inſofern ein „beachtlicher 
pietätvoller Beweggrund“ mitgeſpielt haben möge, ſo beweiſe 
doch dieſer Umſtand für ſich allein nicht, daß durch die 
Adoption ein wirkliches ihr entſprechendes Familienband mit 
dem bloßen Nebenerfolge der Namensübertragung habe her⸗ 
geſtellt werden ſollen. Dabei iſt zu überſehen, daß, wie oben 
dargelegt, in dieſem Verfahren den BeſchwF. keine Beweis⸗ 
pflicht obliegt. Dem Antrag auf Nichtigkeitserklärung kann 


nicht ſchon dann ſtattgegeben werden, wenn Umſtände vor⸗ 
liegen, die es nicht gerade wahrſcheinlich erſcheinen laſſen, 
daß das fragliche Familienband hergeſtellt werden ſollte; viel⸗ 
mehr müſſen die angeſtellten Ermittlungen die ſichere An⸗ 
nahme begründen, daß die Beteiligten das fragliche Familien⸗ 
band nicht herſtellen wollten. Wenn, wie hier, gegen die 
Ehrenhaftigkeit und Glaubwürdigkeit der Beteiligten keinerlei 
Zweifel erhoben werden können, ſo müſſen Umſtände von 
zwingender Überzeugungskraft vorliegen, wenn der Tatrichter 
über eine gegenteilige Verſicherung der Beteiligten hinweg⸗ 
gehen will. 

Rechtlich bedenklich iſt es ferner, wenn das LG. es für 
entſcheidend anſieht, daß den Beteiligten die Namensüber⸗ 
tragung die Hauptſache war. Nach Art. V § 1 Geſ. vom 
23. Nov. 1933 kommt es allein darauf an, ob feſtgeſtellt 
werden kann, daß die Beteiligten durch den Annahmevertrag 
das fragliche Familienband nicht herſtellen wollten. Daraus 
allein, daß ſie zugegebenermaßen auf die Namensübertragung 
beſonderen Wert gelegt haben, kann nach den Denkgeſetzen 
noch nicht zwingend geſchloſſen werden, daß ihnen der Wille 
fehlte, das fragliche Familienband zu begründen. Übrigens 
ſind auch die Schlüſſe zu beanſtanden, die das LG. daraus 
zieht, daß die Beſchw F. beim Ehrenſchutzbund des deutſchen 
Adels nach der Adoption den Antrag geſtellt haben, „die 
Namensübertragung möge ſo angeſehen werden, daß ſie 
dem Schwertadel“ des verſtorbenen Vaters der Annehmenden 
„gleichgeachtet werde“. Der Annahme, daß die Beteiligten 
das fragliche Familienband begründen wollten, würde dieſer 
Antrag nur entgegenſtehen, wenn anzunehmen wäre, daß ſie, 
wenn ein wahres Familienband hätte hergeſtellt werden 
ſollen, den Antrag unterlaſſen hätten. Darauf, daß der 
Antrag in dieſem Fall bei objektiver Betrachtung der Rechts- 
lage überflüſſig war, wie das LG. meint, kann es nicht an⸗ 
kommen, da die ſubjektiven Vorſtellungen und Abſichten der 
Beteiligten entſcheidend ſind. Wenn das LG. in dieſer Hin⸗ 
ſicht Zweifel hatte, ſo hätte es den über die Vorgänge des 
fraglichen Antrages als Zeugen benaunten RA. W. ver⸗ 
nehmen ſollen. 

Wenn ſchließlich das LG. meint, daß die Beſtimmung 
des Art. V § 1 Gef. v. 23. Nov. 1933 gerade auch Fälle der 
vorl. Art habe treffen wollen, ſo kann ihm nicht gefolgt 
werden. Die amtliche Begründung ſagt ausdrücklich, die Ab⸗ 
ſicht der Herſtellung eines Familienbandes werde dann nicht 
ohne weiteres geleugnet werden dürfen, wenn mit dem An⸗ 
nahmevertrag u. a. auch der Zweck verfolgt wird, den 
Namen des Annehmenden vor dem Ausſterben zu be 
wahren (Dai. 1933, 766 zu Nr. 4). Als Zweck der Ge 
feßesänderung wird, wie bereits angedeutet, angegeben, es 
ſolle der unwürdige Handel mit den Namen alter und be⸗ 
kannter Familien, der Mißbrauch der Adoption zu Schacher⸗ 
geſchäften verhindert werden. Bekämpft werden ſoll der Miß⸗ 
ſtand, daß trotz der Sittenwidrigkeit ſolcher Adoptionen der 
Angenommene den Namen des Annehmenden führt und damit 
äußerlich als Mitglied des Familienverbandes des Annehmenden 


erſcheint, daß ſchutzwürdige Intereſſen zahlreicher ehrenwerter 


Familien empfindlich verletzt werden, namentlich wenn die 
fremden Eindringlinge den ſittenwidrig erlangten Namen in 
der Offentlichkeit bloßgeſtellt und als Aushängeſchild für 
allerlei dunkle Machenſchaften benutzt haben. Von alledem iſt 
im vorl. Fall keine Rede. Es iſt bisher überhaupt nicht er“ 
ſichtlich, inwiefern ſchutzbedürftige Intereſſen anderer ver⸗ 
letzt wären. Eine Berückſichtigung der Intereſſen der Adels“ 
verbände kann nicht in Frage kommen, ſolange der Adel 
abgeſchafft iſt. Es könnte immer nur eine Verletzung der 
Intereſſen der Familie gleichen Namens oder der einzelnen 
Namensträger berückſichtigt werden. Die Möglichkeit einer 
ſolchen Intereſſenverletzung ſcheidet aber aus, wenn die An⸗ 
nehmende, wie es ſcheint, die letzte Trägerin des Namens 
von Sch. iſt. 

(Beſchl. v. 25. März 1935; IV B 64/34.) [K.] 
= Rz. 147, 220.0 
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Reichsgericht: Strafſachen 


— — 


6. Art. 5 Nr. 2 GewohnhVerbrG. Die Straf⸗ 
taten, die der zweiten und dritten nach Art. 5 
Nr. 2 Gewohnh Verbr. erheblichen Verurteilung 
zugrunde liegen, müſſen je nach Rechtskraft 
des vorausgehenden Urteils begangen ſein. 
Urteile, die nachträglich durch Bildung einer 
Geſamtſtrafe zuſammengefaßt worden ſindoder 
hätten zufſammengefaßt werden müſſen, gelten 
für den Nachweis der in Art. 5 Nr. 2 vorausge⸗ 
ſetzten drei Verurteilungen als nur eine Ver⸗ 
urteilung. Für die Frage, ob eine Straftat nach 
Rechtskraft der früheren Verurteilung be⸗ 
gangen worden iſt, iſt jedoch nicht die Zeit der 
Rechtskraft des früheren Geſamtſtrafenbe⸗ 
ſchluſſes, ſondern der Zeitpunkt maßgebend, 
zu dem die in ihm zuſammengefaßten Urteile 
rechtskräftig geworden ſind, es ſei denn, daß 
erſt durch die Geſamtſtrafenbildung die Min⸗ 
deſtſtrafe des § 20a Abſ. 1 Satz 2 StGB. erreicht 
wird (RG St. 68, 149 [151 f.] J W. 1934, 1662 und 
68, 427 JW. 1935, 52216; Urt. v. 3. Jan. 1935, 2D 
1256/34 J W. 1935, 93213). 

(2. Sen. v. 29. April 1935; 2 D 895/34.) 


* 


7. Der Art. 5 Nr. 2 GewohnhVerbr®. er- 
fordert nicht, daß die drei Straftaten, auf die 
er abſtellt, gleichartig ſeien, mag auch bei un⸗ 
gleichartigen Straftaten der Nachweis ihrer für 
einen verbrecheriſchen Hang und für die Gefähr- 
lichkeit des Täters kennzeichnenden Bedeutung 
ſchwierig fein (ogl. die Entſch. RG St. 68, 149, 156 
= IM. 1934, 16620). 

(1. Sen. v. 28. Mai 1935; 1 D 420/35.) 


* 

8. 8 20a StGB.; Art. 5 Ziff. 1, 2 Gewohnh- 
Verbr.; 8358 Abſ. 2 StPO. Auf Grund von 8202 
Abſ. 1 StGB, verbunden mit Art. 5 Ziff. 1 Ge⸗ 
wohnhVerbrG., kann die Sicherungsverwahrung 
auch dann angeordnet werden, wenn ein im 
erſten Rechtsgange vor dem Inkrafttreten des 
Gewohnh Verbr. ergangenes Urteil vom Rev. 
aufgehoben wird und ſodann der Tatrichter nach 
lenem Zeitpunkt erneut entſcheidet. 


Die Anordnung der Sicherungsverwahrung grün⸗ 
det die Str. auf Art. 5 Nr. 1 GewohnhVerbrG. und den 
hiernach finngemäß anzuwendenden $ 20a A bſ. 1 StGB. 
Als die zwei Vorverurteilungen, die ſie der Anordnung der 
Sicherungsverwahrung zugrunde legen will, bezeichnet die 

tr. die Urteile des Gouvernementsgerichts in Thorn vom 
18. Sept. 1919 und des LG. in Hamburg v. 19. Febr. 1920, 
durch die der Angekl. wegen Rückfallbetrugs zu drei Jahren 
Gefängnis und ſechs Jahren Zuchthaus verurteilt worden 
HE Da jedoch dieſe beiden Strafen durch den Beſchluß des 
LG. in Hamburg v. 7. April 1921 zu einer Geſamtzuchthaus⸗ 
ſtrafe von ſieben Jahren und acht Monaten zuſammengefaßt 
worden ſind, gelten die beiden Urteile nur als eine Ver⸗ 
Urteilung i. S. der erwähnten Vorſchr. Durch dieſen Irrtum 
er Str. wird indeſſen die Rechtmäßigkeit der angeordneten 
Maßnahme nicht in Frage geſtellt. Denn nach den Feſtſtel⸗ 
ungen iſt der Angekl. ſo oft und ſchwer vorbeſtraft, daß die 
Erforderniſſe des Art. 5 Nr. 1 GewohnhVerbrG. — i. Verb. 
m. § 20a Ab ſ. 1 StGB. — unter allen Umſtänden gegeben 
Und. So iſt er u. a. auch am 7. März 1930 vom AG. in 
amburg wegen Rückfallbetrugs in zwei Fällen zu einer 
„ amtgefängnisftrafe von zwei Jahren verurteilt worden. 
tach den von der Str. zum Teil wörtlich wiedergegebenen 
ründen dieſes Urteils wird die von dem Angekl. an den 
ag gelegte „Gemeinheit der Geſinnung“ als „ungeheuerlich“ 
bezeichnet und „bedauert, daß nicht die Möglichkeit beſtehe, 


ihn zu internieren, um die Allgemeinheit vor ihm zu be⸗ 
wahren“. Die Str. macht ſich die Würdigung des AG. zu 
eigen und hält erſichtlich auch dieſe Beſtrafung für eine den 
Erforderniſſen des 8 20a Abj. 1 StGB. entſprechende Vor⸗ 
verurteilung. Die ihr zugrunde liegenden Straftaten hat der 
BeſchwF. begangen, nachdem er kurz vorher — am 21. Dez. 
1927 — die bereits erwähnte Geſamtzuchthausſtrafe von 
ſieben Jahren und acht Monaten bis auf einen kleinen Reſt 
verbüßt hatte. Die am 7. März 1930 erkannten zwei Jahre 
Gefängnis hatte er am 12. Dez. 1932 verbüßt; hierauf hat 
er die neuen Straftaten begangen. Danach können die gem. 
§ 20a Abſ. 1 StGB. erforderlichen zwei Vorverurteilungen 
unter Zugrundelegung der aus den Urteilsgründen erkenn⸗ 
baren Auffaſſung der Stra. auch in dem Beſchl. v. 7. April 
1921 und dem Urteil v. 7. März 1930 gefunden werden. 
„Rückfallverjährung“ nach § 20a Abſ. 3 Satz 1 und 3 
SGB. iſt nicht eingetreten. 

Die Str. kommt zu dem Ergebnis, daß das Tun des 
Angekl. „einem in ſeiner Weſensart verwurzelten Hang zum 
Verbrechen entſpringe“ und daß zu befürchten ſei, er werde 
ſich auch nach der Strafverbüßung wieder in erheblichem 
Maße auf verbrecheriſchem Gebiete betätigen. Damit iſt der 
Begriff des „gefährlichen Gewohnheitsverbrechers“ zutreffend 
aufgefaßt. Wie ſich aus den Urteilsgründen als weitere An⸗ 
nahme der Strͤ. ergibt, kann die Allgemeinheit vor neuen 
erheblichen Straftaten des Angekl. nur durch feine Siche- 
rungsverwahrung geſchützt werden; dieſe iſt ſomit im öffent⸗ 
lichen Intereſſe geboten. 

Nach § 358 Abſ. 2 Satz 2 SPD. bezieht ſich das in 
Satz 1 enthaltene Verbot der Strafſchärfung nicht auf die 
Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, einer Trin⸗ 
kerheilanſtalt oder einer Erziehungsanſtalt. Durch dieſe Son⸗ 
derregelung hat der Geſetzgeber zu erkennen gegeben, daß er 
die anderen in 8 42 a StGB. angeführten „Maßregeln zur 
Sicherung und Beſſerung“, alſo auch die Sicherungsverwah⸗ 
rung, als unter das erwähnte Verbot fallend erachtet. Rich⸗ 
tiger Anſicht nach würde übrigens nach den Grundſätzen, wie 
ſie ſich im Laufe der letzten Jahre in der Rſpr. des RG. 
herausgebildet haben, eine Maßnahme von der Art und 
Schwere der Sicherungsverwahrung auch nach der früheren 
Geſetzeslage eine verbotene Strafſchärfung dargeſtellt haben. 
In dieſer Beziehung kann z. B. auf die Entwicklung der 
Rſpr. hinſichtlich der Aberkennung der Eidesfähigkeit nach 
8 161 StGB. verwieſen werden (vgl. RGSt. 60, 285; JW. 
1930, 34017, Urt. 1 D 764/32). 

Trotzdem hat die Strͤ. hier nicht gegen § 358 Abſ. 2 
Satz 1 StPO. verſtoßen. In ihrem früheren Urteil vom 
25. Nov. 1933 konnte die Sicherungsverwahrung nicht an⸗ 
geordnet werden, weil das GewohnhVerbrG. damals noch 
nicht in Kraft getreten war. Dieſes Urteil iſt mit der Ver⸗ 
kündung der Entſch. des erk. Sen. v. 8. Febr. 1934 rechts⸗ 
kräftig geworden, ſoweit der Angekl. wegen Unterſchlagung 
in drei Fällen zu drei Gefängnisſtrafen von je ſechs Monaten 
verurteilt worden iſt, denn in dieſem Umfang iſt die da⸗ 
malige Rev. des Angekl. verworfen worden. Schon allein auf 
Grund dieſer Verurteilung — in Verbindung mit den oben 
erwähnten beiden Vorverurteilungen — hätte die Sicherungs⸗ 
verwahrung gem. Art. 5 Nr. 2 GewohnhVerbrG. nach⸗ 
träglich angeordnet werden können, denn dieſe Vorſchr. iſt 
auch dann anwendbar, wenn das die Rev. verwerfende Urteil 
des RevG. nach dem 31. Dez. 1933 ergangen iſt. Nur die 
zwei Vorverurteilungen müſſen, was hier zutrifft, vor dem 
1. Jan. 1934 rechtskräftig geworden fein. Ob ſich die Strͤ. 
dieſer Möglichkeit bewußt war, iſt freilich zweifelhaft. Aber 
auch auf Grund der im neuen Urteil erfolgten Verurteilung 
wegen Rückfallbetrugs in zwei Fällen konnte die Strät, 
ohne gegen 8 358 Abſ. 2 Satz 1 StPO. zu verſtoßen, die 
Sicherungsverwahrung nach Art. 5 Nr. 1 Gewohnh Verbr. 
anordnen. Soweit es ſich um dieſe Straftaten handelt, iſt 
das landgerichtliche Urteil v. 25. Nov. 1933 im Strafaus⸗ 
ſpruch und hinſichtlich der Rückfallfeſtſtellung durch das er⸗ 
wähnte Senatsurteil v. 8. Febr. 1934 aufgehoben worden. 
Wäre es inſoweit beſtätigt worden, ſo hätte die Sicherungs⸗ 
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verwahrung nach dem Geſagten gem. Art. 5 Nr. 2 Gewohnh⸗ 
VerbrG. auch auf dieſe Verurteilung hin nachträglich 
angeordnet werden können. Macht hiernach das Geſetz zur 
durchgreifenden Bekämpfung des Gewohnheitsverbrechertums 
ſelbſt vor einem rechtskräftigen Urteil nicht Halt, ſo liegt es 
erſt recht im Willen des Geſetzgebers, daß die Sicherungs⸗ 
verwahrung auf Grund des Art. 5 Nr. 1 Gewohnh Verbr. 
in Fällen der vorl. Art angeordnet wird, nämlich dann, wenn 
ein in erſter Inſtanz vor dem Inkrafttreten des Gewohnh⸗ 
VerbrG. erlaſſenes Urteil vom RevG. aufgehoben wird und 
alsdann nach jenem Zeitpunkt der Tatrichter erneut ent⸗ 
ſcheidet. Dies gilt jedenfalls dann, wenn die Sicherungsver⸗ 
wahrung nach Art. 5 Nr. 1 GewohnhVerbrG. i. Verb. m. 
§ 20a Abſ. 1 StGB. — auf den Art. 5 Nr. 2 Gewohnh⸗ 
VerbrG. abgeſtimmt iſt — angeordnet wird. Ob ebenſo zu 
entſcheiden ſein würde, wenn nur die Vorausſetzungen des 
Art. 5 Nr. 1 GewohnhVerbrG. i. Verb. m. 8 20a Abi. 2 
StGB. gegeben wären, kann hier auf ſich beruhen (vgl. JW. 
1935, 294 21 und Urteil 1 D 1039/34 = ZW. 1935, 53539; 
auch Allg Vfg. d. Pr. JM. v. 17. Febr. 1934, 13258 [DJ. 
245 Nr. 56). 

Der Angekl. hat einen Verſtoß gegen § 358 Abſ. 2 
SPD. nicht gerügt. Über die Bedeutung dieſer Vorſchr. 
gehen die Meinungen auseinander. So hat man z. B. mit⸗ 
unter angenommen, ſie enthalte — neben ihrer verfahrens⸗ 
rechtlichen Natur — zugleich einen fachlichen Rechtsſatz, rage 
wenigſtens in das ſachlich-rechtliche Gebiet hinein. Das RG. 
hat, von vereinzelten Ausnahmen abgeſehen, bisher ſtets die 
Auffafjung vertreten, daß es ſich um eine bloße Verfahrens- 
vorſchr. handle, deren Verletzung durch eine dem § 344 
Abſ. 2 StPO. genügende Rüge geltend gemacht werden müſſe 
(vgl. z. B. Recht 29 Nr. 1567). Im Gegenſatz hierzu hat 
der 1. StrSen. im Urteil 1D 1039/34 angenommen, die 
Frage der etwaigen unzuläſſigen Strafſchärfung ſei von Amts 
wegen zu prüfen. Zur Begr. führt das Urteil aus, die 
Rechtskraft zähle zu den von Amts wegen zu prüfenden Ver⸗ 
fahrensvorausſetzungen, der $ 358 Ab. 2 StPO. ſchaffe eine 
einſeitige, beſchränkte Rechtskraft zugunſten des Angekl., und 
es ſei kein innerer Grund dafür vorhanden, dieſe Wirkung 
anders zu behandeln als die volle Rechtskraftwirkung. Ob 
der Ausgangspunkt, im Falle des § 358 Abſ. 2 StPO. 
handle es ſich um eine — wenn auch nur beſchränkte — 
Rechtskraft wirkung, gerechtfertigt iſt, erſcheint zweifel⸗ 
haft. Es braucht jedoch hier auf dieſe Frage nicht einge⸗ 
gangen zu werden, da, wie oben dargelegt, ein Verſtoß gegen 
§ 358 Abſ. 2 StPO. nicht vorliegt. 

(3. Sen. v. 4. Febr. 1935; 3 D 1328/34.) 
* 


9. 88 42 b, 42 n, 51 Abi. 2 StGB. Sind die 
Vorausſetzungen des 851 Abſ. 2 StGB. gegeben, 
ſo kann das Gericht die Sicherungsverwahrung 
des Angekl. erſt anordnen, wenn es ſich ſchlüſſig 
gemacht hat, ob nicht etwa die Unterbringung 
in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt ausreicht. Ge⸗ 
nügt dieſe nicht, um die Allgemeinheit vor wei⸗ 
teren Störungen zu ſchützen, fo iſt die Siche- 
rungsverwahrung gleichzeitig mit der Unter⸗ 
bringung in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt an⸗ 
zuordnen. 

Das LG. hat ausgeführt, nach dem Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen ſei bei dem Angekl. i. J. 1928 eine ſyphilitiſche 
Erkrankung des Gehirns feſtgeſtellt worden, wegen deren er 
1929 für unzurechnungsfähig erklärt worden ſei, ſein Ge⸗ 
ſundheitszuſtand habe ſich ſeitdem erheblich gebeſſert. Es laſſe 
ſich aber nicht mit Sicherheit ſagen, ob er z. Z. der Begehung 
der Straftat unvermindert zurechnungsfähig geweſen ſei. Es 
ſeien daher die Vorausſetzungen des § 51 Abf. 2 StGB. ge⸗ 
geben; er beſitze zwar die Einſicht zur Erkenntuis ſeiner Hand⸗ 
lungen, ſei jedoch nur beſchränkt in der Lage, ſein Handeln 
dementſprechend einzurichten. Das Gericht ſei zu der Über⸗ 
zeugung gekommen, daß der Angekl. die Fähigkeit, das Un⸗ 
erlaubte ſeiner Handlungen einzuſehen, beſitze, daß bei ihm 
aber die Fähigkeit, entſprechend der Erkenntuis der Strafbar⸗ 


keit zu handeln, wegen krankhafter Störung ſeiner Geiſtes⸗ 
tätigkeit erheblich vermindert geweſen iſt und noch iſt. Es hat, 
endlich noch gejagt, von einer weiteren Beſſerung des Ge 
ſundheitszuſtaudes des Angekl. dürfe nicht auch etwa eine 
Beſſerung ſeines Verhaltens erwartet werden, denn er habe, 
trotz Beſſerung feines Geſundheitszuſtandes feine verbreche— 
riſchen Handlungen in unvermindertem Maße fortgeſetzt. 

Auf Grund dieſer Feſtſtellungen hätte das LG. neben 
der von ihm erkannten Strafe nicht ohne weiteres die Sicher 
rungsverwahrung anordnen dürfen, ſondern es hätte in erſter 
Linie prüfen müſſen, ob nicht die Unterbringung des Angell. 
in einer Heil- oder Pflegeanſtalt nach §S 42 b StGB. zum 
Schutze der öffentlichen Sicherheit erforderlich war. Während 
§ 51 Abſ. 2 StGB. die Strafermäßigung beim Vorliegen er⸗ 
heblich verminderter Zurechnungsfahigkeit in das Ermeſſen 
des Gerichts ſtellt, iſt die Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanſtalt zwingend vorgeſchrieben, wenn die öffentliche 
Sicherheit die Unterbringung erfordert. ! 

Daneben iſt zwar nad) $ 42 u die Anordnung der Siche⸗ 
rungsverwahrung an ſich zuläſſig, wenn ihre Vorausſetzungen 
noch außerdem vorliegen. 

Aber es kann nicht ohne weiteres die eine Maßnahme 
durch die andere erſetzt werden. Die öffentliche Sicherheit ver⸗ 
langt nur dann die Sicherungsverwahrung des Rechtsbrechers, 
wenn nicht andere Maßnahmen ſchon einen ausreichenden 
Schutz der Allgemeinheit gewährleiſten. Die Anwendung dieſes 
letzten Mittels kommt dann nicht in Betracht, wenn in anderer 
Weiſe für die öffentliche Sicherheit geſorgt werden kann. Bel 
vermindert Zurechnungsfähigen iſt die Unterbringung in einer 
Heil⸗ oder Pflegeanſtalt, die zugleich eine Maßnahme der 
Sicherung, wie auch (bei heilbaren Störungen) eine Maß 
regel der Beſſerung darſtellt, das nächſte Mittel, um die 
Volksgeſamtheit vor weiteren Störungen durch den Rechts- 
brecher zu ſchützen (Urt. 2 D 379/34, 1 D 774/34, 5 D 
486/34). Das LG. durfte deshalb nicht, ohne die Unter⸗ 
bringung des Angekl. gem. § 42 b StGB. überhaupt zu er⸗ 
örtern, ſofort und ſchlechthin die Sicherungsverwahrung ar? 
ordnen, ſondern zu dieſer Maßnahme erſt greifen, wenn die 
Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt nach der 
beſonderen Lage des Falles nicht oder nicht dauernd aus⸗ 
reichte, um der Allgemeinheit einen genügenden Schutz vor 
weiteren Störungen der öffentlichen Sicherheit zu gewähren. 
Dann müßte neben der Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanſtalt die Sicherungsverwahrung gleichzeitig angeord⸗ 
net werden, da nachträglich dieſe Maßnahme — abgeſehen von 
den Übergangsvorſchriften — nicht getroffen werden kann. 
Das könnte namentlich auch dann geboten ſein, wenn ſchon 
jetzt die Annahme begründet wäre, daß die anſcheinend vor“ 
handene Beſſerung der die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
begründenden geiſtigen Erkrankung des Angekl. nach Ver 
büßung der Strafe infolge der Behandlung in der Heil- oder 
Pflegeanſtalt zu einer baldigen vollſtändigen Heilung und ſo 
zu einer Entlaſſung aus der Anſtalt führen würde, trotz der 
Heilung aber wegen der allgemeinen verbrecheriſchen Natur 
des Angekl. die naheliegende Wahrſcheinlichkeit einer Gefähr⸗ 
dung der öffentlichen Sicherheit durch neue Straftaten fort? 
beftiinde. Die bisherigen Feſtſtellungen, die zwar von einer 
beginnenden Beſſerung der geiſtigen Erkrankung ſprechen, aber 
zur Zeit noch ſeine verminderte Zurechnungsfähigkeit am? 
nehmen, reichen nicht aus, die Sicherungsverwahrung als ge 
rechtfertigt anzuſehen. Es iſt darauf hinzuweiſen, daß 8 358 
Abſ. 2 SRO. in feiner neuen Faſſung nicht ausſchließt, 
wenn demnächſt die Unterbringung in einer Heil- oder Pflege“ 
anſtalt neben der Sicherungsverwahrung angeordnet wird. 

(2. Sen. v. 7. Febr. 1935; 2 D 7/5.) 


*r 

19. 88 180, 181 StGB. Die Kuppelei, von der 
8181 StGB. handelt, bezieht ſich nur auf den 
Tatbeſtand des § 180 A bſ. 1 StGB. Die Ein’ 
ſchränkung der Strafbarkeit in 8 180 Abſ. 3 be⸗ 
zieht ſich nicht auf die ſchwere Kuppelei des 8 181 
St GB. 

Wenn eine Kuppelei allerdings nur darin beſteht, daß 
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jemand einer Perſon, die das 18. Lebensjahr vollendet hat, 
Wohnung gewährt und dadurch der Unzucht Vorſchub leiſtet, jo 
iſt dies aus § 180 Abſ. 1 StGB. nur dann ſtrafbar, wenn 
mit dem Gewähren der Wohnung ein Ausbeuten der Perſon, 
der die Wohnung gewährt wird, oder ein Anwerben oder 
Anhalten dieſer Perſon zur Unzucht verbunden iſt, und das 
EG. ſtellt ein Ausbeuten, Anwerben oder Anhalten zur Un⸗ 
zucht nicht feſt. Die Str. hält aber einen Sachverhalt für 
ewieſen, der über ein bloßes Gewähren der Wohnung hinaus⸗ 
geht. Zudem iſt die Beſtimmung § 180 Abſ. 3 SGB. im 
Falle der ſchweren Kuppelei nach 8 181 StGB. nicht an⸗ 
wendbar. Nach ihrem Wortlaut ſchließt ſie in gewiſſen Fällen 
eine Strafbarkeit „auf Grund des Abſ. 1“ von 8 180 StGB. 
aus, ſie engt alſo die in Abſ. 1 gegebene Begriffsbeſtimmung 
der Kuppelei nicht ein, ſondern ſetzt nur Strafloſigkeit für 
eine Reihe von Fällen feſt, die nach wie vor unter den in 
Abſ. 1 umſchriebenen Begriff der Kuppelei fallen. Wenn dann 
im § 181 StGB. von Kuppelei die Rede iſt, fo kann damit 
nur der Tatbeſtand gemeint ſein, den 8 180 Abſ. 1 als Kup⸗ 
pelei beſtimmt hat, ohne Rückſicht auf die Heraushebung be- 
ſtimmter Fälle aus der Strafbarkeit durch Abſ. 3, die den 
Begriff der Kuppelei unangetaſtet läßt. Gewohnheitsmäßigkeit 
und Eigennutz, die zur Strafbarkeit nach 8 180 Abſ. 1 StGB. 
erforderlich find, gehören nicht zur Kuppelei; § 181 ſagt auch 
ausdrücklich, der hier unter Strafe geſtellte Tatbeſtand er⸗ 
fordere dieſe Merkmale nicht. Auch die Entſtehungsgeſchichte 
ergibt, daß die Einſchränkung der Strafbarkeit in § 180 
Abſ. 3 StGB. ſich nicht auf die ſchwere Kuppelei nach & 181 
bezieht. Abſ. 3 a. a. O. iſt durch das GeſchlarGG. v. 18. Febr. 
1927 (816 Abſ. 1) in den § 180 StGB. eingefügt worden. 
In der Begründung des Entw. (Reg Vorl. v. 6. Juni 1925 
Nr. 975 der 3. WahlPer. des RT. 1924/1925 S. 11) wird 
ausgeführt, die Rſpr. habe Kuppelei aus Eigennutz auch dann 
angenommen, wenn der Vermieter einer Wohnung nur den 
gewöhnlichen Mietzins als Entgelt für die Gewährung der 

ohnung an eine Dirne ausgemacht habe. Die Dirnen fänden 
deshalb oft nur ſchwer eine Wohnung, ſie verheimlichten 
häufig ihre Unzucht oder ließen ſich von dem Vermieter aus⸗ 
deuten. Das Dirnenweſen laſſe ſich aber nicht überall be⸗ 
leitigen, deshalb müſſe man auch den Dirnen die Möglichkeit 
geben, eine Wohnung zu mieten, fonft dränge man die Un⸗ 
zucht auf die Straße und in die Familie. Dieſe Vorſchrift, ſo 
heißt es dort weiter, beziehe ſich nicht auf die ſchwere Kup⸗ 
pelei (8 181 StGB.), die ein Handeln aus Eigennutz nicht 
borausſetze. Danach ſollte die Strafloſigkeit einer beftimmten 
rt der eigennützigen Kuppelei beſtimmt werden, und da 
ſchwere Kuppelei Eigennutz nicht vorausſetzt, die ſchwere Kup⸗ 
pelei in vollem Umfange unter Strafe ſtehen. In der Be- 
ratung des RT. iſt dieſen Erwägungen nirgends widerſprochen 
worden. Damit entfallen alle Angriffe der Rev., die ſich dar⸗ 
auf ftügen, daß eine Unterlaſſung zum Tatbeſtand der Kup⸗ 
delei nicht genüge. 


Auch ein Unterlaſſen fällt unter 8S 180, 181 StGB., 
wenn der Unterlaſſende die Rechtspflicht und die Machtmittel 
hat, die Unzucht zu verhindern (RGSt. 40, 165; 48, 196; 
67, 310 JW. 1934, 303). Solange die Tochter der Angekl. 
minderjährig war, hatte die Angekl. die elterliche Gewalt, da 
der Vater des Mädchens und Ehemann der Angekl. geſtorben 
war ($ 1684 Abſ. 1 Nr. 1 BGB.); fie hatte danach die Rechts⸗ 
pflicht, für die Perſon der Tochter zu ſorgen (§ 1627 BGB.). 

ie hatte aber auch die Machtmittel, die Unzucht zu verhin⸗ 
ern. Auf alle Fälle hätte fie die Hilfe des VormGger. anrufen 
müſſen. Nach der Volljährigkeit der Tochter hatte die Angell. 
war nicht mehr die elterliche Gewalt, und ob die Angekl. als 
orſtand des Haushalts, dem die Tochter auch weiter an— 
gehörte, die Rechtspflicht hatte, ihre Tochter von der Unzucht 
2 zuhalten, mag auf fich beruhen, da, wie oben ausgeführt, 
105 995 der Angekl. vom LG. als erwieſen angeſehen wor⸗ 

t iſt. 


(8. Sen. v. 4. März 1935; 3 D 33/35.) 


* 


11. § 263 StGB. Eine beſondere Abſicht, das 
Vermögen der Getäuſchten zu ſchädigen, braucht 
dem Angekl. nicht nachgewieſen zu werden. Es 
genügt, wenn er ſich bei feinem Vorgehen be⸗ 
mußt war, durch feine Täuſchungs handlungen 
die Vermögensverfügungen und die dadurch 
verurſachten Vermögensbeſchädigungen oder 
Gefährdungen der Getäuſchten herbeizuführen. 

(2. Sen. v. 2. Mai 1935; 2 D 297/35.) 


* 

12. 8266 Abf. 2 StGB. Das Vorliegen be- 
ſonders ſchwerer Fälle i. S. des $ 266 Abſ. 2 
StGB. kann nicht als bloßer Strafzumeſſungs⸗ 
grund herangezogen werden, ſondern es bedarf 
dazu einer eingehenden tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung und rechtlichen Würdigung. 

Ein beſonders argliſtiges Handeln i. S. des 
8266 A bſ. 2 StGB. liegt nicht ſchon darin, daß 
der Täter das Vertrauen ſeines Auftraggebers 
mißbraucht, denn ein ſolcher Mißbrauch liegt 
ſchon in jedem durch Treubruch begangenen Ver⸗ 
gehen der Untreue, ſondern der Täter muß be⸗ 
ſonders argliſtige Mittel anwenden, um ſeinen 
Auftraggeber irrezuführen und ſich deſſen Ver⸗ 
trauen zu erringen oder zu erhalten, und ſein 
beſonders argliſtiges Handeln muß ſich gerade 
gegen den Auftraggeber richten. 

(4. Sen. v. 31. Mai 1935; 4 D 400/35.) 


%* 

13. § 1 Straffreib®. v. 7. Aug. 1934. Sind 
gegen einen Angekl. wegen eines Vergehens in 
drei Fällen Einzelſtrafen von ſechs, drei und 
drei Monaten Gefängnis erlaſſen, und iſt aus 
dieſen Strafen ſowie einer weiteren für ein 
weiteres Vergehen (ſechs Monate Gefängnis) 
eine Geſamtſtrafe gebildet, das Geſamtſtrafen⸗ 
urteil aber im Wiederaufnahmeverfahren auf- 
gehoben worden, ſo ſind die Vorausſetzungen 
des Si Abſ. 3 Straffreih G. nicht gegeben. f) 

Der Angekl. iſt vom LG. in S. am 27. Sept. 1933 
wegen Betrugs in drei Fällen (Einzelſtrafen von ſechs, drei 
und drei Monaten Gefängnis) und wegen Amtsunterſchla⸗ 
gung (ſechs Monate Gefängnis) zu einer Geſamtgefängnis⸗ 
ſtrafe von einem Jahr drei Monaten verurteilt worden. Nach 
Rechtskraft des Urt. betrieb der Augekl. die Wiederaufnahme 
des Verfahrens und erreichte, daß das OLG. in S. am 
28. Juli 1934 im Falle der Amtsunterſchlagung (Fall E.) 
die Erneuerung der Hauptverhandlung anordnete. Am 13. Sept. 
1934 ſtellte das LG. das Verfahren im Falle E. auf Grund 
des Straffreih®. v. 7. Aug. 1934 ein und ſetzte an Stelle der 
im Urt. v. 27. Sept. 1933 ausgeſprochenen Geſamtſtrafe eine 
neue Geſamtſtrafe für die drei Betrugsfälle in Hohe von 
zehn Monaten feſt. Auf Beſchw. des Angekl. hat das OLG. 
am 19. Okt. 1934 den Beſchluß des LG. v. 13. Sept. 1934 
aufgehoben, weil das Straffreih®. nicht anzuwenden fei. 

Im Wiederaufnahmeverſahren erging dann das Urt. des 
LG. v. 17. Dez. 1934; in ihm wurde das Urt. v. 27. Sept. 
1933 im Falle E. und hinſichtlich der Geſamtſtrafe auf⸗ 
gehoben, der Angekl. im Falle E. wegen Beſtechung nach 
§ 331 StGB. zu der Einſatzſtrafe von vier Monaten Ge⸗ 
fängnis verurteilt und aus dieſer Strafe und den drei Be⸗ 
trugsſtrafen des Urt. v. 27. Sept. 1933 eine Geſamtſtrafe 
von einem Jahr einem Monat gebildet. 

Die gegen das Urt. v. 17. Dez. 1934 eingelegte Rev. 
des 4 Agel. rügt Verletzung des Straffreihch. v. 7. Aug. 
1934. 

Die Auffaſſung der Rev., daß die Str. das Verfahren 
im Falle E. auf Grund des 8 2 StraffreihG. v. 7. Aug. 
1934 habe einſtellen müſſen, iſt ebenſo unbegründet wie die 
Rüge, daß die drei Einſatzſtrafen zu ſechs, drei und drei 
Monaten Gefängnis wegen Betrugs aus dem Urt. vom 
27. Sept. 1933 auf Grund des 8 1 Straffreihch. erlaſſen 
ſeien. 
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Auszugehen ift davon, daß durch die am 28. Juli 1934 
erfolgte Anordnung der Wiederaufnahme des Verfahrens 
das Urt. v. 27. Sept. 1933 hinſichtlich der Verurteilung 
im Falle E. beſeitigt war (RGSt. 58, 52; 57, 317; 41, 104). 
Die Folge davon iſt, daß auch die Geſamtſtrafe als weg⸗ 
gefallen angeſehen werden muß, da ſie auch die nun be⸗ 
ſeitigte Einzelſtrafe im Falle E. umfaßte. Die Sachlage 
infolge der Wiederaufnahme des Verfahrens war alſo die, 
daß noch die drei Einzelſtrafen wegen Betrugs beſtanden, 
daß über den Fall E. neu zu entſcheiden und daß aus der 
dann erkannten Einzelſtrafe und den drei Straſen wegen 
Betrugs oder bei Freiſprechung im Falle E. aus den drei 
Betrugsſtrafen eine neue Geſamtſtrafe zu bilden war. Hier⸗ 
nach iſt der Beſchluß des OLG. in S. v. 19. Okt. 1934 zu 
billigen, der entſchied, daß das Verfahren im Falle E. nicht 
auf Grund des 8 2 StraffreiHG. eingeſtellt werden dürfe. 
Denn auch bei einer Verurteilung zu einer ganz geringen 
Freiheitsſtrafe war wegen der drei einzubeziehenden Be⸗ 
trugsſtrafen eine Geſamtſtrafe zu bilden, die den Rahmen 
des § 2 des Gef. ſtets überſtieg. Daß wegen der Beſtechung 
auf eine Geldſtrafe erkannt werden würde, iſt nicht an⸗ 
genommen worden. 

Für dieſe Beurteilung des Sachverhalts iſt allerdings 
Vorausſetzung, daß die drei Betrugsſtrafen nicht ſelbſt nach 
81 a. a. O. als rechtskräftig erkannte, den Rahmen des 
§ 1 Abſ. 1 nicht überſteigende Strafen deshalb erlaſſen waren, 
weil infolge des Wegfalls der Geſamtſtrafe durch die An⸗ 
ordnung der Wiederaufnahme hinſichtlich ihrer eine Geſamt⸗ 
ſtrafe nicht vorlag. Vorſtrafen ſtünden dem Erlaß der Einzel⸗ 
ſtrafen nicht entgegen, da der Angekl. nur mit einer Geld⸗ 
ſtrafe von 30 RM beſtraft iſt. 

Anzuerkennen iſt nun allerdings, daß die drei Strafen 
wegen Betrugs in gewiſſem Umfange als rechtskräftig er⸗ 
kannt deshalb anzuſehen waren, weil die Geſamtſtrafe in⸗ 
folge der Anordnung der Wiederaufnahme des Verfahrens 
im Falle E. beſeitigt wurde (über die Rechtskraft der Einzel⸗ 
ſtrafen vgl. RGSt. 67, 236 = ZW. 1933, 2151). Es fragt 
fi) aber, ob deshalb der vorliegende Fall fo zu beurteilen 
iſt wie der, daß in drei ſelbſtändigen Urt. rechtskräftige 
Strafen ausgeſprochen ſind, für die an ſich die Voraus⸗ 
ſetzungen der Geſamtſtrafenbildung nach § 460 StPO. vor⸗ 
liegen, für die aber beim Inkrafttreten des StraffreihG. 
eine Geſamtſtrafe noch nicht gebildet iſt. Für dieſen Fall 
wird gem. § 1 Abſ. 3 Straffreihc. angenommen, daß die 
Strafen erlaſſen ſind, auch wenn die Geſamtſtrafe den 
Rahmen des §1 überſteigen würde (Schäfer: DJ. 1934, 
1049 Ziff. 3). 

So wie dieſer Fall iſt aber der vorliegende nicht zu 
beurteilen, weil er weſentlich anders liegt. Zunächſt ſind 
die drei Strafen nicht in drei, ſondern in einem Urteil 
ausgeſprochen, und die Geſamtſtrafenbildung hat nicht nach 
8 460 StPO., ſondern nach §§ 74, 79 StGB. zu erfolgen. 
Dann war für die drei Strafen vor Inkrafttreten des Straf⸗ 
freih G ſchon einmal eine Geſamtſtrafe gebildet und die Feſt⸗ 
ſetzung einer neuen Geſamtſtrafe war bereits inſofern ein⸗ 
geleitet, als ſie mit der Entſch. im Falle E. notwendig 
wurde; die drei Strafen waren alſo in ein noch anhängiges 
Verfahren einbezogen, das mit der Bildung einer Geſamt⸗ 
ſtrafe enden mußte; ſie ſind anders zu beurteilen als drei 
Strafen, die in drei Urteilen ausgeſprochen waren und ſich 
voneinander unabhängig gegenüberſtanden. Es iſt deshalb 
nicht anzunehmen, daß die drei Strafen nach § 1 Straf 
nes erlaſſen waren (vgl. hier auch Schäfer: DS. 1934, 
1285). 

Aus der Nichtanwendung des Straffreih G. v. 7. Aug. 
1934 ſind alſo Bedenken gegen das Urt. v. 17. Dez. 1934 
nicht herzuleiten. 

(2. Sen. v. 11. März 1935; 2 D 75/35.) 


Anmerkung: Der 1. StrSen. des NG. hat in den Sitzungen 
v. 12. April 1935 und 17. Juni 1935 in der gleichgelagerten Sache 
1D1212/34 ſich auf den gleichen Rechtsſtandpunkt wie der 2. Sen. 
in der vorſtehenden Entſch. geſtellt. Der 1. Sen. führt aus: 

Das Straffreih®. will offenkundig Rechtsbrecher, deren rechts⸗ 


kräftige oder in anhängigen Verfahren zu gewärtigende Beſtrafung 
ein gewiſſes Höchſtmaß nicht überſteigt, im Wege des Straferlaſſes oder 
der Einſtellung frei ausgehen laſſen; es will hierbei aber, wenn Geſamt⸗ 
ſtrafen in Frage ſtehen, grundſätzlich deren Höhe und nicht die der 
Einzelſtrafen für jene Vergünſtigung entſcheidend fein laſſen. Dieſem 
Grundgedanken des Geſetzes würde es zuwiderlaufen, wenn man dem 
Täter die Vergünſtigung des Geſetzes zuteil werden laſſen wollte auf 
die rein zufällige Tatſache hin, daß er eine der bereits zur Geſamt⸗ 
ſtrafe zuſammengefaßten Einzelſtrafen oder gar nur die Geſamtſtraf⸗ 
bildung als ſolche mit einem vielleicht völlig ausſichtsloſen Rechts 
mittel angefochten hat. > 

Dazu nötigt auch der Wortlaut des Geſetzes nicht. Zwar ſind 
die nicht angefochtenen Einzelſtrafen an ſich „rechtskräftig“ geworden 
(51 Abſ. 1 des Geſ.); ihr endgültiges Schickſal hängt aber ebenſo wie 
das der ſie zuſammenfaſſenden Geſamtſtrafe noch von dem Ergebnis 
des die anderen Einzelſtrafen jener Geſamtſtrafe anfechtenden Rechts“ 
mittels ab. Über die Straffreiheit kann daher, dem Grundgedanken 
des Geſetzes entſprechend, erſt entſchieden werden, wenn über das 
Rechtsmittel ſachlich entſchieden iſt oder wird, weil bis dahin dem 
Straferlaß die bereits erkannte, wenn auch nicht rechtskräftige Geſamt⸗ 
ſtrafe entgegenſteht (8 1 Abi. 3). 

Eine abweichende Anſicht war vom 4. StrSen. in den Entſch. 
v. 15. Jan. 1935, 4 D 1212/34 und v. 4. Jan. 1935, 40 1370/4 
vertreten worden. Doch hat der 4. Str Sen. erklärt, daß er an feiner 
abweichenden Rechtsauffaſſung nicht feſthält. 

RA. Rudolf Henſen, Berlin. 
* 


14. 8 245 StPO. Die Vernehmung eines für 
den Wert von Kinderausſagen in einem Sitt“ 
lichkeitsprozeß geladenen und erſchienenen Sach⸗ 
verſtändigen kann vom Gericht nicht unter Be⸗ 
rufung auf die eigene Sachkunde abgelehnt mer“ 
den, wenn der Sachverſtändige die Ausſagen dei 
jugendlichen Zeugen anhören und dann auf 
Grund dieſer Wahrnehmungen im Zufammen“ 
halt mit feinen in wiſſenſchaftlicher Forſchung 
gewonnenen Kenntniſſen ſeine Auffaſſung über 
den Beweiswert der Zeugenausfagen darlegen 
ſollte. 

Der Profeſſor M. war zur Hauptverhandlung von dem 
Angekl., wie dem Gericht nachgewieſen wurde, als Sachver⸗ 
ſtändiger geladen worden und iſt erſchienen. Er ſollte über 
mehrere Punkte vernommen werden, die für die Wertung der 
Zeugenausſagen bedeutſam ſein konnten. Es handelte ſich Du! 
jenen Ausſagen um die Wahrnehmungen, die die Zeugen, jetzt 
zwiſchen 12 und 22 Jahren, zumeiſt vor Jahren als Schul⸗ 
kinder gemacht hatten, um Vorkommniſſe, die auf dem er 
biete des Geſchlechtlichen liegen, und bei denen ſich der Angel. 
an den Zeugen durch Kitzeln an verſchiedenen Stellen des 
bloßen Körpers vergangen haben ſollte. Im einzelnen ſollte 
der Sachverſtändige darüber gehört werden, daß bei der Be⸗ 
wertung der Ausjagen jugendlicher Zeugen in Sittlichkeits⸗ 
prozeſſen außerordentliche Vorſicht geboten ſei, ferner, daß 
das Kitzeln nie ſexuell motiviert ſei, und daß die Angabe des 
Knaben M. ſexualpſychologiſch unmöglich ſei, er habe 
damals zwiſchen 12 und 13 Jahren — ſich gegen das Kitzeln 
gewehrt, aber fein Glied ſei bei dem Vorgang ſteif geworden. 

Das LG. hat geglaubt, durch 8 245 SPD. nicht zu 
Vernehmung des Sachverſtändigen verpflichtet zu ſein, m 
der Begründung: Es halte die Vernehmung des Sachver, 
ſtändigen über die im Beweisantrag bezeichneten Punkte nich, 
für erforderlich, weil es ſich die Sachkunde ſelbſt zutrauen 
dürfe, die für die Beurteilung der Frage der Glaubwürdigkeit 
der jugendlichen Zeugen erforderlich ſei, und ſie auch heiße: 
Dasſelbe gelte auch für die weiteren unter den Sachver⸗ 
ſtändigenbeweis geſtellten Behauptungen. Bei dieſer Sachlage 
räume 8 245 Abs. 1 StPO. dem Angekl. keinen Anſpruch au 
Vernehmung des unmittelbar geladenen und erſchienenen 
Sachverſtändigen ein, und es ſtehe ihm kein unbeſchränkt 
Beweiserzwingungsrecht zu. Im Urt. iſt zu weiterer Beguiht 
dung noch beigefügt, das Gericht ſei mit Berg. beſetzt, b 
ſich infolge langjähriger Tätigkeit in Straffachen die erforder, 
liche Sachkunde zutrauen dürften. Das Gericht vermöge aud 
die Frage aus eigener Sachkunde zu beurteilen, ob im Zwei on 
fall Kitzelbewegungen des Täters nach den übrigen Umſtände 
des Falles aus wollüſtigen Beweggründen abzuleiten ſeien 
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oder nicht, und bedürfe angeſichts der eigenen Sachkunde keiner 
Sachverſtändigenbelehrung, ob aus ſexualpſychologiſchen Grün⸗ 
den nicht anzunehmen ſei, daß das Glied eines Knaben von 
12—13 Jahren, der ſich gegen das Kitzeln wehre, in Er⸗ 
regung geraten könne. Liege hiernach in dem Verlangen des 
Angekl. ein Mißbrauch ſeiner Berufung auf die Geſetzesvor⸗ 
ſchrift, ſo dürfe das Gericht einen ſolchen Mißbrauch des 
Machtmittels nicht dulden. 

Das Verfahren des Gerichts war ungeſetzlich. Es genügt, 
hierfür auf RGSt. 65, 304 zu verweiſen (vgl. auch RGSt. 66, 
14; 67, 181). Wenn auch die im § 245 Abſ. 1 Satz 1 er⸗ 
wähnte Ausnahme nicht als einzige zu verſtehen iſt, ſondern 
nur den nüchſtliegenden Fall beſonders hervorhebt, ſo muß 
es doch ein Mißbrauch, nämlich ein unlauteres, auf ver⸗ 
fahrensfremde Zwecke gerichtetes Verlangen ſein, wenn der 
Angekl. auf der Vernehmung der ſämtlichen herbeigeſchafften 
Beweismittel beſteht. So angeſehen kann aber kein Mißbrauch 
darin gefunden werden, wenn der Angekl. durch einen Sach⸗ 
verſtändigen Beweis dafür zu erbringen ſucht, daß die Aus⸗ 
ſagen der gegen ihn auftretenden Zeugen wegen beſonderer 
Umſtände mit beſonderer Vorſicht aufgenommen werden müß⸗ 
ten. Ein Mißbrauch kann auch nicht dann angenommen wer⸗ 
den, wenn das Gericht ſchon vor der Vernehmung des Sach— 
verſtändigen und abgeſehen von ihr glaubt, ſich eine volle 
Sachkunde zutrauen zu dürfen. Die Ladung des Sachver⸗ 
ſtändigen und der Antrag, ihn zu vernehmen, hatte auch 
offenbar nicht etwa den Sinn, daß der Sachverſtändige dem 
Gericht eine lehrhafte Vorleſung über die einſchlägigen Er⸗ 
gebniſſe wiſſenſchaftlicher Forſchung halten ſollte — ſo daß 
das Gericht allenfalls hätte ſagen können, dieſes Wiſſen ſei 
ihm ohnehin geläufig —, ſondern ſeine Ladung und Ver⸗ 
nehmung war offenbar ſo gedacht, daß er der Verhandlung 
anwohnen, alſo die Ausſagen der jugendlichen Zeugen mit 
anhören und dann auf Grund der ſo gemachten Wahrnehmun⸗ 
gen im Zuſammenhalt mit ſeinen in wiſſenſchaftlicher For⸗ 
ſchung gewonnenen Kenntniſſen und Erfahrungen feine Auf- 
faſſung darüber kundgeben ſollte, welcher Beweiswert nach 
ſeiner Auffaſſung den Angaben der eben vernommenen Zeugen 
zukomme. Das Verlangen des Angekl., daß in ſolcher Weiſe 
das Gericht gemäß der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 245 
Abſ. 1 StPO. verfahre, kann keineswegs als Mißbrauch ange⸗ 
ſehen werden. Es mag in dieſem Zuſammenhang der in der 
Gegenerklärung ausgeſprochene Hinweis auf die Tatſache er⸗ 
wähnt werden, daß, wenn der § 245 Abſ. 1 die Notwendig⸗ 
keit begründete, den Beweis zu erheben, nur der vermögende 
Angekl. in der Lage wäre, „einen teueren Sachverſtändigen 
zuzuziehen“. Das iſt eine Nebenwirkung, über deren Eintritt 
ſich der Geſetzgeber unmöglich hat im unklaren ſein können, 
ſo daß die Erkenntnis eines darin liegenden Übelſtandes keine 
Rechtfertigung dafür bieten kann, ſich über die klare Geſetzes⸗ 
vorſchrift hinwegzuſetzen. 

Der hiernach vorliegende Verfahrensmangel würde nur 
bann nicht zur Aufhebung des Urt. führen, wenn dieſes nicht 
auf ihm beruhen könnte. Aber eine ſolche Beurteilung iſt nach 
der Sachlage ausgeſchloſſen, obwohl die Darlegungen des an⸗ 
gefochtenen Urt. gerade zu den unter das Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen geſtellten Fragen keinen Anhalt für eine Be⸗ 
anſtandung zu bieten ſcheinen. Denn es läßt ſich nicht abſehen, 
db nicht das Gutachten dem Gericht einen Anlaß gegeben 
hätte, feine allgemeine Beurteilung der einſchlägigen Fragen, 

enigſtens auf Grund einer im vorliegenden Fall etwa anzu⸗ 
nehmenden Beſonderheit, ſei es auch nur bzgl. des einen oder 
anderen der jugendlichen Zeugen, zu ändern. Die Annahme, 
daß das Urt. nicht auf dem Verfahrensfehler beruhen könnte, 
iſt um fo weniger möglich, als der Hinweis des Urt. darauf, 
daß das Gericht mit BerR. von alter Erfahrung beſetzt ſei, 
inſoweit nicht zutrifft, als dem Gericht auch zwei Schöffen 
angehören, die wie die BerR. ſich ihr eigenes Urt. zu bilden 
aben und mit einem gleichen Entſcheidungsgewicht wie die 
Der R. an der Fallung des Urt. mitwirken, ohne daß ihnen 
jene langjährige Erfahrung zu eigen ſein könnte, die ſich hier 
die BerR. beigemeſſen haben. 


(1. Sen. v. 1. Febr. 1935; 1 D 1387/34.) 
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**15. 5 15 RErbhofc. Der Beſitz oder der Mangel von 
Kenntniſſen in landwirtſchaftlichen Dingen iſt für die 
Frage der Bauernfähigkeit nicht unbedingt und allein 
entſcheidend. Wenn danach auch aus anderen Berufskrei⸗ 
ſen ſtammende Perſonen bauern fähig fein können, jo 
müſſen ſie doch nach ihrer ganzen Perſönlichkeit und auf 
Grund anderer Eigenſchaften Gewähr dafür bieten, daß 
ſie den Erbhof ordnungsmäßig bewirtſchaften können. 
Dies gilt um ſo mehr, wenn der Erbhof verſchuldet und 
ſeine Bewirtſchaftung erſchwert iſt. 

An 12. Febr. 1934 verſtarb der ledige Gaſtwirt und Bauer 
M. in G. M. war Eigentümer eines Anweſens in G. mit Grund⸗ 
beſitz in der Größe von 20,083 ha. Das Beſitztum iſt ſtark ver⸗ 
ſchuldet. Von dem Nachlaßgericht L. wurden Erhebungen über die 
als Erben und Anerben in Betracht kommenden Verwandten des 
Verſtorbenen gepflogen. Eltern und Geſchwiſter ſind nicht mehr 
am Leben. Ein Vetter, der Magazinier Jakob K. in Zürich, ſchlug 
bei feiner Vernehmung durch das AnerbG. L. die Anerbſchaft aus. 
Deſſen Söhne ſind außer dem Sohne Joſef K. Schweizer Staats⸗ 
angehörige. Dieſer Sohn Joſef hat am 6. April 1934 beim Nach⸗ 
laßgericht L. erklärt, daß er die Anerbſchaft annehme. Am gleichen 
Tage hat er beim Anerb&. L. Feſtſtellung beantragt, ob der 
Grundbeſitz des verſtorbenen M. Erbhof und er, Joſef K., ſelbſt 
bauernfähig ſei. 

Das Anerb®. hat den Grundbeſitz für einen Erbhof und den 
Joſef K. für bauernfähig erklärt. 

Zur Begr. dieſes Beſchluſſes hat das AnerbG. u. a. aus 
geführt: 

„K. beſitzt, wie er durch Vorzeigen des Reiſepaſſes nach⸗ 
weiſen konnte, die deutſche Reichsangehörigkeit. Er iſt kinderlos 
verheiratet, iſt ſeiner Erklärung und dem Ausſehen nach vollkom⸗ 
men geſund. Er übte bis jetzt den Beruf als Tapezierer aus. 

Antragſteller hat verſichert, daß er vorhabe, den Hof zu über⸗ 
nehmen und, ſofern es ſich als erforderlich erweiſen ſollte, eine 
landwirtſchaftliche Schule zu beſuchen. Er erachte ſich für befähigt, 
den Hof ordnungsgemäß zu bewirtſchaften. 

Aus einem vom Antragſteller vorgelegten Wohnſitz⸗ und Leu⸗ 
mundszeugnis, ausgeſtellt vom Polizeiamt der Stadt Zurich, iſt 
zu entnehmen, daß er ſeit ſeiner Geburt in Zürich wohnhaft iſt 
und daß er in bürgerlichen Rechten und Ehren ſteht. 

Das Polizeikommando des Kantons Zürich hat auf Anfrage, 
ob K. ehrbar i. S. des NErbhof®. iſt, mitgeteilt, daß K. in der 
Vorſtrafenkontrolle des Polizeikommandos Zürich nicht figuriert. 

Der Arbeitgeber des K., der Tapezierermeiſter D. von Zürich, 
der perſönlich vor Gericht erſchienen iſt, hat angegeben, daß Joſef 
K. bereits ſeit drei Jahren zu ſeiner vollen Zufriedenheit bei ihm 
arbeite. Er erachte K. für befähigt, einen landwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieb ordnungsgemäß zu führen.“ 

Gegen den Beſchluß des Anerb®. hat der Kreisbauernführer 
ſofortige Beſchw. eingelegt, da K. nicht als bauernfähig zu er⸗ 
achten ſei. 

Das ErbhGer. München hat den Beſchluß des Anerb®. auf⸗ 
gehoben und feſtgeſtellt, daß Joſef K. nicht bauernfähig iſt. 

Joſef K. hat gegen den Beſchluß des ErbhGer. ſofortige wei⸗ 
tere Beſchw. eingelegt, mit der er ſeine Bauernfähigkeit unter 
Beweisangeboten zu begründen verſucht. 

Der Landesbauernführer erachtet den BeſchwF. nicht für 
bauernfähig. 

Die ſofortige weitere Beſchw. hatte aus folgenden Gründen 
keinen Erfolg: 

Zur Entſch. ſteht lediglich die Frage, ob Joſef K. bauern⸗ 
fähig, d. h. imſtande ift, das Gut des verſtorbenen M. ordnungs⸗ 
mäßig zu bewirtſchaften. Die Erbhofeigenſchaft des Grundbeſitzes 
des Verſtorbenen ift rechtskräftig feſtgeſtellt. Das RErbhGer. hat 
nicht zu entſcheiden, wer im vorl. Falle Anerbe iſt. 

Der erk. Sen. hat auf Grund der Erhebungen die Über⸗ 
zeugung erlangt, daß Joſef K., deſſen Ehrbarkeit außer Zweifel 
ſteht, nicht imſtande iſt, den Michen Erbhof ordnungsmäßig zu 
bewirtſchaften. 

Weder die Tätigkeit des K. vor dem Tode des bisherigen Hof⸗ 
beſitzers noch ſeine nachträgliche Betätigung auf dem Gute und an 
anderen Orten bieten Gewähr dafür, daß er fähig wäre, die 
keineswegs einfache Bewirtſchaftung des überſchuldeten Gutes ord⸗ 
nungsmäßig zu führen. 
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K. iſt in einer größeren Stadt des Auslandes (Zürich) im 
Jahre 1908 geboren, dort aufgewachſen und als Tapezierer tätig 
geweſen. Er hatte in ſeinem bisherigen Leben keinerlei Beziehun⸗ 
gen zur Landwirtſchaft, auch nicht etwa vom Elternhaus her — 
der Vater iſt Magazinier in Zürich — und auch keinerlei Kennt⸗ 
niſſe in landwirtſchaftlichen Dingen. Wenn auch der Beſttz oder 
der Mangel ſolcher Kenntniſſe für die Frage der Bauernfähigkeit 
nicht unbedingt allein entſcheidend iſt, und auch Perſonen, die aus 
einem anderen Berufskreiſe ſtammen, bauernfähig ſein können, ſo 
müßten doch im übrigen die ganze Perſönlichkeit und andere 
Eigenſchaften des BeſchwF. Anhaltspunkte dafür geben, daß er 
den Erbhof ordnungsmäßig bewirtſchaften kann. Dies iſt aber nicht 
der Fall. Die Tatſache, daß er ein ordentlicher Tapezierer iſt, ge⸗ 
nügt für ſich allein nicht als Beweis einer ſolchen Befähigung. 
Beſonders das nachträgliche Verhalten des Joſef K. während ſeines 
Aufenthalts auf dem Hofe ſpricht dagegen, daß er der Aufgabe 
der Bewirtſchaftung des M.ihen Gutes gewachſen wäre. Er hat 
ſich um die Arbeiten auf dem Hofe in keiner Weiſe gekümmert 
und keinerlei Intereſſe an der Wirtſchaft gezeigt. Das erklärt nicht 
nur die als Zeugin vernommene Haushälterin H. in G., ſondern 
auch der Kreisobmann der zuſtändigen Kreisbauernſchaft in einem 
Bericht an den Landesbauernführer. K. hat ſehr bald den Hof 
wieder verlaſſen, aber auch dann nicht etwa in der Landwirtſchaft 
gearbeitet oder eine landwirtſchaftliche Schule beſucht, was er 
früher als ſeine Abſicht erklärt hatte. Bei einer bevorſtehenden 
Übernahme dieſes Gutes und bei vorhandenem Intereſſe für die 
Landwirtſchaft wäre dies unbedingt erforderlich geweſen. 

Wenn ſo ſchon auf Grund dieſer Erhebungen die Befähigung 
des Joſef K. zur ordnungmäßigen Bewirtſchaftung eines Erb⸗ 
hofes im allgemeinen verneint werden müßte, ſo trifft dies im be⸗ 
ſonderen Maße für den vorl. Erbhof zu, deſſen Bewirtſchaftung 
mit Rückſicht auf ſeine Verſchuldung erſchwert iſt und eine tätige 
Mitarbeit des Erbhofbeſitzers erfordert. 

Die ſofortige weitere Beſchw. wurde deshalb als unbegründet 
zurückgewieſen. 

(RErbhGer., 1. Sen., Beſchl. v. 4. März 1935, 1 RB 411/34.) 
(= REHG. 1, 235) 
* 


** 16. 837 Abſ. 2 RErbhofG.; 8 17 der 2. Durchf VO. z. 
RErbhofG.; S8 15, 52 SchRG.; Art. 33 Abſ. 2 der 6. VO. 3. 
Durchf. der landw. Schuldenregelung v. 7. Juli 1934; 88 5, 
19 Abſ. 1 Satz 2, 33 Abſ. 2, 34 Oſthilfeabwicklungs VO. v. 
21. Dez. 1934. 

1. Nach der aus einer Reihe von Sondervorſchriften 
erkennbaren Willens richtung des Geſetzgebers iſt die Ein» 
tragung dinglicher Belaſtungen auf Grund eines im Oſt⸗ 
hilfeentſchuldungsverfahren oder im Schuldenregelungs- 
verfahren aufgeſtellten und ordnungsmäßig genehmigten 
oder beſtätigten Entſchuldungsplanes auch bei Erbhöfen 
unter Durchbrechung des Grundſatzes der Unbelaſtbarkeit 
der Erbhöfe zuzulaſſen. Es kann nicht Aufgabe der Ans 
erbenbehörden fein, einen ordnungsgemäß zuſtande ge- 
kommenen Entſchuldungsplan wieder aufzurollen und 
daraufhin nachzuprüfen, ob im Einzelfalle die darin vor- 
geſehene dingliche Sicherung einer Forderung geredt- 
fertigt iſt oder nicht. 

2. Iſt im Einzelfalle infolge einer außerordentlich 
verwickelten Rechtslage zweifelhaft, ob eine Belaſtung 
überhaupt der anerbengerichtlichen Genehmigung bedarf, 
fo können die Anerbenbehörden, um den Beteiligten uns 
nötige Weiterungen zu erſparen, die Genehmigung für 
den Fall erteilen, daß fie — bſpw. vom GBA. — für er⸗ 
forderlich gehalten werden follte. 5) 

I. Die Bauerseheleute Theodor und Maria L. in S. find 
Eigentümer eines 36 Tagewerk umfaſſenden Grundbeſitzes mit 
einem Einheitswert von 14 700 Rs. Der Grundbeſttz iſt unbe⸗ 
ſtritten Erbhof und in folgender Weiſe dinglich belaſtet. 

1. Leibgedinge für die Eheleute Joſef und Thereſe L. in S., 

2. Grundſchuld der Gewerbebank St. von 2300 , 


3. und 4. Hypotheken des Darlehnskaſſenvereins W. von 
717,69 AM und 2280 RM, 
5. Briefhypothek der Bank für Deutſche Induſtrieobligationen 
in B. in Höhe von 7400 GM. 
Die Hofeigentümer haben von der B.⸗Zentraldarlehnskaſſe 
e mb. in M. in ihrer Eigenſchaft als Treuhänderin der B.⸗ 
Staatsbank St. ein ſtaatliches Beihilfedarlehn aus Anlaß der Hoch⸗ 
waſſerſchäden erhalten, das im Juli 1934 einchließlich Zinſen und 
Koſten 5080 , betrug. Die Gemeinde W. hat Bürgſchaft für 
dieſes Darlehn übernommen. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Auf Grund Entſchuldungsplans des Bezirksamts B. wurden 
von dieſen 5080,40 %, 2502,60 RA aus Oſthilfemitteln (durch 
Umſchuldung) abgelöſt und bezahlt; der Betrag von 77,80 Rh 
wurde zwangsgekürzt und entfällt; für den Reſtbetrag von 
2500 S, der infolge Abtretung der B.⸗Zentraldarlehnskaſſe an 
die B.⸗Staatsbank St. dieſer zuſteht, ſoll entſprechend der im Oſt⸗ 
een ee vorgeſehenen Regelung dinglich geſichert 

erden. 

Die Eheleute L. haben deshalb mit Urkunde des Notariats 
B. v. 2. Juli 1934 zugunſten der B.⸗Staatsbank St. auf ihrem 
Anweſen in S. eine — ab 1. Mai 1934 zehn Jahre unverzinsliche 
und unkündbare und dann zu 4% verzinsliche und halbjährlich 
kündbare — Buchhypothek von 2500 GM. im Range nach den 
oben bezeichneten Belaſtungen beſtellt und das Anerb&. durch den 
Notar zur Genehmigung der Belaſtung erſucht. 


Das Anerbcß. B. hat die Genehmigung erteilt, da die Ber 
laſtung im Zuge der Oſthilfeentſchuldung erfolge und deshalb ein 
wichtiger Grund für die Belaſtung gegeben fei. Die ſofortige 
Beſchw. des Kreisbauernführers gegen dieſen Beſchluß wurde 
durch das Erbhcger. N. zurückgewieſen. Der Beſchluß iſt mit der 
Beſt. des § 17 der 2. Durchf VO. und weiter damit begründet, daß 
bei einer Nichtgenehmigung der ganze Entſchuldungsplan ge 
fährdet würde. 


Gegen dieſen Beſchluß hat der Landesbauernführer form⸗ 
und friſtgerecht ſofortige weitere Beſchw. eingelegt und zur Begr. 
geltend gemacht, daß die Zurverfügungſtellung des Betrages zwar 
im Intereſſe des Hofes liege, aber die Nichtgenehmigung mit 
Rückſicht auf die Belt. des RErbhofcßh. über das Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverbot und die Abmeierungsmöglichkeit (SS 15, 38 des 
Geſetzes) keine untragbare Härte für den Gläubiger darſtelle. Die 
Antragſteller haben hierzu erklärt, daß ſie ſelbſt weniger Intereſſe 
an der Genehmigung oder Nichtgenehmigung hätten als die 
Staatsbank St.; ſoviel ſie wüßten, ſei die Entſchuldung nach dem 
Plan des Kommiſſars für die Oſthilfe ſchon durchgeführt. 


II. Die ſofortige weitere Beſchw. iſt ſachlich nicht begründet. 


Es handelt ſich im vorl. Fall um die Eintragung einer ding⸗ 
lichen Belaſtung, die im Zuge eines Oſthilfeeentſchuldungsverfah⸗ 
rens in dem amtlich beftätigten Entſchuldungsplane vorgeſehen iſt. 


Während die Oſthilfegeſetzgebung eine Reihe von Beſtim⸗ 
mungen über die Belaſtung der Oſthilfebetriebe mit dinglichen 
Rechten und über die Eintragung dieſer Rechte in das Grund- 
buch enthält, ſtellt das RErbhofch. v. 29. Sept. 1933 den Grund⸗ 
fat der Unbelaſtbarkeit der Erbhöfe auf, läßt jedoch in 8 37 Abf. 2 
beim Vorliegen eines wichtigen Grundes eine dingliche Belaſtung 
mit Genehmigung des Ancıb®. zu. Soweit die Vorſchr. des 
NErbhofb. mit denen der Oſthilfegeſetzgebung und denen des 
SHRE. v. 1. Juni 1933 in Widerſpruch ſtehen, find die Vorſchr. 
des RErbhofch. als des ſpäter erlaſſenen Geſetzes maßgebend. 
Danach wäre auch für eine auf Grund eines amtlichen Entſchul⸗ 
dungsplans einzutragende dingliche Belaſtung die anerbengericht⸗ 
liche Genehmigung nachzuſuchen und nur beim Vorliegen eines 
wichtigen Grundes zu erteilen. Während das NErbhor®. ſelbſt 
für die Entſchuldungsbetriebe keine Ausnahme von dieſem Grund⸗ 
ſatz der Unbelaſtbarkeit macht, enthalten verſchiedene ſpätere VO. 
Vorſchr., die den Grundſatz der Unbelaſtbarkeit der Erbhöfe für 
die Durchführung der Entſchuldungsverfahren durchbrechen. Dieſe 
Vorſchr. waren notwendig, weil auch die Erbhöfe in dem Ber: 
fahren nach der Oſthilfegeſetzgebung und der Geſetzgebung über 
die landwirtſchaftliche Schuldenregelung entſchuldet werden und 
verſchiedene Vorſchr. der Entſchuldungsgeſetzgebung den beſonderen 
Verhältniſſen der Erbhöfe angepaßt werden mußten. Eine dieſer 
Ausnahmevorſchriften ift der § 17 der 2. Durchf VO. zum RErb⸗ 
huf®. v. 19. Dez. 1933, wonach im Oſthilfegebiet Erbhöfe in den 
beim Inkrafttreten des RErbhofG. anhängigen Entſchuldungsver⸗ 
fahren ohne Genehmigung des Anerb&. mit einer Entſchuldungs⸗ 
hypothek zugunſten der Bank für deutſche Induſtrie-Obligationen 
oder mit einer Betriebsſicherungshypothek zugunſten des Reiches 
belaſtet werden können. Da es ſich im vorl. Falle nicht um die 
Eintragung einer Entſchuldungshypothek für die Bank für deutſche 
Induſtrie⸗Obligationen, ſondern um die Eintragung einer Über? 
hangshypothek für einen anderen Gläubiger des Betriebsinhabers 
handelt, findet dieſe Vorſchr. keine unmittelbare Anwendung au 
dieſen Fall. Weiter beſtimmt Art. 33 Abſ. 2 der 6. DurchfVO. 5. 
SHNE. v. 7. Juli 1934, daß die Eintragung einer dinglichen Ber 
laſtung auf einem Erbhof der anerbengerichtlichen Genehmigung 
nicht bedarf, wenn das GBA. auf Grund eines beſtätigten Ent 
ſchuldungsplans nach dem SHRE. erſucht wird, den Fortfall oder 
die Anderung der dinglichen Belaſtung des Grundſtücks nach dem 
Plan in das Grundbuch einzutragen ($ 52 Sch R.). Die Ande⸗ 
rung der dinglichen Belaſtung umfaßt insbeſ. auch die grund! 
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buchliche Sicherung früher nicht geſicherter Forderungen (8 15 
SHRE.). Auch dieſe Vorſchr. findet auf den vorl. Fall nicht un⸗ 
mittelbar Anwendung, weil ſie nur für Verfahren nach dem 
SchgG., nicht aber für Oſthilfeentſchuldungsverfahren gilt. Da⸗ 
gegen enthält die Oſthilfeabwicklungs O. v. 21. Dez. 1934 (RGBl. 
1, 1280) verſchiedene Vorſchr., die auf den hier zu entſcheidenden 
Fall angewendet werden konnen. Die Hypothek, um deren Ein⸗ 
tragung es ſich hier handelt, iſt eine Überhangshypothek i. S. des 
3,5 Oſthilfeabwicklungs O. Danach ſind Überhangsforderungen, 
die bisher nicht grundbuchlich geſichert waren, durch eine Siche⸗ 
rungshypothek zu ſichern. Zur Eintragung der Sicherungshypothek 
bedarf es nach § 19 Abſ. 1 Satz 2 Oſthilfeabwicklungsv O. bei 
Erbhöfen nicht der Genehmigung des Anerb®. Die Eintragung 
der im Entſchuldungsplane vorgeſehenen Überhangshypothek wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Vorſchr. des § 5 Oſthilfeab⸗ 
wicklungsv O. nach § 34 Abſ. 1 bei der Entſchuldung von Erb⸗ 
höfen keine Anwendung findet. § 34 Abſ. 1 bezieht ſich nur auf die 
noch durchzuführenden Erbhofentſchuldungsverfahren, während für 
die bereits entſchuldeten Erbhöfe § 34 Abſ. 2 gilt, wonach bereits be⸗ 
ſtehende und eingetragene Überhangsforderungen ſpäter gegebe⸗ 
nenfalls noch gekürzt werden können. Auch nach dieſer Vorſchr. 
muß alſo die Überhangsforderung zunächſt eingetragen werden, 
zumal da auch nicht feſtſteht, ob ſie zu den nachträglich noch zu 
kürzenden gehören wird. Der Grundſatz, daß Überhangsforderun⸗ 
gen, die bisher ungeſichert waren, durch eine Sicherungshypothek 
geſichert werden ſollen, zu deren Eintragung es nicht der Geneh⸗ 
migung des Anerb®. bedarf, wird in § 33 Abſ. 2 Oſthilfeabwick⸗ 
lungs BO. auch für die als entſchuldungsunfähig anzuſehenden 
Erbhöfe ausgeſprochen. 


0 Wenn auch unter den vorſtehend erörterten Geſichtspunkten 
im vorl. Falle die Eintragung der im Entſchuldungsplane vorge⸗ 
ſehenen Belaſtung einer Genehmigung durch das AnerbG. über- 
haupt nicht bedürfen würde, fo müßte doch bei der ſehr verwickel⸗ 
ten Rechtslage mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß die 
Grundbuchbehörden zu einer anderen Auffaſſung gelangen, und es 
erſchien deshalb angebracht, für dieſen Fall, um den Beteiligten 
unnötige Weiterungen zu erſparen, auch die Frage zu entſcheiden, 
ob die anerbengerichtliche Genehmigung, falls ſie erforderlich 
wäre, zu erteilen iſt. Dieſe Frage war zu bejahen; denn daraus, 
daß die Eintragung in dem beſtätigten Entſchuldungsplan vor⸗ 
geſehen iſt, ergibt ſich, wenn man zugleich die den Grundſatz der 
Unbelaſtbarkeit für die Durchführung von Entſchuldungsverfahren 
durchbrechenden, bereits erwähnten Vorſchr. berückſichtigt, zum 
mindeſten, daß ein wichtiger Grund i. S. des § 37 Abſ. 2 NErb- 
hofG. für die Genehmigung der Eintragung vorliegt. Es kann 
nicht die Aufgabe der Anerbenbehörden ſein, einen ordnungsmäßig 
zuſtande gekommenen Entſchuldungsplan wieder aufzurollen und 
daraufhin nachzuprüfen, ob im einzelnen Falle die darin vorge⸗ 
ſehene dingliche Sicherung einer Forderung gerechtfertigt iſt oder 
nicht. Es muß vielmehr davon ausgegangen werden, daß ein fol- 
cher Entſchuldungsplan in allen Teilen, auch ſoweit er eine ding⸗ 
liche Sicherung vorſieht, feine innere Begr. hat und nicht durch 
das Verfahren einer anderen Behörde geändert oder hinfällig ge⸗ 
macht werden kann. Außerdem iſt zu berückſichtigen, daß es nicht 
die Aufgabe der Anerbenbehörden ſein kann, die in vielen Fällen 
überhaupt nicht mehr mögliche Feſtſtellung zu treffen, welche Be⸗ 
weggründe für die Feſtſetzung der hypothekariſchen Sicherung in 
dem Entſchuldungsverfahren maßgebend waren. Die in dem Ent⸗ 
ſchuldungsplane getroffene Regelung ſtellt vielmehr ein einheit⸗ 
liches Ganzes dar, das auf meiſt langwierigen Verhandlungen 
mit den beteiligten Gläubigern beruht; die Abänderung eines 
Teils der darin getroffenen Regelung würde alſo möglicherweiſe 
zu einer Wiederaufrollung des ganzen Verfahrens, gegebenenfalls 
zur Entſchuldungsunfähigkeit führen, die gerade im Intereſſe des 
auern unbedingt vermieden werden muß. Danach war die Frage, 
ob in dem hier zu entſcheidenden einzelnen Falle die Entſchuldung 
nur bei Eintragung der Überhangshypothek für die Gläubigerin 
urchgeführt werden konnte, von den Anerbenbehörden nicht zu 
prüfen. Maßgebend für die Genehmigung der dinglichen Be⸗ 
laſtung konnte lediglich der in den vorſtehenden Ausführungen 
entwickelte Grundſatz ſein, daß die Eintragung dinglicher Be⸗ 
laſtungen auf Grund eines im Oſthilfeentſchuldungsverfahren oder 
im Schuldenregelungsverfahren aufgeſtellten und ordnungsmäßig 
genehmigten oder beſtätigten Entſchuldungsplans auch bei Erb⸗ 
Hofen unter Durchbrechung des Grundgedankens der Unbelaſtbar⸗ 
keit der Erbhöfe nach der aus einer Reihe von Sondervorſchriften 
erkennbaren Willensrichtung des Geſetzgebers zuzulaſſen iſt. 
Hiernach war die ſofortige weitere Beſchw. als unbegründet 
zurückzuweiſen. 


(RErbhcger., 3. Sen., Beſchl. v. 5. März 1935, 3 RB 375/34.) 
(= NRESE. 1, 207) 


Anmerkung: Die Entſch. iſt in hohem Grade zu begrüßen. 
Sie iſt das Muſterbeiſpiel einer Rſpr., die es ſich zur Aufgabe ge⸗ 
macht, fern von kniffligen Theorien nur dem praktiſchen Leben 
zu dienen. Dieſe Aufgabe erfüllt ſie in ſo hervorragendem Maße 
in beiden der aus ihr zu entnehmenden Leitſätze, daß jedes weitere 
Wort überflüſſig erſcheint. Es wäre auch verfehlt, hier der Durch⸗ 
brechung des Grundſatzes der Unbelaſtbarkeit eines Erbhofes eine 
allzu ernſte und damit bedauerliche Bedeutung zuzuſchreiben, da 
die Fälle, in denen ſie praktiſch wird, nur ſehr wenig zahlreich ſind. 


Notar Schieck, Markt Grafing bei München. 


Erbhofgerichte 


17. Auch nach rechtskräftiger Erledigung des Ein- 
ſpruchsverfahrens iſt der Antrag nach 8 10 RErbhofcG. 
zuläſſig. 

Die Eheleute M. in D. hatten gegen die Eintragung ihrer 
Beſitzung in die Erbhöferolle Einſpruch erhoben, der von dem 
AnerbG. zurückgewieſen wurde. Gegen den zurückweiſenden Be⸗ 
ſchluß, in welchem auch feſtgeſtellt iſt, daß die Beſitzung Erbhof iſt, 
wurde weder von den Eigentümern, noch von dem Kreisbauern⸗ 
führer ſofortige Beſchw. eingelegt. Nunmehr haben die Eigentümer 
Antrag auf Entſch. über die Erbhofeigenſchaft gem. § 10 RErb⸗ 
hofGG. geſtellt. Dieſer Antrag iſt durch Beſchluß des Anerb®. vom 
13. Dez. 1934 als unzuläſſig abgewieſen worden, und die Ans 
5 haben hiergegen form⸗ und friſtgerecht ſofortige Beſchw. 
erhoben. 


Das Anerb6. iſt der Auffaſſung, daß der Beſchl. v. 4. Okt. 
1934 rechtskräftig und für die Eheleute M. bindend geworden ſei, 
fie hätten durch die Nichteinlegung der Beſchw. zu erkennen ge⸗ 
geben, daß ſie ſich mit dem Beſchluß zufrieden geben. Es würde 
auch zu weit führen und niemals Ruhe einkehren und die Tätig⸗ 
keit der Anerb®. bei der Anlegung der Erbhöferolle könnte nie⸗ 
mals zu Ende gehen, wenn fortgeſetzt gegen rechtskräftige Entſch. 
der AnerbG. von den Beteiligten Sturm gelaufen würde. 


Dieſen Auffaſſungen kann nicht zugeſtimmt werden. 


Das AnerbG. weiſt an anderer Stelle ſelbſt daraufhin, daß 
die Eintragung in die Erbhöferolle nur rechtserklärende, keine 
rechtsbegründende Wirkung habe und nur die Vermutung be⸗ 
gründe, daß das eingetragene Grundſtück Erbhofeigenſchaft beſitze. 
Es zieht aber aus dieſer dem Geſetz entnommenen Feſtſtellung 
nicht die entſprechenden Folgerungen. So erſcheint die Faſſung 
des Beſchluſſes im Einſpruchsverfahren v. 4. Okt. 1934 inſofern 
bedenklich und anfechtbar, als darin „feſtgeſtellt wird, daß die Be⸗ 
ſitzung Erbhof iſt“. Dieſe Feſtſtellung geht über Ziel und Zweck 
des Einſpruchsverfahrens hinaus, denn ebenſo, wie die Eintra⸗ 
gung in die Erbhöferolle ſelbſt nur eine Vermutung begründet, 
kann der über die Eintragung entſcheidende Beſchluß nur die Ver⸗ 
mutung, nicht aber die Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft begrün⸗ 
den. Die richtige Entſch. wäre neben der Zurückweiſung des Ein⸗ 
ſpruchs die Anordnung der Eintragung in die Erbhöferolle ge⸗ 
weſen. Iſt aber das Ergebnis der rechtskräftigen Entſch. im Ein⸗ 
ſpruchsverfahren nur eine Vermutung, fo iſt deren Widerlegung 
im Wege des vom Geſetzgeber im $ 10 RExbhof®. vorgeſehenen 
Verfahrens zuzulaſſen. Das gleiche ergibt ſich aus einer anderen 
Erwägung: Gerade, weil die Wirkung der Erbhöferolle und damit 
auch des Einſpruchsverfahrens dadurch begrenzt iſt, daß das Er⸗ 
gebnis nur eine widerlegbare Vermutung iſt, kann die Prüfung 
der Vorausſetzungen der Erbhofeigenſchaft ſummariſcher ſein als 
bei dem mit ſtärkerer Rechtswirkung ausgeſtatteten Verfahren 
nach $ 10 RErbhofch., und auch aus dieſem Grunde muß es den 
Beteiligten, Eigentümer und Kreisbauernführer, möglich ſein, der 
Prüfung im Einſpruchsverfahren die eingehendere des Verfahrens 
nach § 10 Erbhof. folgen zu laſſen. 


Auf die Frage, ob die Entſch. nach § 10 materielle oder 
ebenfalls nur formelle Rechtskraft beſitzt, kommt es für die Frage 
der Zuläſſigkeit des Antrags nach $ 10 nicht an. 


Das LErbhcher. Celle hat ſich in feinen Entſch. v. 10. und 
17. Juli 1934 (JW. 1934, 2356 1s a. E. und 2333 1) ebenfalls für 
die Zuläſſigkeit des Antrags nach § 10 RErbhofGG. ausgeſprochen. 


Der angefochtene Beſchluß war aus den vorſtehenden Grün⸗ 
den aufzuheben. 


(ErbhGer. Darınftadt, Beſchl. v. 13. April 1935, We 3/35.) 
Ber. von SenPräſ. Bechſtein, Darmſtadt. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Erbgeſundheitsobergerichte 


Fortſetzung der Veröffentlichungen aus Heft 26, 1865ff. 


Angeborener Schwachſinn als Grund 
der Unfruchtbarmachung 


§ 1 Abſ. 2 Ziff. 1 ErbkrNachwGeſ. 

Berlin 

18. Ein erheblicher Mangel an erlerntem Wiſſen, 
ſelbſt die Unkeuntnis des Einmaleins ſichern allein noch 
nicht die Diagnoſe „angeborener Schwachſinn“, wenn die 
Patientin in ihrem Berufe als Mutter und Hausfrau den 
an ſie zu ſtellenden Anforderungen genügt und bei ihren 
Kindern Krankhaftes nicht feſtzuſtellen iſt. 


Die Beſchw. der Patientin iſt begründet. Es handelt ſich, 
wie die Vorgeſchichte und die am 15. Mai 1935 voni Bericht⸗ 
erſtatter vorgenommene Unterſuchung erweiſen, um eine leichte 
geiſtige Dürftigkeit, aber nicht um einen Schwachſinn i. S. des 
Geſetzes. Der Lebenslauf zeigt, daß Frau P. in allen ihren Stel⸗ 
lungen und auch in ihrem Berufe als Mutter und Hausfrau den 
an ſie geſtellten und zu ſtellenden Anforderungen genügt und ſich 
gut eingeordnet hat. Dieſen Eindruck verſtärken noch die gleich⸗ 
finnigen Unterſuchungsergebniſſe des antragſtellenden Kreisarztes, 
des pſychiatriſchen Vertrauensarztes des Bezirksamts und der Be⸗ 
richt der Fürſorgerin. Frau P. erſchien zur Unterſuchung mit 
ihren beiden jüngeren Kindern, von denen das kleinſte fünf Mo⸗ 
nate alt iſt. Bei beiden Kindern iſt Krankhaftes nicht ſeſtzuſtellen. 
Bei dem 1½jährigen Mädchen tritt eine ihrem Alter entſprechende 
Munterkeit hervor. Das Kind ſpricht etwas, verſteht anſcheinend 
ausreichend gut, was man ihm ſagt und macht im ganzen keinen 
krankhaften Eindruck. Beide Kinder ſind reinlich und ordentlich 
gehalten und in gutem Ernährungszuſtande. Bei der Unterſuchung 
der Frau P. tritt zwar ein erheblicher Mangel an erlerntem 
Wiſſen zutage. So z. B. fehlen ihr die Reihen des Einmaleins. 
Aber ſie vermag das Einmaleins rechnend ſehr gut ſelbſt aufzu⸗ 
bauen. In ihrem Aufgabenkreis einſchließlich der Einkäufe iſt ſie 
gut unterrichtet. Es handelt ſich alſo nur um eine gewiſſe Dürf⸗ 
tigkeit, aber nicht um angeborenen Schwachſinn i. S. des Geſetzes. 
Der behauptete Schwachſinn des Bruders iſt als angeboren nicht 
erwieſen und alſo kein Beweis für einen bei der Unterſuchten vor⸗ 
liegenden angeborenen Schwachſinn. 

(ErbgeſObGer. Berlin, Urt. v. 18. Mai 1935, Wg 169/35.) 
* 

19. Außerordentlich ungünftig liegende häusliche 
Verhältniſſe können die Entwickelungs möglichkeiten ſehr 
einengen und das Krankheitsbild des augeborenen Schwach- 
ſinns in Frage ſtellen. 

Nach der Vorgeſchichte ſtammt Margarete T. aus einer 
wegen Trunkſucht des Vaters geſchiedenen Ehe. Einer ihrer Brü⸗ 
der ſoll wegen angewachſener Zunge nicht ſprechen können, 1 15 
die Hilfsſchule beſucht. Nach Angabe der Mutter kann er nichts 
begreifen. Die übrigen Kinder, fünf Überlebende von elf, ſollen 
geſund ſein. Sie ſelbſt war wegen der ſehr ſchwierigen häuslichen 
Verhältniſſe nach einem halben Jahre Volksſchulbeſuchs in die 
Hilfsſchule gekommen. Sie zeigte bei der erſten Unterſuchung 
angſtliches, verlegenes, ſchüchternes Weſen, geriet bei Fehlleiſtun⸗ 
gen ſo in Verwirrung, daß ſie weitgehend verſagte. Sie wurde 
am 23. März 1935 vom Berichterſtatter unterſucht, Dabei er⸗ 
ſchienen die Leiſtungen in allen Dingen in dem Rahmen des in 
der Hilfsſchule Gelernten voll ausreichend. Auch die Urteilsbil⸗ 
dung in ihrem jetzigen Lebensraum — ſie iſt Hausangeſtellte — 
war voll ausreichend. Es handelt ſich augenſcheinlich um eine ge⸗ 
wiſſe Dürftigkeit. Aber es iſt dabei zu bedenken, daß die häus⸗ 
lichen Verhältniſſe außerordentlich ungünſtig waren, und daß in⸗ 
folgedeſſen die Entwicklungsmöglichkeiten zweifellos ſehr einge⸗ 
engt worden ſind. Die Unterſuchte machte im ganzen einen ihrem 
Alter entſprechenden kindlichen Eindruck. Zur Annahme von an⸗ 
geborenem Schwachſtun i. S. des 8 1 Abſ. 2 Ziff. 1 Gef. vom 
14. Juli 1933 reichte der erhobene Unterſuchungsbefund nicht aus. 

(ErbgeſObcher. Berlin v. 4. April 1935, 1 Erb W 356/34.) 
* 


20. Die Erbkrankheit des angeborenen Schwachſinns 
kann durch die Tatſache, daß die Erbkranke im Turnen und 
im Sport ſtets unter den Siegern geweſen iſt und in der 
Wirtſchaft eine wertvolle und treue Stütze darſtellt, nicht 
in Frage geſtellt werden. 


Die Liesbeth T. iſt auf der Schule ſehr ſchwer mitgekom 


men und konnte ihr Schulziel nicht erreichen. Aus den mit ihr 
angeſtellten Intelligenzprüfungen geht hervor, daß ſowohl ihr 
Schulwiſſen wie ihr Allgemeinwiſſen als völlig mangelhaft be⸗ 
zeichnet werden muß. Das Auffaſſungsvermögen ift ſehr erſchwert 
und verlangſamt, alle geiſtigen Fahigkeiten ſind in faſt gleicher 
Weiſe erheblich zurückgeblieben. Eine äußere Urſache für dieſen 
beſtehenden Schwachſinn ſchweren Grades hat ſich nicht ermitteln 
laſſen; es handelt ſich um angeborenen Schwachſinn. Demgegen⸗ 
über kann die Beſchw. des Vaters, die betont, daß ſeine Tochter 
zwar ihr Schulziel nicht habe erreichen konnen, aber im Turnen 
und Sport ſtets unter den Siegern geweſen ſei und in der Wirt⸗ 
ſchaft eine wertvolle und treue Stütze darſtelle, nicht berückſichtigt 
werden. Liesbeth T. iſt erbkrank. Es war daher unter Anwendung 
der SE 1 Abſ. 2 Ziff. 1 und 13 Abſ. 1 Gef. v. 14. Juli 1933 zu ber 
ſchließen. 
(ErbgeſObGer. Berlin v. 6. April 1935, Wg 80/35.) 
* 

Frankfurt a. M. 

21. § 1 Abſ. 2 Ziff. 1 ErbkrNachwGeſ. Iſt angeborener 
Schwachſinn feſtgeſtellt, jo muß bei ſonſt normalem körper- 
lichen Befund die exogene Entſtehung durch Enzephalo— 
graphie nachgewieſen werden. 

Dem Pfleger des O. B. wird anheimgeſtellt, binnen eines 
Monats bei ſeinem Pflegling eine Enzephalographie vornehmen 
zu laſſen, z. B. in der Univerſiräts⸗Nervenklinik in Frankfurt a. 
M. oder Gießen. Gründe: Da der Schwachſinn bei O. B. ange⸗ 
boren iſt, muß bei dem ſonſt normalen körperlichen Befund durch 
Enzephalographie die exogene Entſtehung nachgewieſen werden. 
Nur wenn ſich dabei ein anormaler Befund ergibt, kann von der 
Unfruchtbarmachung abgeſehen werden. 

(Erbgeſ Ober. Frankfurt a. M., Beſchl. v. 24. Juni 1935, Wg 144/35.) 
Ber. von Sen®Präf. Dr. Führ, Frankfurt a. M. 
* 


22. § 1 Abſ. 1 und Abſ. 2 Ziff. 1 ErbkrNachwGeſ. Un⸗ 
fruchtbarmachung muß angeordnet werden, wenn alle ger 
ſetzlichen Vorausſetzungen erfüllt find. Keine Unfrucht⸗ 
barmachung, wenn angeborener Schwachſinn durch äußere 
Urſachen bedingt iſt. 

Das Erbgeſcher. hat den Antrag des Amtsarztes auf Unfrucht⸗ 
barmachung abgelehnt und in den Gründen ausgeführt: „Nach dem 
überzeugenden Gutachten des Amtsarztes leidet Albert C. an ange⸗ 
borenem Schwachſinn, iſt alſo erbkrank nach 9 1 Ziff. 1 ErbbrNachw⸗ 
Gef. Wie der Amtsarzt aber in feinem Gutachten bereits ausgeführt 
hat, iſt die Möglichkeit nicht von der Haud zu weiſen, daß der 
Schwachſinn auf eine Schädigung im Mutkerleibe zurückzuführen tt. 
Dieſer Anſicht hat ſich das Gericht angeſchloſſen. Bei dieſer Sachlage 
war es angebracht, die Unfruchtbarmachung des Kranken nicht au“ 
zuordnen.“ 

Gegen den Beſchluß hat der Amtsarzt Beſchwerde eingelegt und 
ausgeführt, wenn angeborener Schwachſinn feſtgeſtellt ſei, ſo ſei es 
gleichgültig, ob er auf erbliche Urſachen oder auf intrauterine Schä⸗ 
digung zurückzuführen ſei. 

Dieſer Anſicht iſt nicht beizupflichten. Allerdings ſpricht das 
Geſetz nicht von erblichem, ſondern von angeborenem Schwachſinn, 
weil die überwiegende Mehrzahl der angeborenen Schwachſinnsformen 
auf erblicher Grundlage entſtehen (Gütt-Rüdin⸗Ruttke S. 93). 
Das Gericht kann ſich deshalb mit der Feſtſtellung begnügen, daß 
angeborener Schwachſinn vorliegt, ohne daß für jeden Fall erwieſen 
werden müßte, daß der Schwachſinn ererbt iſt. Wenn aber im ein⸗ 
zelnen Falle feſtgeſtellt ſein ſollte, daß der angeborene Schwachſinn 
ſicher nicht auf erbliche Urſachen zurückzuführen iſt, fo muß der An 
trag auf Unfruchtbarmachung abgelehnt werden. 

Auch der Anſicht des Erbgeſcher. iſt nicht beizutreten. Es it 
nicht richtig, daß trotz Vorliegens der geſetzlichen Vorausſetzungen 
für die Unfruchtbarmachung noch nachgeprüft werden dürfte, ob ſie 
angebracht ſei. Wenn das Gericht nach freier Würdigung die Über“ 
zeugung erlangt hat, daß die geſetzlichen Vorausſetzungen für die 
Unfruchtbarmachung vorliegen, ſo muß es dieſe anordnen, ohne daß 
es ſich über den Geſetzgeber ſtellen und noch Zweckmäßigkeits⸗ und 
Billigkeitserwägungen anſtellen dürfte. (Irrtümlich berichtet OSG R. 
Dr. Grunau: JW. 1935, 1380, das erk. Gericht habe eine andere 
Anſicht vertreten: der DJ. 1935, 186 abgedr. Beſchluß iſt nicht von 
dem ErbgeſObcher., ſondern von dem Erbgejßer. in Frankfurt a. M. 
erlaſſen worden, und der Fall iſt nicht vor das ErbgeſSbGer. gelangt.) 

Zur Ablehnung des Antrags auf Unfruchtbarmachung genügt 
auch nicht die bloße Möglichkeit, daß der angeborene Schwachſinn auf 
eine Schädigung im Mutterleibe zurückzuführen iſt. Nur wenn der 
angeborene Schwachſinn als ſicher durch äußere Schädigungen bedingt 
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ervieſen iſt, hat das Gericht den Antrag auf Unfruchtbarmachung 
abzulehnen (Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke a. a. O.). 

Nach 8 7 Abſ. 2 des Geſ. muß das Erbgeſcher. ermitteln, ob 
Albert C.s angeborener Schwachſinn ſicher durch äußere Schädigungen 
bedingt iſt. Der angef. Beſchluß war deshalb aufzuheben und vie 
Sache zur erneuten Verhandlung und Entſch. an das Erbgejßer. zu⸗ 
rückzuverweiſen. 

(Erbgeſ Ober. Frankfurt a. M., Beſchl. v. 17. Juni 1935, Wg 135/35.) 
Ber. von SenPräſ. Dr. Führ, Frankfurt a. M. 


** 
Jena 

23. § 1 ErbkrNachwGeſ. Beförderung und Auszeich⸗ 
nung eines Soldaten im Kriege ſprechen gegen das Be— 
tehen angeborenen Schwachſinns. 


Das Erbgeſcher. ſtellt feſt, daß der Sattler E. an angebore⸗ 
nem Schwachſinn geringen Grades leide. Das ErbgeſObcher. iſt 
anderer Anſicht. Die Intelligenzprüfung und die Vernehmung 
zeigen keine weſentlichen Intelligenzausfälle. E. hat als Gefreiter 
einer Maſchinengewehrkompanie den Krieg mitgemacht. Er iſt 
1915 mit der Tapferkeitsmedaille und 1916 mit dem E. K. II aus⸗ 
gezeichnet worden. Alle dieſe Umſtände ſprechen überzeugend da⸗ 
gegen, daß er an angeborenem Schwachſinn leidet. 

(ErbgeſObGer. Jena, Beſchl. v. 4. April 1935, Wg 81/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Lorey, Jena. 


* 
Kiel 

24. 8 1 Abſ. 2 Ziff. 1 ErbkrRachwGeſ. Moraliſcher 
Schwachſinn. 


Der Gerichtsarzt in A. hat beantragt, den Nieter Kurt W. 
wegen angeborenen Schwachſinns unfruchtbar zu machen. Das 
Erbgeſcher. in A. hat dieſen Antrag als unbegründet zurückge⸗ 
wieſen, und auch das ErbgeſObcger. mußte die dagegen eingelegte 
Beſchw. des Geſundheitsamtes zurückweiſen. Die Verhandlung vor 
dem ErbgeſObGer. hat folgenden Sachverhalt erwieſen: 

Wi. iſt am 26. Febr. 1904 zu Hamburg geboren. Sein Vater 
it Hafenarbeiter, er iſt in zweiter, kinderloſer Ehe verheiratet. Dem 
Sater kann nichts poſitiv Schlechtes nachgeſagt werden. Merkwür⸗ 
digerweiſe finden ſich häufig bei ihm zur ne gekommene 

trafgefangene zur Untermiete ein, ziehen aber bald wieder aus. 
Wis Mutter ift 1926 geſtorben, fie ſoll von einer trunkſüchtigen 
zutter ſtammen und immer etwas ſchwachſinnig geweſen ſein. W. 
ſelbſt gibt an, daß feine Mutter Zigeunerin geweſen ſei, ſein Vater 
beſtreitet dies aber. In den Wohlfahrtsakten und den Gerichts⸗ 
beſchlüſſen wird W. vielfach als Halbzigeuner bezeichnet. Seine 
Bezeichnung in der Verbrecherwelt iſt allgemein „Zigeuner⸗Karl“. 

W. beſuchte die Volksschule in A., er wurde aus der vierten 
Klaſſe entlaſſen. Die Schule berichtet, daß ſein Betragen bald be⸗ 
riedigend, bald kaum befriedigend und ſein Fleiß im Durchſchnitt 
befriedigend geweſen ſei, desgleichen ſeine Leiſtungen. Sein Vater 

ar damals im Felde. Nach Schulentlaſſung lernte er dann das 
Fimmerhandwerk, beendete aber die Lehre nicht, ſondern rückte dem 

eiſter aus. Er arbeitete bald hier, bald da, war u. a. auf dem 
Lande als Melker tätig, ſpäter auf den Werften Bloom & Voß als 
ieter und auf der Deutſchen Werft in Hamburg. Seit 1920, d. h. 
ſeit ſeinem 16. Lebensjahre, befindet er ſich ſehr viel im Gefäng⸗ 
nis. 1920 wurde er zum erſtenmal beſtraſt. Dann folgen von 1923 
fortgeſetzt Strafen, immer wegen Diebſtahls, aber auch wegen 
Widerſtandes, Waffenbeſitzes, Hausfriedensbruches, Hehlerei uſw. 
Fur Zeit verbüßt er eine Strafe von einem Jahr ſechs Monaten 
Gefängnis in der Strafanſtalt in A. Seit dem Jahre 1928 lebt er 
in wilder Ehe mit einer Zigeunerin. Soweit er ſich nicht im Ge⸗ 
aͤngnis aufhält, lebt er von Wohlfahrtsunterſtützung. 

Im Laufe der Jahre iſt er verſchiedentlich arztlich unterſucht 
worden. So befand er ſich mehrere Male wegen Beobachtung eines 
Srregungszuſtandes in der pſychiatriſchen Abteilung des Städtiſchen 
latankenhauſes in A. Die ärztliche Diagnoſe dieſes Krankenhauſes 
lautet: „W. leidet an ſchweren pfychopathiſchen Erregungszuſtänden 
infolge epileptiſcher und imbeziller Charakteranlage. Die einzelnen 
Dämmerzuſtände haben den Charakter exploſiver, tobſuchtsartiger 
Serworrenheit. An dem krankhaften Charakter der Geiſtesſtörung 
St Augenblick der Tobſucht iſt nicht zu zweifeln.“ Der Arzt der 
N trafanſtalt in N. bezeichnet ihn im Jahre 1928 als einen ver⸗ 
„genen, hinterhältigen und unzuverläſſigen Menſchen. Der An⸗ 
1908arst der Hamburger Gefangenenanſtalten äußerte ſich im Sept. 
0 dahin: „W. leidet an melancholiſcher Verſtimmung mit 
Schlafſtörungen und Selbſtmordgedanken“ (tatſächlich hat er ſich im 
Juli 1930 in den Arm geſchnitten, um fi) das Leben zu nehmen). 

m Jahre 1930 bezeichnete ihn die ſtädtiſche Fürſorgerin „als 
geiſtig nicht ganz geſund“. Ein Gefängnisarzt ſchildert ihn in 


ſeinem Gutachten vom 5. Sept. 1930 als einen charakterloſen, min⸗ 
derwertigen und defekten Pſychopathen, und einem weiteren ärzt⸗ 
lichen Gutachten vom 12. Febr. 1932 iſt zu entnehmen, daß W. 
vor 1925 zeitweiſe Morphiniſt war und eine Erziehungskur durch⸗ 
gemacht hat, zeitweilig Alkoholmißbrauch getrieben und verſucht 
hat, ſich das Leben zu nehmen. 

Dieſe Gutachten in Verbindung mit dem Strafregiſter er⸗ 
geben ohne Zweifel, daß W. eine ſehr wenig erfreuliche Perſön⸗ 
lichkeit iſt. Sie ergeben auch ohne Zweifel, daß er keinesfalls im⸗ 
ſtande ſein wird, ſeine Kinder zu erziehen; es iſt auch als wenig 
erwünſcht zu bezeichnen, daß er mit einer Zigeunerin, die ohne 
Zweifel ſich auch nicht um die Kinder kümmern wird, raſſefremde 
Miſchlinge in die Welt ſetzt. Es iſt auch mit Wahrſcheinlichkeit 
anzunehmen, daß die Kinder die pſychopathiſche und aſoziale Ver⸗ 
anlagung der Eltern erben werden. 

Trotzdem iſt eine Unfruchtbarmachung auf Grund der z. Z. 
beſtehenden Geſetze nicht möglich. Denn die Intelligenzprüfung, 
welcher er unterzogen worden iſt, hat ergeben, daß W. intelligenz⸗ 
mäßig durchaus auf der Höhe iſt; er hat kaum auf irgendeinem 
Gebiete der an ihn geſtellten Fragen verſagt. Demgemäß iſt auch 
weder von der Schule noch ſpäter von irgendeinem der ihn unter⸗ 
ſuchenden Arzte die Diagnoſe Schwachſinn geſtellt worden. Ohne 
intelligenzmäßigen Defekt kann jedoch das Vorhandenſein eines 
angeborenen Schwachſinns i. S. des $ 1 Abſ. 2 Ziff, 1 Erbkr⸗ 
NachwöGeſ. nicht angenommen werden, wie das ErbgeſObGer. in 
Kiel in ſtändiger Rſpr. annimmt (vgl. Beſchl. v. 14. Febr. 1935, 
W Erb 79/34; vgl. weiter ErbgeſObGer. Darmſtadt und Jena: 
JW. 1935, 1867, 1869). 

Mit Rückſicht darauf mußte die Beſchw. des Amtsarztes zu⸗ 
rückgewieſen werden. 

(ErbgeſObGger. Kiel, Beſchl. v. 3. Juli 1935, Wg 134/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Grunau, Kiel. 


* 


25. SI Abſ. 2 Ziff. 1 ErbkrNachwGeſ. In Verbindung 
mit Intelligenzmängeln kann auch hochgradige Unjauber- 
keit den Schwachſinn beweiſen. 

Die Intelligenzprüfung, welcher die Unfruchtbarzumachende 
unterzogen worden iſt, hat recht erhebliche Ausfälle gezeigt. Sie 
vermag nicht die Monate rückwärts anzugeben, ſie kann manche 
einfache angewandte Rechenaufgabe nicht löſen. Sie meint, daß 
es Tag und Nacht wird, weil die Sonne nach dem Auslande gehe. 
Es iſt ihr auch unmöglich, abſtrakte Begriffe, wie Treue, 
Frömmigkeit uſw., zu erklären. Immerhin konnte allein auf 
Grund dieſer Intelligenzprüfung Schwachſinn nicht angenommen 
werden. Nun hat ſich aber auf Grund der Akten des Wohlfahrts⸗ 
und Jugendamtes der Stadt W. ergeben, daß Frau S. in einem 
ganz ungewöhnlichen Maße unſauber und nachläſſig iſt, und 
daß ſie in erſchreckendem Maße ihre Kinder und ihre Wirtſchaft 
vernachläſſigt. Eine derartige Unſauberkeit und Nachläſſigkeit iſt 
bei einem geiſtig einigermaßen normal veranlagten Menſchen 
überhaupt nicht denkbar. Allerdings hat ſie bereits zehn Kinder 
und erwartet jetzt wiederum ein Kind. Aber ihr Mann hat die 
meiſte Zeit Arbeit und ganz guten Verdienſt gehabt, und außer⸗ 
dem waren ihr faſt immer wegen ihrer Unwirtſchaftlichkeit einige 
Kinder abgenommen oder in anderen Stellen untergebracht. Bei 
einigem Bemühen wäre es ihr durchaus möglich geweſen, ihr 
Haus und ihre Wirtſchaft einigermaßen in Ordnung zu halten. 
Dieſe ungewöhnliche Unſauberkeit iſt ein weiterer Beweis dafür, 
daß ſie intelligenzmäßig ſchwachſinnig iſt. 

Daß bei ihr ein angeborener Schwachſinn vorliegt, 
kann nicht zweifelhaft ſein, denn ihre Schweſter Johanna ver⸗ 
ehelichte P. iſt bereits wegen angeborenen Schwachſinns unfrucht⸗ 
bar gemacht worden und von den Kindern der Unfruchtbarzu⸗ 
machenden find bereits zwei, nämlich Dora und Ida, als debil 
anzuſehen. 

Zu Recht hat daher das Erbgeſcher. ihre Unfruchtbarmachung 
angeordnet. 

(Erbgeſ Ober. Kiel, Beſchl. v. 3. Juli 1935, Wg 143/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Grunau, Kiel. 
* 


26. 8 1 Abſ. 2 Ziff. 1 Gef. zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes. Aſoziale und Kriminelle fallen unter das 
Geſetz nur, wenn ein offenbarer intellektueller Schwach- 
ſinn vorliegt. 

Der Gerichtsarzt in A. und der Gefängnisvorſteher des 
Strafgefängniſſes in A. haben beantragt, daß der Arbeiter Fritz 
H. wegen angeborenen Schwachſinns unfruchtbar gemacht werde. 
Das ErbgeſGer. in A. hat die Unfruchtbarmachung angeordnet. 
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Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Gegen dieſen Beſchluß hat H. Beſchw. eingelegt. Er hat beſtritten, 
an angeborenem Schwachſinn zu leiden. Seine Beſchw. mußte 
Erfolg haben. Die Verhandlung vor dem Erbgeſ Ober. hat fol⸗ 
genden Sachverhalt ergeben: 

H. iſt als uneheliches Kind am 17. Sept. 1905 in C. geboren. 
Seine Mutter war damals Dienſtmädchen. Der uneheliche Vater 
war oder iſt Hauswart, er hat die Alimente für H. geſetzmäßig 
gezahlt. 9.5 Mutter verheiratete ſich etwas ſpäter mit dem Muſi⸗ 
ker W. und bekam aus dieſer Ehe allmählich fünf Kinder. H. ſelbſt 
war bis zum fünften Lebensjahr bei ſeiner Großmutter in C. Als 
dieſe ſtarb, kam er zu feiner Mutter, die ihn, wie er behauptet, nie 
mütterlich behandelt hat. Er meint, ſie habe es ihm nie vergeben, 
daß er ungerufen gekommen ſei. H. ging dann erſt in Berlin- 
Weißenſee — wohin ſeine Mutter damals verzogen war — und 
dann ſpäter in L. auf die Schule. Die Schule in L. hatte 8 Klaſſen; 
er kam bis zur 2. Klaſſe. Daß er nicht bis zur 1. Klaſſe gekommen 
ſei, liegt nach ſeiner Meinung daran, daß er im Hauſe viel habe 
helfen müſſen. Sein Stiefvater war nämlich die ganze Kriegszeit 
über im Felde, alſo in der Zeit, in welcher H. 9—14 Jahre alt 
war. Seine Mutter arbeitete zuerſt in einer Geſchoßkorb- und dann 
Rin einer Geſchoßfabrik und war fo ebenfalls nur ſelten zu Haufe. 
Nachdem H. eingeſegnet war und zuerſt kurze Zeit bei einem 
Bauern geweſen war, wurde er in die Schlachterlehre geſteckt, 
ſehr zu ſeinem Unbehagen; denn er wollte durchaus, wie ſein 
Großvater, zur See gehen. Bei dem Schlachter war er daher nur 
kurze Zeit; dann arbeitete er wieder eine Zeitlang auf einem Hofe 
und kam 1921, alſo mit 16 Jahren, in Fürſorgeerziehung; aus 
welchem Grunde ſteht nicht feſt. H.s Mutter meint, daß der Junge 
von Jugend auf verſtockt geweſen jet und nicht habe arbeiten tool⸗ 
len. H. meint, daß ſowohl feine Mutter wie auch ſeine Stief- 
geſchwiſter immer gegen ihn eingeſtellt geweſen ſeien. Nachdem H. 
aus der Fürſorgeerziehung herausgekommen war, war er bald in 
Berlin, bald in Halle und ſpäter in Hamburg; er iſt vom Jahre 
1923 bis zum Jahre 1934 14mal beſtraft worden, das erſtemal 
im Jahre 1923 wegen Bettelns in Halle, das zweitemal bis fünfte⸗ 
mal wegen Arbeitsverweigerung, Obdachloſigkeit und Nichtbefchaf- 
fung eines Unterkommens in Berlin, und die übrigen Male wegen 
Diebſtahls bzw. wegen Diebſtahls i. R., auch einmal wegen Zu⸗ 
hälterei. Auch jetzt befindet er ſich im Gefängnis, und zwar im 
Gerichtsgefängnis in A. Dort hat er noch bis Ende 1935 oder 
Anfang 1936 Strafe zu verbüßen. 

Die Intelligenzprüfung durch den Gerichtsarzt in A. hat 
kaum irgendwelche Ausfälle ergeben. Zwar hat er Rechenaufgaben 
mit p nicht zu löſen vermocht, und er hat auch nicht alle Begriffs⸗ 
definitionen vollſtändig richtig wiedergegeben, aber im allgemeinen 
kann doch wohl geſagt werden, daß hierbei ein Verdacht, H. weiche 
von der normalen Linie der Begabung ab, nicht entſtehen konnte. 
Das ErbgeſGer. in A. hat weſentlich feine „aſoziale, debile Per⸗ 
ſönlichkeit“ berückſichtigt, d. h. den Umſtand, daß er jetzt, im Alter 
von 30 Jahren, ſchon 14mal beſtraft worden iſt. 

Zu Unrecht jedoch hat das Erbgeſcher. wegen dieſer gericht⸗ 
lichen Beſtrafungen die Unfruchtbarmachung angeordnet. Aller⸗ 
dings beſteht zwiſchen den Meinungen der vberſchiedenen Erbgeſ— 
Gex. eine Verſchiedenheit inſofern, als viele Erbgef®er. einen 
Schwachsinn auch dann als vorhanden annehmen, wenn dieſer ſich 
lediglich in aſozialen oder kriminellen Handlungen offenbart hat; 
dieſe Erbgeſcßer, ſprechen alsdann von einem „moraliſchen“ 
Schwachſinn. Das ſteht jedoch im Gegenſatz zu der h. M. der medi⸗ 
ziniſchen Wiſſenſchaft. Dieſe verſteht unter dem Schwachſinn immer 
einen Intelligenzdefekt. Ebenſo wie der Laie nicht daran 
denkt, einen Verbrecher nur wegen feiner Verbrechen als „ſchwach⸗ 
ſinnig“ zu bezeichnen, ebenſo verlangt die medizinische Wiſſenſchaft 
— und deren Begriffsbeſtimmungen find in dem Gef. zur Ver⸗ 
hütung erbkranken Nachwuchſes niedergelegt — einen Mangel an 
Intelligenz und läßt ohne ſolchen Mangel an Intelligenz keinen 
Schwachſinn zu. Dieſer Meinung iſt u. a. Bumke (Lehrbuch der 
Geiſteskrankheiten, 3. Aufl., 1929, S. 188 und 767), der die Gei⸗ 
ſtesſchwäche im pſychiatriſchen Sinne als einen Zuſtand intel⸗ 
lektueller Schwäche bezeichnet, freilich als Störung des Den⸗ 
kens, auch mit Auswirkungen auf die ethiſchen Begriffe, die Moral 
und die Affekte. Dieſer Meinung iſt weiter Hoche (Handbuch der 
gerichtlichen Pſychiatrie, 2. Aufl., 1909, S. 539). Dieſer will mög⸗ 
lichſt nicht von Schwachſinn ſondern von pfychiſcher Schwäche 
reden, um damit auszudrücken, daß beim Schwachſinn der Laie in 
erſter Linie an eine Herabſetzung der verſtandesmäßigen Leiſtungen 
denke, daß aber bei den pſychiſchen Störungen auch andere ſee⸗ 
liſche Vorgänge, nämlich Gefühls⸗ und Willensvorgänge, Ver⸗ 
änderungen erlitten haben. Hoche ſetzt alſo, wie ſein Wort „auch“ 
ergibt, nicht nur beim Schwachſinn, ſondern auch bei der „pſycht⸗ 
ſchen Schwäche“ primär einen Intelligenzdefekt voraus. Diefer 
Meinung iſt auch das Erläuterungswerk zum UnfrG. von Gütt, 
Rüdin, Ruttke, wenn es auf S. 91 ausführt, daß bei der 
Prüfung, ob Schwachſinn vorliegt, nicht bloß auf die intellek⸗ 


tuellen Fehlleiſtungen zu achten ſei, ſondern auch auf die Ge⸗ 
fühls⸗ und Willensſphäre ſowie die Entwicklung der ethiſchen Be 
griffe und Regungen, da dieſes alles in der Regel mehr oder 
weniger em ig ſei, und wenn es weiter S. 94 aus" 
führt, daß man bei zahlreichen aſozialen und antiſozialen, ſchwer 
erziehbaren, ſtark pſychopathiſchen Debilen die Unfruchtbarmachung 
unbedenklich für zuläſſig erklären könne, ſelbſt wenn ſie in ihrer 
Intelligenzentwicklung allein nicht übermäßig zurückgeblieben 
ſind. Dieſer Meinung iſt auch Thiele (in Bonhöffer, Die 
pſychiatriſchen Aufgaben bei der Ausführung des Unfr®., Berlin 
1934, S. 14), wenn er ausführt, daß in einem reflexionsmoraliſchen 
Defekt ein leichter Schwachſinn am auffallendſten in Erſcheinung 
treten konne; die genauere Unterſuchung werde dann wohl ſtets 
feſtſtellen laſſen, daß der Oberflächlichkeit und mangelnden Dir 
ferenziertheit der Begriffsbildung auf ethiſchem Gebiet ein ge 
wiſſer Tiefſtand der feineren Funktionen des Urteils und der Kri⸗ 
tik zugrunde liege. Wiſſenſchaftlich iſt die Annahme eines Schwach- 
ſinns ohne intelligenzmäßigen Defekt tatſächlich nicht möglich: es 
darf niemals nur eine piychifche oder moraliſche Beeinträchtigung 
oder Störung vorliegen, um angeborenen Schwachſinn anzuer⸗ 
kennen. Wenn auch das ſeeliſche Leben nur als eine Einheit auf⸗ 
gefaßt werden kann, aus welcher ſich nicht einzelne ſeiner Auße⸗ 
rungen herausheben laſſen; und wenn beim intellektuellen 
Schwachſinn wohl auch immer die feineren Schwingungen des 
Gemütslebens mitbetroffen ſind, und wenn umgekehrt die intel⸗ 
lektuelle Tätigkeit der unausgeglichenen, triebhafen, affekterreg⸗ 
baren Pſychopathen niemals die zur wirklichen Intelligenz ge⸗ 
hörige Ausgeglichenheit aufweiſt, ſo hat das Geſetz doch bewußt die 
Pſychopathen — mit der einzigen Ausnahme der ſchweren Alkoho— 
liker —, die moraliſch Minderwertigen unberückſichtigt gelaſſen, 
und gerade zu dieſen gehören viele Verbrecher. Dieſe ſcheiden alſo, 
ſofern intelligenzmäßig ein Schwachſinn nicht nachweisbar iſt, aus 
dem Kreiſe der Erbkranken aus. 

Diefen, von dem Beiſitzer des ErbgeſObcher., Prof. 
Dr. Ster tz, wiſſenſchaftlich vertretenen Standpunkt hat das Erb 
geſ Ober. ſich zu eigen gemacht. Wegen der grundſätzlichen Wich⸗ 
tigkeit dieſer Frage hat ſich Prof. Dr. Stertz noch beſonders an 
Prof. Dr. Rüdin gewandt. Und auch dieſer hat erklärt, daß er 
einen Schwachſinn nur dann annehmen könne, wenn wirklich ein 
offenbar intellektueller Schwachſinn vorliege. Solche Debi⸗ 
lität müſſe vorhanden ſein. Und ſie ſei nicht vorhanden, wenn nur 
die feineren Funktionen des Urteils und der Kritik einen gewiſſen 
Tiefſtand aufwieſen. Wenn ein intellektueller Schwachſinn bei 
jemandem nicht nachgewieſen ſei, ſo ſei die betr. Perſon ſelbſ 
dann nicht als unter das Geſetz fallend anzuſehen, wenn ſie ein 
aſozialer bzw. krimineller Pſychopath ſei und ſich in ihrer Ver 
wandtſchaft ähnliche Charakterdefekte oder auch Schwachſinn fän⸗ 
den. Die Frage, wieweit eine geſetzliche Anderung anzuſtreben ſei, 
hat Rüdin auch geſtreift und für wünſchenswert erachtet, daß 
durch Geſetzesänderung auch die aſozialen und kriminellen Pfycho⸗ 
pathen, ſoweit es ſich bei ihnen nicht um ganz oder in der Haupt⸗ 
ſache umweltgeſchädigte Perſonen handle, baldmöglichſt in das Ste 
riliſierungsgeſetz einbezogen würden. f 

Nach dieſen Ausführungen kann es nicht zweifelhaft fein, 
daß H. unter das UnfrG. nicht fällt. Ein auch nur einigermaßen er⸗ 
heblicher Mangel an Intelligenz iſt bei ihm nicht vorhanden. Es läßt 
ſich nicht einmal aus der Art der von ihm begangenen Straftaten 
ein erheblicher Mangel an Urteils- oder Kritikfähigkeit feſtſtellen. 
Nach dem Inhalt der herangezogenen Akten ſcheint es ſich bei ihm 
— ſelbſt wenn man von ſeinen Beſchönigungen und Entſchuldi⸗ 
gungen einen erheblichen Teil unberückſichtigt läßt — im weſent⸗ 
lichen nicht um einen anlagegemäß aſozialen und kriminellen Men? 
ſchen zu handeln, ſondern um einen anlagemäßig nicht beſonders 
bedachten, überhaupt nicht erzogenen, alsdann weſentlich umwelt 
geſchädigten Menſchen, der, als uneheliches Kind geboren, in der 
Kriegszeit ohne Aufficht aufgewachſen, dann in Fürſorgeerziehung 
gekommen, wegen dieſes Vorlebens aus einer dann gefundenen 
Stellung entlaſſen iſt, aus Arbeitsmangel — vielleicht auch 
Ürbeitsichen — zum Betteln gekommen tft, mit dem Gefängnis 
Bekanntſchaft gemacht hat und dann allmählich zum Diebſtahl und 
ſogar zur Zuhälterei abgeglitten iſt. Der geſamte Inhalt der gegen 
ihn entſtandenen Strafakten ergibt, daß es ſich bei den Diebſtählen 
nirgends um gemeine, ehrloſe Taten handelte, ſondern durchweg um 
Handlungen aus Not, nicht aus verbrecheriſcher Veranlagung, un 
um geringfügige Werte. 

Unter dieſen Umſtänden erſchien es nicht dem Geſetz entſpre⸗ 
chend, die Unfruchtbarmachung 9.8 anzuordnen. Infolgedeſſen 
mußte der Beſchluß des Erbgeſcher. aufgehoben und der Antrag 
auf Unfruchtbarmachung zurückgewieſen werden. 

(ErbgeſObcher. Kiel, Veſchl. v. 14. Febr. 1935, WErb 79/34.) 


Ber. von OLGR. Dr. Grunau, Kiel. 
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Schizophrenie als Grund der Unfruchtbarmachung 


§ 1 Abf. 2 Ziff. 2 ErbkrNachwöGeſ. 
Berlin 

27. Der Verlauf der Schizophrenie iſt oft ſchubartig, 

das heißt, daß zwiſchen krankhaften Zuſtänden geſunde 

wiſchenräume liegen, in denen die Krankheitserſchei⸗ 
nungen weitgehend zurücktreten und für Arzte und Laien, 
die die frühere Perſönlichkeit nicht kennen oder denen die 
Krankengeſchichten nicht zur Verfügung ſtehen, der Ein- 
druck geiſtiger Geſundheit erweckt wird. 

Umſtände, die eine nochmalige Prüfung des Sachverhalts er⸗ 

fordern, find von dem Antragſteller nicht dargelegt worden. 
: Wie der Beſchluß des ErbgeſObGer. v. 20. Sept. 1934 ergibt, 
iſt aus den Krankengeſchichten des Sanatoriums B., ferner aus 
dem Staatskrankenhaus der Polizei B., aus den Heilſtätten in W., 
weiterhin aus der Nervenklinik in B. und endlich der Landesanſtalt 
in E. die eindeutige Diagnoſe auf Schizophrenie geſtellt wor⸗ 
den. Daß dieſe zahlreichen Diagnoſen, die ſich vom Jahre 1926 ab 
bis zum Jahre 1933 erſtrecken, irgendwie auf unwahre Erklärun⸗ 
gen der Ehefrau des Patienten zurückzuführen ſind, iſt in keiner 
Weiſe nachgewieſen. Ganz unabhängig von den Erklärungen der 
Ehefrau, bei der es erſt i. J. 1934 zum Scheidungsprozeß gekom⸗ 
men iſt, iſt das Vorhandenſein von Schizophrenie bei dem Patien⸗ 
ten mit Sicherheit feſtgeſtellt worden. 

Die Diagnoſe Schizophrenie wurde, wie aus dem C.er Kran⸗ 
kenblatt und den vom Berichterſtatter Prof. P. gemachten Auf- 
zeichnungen hervorgeht, auf Grund einer Beobachtung von 
acht Monaten während der kliniſchen Behandlung des L. ge- 
ſtellt. Der Verlauf des Leidens iſt, wie das bei der Schizophrenie 
häufig vorkommt, ſchubartig, das heißt, daß zwiſchen krankhaften 
Zuſtänden geſunde Zwiſchenräume liegen, in denen die Krankheits⸗ 
erſcheinungen weitgehend zurücktreten und für Arzte und Laien, die 
die frühere Perſönlichkeit nicht kennen oder denen die Kranken- 
geſchichten nicht zur Verfügung ſtanden, der Eindruck geiſtiger Ge⸗ 
ſundheit erweckt wird. Aus den Akten der Charité namentlich ergibt 
ſich nichts, was die Vermutung berechtigt erſcheinen läßt, daß die 
Mitteilungen der Ehefrau von Einfluß auf die Stellung der Dia⸗ 
gnoſe Schizophrenie geweſen find. 

Für den ſeinerzeitigen Berichterſtatter Prof. Dr. P. beſtand, 
weil ihm alle Krankenblätter zur Verfügung ſtanden und weil der 
Kranke damals noch in der Anſtalt E. untergebracht war, keine 

eranlaſſung und keine Notwendigkeit, noch einmal den An⸗ 
tragſteller zu unterſuchen. Das Bild war völlig geklärt. 
(ErbgeſObcher. Berlin v. 7. Febr. 1935, Wg 10/35.) 
* 


28. Der Einwand der Empfängnisunfähigkeit iſt un⸗ 
beachtlich, ſofern die Erbkranke ſich der ärztlichen Unter- 
ſuchung beharrlich entzieht. 

Nach der Vorgeſchichte, wie ſie ſich in den Krankengeſchichten 
darſtellt und durch die Auskunft des letztbehandelnden Nerven⸗ 
arztes Dr. H. ergänzt wird, handelt es ſich um eine ſchizophrene 
Erkrankung, bei der Verfolgungsideen, Trugwahrnehmungen, 
Zerfahrenheit und Neigung zu wahrſcheinlich wahnhaft begrün⸗ 
eten Erregungszuſtänden das Bild beherrſchen. Man kann zwar 

ei der in den Krankengeſchichten erwähnten gehobenen Stim⸗ 
mungslage und den gelegentlich auftretenden weinerlichen Ver⸗ 
timmungen an das Vorliegen eines maniſch-depreſſiven Irreſeins 
denken, aber die dort in den Krankengeſchichten betonte Flachheit 
der Gemütsſtimmung und die Beziehungsvorſtellungen ſowie die 
rt der Trugwahrnehmungen ſprechen für eine ſchizophrene Er⸗ 
krankung. Auch der Verlauf dürfte für die Richtigkeit dieſer 
ſiagnoſe ſprechen. 

Trotz der Bemühungen, Frau P. zur Unterſuchung durch den 

erichterſtatter zu bringen, iſt es nicht gelungen, fie heranzuholen. 
s iſt aber auch nach der Vorgeſchichte hinreichend erwieſen, daß 
eine Schizophrenie i. S. des § 1 Abſ. 2 Ziff. 2 Geſ. v. 14. Juli 
1933 vorliegt. 

Hinſichtlich des Einwurfes des geſchiedenen Eheman⸗ 
nes, daß ſeine damalige Frau infolge einer Operation nicht 
empfängnisfähig ſei, iſt feſtzuſtellen, daß inſolge der Verweige⸗ 
rung der Unterſuchung durch die Erbkranke ſelbſt dem Gericht die 

glichkeit genommen ift, dieſe Behauptung auf ihre Richtigkeit 
nachzuprüfen. 

Bei dieſer Sachlage hat das ErbgeſObcker. davon abgeſehen, 
das perſönliche Erſcheinen der Erbkranken vor Gericht anzuord⸗ 
nen, da dieſe ſich offenſichtlich verborgen hält, um ſich der Un⸗ 
ſruchtbarmachung zu entziehen. 

8 Abgeſehen hiervon iſt die Diagnoſe Schizophrenie ſicher ge⸗ 
wonnen und könnte auch dann nicht beeinträchtigt werden, wenn 
die Patientin z. Z. keine krankhaften Erſcheinungen darböte. 


(ErbgeſObGker. Berlin, Urt. v. 18. Mai 1935, Wg 171/35.) 


29. Schizophrenie iſt in jedem Falle eine anlagebe⸗ 
dingte Krankheit. Eine inzwiſchen etwa eingetretene Beſ⸗ 
ſerung iſt nicht geeignet, die Diagnoſe zu erſchüttern und 
damit die Erbgefährlichkeit des Leidens in Frage zu ſtellen. 

Gegen den Beſchluß, durch den die Unfruchtbarmachung der 
Bertha R. wegen Schizophrenie angeordnet worden iſt, hat die geſetz⸗ 
liche Vertreterin der minderjährigen Unfruchtbarzumachenden in rechter 
Friſt und Form Beſchwerde eingelegt. Dieſe iſt unbegründet. 

Aus dem Gutachten des antragſtellenden Arztes und der in der 
Landesanſtalt T. entſtandenen Kranhheitsgeſchichte geht überzeugend 
hervor, daß Bertha R. im Mai 1934 ſchizophren erkrankt iſt. Als 
kennzeichnende Krankheitszeichen ſind u. a. pſychiſche Hemmung, Rat⸗ 
loſigkeit, negativiſtiſches Verhalten, Sinnestäuſchungen und ängſtliche 
Wahnideen zur Beobachtung gekommen. 

Die in dem Beſchwerdeſchreiben gemachten Ausführungen über 
die vermutliche Verurſachung der Krankheit ſtehen im Widerſpruch zu 
der ärztlichen Erfahrung, wonach die Schizophrenie in jedem Falle 
eine anlagebedingte Krankheit iſt. Eine inzwiſchen etwa eingetretene 
Beſſerung, wie ſie aus einem Briefe der Patientin von dem Beſchw . 
geſchloſſen wird, iſt natürlich nicht geeignet, die Diagnoſe zu er⸗ 
ſchüttern und damit die Erbgefährlichkeit des Leidens in Frage zu 
ſtellen. 

Von einer Anhörung der Unfruchtbarzumachenden hat das Ober⸗ 
gericht Abſtand genommen, da die Diagnoſe des durchgemachten ſchizo⸗ 
phrenen Schubes ficher gewonnen iſt und auch dann nicht beeinträch⸗ 
tigt werden könnte, wenn die Patientin zur Zeit keine krankhaften 
Erſcheinungen darböte. 

(ErbgejObGer. Berlin, Urt. v. 16. Mai 1935, 1 ErbW 407/34.) 
* 

30. Rechtliches Gehör bei einem Schizophrenen. 

Über die erbliche Belaſtung iſt in dem kreisärztlichen Gut⸗ 
achten nichts angegeben. Dem Berichterſtatter iſt aber aus ſeiner 
eigenen Praxis bekannt, daß der Bruder vor mehreren Jahren in 
der Anſtalt Ei. geweſen iſt. Die Entwicklung des Patienten bot 
nichts Auffälliges, er hat in der Schule gut gelernt und betätigte 
ſich als Kellner. Nachdem er bereits zwei Jahre vorher einmal 
ein etwas auffälliges Verhalten gezeigt hatte, erkrankte er plötz⸗ 
lich 1926 und wurde wegen Verfolgungsideen in die Charité auf⸗ 
genommen. Während der dortigen ſiebenmonatigen Behandlung 
zeigte er Bewegungs- und Rededrang, gelegentlich kataleptiſche 
Erſcheinungen, Flexibilitas und Befehlsautomatie. Von 1929 bis 
1933 iſt er ſechsmal in der J.-Heilanſtalt behandelt worden. 
Dort zeigte er ein wechſelndes Verhalten, war ruhig und zu— 
gänglich, andererſeits wieder ablehnend und unruhig, läppiſch und 
nianieriert höflich. Bei der kreisärztlichen Unterſuchung ſah er fin⸗ 
ſter vor ſich hin, war kurz angebunden und ſehr verſchloſſen. Er 
zeigte wenig Urteilsfähigkeit über ſeine Situation, war affektlos 
und ließ ſich willig von ſeiner Frau leiten. 

Es liegt Schizophrenie i. S. des § 1 Abſ. 2 Ziff. 2 Gef. vom 
14. Juli 1933 vor. g — 1 5 

Im erſten Rechtszuge iſt der Patient vom zuſtändigen Kreis⸗ 
arzt bei Erſtattung ſeines Gutachtens zur Sache vernommen wor⸗ 
den. Im zweiten Rechtszuge haben ſich der Patient und ſeine 
Ehefrau ſchriftlich zur Sache geäußert. Der Patient hat auch 
Nachricht vom heutigen Termin erhalten. Die Diagnoſe Schizo⸗ 
phrenie iſt ſicher gewonnen und könnte auch dann nicht beein⸗ 
trächtigt werden, wenn der Patient z. Z. keine krankhaften Er⸗ 
ſcheinungen darböte. Vom Standpunkte der ärztlichen Wiſſenſchaft 
war daher die nochmalige Unterſuchung des Patienten und feine 
abermalige perſönliche Anhörung nicht erforderlich. 

(ErbgeſObGer. Berlin v. 20 Juni 1935, Wg 231/35.) 
* 


31. Ein Krankheitsbild der Schizophrenie — Em- 
pfängnisfähigkeit trotz Gebärmutterknickung. 

Aus der Vorgeſchichte ergibt ſich, daß die im 42. Lebensjahre 
ſtehende Frau F. wegen Schizophrenie in den Jahren 1932, 1934 
und 1935 in W. und B. behandelt worden iſt. Die Erkrankung 
ſoll ſchon i. J. 1930 mit Beeinfluſſungsideen, Vergiftungsfurcht 
und ſtarkem Rededrang begonnen haben. Im Jahre 1931 be⸗ 
ging Frau F. einen Selbſtmordverſuch mit Schlafmitteln. Eine 
Begr. dafür iſt nicht zu erhalten. Im Januar 1935 wurde wie⸗ 
der Aufnahme in W. notwendig, weil ſie ſich als Fürſtin R. aus⸗ 
gab und große Einkäufe machte, die die Botſchaft oder das Kon⸗ 
ſulat bezahlen ſollte. 

Bei der Unterſuchung durch den Berichterſtatter am 2. April 
1935 zeigte ſie ſich ganz zerfahren, ſteif, automatenhaft, redete von 
ihrem Mann, der nicht mehr ihr Mann ſei, von ihrer Ehe mit 
dem Fürſten R. Man wolle ſie daran hindern, ihr Mann habe ſie 
alt gemacht, man mache ihr überall Schabernack, deswegen könne 
ſie nicht ſchlafen, mit der elektriſchen Leitung wolle man ſie be⸗ 
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einfluffen, deshalb habe fie auch die elektriſche Leitung früher 
einmal durchgeſchnitten. Zeigt angebliche Narben von Tätlich⸗ 
keiten, denen ſie ausgeſetzt geweſen ſein will, auf. In Wirklichkeit 
handelt es ſich um Schuppenflechte. An der Naſe findet ſich eine 
alte Lupusnarbe, links am Auge beſtehen die Spuren einer alten 
Hornhaut⸗ und Regenbogenhautentzündung. Die gynäkologiſche 
Unterſuchung in der Charite, Frauenklinik, ergab Gebärmutter⸗ 
knickung nach hinten, etwas große Gebärmutter, freie Eileiter. 
Der Befund ſprach für vorhandene Empfängnisfähigkeit. Die 
Regel war noch faſt regelmäßig. 
(Erbgeſobcher. Berlin v. 4. April 1935, 1 Erb W 400/35.) 


* 
Darmſtadt 


32. 81 Abſ. 2 Ziff. 2, 3 ErbkrNachwG. Über unter- 
ſchiedliche Merkmale zwiſchen Wochenbettpſychoſe, maniſch— 
depreſſivem Irreſein und Schizophrenie. 

Der Amtsarzt bei dem ſtaatlichen Geſundheitsamt B. und 
die Beſchw§y. haben Antrag auf Unfruchtbarmachung wegen 
Schizophrenie geſtellt. Das Erbgeſcher. hat auf Grund der Akten 
der pfychiatriſch⸗neurologiſchen Klinik H. und der Heil⸗ und 
Pflegeanſtalt H. die Feſtſtellung getroffen, daß die BeſchwF. an 
maniſch⸗depreſſivem Frreſein leide und gem. § 1 Abſ. 2 Ziff. 3 
Geſ. v. 14. Juli 1933 unfruchtbar zu machen ſei. 

Auf die rechtzeitige und zuläſſige Beſchw. der Ehefrau W. 
iſt ein neues Gutachten auf Grund einer Unterbringung und Be⸗ 
obachtung in der obengenannten Anſtalt in H. erſtattet worden. 
Nach dieſem Gutachten ſteht nunmehr einwandfrei feſt, daß es ſich 
bei der BeſchwF. zwar nicht um maniſch-⸗depreſſives Irreſein, 
aber um Schizophrenie handelt. 

In dem Gutachten wird in ausführlicher und überzeugender 
Weiſe klargelegt, daß es ſich bei den früheren drei Krankheitsbil⸗ 
dern in den Jahren 1922, 1923 und 1929/30 und nach dem Ver⸗ 
lauf dieſer Erkrankungen um eine Schizophrenie handelte. Die 
depreſſiven Verſtimmungszuſtände, Hemmungen, Initiativ- und 
Intereſſeloſigkeit und Herabſetzung der Konzentrationsfähigkeit, 
welche einwandfrei feſtgeſtellt ſind, werden zwar auch bei Piy- 
choſen im Wochenbett und bei maniſch⸗depreſſivem Irreſein be⸗ 
obachtet. Eine Wochenbettpſychoſe ſcheidet indeſſen bei der Beim. 
aus, weil die dritte Erkrankung, welche ihre Aufnahme in die 
Anſtalt nötig gemacht hatte, erſt 1 Jahre nach dem Wochenbett 
entſtanden iſt. Alſo kann das Wochenbett nicht als die Urſache der 
Erkrankung angeſehen werden; vielmehr iſt feſtzuſtellen, daß auch 
z. Z. der früheren Erkrankungen das Wochenbett nur das aus⸗ 
löſende Moment der bereits vorhandenen endogenen Erkrankung 
geweſen iſt. Ebenſo hat aber auch ein maniſch-depreſſives Irreſein 
auszuſcheiden. Bei dieſer Geiſteskrankheit iſt der Verlauf in 
Phaſen charakteriſtiſch. Maniſche und depreſſive Zuſtände und 
normales Verhalten wechſeln miteinander ab. Nach den einzelnen 
Anfällen iſt aber eine völlige Geneſung, eine Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes die Regel. Davon kann aber bei der 
BeſchwF. nicht die Rede fein. Sie iſt nie völlig geneſen, ſondern 
zeigte ſtändig ein unentſchloſſenes gedrücktes Weſen und reagiert 
auf den geringſten äußeren Anlaß mit einer pſychiſchen Verſtim⸗ 
mung. Sie zeigte Initiativ⸗ und Intereſſeloſigkeit, fühlte ſich 
ihren Aufgaben zu Haus und dem Kampf um das tägliche Brot 
nicht gewachſen. Hier iſt weiter in Betracht zu ziehen, daß die 
Beſchwßß. bei ihren früheren Krankheitsbildern auch unter Sin⸗ 
nestäuſchungen und Beeinträchtigungs⸗ und Verfolgungsideen litt. 
Es iſt weiter zu berückſichtigen, daß eine Schweſter der BeihivF. 
eine ſchizophrene, mindeſtens ſchizoide Perſönlichkeit iſt, daß ein 
Vetter wegen Schizophrenie ſeit langen Jahren anſtaltsbedürftig 
iſt, daß auch in der Seitenverwandtſchaft ein Fall von Schizo⸗ 
phrenie feſtgeſtellt iſt. — Der Enkel der Schweſter der Groß⸗ 
mutter mütterlicherſeits war mehrere Jahre wegen dieſer Geiſtes⸗ 
krankheit in der Anſtalt. — Endlich iſt auch der Großvater mütter⸗ 
licherſeits der Schizophrenie verdächtig, da er Selbſtmord beging. 

Irgendein Zweifel, daß die BeſchwF. an Schizophrenie 
leidet und ihre kranke Erbanlage an ihre Nachkommen weitergeben 
kann, beſteht nicht. Der Antrag des Kreisarztes iſt nach § 1 Abſ. 2 
Ziff. 3 Gef. v. 14. Juli 1935 begründet. 

(ErbgeſObGker. Darmſtadt, Entf. v. 20. Mai 1935, E O 220/34.) 
Ber. von OS GR. Dr. Bittel, Darmſtadt. 
* 
Marienwerder 

33. 81 Abſ. 2 Ziff. 2 ErbkrNachwGeſ. Eine geiſtige 
Störung mit Sinnestäuſchungen und Wahnideen kann 
unter Umſtänden auch auf andere Urſachen als eine Schi⸗ 
zophrenie zurückzuführen ſein. 

Entgegen den un des angefochtenen Beſchluſſes er⸗ 
achtet das ErbgeſObGer. nicht für erwieſen, daß es ſich bei der 
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geiſtigen Störung, an der die Ehefrau K. i. J. 1931 gelitten hat, 
um einen ſchizophrenen Anfall handelt. Allerdings war die da⸗ 
malige Erkrankung mit Sinnestäuſchung und Wahnideen verbun⸗ 
den, wie ſie gerade beſondere Kennzeichen ſchizophrener Erkran⸗ 
kungen ſind. Indeſſen iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß im vorl. Falle 
dieſe Erſcheinungen auf andere Urſachen zurückgehen und nicht 
ſchizophrener Art ſind. 


Nach der Krankengeſchichte der Heil⸗ und Pflegeanſtalt zeigte 
ſich ſchon bei Einlieferung der K. am 30. Aug. 1931 leicht erhöhte 
Temperatur. Die nähere Unterſuchung führte dazu, daß an der 
linken Bruſt eine entzündliche Schwellung feſtgeſtellt wurde, die 
eine eitrige Flüſſigkeit entleerte. Die Entzündung verſchlimmerte 
ſich ſo, daß am 25. Sept. 1931 ein operativer Eingriff erfolgen 
mußte, bei dem ſich wieder reichlich Eiter entleerte. Mit der Vor⸗ 
nahme dieſes letzten Eingriffs waren gleichzeitig die bis dahin vor⸗ 
handenen abnormen pfychiſchen Erſcheinungen völlig verſchwun⸗ 
den. Schon dieſer zeitliche Zuſammenhang deutet auf die Möglich- 
keit hin, daß die Wahnideen und Sinnestäuſchungen, an denen die 
K. bis dahin litt, ganz oder zum Teil auf die Bruſtentzündung zu⸗ 
rückzuführen ſind. Gegen das Vorliegen von Schizophrenie ſpricht 
ferner die kurze Dauer der Erkrankung ſowie der damit zuſammen⸗ 
hängende geringe Umfang der pſychiſchen Störungen. Hinzu kommt 
weiter, daß die K. nach ihrer glaubhaften Darſtellung bei der ihrer 
Erkrankung unmittelbar vorangegangenen Geburt ihres Kindes ſich 
in großer ſeeliſcher Erregung befand, da vom Arzt die Befürchtung 
ausgeſprochen war, daß die Geburt, falls ſie das Kind austrage, 
für ſie nicht ungefährlich fei. Berückſichtigt man endlich, daß es ſich 
um eine außereheliche Geburt handelte, die für die nicht aus ganz 
einfachen Kreiſen ſtammende K. ſchon an ſich erhebliche ſeeliſche 
Erregungen herbeiführen mußte, ſo iſt auch die Möglichkeit nicht 
von der Hand zu weiſen, daß ſchon die ganze mit der Geburt zu⸗ 
ſammenhängende Aufregung zu einem Nervenzuſammenbruch ge” 
führt hat, der in Verbindung mit der eitrigen Bruſtentzündung 
einen Anfall von Geiſtesverwirrtheit auslöſte, zumal die K. ſeit⸗ 
her völlig geſund iſt und nie wieder die geringſten Zeichen geiſtiger 
Störung gezeigt hat. 

(ExrbgejObber. Marienwerder Wpr.), Beſchl. v. 5. Dez. 1934, W 36/34.) 


Maniſch⸗depreſſives Irreſein als Grund der 
Anfruchtbarmachung 


§ 1 Abſ. 2 Ziff. 3 ErbkrRachwöGeſ. 
Berlin 
34. Maniſch⸗depreſſive Erkrankungen ſind ſtets in 
der Anlage begründete Krankheitszuſtände. 


Aus dem Gutachten des antragſtellenden Arztes und der 
Krankheitsgeſchichte der Pſychiatriſchen und Nervenklinik der Cha⸗ 
rite, in der M. vom 15. Jan. bis 14. Mai 1934 behandelt worden 
ift, hat das ErbgeſObGer. die Überzeugung gewonnen, daß M. eine 
depreſſive Phaſe, die in den Rahmen des maniſch⸗depreſſiven Irre⸗ 
ſeins gehört, durchgemacht hat. Die Krankheit ging mit ſchwer⸗ 
mütiger Verſtimmung, Angſtzuſtänden, dem Gefühl ſubjektiver Un? 
zulänglichkeit und Selbſtmordgedanken ſowie mit Schlafloſigkeit 
und Abnahme des Körpergewichtes einher und iſt dadurch eindeutig 
gekennzeichnet. Die von M. in ſeinem Beſchwerdeſchreiben verſuchte 
Zurückführung der Krankheit auf äußere Urſachen iſt unhaltbar, da 
ſie der wiſſenſchaftlichen Erfahrung über die Urſachen der maniſch⸗ 
depreſſiven Erkrankungen widerſpricht, wonach es ſich ſtets um in 
der Anlage begründete Krankheitszuſtände handelt. 

(ErbgeſObGer. Berlin v. 28. März 1935, 1 Erb W 331/34.) 


Erbliche Fallſucht als Grund der Unfruchtbarmachung 
§ 1 Abſ. 2 Ziff. 4 ErbkrNachwceſ. 
Aus der Praxis des Erbgeſundheitsobergerichts Berlin 
Ber. von SenPräſ. Dr. Seeliger, Berlin 


35. Frau F. iſt am 3. Febr. 1903 geboren. Über Erblichkeit iſt 
nichts bekannt. Im Alter von 15 Jahren ſind Krämpfe beob⸗ 
achtet, die nach all den Symptomen offenbar epileptiſcher Natur 
geweſen ſind. Aus den Angaben der Angehörigen und auch aus 
ihren eigenen geht mit Sicherheit hervor, daß die Krampfanfälle 
ſich häufig wiederholen und bis in die letzte Zeit hinein gedauert 
haben. Sie find teilweiſe ſehr heftig geweſen, ereigneten ſich auf 
der Straße bei vollem Verkehr und einmal iſt ſie die Bahnhofs 
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treppe fo heftig hinuntergefallen, daß ſie ſtarkere Blutungen ſich 
zuzog. Nach der Krankengeſchichte des V.⸗Krankenhauſes, wo ſie 
beobachtet worden iſt, handelt es ſich um genuine Epilepſie. 
Frau F. iſt kinderlos feit einigen Jahren verheiratet und 
dat ſich 1920 mit Lues infiziert. Da die Krämpfe aber ſchon vor 
et luetiſchen Infektion beſtanden haben, kann die Lues als ur⸗ 
ſächliches Moment nicht angeſehen werden, ſondern es handelt 
ſich um eine genuine Epilepſte, die vererblich iſt. Die Frau F. iſt 
daher gem. § 1 Abſ. 2 Ziff. 4 Gef. v. 14. Juli 1933 unfruchtbar 
zu machen. 
(ExrbgefObGer. Berlin v. 29. April 1935, Wg 90/35.) 
* 

36. Der jetzt 45jährige Tiſchler Wilhelm W. iſt zuerſt 1907 
wegen Fallſucht der Charite, dann 1908 der Anſtalt Wuhlgarten 
und zuletzt 1930 der Anſtalt Herzberge überwieſen worden. An 
ser Krankheitsbezeichnung „erbliche Fallſucht“ iſt nach dem Akten⸗ 
mhalt nicht zu zweifeln, und zwar beſteht bereits ſeit mehreren 
Jahren auch eine ſchwere epileptiſche Seelenſtörung, die in 
ſchweren Wutanfällen, Selbſtmordverſuch und Intelligenzdefekten 
zum Ausdruck kommt. Eine Erbkrankheit i. S. des Geſetzes liegt 
lomit vor. g 

Die Beſchwerdeſchrift beruft ſich darauf, daß W. infolge einer 
Schulterverletzung und nachfolgender Operation ſich nicht opera⸗ 
tionsfähig fühle. Das Erbgeſbcher. hat nicht nachgeprüft, ob in 
der Tat z. Z. eine vorübergehende Operationsunfähigkeit beſteht. 
Dieſe Prüfung iſt nicht Aufgabe des beſchließenden Gerichts, ſon⸗ 
dern des den Beſchluß zur Durchführung bringenden Kreisarztes. 

8 muß daher dem W. überlaſſen bleiben, eine kreisärztliche 
Entſch. darüber, ob die Operation der Steriliſterung noch zu ver⸗ 
ſchieben ift, herbeizuführen. 

(Erbgeſobcker. Berlin v. 29. Nov. 1934, 1 Erb W 150/34.) 

* 

37. Die Diagnoſe erblicher Fallſucht ift durch das Gutachten 
des antragſtellenden Arztes überzeugend begründet. Die Einwände 
des H., daß die Krampfanfälle bei ihm nur im 17. bis 18. Lebens⸗ 
jahr und „nur“ im Schlafe aufgetreten ſeien — gerade das Auf⸗ 
teten von Krampfanfällen aus dem Schlafe heraus ift für die 
Epilepſie beſonders kennzeichnend — können die geſtellte Diagnoſe 

keiner Weiſe entkräften. Damit iſt der Tatbeſtand, der die ge⸗ 
etliche Unfruchtbarmachung des H. erforderlich macht, gegeben. 
Die Blindheit zweier Kinder des H. und die von H. ſelber, wohl 
mit Recht, auf ſein verwandtſchaftliches Verhältnis zu ſeiner Ehe⸗ 
ſrau zurückgeführt wird, laßt ſeine Unfruchtbarmachung nur noch 
notwendiger erſcheinen. 

(ErbgeſObGer. Berlin v. 11. April 1935, 1 Erb W 349/34.) 


* 
1 38. Die Vorgeſchichte und die vom 29. Nov. bis 8. Dez. 
934 in der Pſychtatriſchen und Nervenklinik der Charité durch⸗ 
geführte Beobachtung haben ergeben, daß bei B. die erſten An⸗ 
lälle erſt i. J. 1917, alſo im 41. Lebensjahre aufgetreten find. 
ſerner läßt die Vorgeſchichte erkennen, daß B. früher getrunken 
at. Die Anfälle ſelbſt entſprechen dem Bilde des echten Krampf⸗ 
anfalles. Zwar ſollen Zungenbiß und Einnäſſen nicht vorgekom⸗ 
men ſein, aber der Anfall ſcheint ſich früher durch eine kurz⸗ 
Auernde dämmrige Bewußtſeinstrübung anzumelden, dann er⸗ 
fag das Hinſtürzen mit Steifigkeit und ſpäteren Zuckungen. Eine 
eichte Benommenheit ſcheint ſich anzuſchließen. Die anfänglich 
lle drei bis vier Wochen auftretenden Krampfanfälle dieſer Art 
Heinen feit 1930, ſeitdem Luminal genommen wird, nur noch in 
‚dauernden Bewußtſeinstrübungen (Abſenzen) zu beſtehen. Die 
otperliche Unterſuchung ergab das Vorliegen kleinſchlägiger 
Juckungen bei Blickbewegungen (Nyſtagnus, infolge von Luminal). 
Kr Das Alter des Unterſuchten beim Auftreten der erſten 
1 umpfanfälle, der Umſtand, daß der Unterſuchte früher ſtark ge⸗ 
zrunken hat und ſeine jetzt hervortretende, gerade für die Ver⸗ 
anderungen alter Trinker kennzeichnende Stumpfheit mit Merk- 
zähigkeit⸗ und Gedächtuisſtörung ſprechen für das Vorliegen einer 
„gannten ſpäten Fallſucht, die durch äußere Urſachen bedingt 
her aber nicht auf einer krankhaften Anlage beruht. Es handelt ſich 
hierbei um die ſogenannte Trinkerfallſucht. 
90 Auf Grund der vorgenannten Ne iſt daher bei B. 
193 Vorliegen erblicher Fallſucht i. S. des Geſ. v. 14. Juli 
333 8 1 Abſ. 2 Ziff. 4abzulehnen. 
(Erbgeſodcher. Berlin v. 18. April 1935. 6a W 142/34.) 


* 
ter. 39. L. iſt in der Nervenklinik von dem Berichterſtatter un⸗ 
erſucht worden. Nach den vorl. Daten und den eigenen Angaben 
5 Unterſuchten ſind die erſten Anfälle im Alter von 43 Jahren 
ufgetreten, ein Lebensalter, in dem erfahrungsgemäß ererbte 
pilepſie kaum erſt in Erſcheinung tritt. Vielmehr ſpricht dieſes 


Alter von vornherein für eine erworbene Epilepſie. Bei dem Un⸗ 
terſuchten läßt ſich, wie die eingehende Unterſuchung zeigte, eine 
epileptiſche Weſensveränderung nicht feſtſtellen. Dagegen hat die 
körperliche Unterſuchung eine ſchwache Lichtreaktion der Pupillen, 
ſchwer auslösbare Patellar⸗ und Achilles⸗Reflexe, lebhafte Bauch⸗ 
decken⸗Reflexe und eine ſtarke Kälteüberempfindlichkeit ergeben. 
Dieſer Befund macht eine erworbene organiſche Erkrankung des 
Nervenſyſtems wahrſcheinlich. Der Nachweis einer erblichen Epi⸗ 
lepſie iſt nicht zu führen. 
(ErbgeſObGer. Berlin v. 25. Febr. 1935, Wg 44/35.) 
* 

40. Die Anfälle der jetzt 19jährigen N. find zwar nicht von 
einem Arzt beobachtet worden. Die Schilderung der Mutter über 
drei dieſer Anfälle, die im Okt. 1932, am 20. Jan. 1934 und am 
21. Juni 1934 erfolgten, iſt jedoch ſehr kennzeichnend und be⸗ 
weiſt das Vorliegen einer Epilepſie. 

Nach den Angaben der Mutter iſt der Großvater mütter⸗ 
licherſeits ein jähzorniger Trinker geweſen, der Frau und Kinder 
geſchlagen hat. Der Halbbruder der N., Werner, hat augenſchein⸗ 
lich ebenfalls an einer Fallſucht und zugehörigen ſeeliſchen Er⸗ 
krankungserſcheinungen gelitten. Er iſt im Alter von 24 Jahren 
geſtorben. Es beſteht ſomit kein Zweifel, daß die Fallſucht der N. 
erblich iſt. Es liegt alſo eine Erbkrankheit i. S. des Geſ. vom 
14. Juli 1933 § 1 Abſ. 2 Ziff. 4 vor. 

(ErbgeſObGer. Berlin v. 17. Jan. 1935, 1 Erb W 224/34.) 
* 


41. Aus der vorl. Krankengeſchichte des Krankenhauſes L. 
und aus dem Gutachten des Kreisarztes Be. geht unzweifelhaft 
hervor, daß Agnes S. an erblicher Fallſucht leidet. Es find insbeſ. 
im Krankenhaus L. vier epileptiſche Anfälle beobachtet worden, 
davon zwei ärztlich. Die Anfälle verliefen äußerſt ſchwer; es trat 
eine Cyanoſe auf, aus dem Mund trat Schaum hervor und die 
Kranke biß ſich auf die Zunge. Nach dem Anfall war die Pa⸗ 
tientin verwirrt und hatte keine Erinnerung an den Anfall ſelbſt. 
Neben dieſen großen Anfällen werden auch von der Kranken zahl⸗ 
reiche kleine Anfälle zugegeben. Daneben iſt eine Veränderung des 
Charakters i. S. der Weitſchweifigkeit und Umſtändlichkeit unver⸗ 
kennbar. Nach den Angaben der Patientin, die fie früher im 
Krankenhaus L. gemacht hat, ſind die ſchweren Anfälle erſt i. J. 
1928 aufgetreten. Die Außerung des Arztes Dr. Pl., der die Pa⸗ 
tientin i. J. 1927 behandelt hat, iſt daher ohne Belang. Auch das 
in dem Schreiben des RA. Dr. C. erwähnte Gutachten des Ver⸗ 
trauensarztes der Landesverſicherungsanſtalt B. iſt ärztlich und 
rechtlich bedeutungslos, da dieſes Gutachten unter ganz anderen 
Vorausſetzungen und zu anderen Zwecken erſtattet wurde. Das 
Vorbringen des RA. Dr. C., daß Agnes S. keine Ausſicht auf 
Nachkommenſchaft habe, weil ſie ſehr zurückgezogen lebe und keine 
Ehe eingehen wolle, iſt in dieſer Form unbeachtlich, weil die Pa⸗ 
tientin zeugungsfähig iſt und jederzeit ihren Entſchluß ändern 
kann. 

Eine perſönliche Anhörung der Patientin erübrigte ſich, da 
die Krankengeſchichte des Krankenhauſes L. alles Weſentliche ent⸗ 
hält und darin insbeſ. auch durch eine röntgenologiſche Unter⸗ 
ſuchung des Schädels und durch Unterſuchung der Rückenmarks⸗ 
flüſſigkeit das Vorliegen einer ſymptomatiſchen Epilepſie (nicht erb⸗ 
liche Fallſucht) ausgeſchloſſen iſt. Außerdem hat ſich die Patientin 
durch ihren RA. fo eingehend zur Sache geäußert, daß ihre per⸗ 
ſönliche Anhörung ſich erübrigte. 

(ErbgeſobGer. Berlin v. 13. Mai 1935, Wg 144/35.) 
* 


42. Der jetzt 24jährige Rudolf R. erkrankte zuerſt mit 
17½ Jahren an Fallſucht. Nach den Angaben der Mutter im 
Krankenblatt des Krankenhauſes Moabit kamen die Anfälle ur⸗ 
ſprünglich alle paar Monate, dann wurden ſie häufiger, folgten 
ſich zuletzt alle paar Tage und manchmal auch mehrmals am Tage. 
Es trat Schaum vor den Mund, nach dem Anfall blieb noch eine 
längere Benommenheit zurück. Die Intelligenz hat für die Mutter 
erkennbar nachgelaſſen. Im Krankenhaus Moabit iſt R. vom 
18. Juli bis 4. Aug. 1934 beobachtet worden. Die Arzte haben 
Gelegenheit gehabt, epileptiſche Anfälle bei R. ſelbſt zu ſehen. Es 
ſind friſche Zungenbißverletzungen im Krankenblatt verzeichnet. 
Zur Ausſchließung einer nichtendogenen Urſache für die Fallſucht 
find zahlreiche Sonderunterſuchungen vorgenommen, darunter eine 
Lumbalpunktion und eine Encephalographie. Das Krankenhaus 
kommt zu der abſchließenden Krankheitsbezeichnung einer genuinen 
Epilepfie. Es beſteht demnach an dem Vorliegen einer Erbkrank⸗ 
heit i. S. des § 1 Abſ. 2 Ziff. 4 Gel. v. 14. Juli 1933 kein 
Zweifel. 

ErbgeſObGger. Berlin v. 16. Mai 1935, 1 Erb W 391/34.) 
* 
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43. Der Erzeuger des unehelich geborenen Richard R. hat 
bis zum 20. Lebensjahr epileptiſche Anfälle gehabt. Deſſen Mutter 
ſoll auch epileptiſche Krämpfe gehabt haben. R. ſelbſt hat ſeit 1926 
epileptiſche Krampfanfälle, die ein⸗ bis zweimal in der Woche 
auftreten und ſehr ſchwer ſind, ſo daß er ſich öfter im Anfall 
verletzt. Vor 1926 hatte er ſchon Schwindelanfälle, offenbar auch 
epileptiſcher Natur. 

Die Beſchw. der Mutter beſtreitet die epileptiſchen Anfälle, 
die auch von Dr. Sch., praktiſcher Arzt in B., beſcheinigt ſind, 
nicht. Ihre Behauptung, daß dieſe Anfälle „nicht gemeingefähr⸗ 
licher Art“ ſeien, und daß eine erbliche Belaſtung nicht vorliege, 
da der Vater des R. nur bis zum 20. Lebensjahr Anfälle gehabt 
habe, iſt mediziniſch nicht ſtichhaltig. Es genügt für die Diagnoſe 
„erbliche Fallſucht“ das Vorliegen typiſch epileptiſcher Krampf⸗ 
anfälle, die nicht auf eine äußere Urſache oder auf ein anderes 
erkennbares Hirnleiden zurückzuführen ſind. Solche Krampfanfälle 
liegen bei R. vor. Aus dieſem Grunde iſt davon Abſtand genom⸗ 
men worden, den Erbkranken ſelbſt noch einmal zu hören, da die 
Diagnoſe „erbliche Fallſucht“, welche die BeſchwF. ſogar ſelbſt 
zugibt, auch durch weitere Unterſuchungen nicht hatte abgeändert 
werden können. 

(ErbgeſObGer. Berlin v. 20. Mai 1935, Wg 180/35.) 
* 


44. Nach der Vorgeſchichte handelt es ſich um eine jetzt 
39½ jährige Frau, die unverehelicht iſt, früher vorübergehend mit 
ihrem Verlobten Geſchlechtsverkehr gehabt hat, ohne daß eine 
Schwangerſchaft erfolgte. Sie hat weder geſchlechtliche Beziehun⸗ 
gen, noch Bedürfniſſe. Das Unwohlſein iſt regelmäßig, angeblich 
nicht ſtark. Seit dem zehnten Lebensjahre litt fie an Krampf⸗ 
anfällen mit Bewußtſeinsverluſt, Zuckungen, Zungenbiß und nach⸗ 
folgendem Schlaf. Die Anfälle ſind ſeit vier Jahren unter Lu⸗ 
minalbehandlung ausgeblieben. In der Familie ſollen Krampf⸗ 
anfälle nicht vorgekommen fein. Die im Beſchluß des ErbgeſOb⸗ 
Ger. erwähnte Anverwandte ſoll lediglich einmal einen Ohn⸗ 
machtsanfall, aber niemals Krampfanfälle gehabt haben. Auch an⸗ 
dere Fälle von Fallſucht ſind in der Familie nicht nachgewieſen. 
Bei den ärztlichen Unterſuchungen, deren eine am 19. März 1935 
vom Berichterſtatter ausgeführt wurde, traten irgendwelche Zei⸗ 
chen von Störungen des Denkens i. S. einer Verlangſamung, be⸗ 
ſonderen Umſtändlichkeit oder von geſteigerter Reizbarkeit nicht 
hervor. Körperlich fanden ſich rechtsſeitig Zungenbißnarben, eine 
leichte Entrundung der rechten Pupille, aber ausgiebige Licht⸗ 
reaktion. Die Knie- und Achillesſehnenreflexe waren auffallend 
ſchwach, der Blutdruck wurde mit 140 mm Queckſilberdruck ge⸗ 
meſſen. Die Blutunterſuchung ergab keinen Anlaß für das Vor⸗ 
liegen einer Lues. Wohl aber beſteht allgemein eine gewiſſe vaſo⸗ 
motoriſche Übererregbarkeit. 

Nach der Vorgeſchichte und den Befunden liegt alſo eine 
genuine Epilepſie vor, die nach § 1 Abſ. 2 Ziff. 4 Geſ. v. 14. Juli 
1933 als erbliche Fallſucht bezeichnet wird. 

(ErbgeſobGer. Berlin v. 21. März 1935, 1 Erb W 322/34.) 


* 

45. Wilhelm K. iſt entmündigt wegen Epilepſie und De⸗ 
menz. Eine Verſtändigung mit ihm iſt unmöglich. Er iſt 60 Jahre 
alt und hat ſeit 25 Jahren dauernd leichtere und ſchwerere An⸗ 
fälle, die mit Verwirrungszuſtänden einhergehen und ſchließlich 
zu einer Demenz führten. Obwohl in der Vorfamilie Krämpfe 
nicht bekannt ſind, iſt mit Sicherheit anzunehmen, daß dieſe 
Krämpfe epileptiſcher Natur und angeboren ſind, da exogene Ur⸗ 
ſachen nicht bekannt ſind. Es werden zwar die Anfälle auf die 
Tropenhitze in den Philippinen zurückgeführt, doch kann dies nur 
ein auslöſendes Moment geweſen ſein. 

K. iſt daher gem. § 1 Abſ. 2 Ziff. 4 Gef. v. 14. Juli 1983 
unfruchtbar zu machen. 

(ErbgeſObGer. Berlin v. 3. Juni 1985, Wg 65/35.) 


* 

46. Der jetzt 18jährige Schuhmacherlehrling Ferdinand A. 
leidet ſeit 1932 an epileptiſchen Anfällen, die wiederholt auch 
ärztlicherſeits in Krankenhausbeobachtung feſtgeſtellt wurden. Bei 
dieſen Krankenhausbeobachtungen ergab die Lumbalpunktion kei⸗ 
nen Befund. Sämtliche Reaktionen waren normal. Bei den An⸗ 
fällen iſt Zungenbiß, Bewußtſeinsſtörung, Erlöſchen der Pupillen⸗ 
reaktion und allgemeines Abgeſchlagenſein nach dem Anfall be⸗ 
obachtet worden. Irgendeine exogene Urſache wurde nicht feſt⸗ 
geſtellt. Die beſchriebene Art der Anfälle ſpricht aber auch an ſich 
mit an Sicherheit grenzender Wahrſcheinlichkeit für eine genuine 
erbliche Epilepſie. Das ErbgeſOblger. hat die Überzeugung ge⸗ 
wonnen, daß eine erbliche Epilepfie i. S. des § 1 Abſ. 2 Ziff. 4 
Geſ. v. 14. Juli 1933 vorliegt. 

(ErbgeſObGer. Berlin v. 17. Juni 1935, Wg 214/35.) 


Erblicher Deitstan; als Grund der Unfruchtbarmachung 


§ 1 Abſ. 2 Ziff. 5 ErbkrNachweſ. 
Berlin 

47. Erblicher Veitstanz als Grund der Unfruchtbar“ 
machung — rechtliches Gehör. 

Aus den Akten ergibt ſich, daß der Vater des Unfruchtbar⸗ 
zumachenden i. J. 1917 an erblichem Veitstanz geſtorben iſt, und 
daß ein Bruder ebenfalls daran leidet und bereits ſteriliſiert it. 
Bei U. zeigten ſich die erſten Anzeichen der Erkrankung i. J. 1929. 
Er zeigt heute dauernde ſchlenkernde Bewegungen an den Armen, 
Beinen und Rumpf, außerdem beſtehen Zuckungen in der Geſichts⸗ 
muskulatur. Der Gang iſt leicht tänzelnd mit leicht gebeugten 
Knien. Eine intellektuelle Schädigung liegt noch nicht vor. Au 
ohne dieſelbe iſt auf Grund der choreatiſchen Zuckungen und der 
erblichen Belaſtung ein erblicher Veitstanz anzunehmen. Es iſt da⸗ 
her die Steriliſierung nach § 1 Abſ. 2 Ziff. 5 Gef. v. 14. Juli 1933 
notivendig. 

Der Unfruchtbarzumachende ift im erſten Rechtszuge von dem 
zuſtändigen Kreisarzt, alſo einer ärztlichen Amtsperſon, eingehen 
zur Sache vernommen und dann noch einmal von dem Gericht erſter 
Inſtanz zur Sache gehört worden. 

Im zweiten Rechtszuge hat U. Terminsnachricht erhalten. 

Die Diagnoſe erblicher Veitstanz iſt jo ſicher gewonnen wor⸗ 
den, daß vom ärztlichen Standpunkt eine nochmalige Unterſuchung 
nicht erforderlich iſt. 

(Erbgeſ Ober. Berlin v. 3. Juni 1935, Wg 193/35.) 


Erbliche Blindheit als Grund der Unfruchtbarmachung 


§ 1 Abſ. 2 Ziff. 6 ErbkrRachwöGeſ. 
Dresden 

48. 9 1 Abſ. 2 Ziff. 6 ErbkrNachwGeſ. Vererblichkeit 
des Mikrophthal mus. > 

Das Erbgeſcher. in a feſtgeſtellt, daß L. an einem bei? 
derſeitigen, angeborenen Mikrophthalmus ſowie einer am hin? 
teren Linſenpol gelegenen teilweiſen Startrübung leidet. Es hat 
angenommen, daß das Leiden als Erbkrankheit unter den Begrif 
der erblichen Blindheit fällt. 

Die Beſchw. des L. iſt zurückgewieſen worden. Das Beſchwö. 
hat ſich in der Frage, ob das feſtgeſtellte Leiden vererblich iſt, dem 
Gutachten des Direktors der Augenklinik in H., Dr. Cl., am 
geſchloſſen, das dahin geht: > 

„Der ſog. Mikrophthalmus wird in einem Teile der Fälle 
dominant vererbt, aber meiſtens nur über wenige Generationen. 
Er iſt ſehr oft, wie auch in dem vorl. Falle, mit mehr oder 
weniger ausgeprägter Starbildung und Augenzittern ſowie 
Schwachſichtigkeit vergeſellſchaftet. In einem Teile der Fälle vet 
erbt ſich der Mikrophtyalmus, ſoweit er noch verknüpft iſt mil 
Starbildung und Schwachſichtigkeit, rezeſſiv. Wenngleich ſich in dem 
vorl. Falle angeborene Starerkrankungen in der Familie nich 
haben nachweiſen laſſen, fo dürfte es ſich wohl ganz zweifellos un 
einen rezeſſiv vererbten Mikrophthalmus mit Cataracta polaris 
posterior handeln. Jedenfalls iſt mit großer Wahrſcheinlichkeit DA 
mit zu rechnen, daß die Nachkommen des L., wenn ſie nicht ſelbſt 
das bei L. vorl. Leiden zeigen, es zum mindeſten zum Teil als ver 
deckte Anlage mit ſich führen und in ſpäteren Generationen mani“ 
feſt vererben können.“ 

(ErbgefObGer. Dresden, Beſchl. v. 28. Sept. 1934, Erbgeſ. O 93/34) 


Ber. von SenPräſ. Dr. Zachmann, Dresden. 


Erbliche Taubheit als Grund der Unfruchtbarmachung 
§ 1 Abſ. 2 Ziff. 7 Erbtrꝛachwczeſ. 
Vgl. die Entſcheidungen JW. 1935, 1875 ff. (Heft 26) 


Schwere erbliche körperliche Mißbildung als Grund 
der Unfruchtbarmachung 
8 1 Abſ. 2 Ziff. 8 ErbkrRachwcheſ. 
Berlin 
49. Schwere erbliche körperliche Mißbildung. 
a) Kolobom — Aufklärungspflicht. 4 
Die bisher ſtattgehabte Beweisaufnahme ift nicht geeignet, die 
erſtrichterliche Eutſch. zu tragen. 


64. Jahrg. 1935 Heft 30] 
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0 Der vorl. Schaden wird allein durch den kurzen Befund 
des ärztlichen Gutachtens dargeſtellt. Daraus iſt nicht zu erſehen, 
ob und inwieweit es ſich um eine ſchwere erbliche körperliche 
Mißbildung handelt. Ein eingehender und zweckmäßig augenfach⸗ 
ärztlicher Befund iſt für die Beurteilung unumgänglich notwendig. 
Darüber hinaus empfiehlt es ſich auch, den Erbgang des Schadens 
zu prüfen, insbeſ. ob dominant oder rezeſſiv, und das Ergebnis für 
die Entſch. mitzuverwerten. Auf S. 111 des Komm. von Gütt⸗ 
üdin, Ruttke wird Bezug genommen. 


(Erbgeſ Ober. Berlin v. 18. März 1935, Wg 32/35.) 


b) Little'ſche Krankheit — Lähmung beider Beine. 
Eduard T. leidet an ſchwerer Littleſcher Krankheit, d. h. Läh⸗ 
mung beider Beine. Die Erblichkeit iſt erwieſen. Sein Vater litt 
an derſelben Krankheit und vererbte ſie an vier von ſeinen ſechs 
Kindern. Da Eduard T. zeugungsfähig iſt, iſt ſeine Unfruchtbar⸗ 
machung gem. § 1 Abſ. 2 Ziff. 8 Gef. v. 14. Juli 1933 geboten. 
(Erbgeſobcher. Berlin v. 25. März 1935, Wg 109/35.) 


Schwerer Alkoholismus als Grund der 
Unfruchtbarmachung 


8 1 Abf. 3 ErbkrNachwGheſ. 

Berlin 
50. Erbliche Belaſtung iſt nicht Vorausſetzung des 

ſchweren Alkoholismus i. S. des Geſ. v. 14. Juli 1933. 


Aus dem Gutachten des antragſtellenden Arztes geht über⸗ 
zeugend hervor, daß S. auf körperlichem wie auf ſeeliſchem Ge⸗ 
biete ausgeſprochene Zeichen des chroniſchen Alkoholismus bietet. 
Er trinkt bereits ſeit dem 15. Lebensjahr mehr oder minder ſtark 
und iſt, wie ſich aus den Akten des Jugendamts ergibt, als 
unverbeſſerlicher Gewohnheitstrinker bekannt, auch bereits wegen 

achbeſchädigung und wegen Unterſchlagung beſtraft worden. In 
er Sandesanftatt T., wo S. zur Zeit untergebracht iſt, wurde die 
Diagnoſe „Alkoholismus bei Pſychopathie und Debilität“ geſtellt; 
für das Beſtehen einer Debilität ſprechen auch die ſchlechten Schul⸗ 
erfolge des S. (er hat nur die 3. Klaſſe erreicht), Das Vordergericht 
hat „ſchweren Alkoholismus auf offenbar pſychopathiſcher Grund⸗ 
lage“ angenommen. Die Annahme einer anlagemäßig bedingten 
ſeeliſchen Abartigkeit als Grundlage der Trunkſucht beſteht nach 
er Überzeugung des Ober. durchaus zu Recht. 

Der Pfleger des S. bringt in ſeiner Beſchwerdeſchrift vor, 
daß die Annahme, die Trunkſucht ſeines Pfleglings (Bruders) be⸗ 
ruhe auf erblicher Veranlagung, irrig ſei, da unter den Vorfahren 
keine Trinker geweſen ſeien und auch die fünf Geſchwiſter des S. 
nicht an Trunkſucht litten. Der Einwand iſt unerheblich, da eine 
ſolche erbliche Belaſtung durchaus nicht Vorausſetzung für das Be⸗ 
tehen eines „ſchweren“ Alkoholismus i. S. des Geſetzes iſt. Die 
Alge Lebensführung des S. und ſeine krankhafte Neigung zum 

kohol beweiſen, daß es ſich um einen pfychiſch abartigen Men⸗ 
ſchen handelt. Die Gefahr einer Vererbung ſolcher Abartigkeit 
auf die Nachkommenſchaft beſteht auch da, wo ſie im Umkreiſe der 
Familie zum erſten Male in Erſcheinung tritt. Die von dem 
Pfleger aufgeſtellte Behauptung, daß die 12 Kinder, die S. be⸗ 
reits gezeugt hat und die im Alter von ½ bis 5 Jahren ſtehen, 
en geiſtigen Durchſchnitt anderer Kinder gleichen Alters über⸗ 
ragen, iſt ebenfalls unbeachtlich, da ſeeliſche Abwegigkeiten als 
Ausdruck der überkommenen krankhaften Anlage noch ſpäter her⸗ 
dortreten können. Weiterer Nachwuchs des S. muß demnach als 
urchaus unerwünſcht für die Volksgemeinſchaft erachtet werden. 

Die Diagnoſe ſchwerer Alkoholismus ſteht bei Walter S. 
unzweifelhaft feſt (§ 1 Abſ. 3 Gel. v. 14. Juli 1933). 

(ErbgeſobGer. Berlin, Urt. v. 23. Mai 1935, 1 ErbW 287/84.) 
x 


51. Ohne genaue Feſtſtellung, in welchem Umfange 
der Patient zum Alkoholgenuß geneigt geweſen ift, iſt die 
Diagnoſe „ſchwerer Alkoholismus“ nicht zu gewinnen. Zur 
Frage, oh eine geſchlechtliche Infektion an dem vorhan⸗ 
denen geiſtigen Zuſtandsbilde urſächlich mitbeteiligt ſein 
kann. 


Gegen den Beſchluß, durch den die Unfruchtbarmachung des 
Franz ©. wegen ſchweren Alkoholismus angeordnet worden iſt, haben 
der Pfleger und der Unfruchtbarzumachende Beſchwerde eingelegt, die 
begründet iſt. 

5 Die bisherigen Ermittlungen ſind nicht geeignet, die Entſch. 
der Vorinſtanz zu tragen. 

x Es iſt einmal nicht erſichtlich, in welchem Umfange S. zum 
Alkoholgenuß geneigt geweſen it. Das dem Beſchluß zugrunde lie⸗ 
gende Zeugnis des Aſſiſtenzarztes Dr. L. bringt nur das Urteil „hat 


ſehr viel getrunken und auch viel Alkohol vertragen“. Welche Unter⸗ 
lagen dem Arzt zur Bildung dieſes Urteils vorgelegen haben, läßt ſich 
nicht erſehen. Damit iſt nicht erſchöpfend feſtgeſtellt, daß ſchwerer 
Alkoholismus vorliegt. 

Daneben weiſen die Unterlagen darauf hin, daß bei S. auch eine 
Geſchlechtskrankheit vorgelegen hat. Angegebene körperliche Krank⸗ 
heitszeichen und einzelne Zeichen in ſeinem geiſtigen Verhalten zwingen 
zur genauen Überprufung, ob und inwieweit auch die geſchlechtliche 
Sufektion an dem vorhandenen geiſtigen Zuſtandsbild urſächlich mit» 
beteiligt iſt. Auf die Erörterung dieſer ſich ergebenden Frage iſt das 
Erbgeſcer. nicht eingegangen. Der Unſruchtbarzumachende iſt ſeiner⸗ 
ſeits geneigt, die geſamten Störungen ſeines Geiſteslebens auf die 
ſeinerzeit erfolgte Infektion zurückzuführen. 

(ErbgeſObGer. Berlin, Urt. v. 25. Mai 1935, Wg 162735.) 


Einzelne Rechtsfragen 
Berlin 

52. Ablehnung der Unfruchtbarmachung, weil eine 
ſolche wegen beſtehender Herzerkrankung der Erbkranken 
mit Lebensgefahr verbunden iſt. 

Das ErbgeſObGer. macht von feiner Befugnis, gem. § 1 
Abf. 2 Ziff. 8 die Steriliſation der Emma H. anzuordnen, keinen 
Gebrauch, weil nach der dienſtlichen Außerung des Kreisarztes B. 
eine Unfruchtbarmachung wegen beſtehender Herzerkrankung der 
Patientin mit Lebensgefahr verbunden iſt. Abgeſehen hiervon iſt 
nach der amtlichen Außerung desſelben Kreisarztes eine Fort⸗ 
pflanzungsgefahr inſofern nicht mehr anzunehmen, als das be⸗ 
ſtehende Herzleiden mit an Sicherheit grenzender Wahrſcheinlich⸗ 
keit bei etwa nochmals einſetzender Schwangerſchaft zur erneuten 
Unterbrechung derſelben führen wird. 


(ExbgefOb®er. Berlin, Urt. v. 10. Jan. 1935, 6a W 14/34.) 
* 


53. Fünfzig Jahre zurückliegende Vorgänge find 
regelmäßig unbeweisbar und können daher nicht als aus» 
reichender Umſtand oder als neue Tatſache i. S. des 8 12 
Abſ. 2 des Gef. v. 14. Juli 1933 angeſehen werden. 

An dem Vorliegen eines Schwachſinns bei dem am 7. Juli 1881 
geborenen Otto P. beſteht nach dem amtsärztlichen Gutachten und 
dem Intelligenzprüfungsbogen kein Zweifel. Die Beſchw F. ſelber 
greift auch den Beſchluß des Erbgeſcger. in dieſer Beziehung nicht an. 
Sie glaubt jedoch, daß dieſer Schwachſinn nicht angeboren ſei, ſondern 
behauptet, daß er ſich im Anſchluß und in urſächlichem Zuſammen⸗ 
hang mit einer Krankheit entwickelt habe, die der P. im Alter von 


2½ Jahren durchgemacht hat. P. ſoll damals gelähmt geweſen fein 


und Krampfanfälle durchgemacht haben. Weiter betont die BeſchwF., 
daß ihr Sohn geſchlechtlichen Verkehr nicht pflege. Der letztgenannte 
Beſchwerdegrund kann aus der Erörterung fortfallen, da die körper⸗ 
liche Fähigkeit zur Fortpflanzung vorhanden iſt. Zum erſtgenannten 
Beſchwerdegrund hat die BeſchwF. keinerlei Beweismittel beigebracht. 
Es handelt ſich lediglich um eine Angabe der beſchwerdeführenden 
Mutter des P., die bereits in hohem Greiſenalter ſteht und am Aus⸗ 
gange des Verfahrens nicht unintereſſiert iſt. Das Gericht hat keine 
Möglichkeit geſehen, ſich über dieſe angeblichen, 52 Jahre zurück⸗ 
liegenden Vorgänge jetzt noch Aufklärung zu verſchaffen. Es kann 
daher die vorn ver BeſchwF. vorgebrachte Angabe nicht als ausreichen» 
der Umſtand oder neue Tatſache i. S. des § 12 Abſ. 2 des Gef. 
v. 14. Juli 1933 angeſehen werden. 

Ein Grund zur Wiederaufnahme des Verfahrens iſt demnach 
nicht gegeben. 

ErbgeſObcher. Berlin, Urt. v. 16. Mai 1935, 1 ErbW 392,34.) 
* 

54. Eine weſentliche Lücke im Ref. v. 14. Juli 1983. 

Die gegen den Beſchluß, durch den die Unfruchtbarmachung 
des Eduard Re. wegen ſchweren Alkoholismus angeordnet worden 
iſt, von dieſem erhobene Beſchw. iſt begründet. Zur Unterſuchung 
durch den Berichterſtatter fand ſich Eduard Re. am 17. Mai 1935 
ein. Er erſchien in zwar dürftiger, aber ordentlicher Kleidung, 
körperlich ſauber und friſch raſtert, benahm ſich geordnet, höflich, 
wenn auch etwas plump vertraulich in der Art des alten Kunden. 
Seine Vergehungen gibt er zu, ſtellt ſie als Jugendtorheiten hin, 
führt ſie auch auf ſeine jugendliche Verwahrloſung zurück. Er 
ſpricht von ſeinem Gefängnisfilm und meint damit die Zeiten bis 
1919, während der er ſeine 16 Straftaten beging und die 
Strafen verbüßte. In ſeiner ſchnoddrigen Art zeigt er dann den 
Übergang zum Anſtaltsfilm, wie er ihn nennt. Manchmal ſpricht 
er auch vom Irrenfilm. Den Gefängnisknall bezeichnet er richtig 
als einen Verſuch, aus der Haft herauszukommen und in die An⸗ 
ſtalt und über dieſe in die Freiheit zu gelangen. Auch die ſpäteren 
32 Anſtaltsaufnahmen begründet er in ahnlicher Weiſe als einen 
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Verſuch, Zuflucht zu finden, wenn es ihm ſchlecht ging, wenn er 
nach vermehrtem Alkoholgenuß Schnapsangſt hatte oder ſonſtwie 
eine ſichere Bleibe ſuchte. Wie nach der ſchweren Beſtrafung im 
Kriege anſcheinend die Kriminalität jäh ihr Ende fand, ſo ſchil⸗ 
derte er auch jetzt ſeine Heilung vom Hoſpitalitentum. Man er⸗ 
kennt hierin die Beeinflußbarkeit durch energiſche Zwangsmaß⸗ 
nahmen und damit die Einſicht und Urteilsfähigkeit, die dann ge⸗ 
weckt wird, wenn nur durch ſtrenge und nicht abzuwendende Maß⸗ 
nahmen dem Betreffenden der Ernſt der Lage fühlbar zum Be⸗ 
wußtſein gebracht wird. Dieſes Lebensbild weiſt die Züge einer 
pſychopathiſchen Perſönlichkeit auf, deren Haltloſigkeit anfänglich 
u verbrecheriſchen Handlungen, zum Alkoholmißbrauch, ſpäter zum 

fründnertum geführt hat. Aber ſie läßt auch erkennen, daß eine 
Beeinflußbarkeit i. S. einer Erziehbarkeit (Dreſſur) vorliegt. Es 
iſt dabei nicht nötig, noch auch zu erwarten, daß eine wirkliche 
Einſicht in das verfehlte Leben ſelbſt geſchaffen wird, es genügt 
zur Umſtellung der Lebensführung lediglich das Verſtändnis für 
die mehr oder weniger ſchweren Folgen der Handlungen. Daher 
iſt es im vorl. Falle auch nicht zu einem lebenslänglichen Ge⸗ 
wohnheitsverbrechertum gekommen, es iſt auch keine ſchwere 
Trunkſucht feſtzuſtellen, es nicht einmal das Pfründnertum zu 
einer Dauergewohnheit geworden. Das ErbgefObber. kann daher 
aus eigener Kenntnis des Tatbeſtandes und namentlich auch der 
Perſönlichkeit des Re. dem Gutachten des Dr. X. nicht folgen. 
Denn ein ſchwerer Alkoholismus liegt bei Re. nicht vor. Es han⸗ 
delt ſich lediglich um einen haltloſen Pſychopathen. Das Geſ. 
vom 14. Juli 1933 enthält keine Handhabe zur Er- 
faſſung der haltloſen Pſychopathen von der Art 
des Re. Das ErdgejObber. fieht auch in dem auf S. 127 ff. der 
Erläuterungen von Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke gemachten Aus⸗ 
führungen keine Möglichkeit, den Begriff des ſchweren Alkoholis— 
mus auf Re. in Anwendung zu bringen. 

Das ErdgefObGer. ſteht auf dem Standpunkte, daß gerade 
die Pſychopathen von der Art des Re. in beſonderem Maße 
für die Erbgeſundheit des Volkes gefährlich ſind und daß ihre Un⸗ 
fruchtbarmachung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes dringend 
notwendig iſt. Der vorl. Fall weiſt alſo mit beſonderer Deutlich⸗ 
keit auf eine weſentliche Lücke im Geſetz v. 14. Juli 
1933 hin. 

(ErbgeſObGer. Berlin, Beſchl. v. 18. Mai 1935, Wg 173/35.) 
* 
Breslau 

55. 87 Abſ. 2 ErbkrNachwGeſ. Zur Frage des ärzt- 
lichen Berufsgeheimniſſes. 

Das Erbgeſcher. in B. hat im Rahmen der ihm obliegenden 
Ermittelungen den, eine private Nervenheilanſtalt unterhaltenden 
Arzt Dr. k. um Überſendung der Krankengeſchichte betreffend eine 
angeblich erbkranke Perſon erſucht, die früher einmal in dieſer 
privaten Anſtalt untergebracht war. Der Arzt hat trotz Hinweiſes 
auf 8 7 Abſ. 2 des Gef. die Vorlegung der Kranlkengeſchichte in 
dieſem einen ſpeziellen Falle verweigert. Er hat geltend gemacht, daß 
87 Abſ. 2 des Gef. ihn wohl ohne Rückſicht auf das Berufsgeheimnis 
zur Ausſage, nicht aber auch zur Vorlegung der von ihm geführten 
Krankengeſchichte verpflichte; durch die Vorlegung der Kranken- 
geſchichte würde er ſich trotz der Beſtimmung des § 7 Abſ. 2 des Gef. 
der Verletzung des Verufsgeheimniſſes ſchuldig machen und ſich der 
Gefahr einer Beſtrafung aus 8 300 StGB. ausſetzen. Das Erbgeſcger. 
hat nach vorheriger Androhung gegen den Arzt eine Ordnungsſtrafe 
von 150 AA feſtgeſetzt und dieſer Feſtſetzung die Beſtimmungen des 
Art. 4 Abſ. 2 AusfVoOO. v. 5. Dez. 1933 und des $ 33 RFGG. zu⸗ 
grunde gelegt. Gegen die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe hat der Arzt 
Beſchwerde bei dem ErbgeſObGer. in B. eingelegt. 

Das ErbgeObG. hat die Veſchwerde inſoweit zurückgewieſen, 
als der beſchwerdeführende Arzt für verpflichtet erklärt worden iſt, 
die Krankengeſchichte vorzulegen. Im übrigen hat es die Sache zur 
weiteren Behandlung an das Erbgeſcher. zurückverwieſen. Das Ober⸗ 
gericht führt folgendes aus: 

Nach 8 7 ErbkrNachwcheſ. find Arzte, die als Zeugen oder 
Sachverſtändige vernommen werden, ohne Rückſicht auf das Berufs- 
geheimnis zur Ausſage verpflichtet. Lediglich eine Ausdehnung dieſer 
Vorſchrift bedeutet es, wenn 87 weiter beſtimmt, daß Kranken⸗ 
auftalten dem Erbgeſcher. auf Erſuchen Auskunft zu erteilen haben. 
Die Auskunft umfaßt eine vollſtändige Offenlegung der Kranken⸗ 
geſchichte, die am kürzeſten und zweckmäßigſten durch Einreichung der 
Krankengeſchichte erfolgt. Demgemäß nimmt auch der Kommentar von 
Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, Anm 9 zu 87 des Gef. (S. 154) ohne 
weiteres eine Verpflichtung zur Überlaſſung von Akten, wozu auch 
Krankengeſchichten gehören, an und dieſe Verpflichtung iſt, ſoweit be⸗ 
kannt, im Bezirk des Erbgeſ Ober. bisher niemals beſtritten wor⸗ 
den. Der BeſchwF. beruft ſich zur Rechtfertigung feines erſt neuer⸗ 
dings eingenommenen ablehnenden Standpunktes lediglich auf die 
Wahrung ſeines ärztlichen Berufsgeheimniſſes, aber nach §7 des Geſ. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


zu Unrecht. 8 300 StGB. kann demgegenüber keine Anwendung fir“ 
den, weil es ſich gemäß § 7 des Gef. eben nicht um die unbefugte 
Offenbarung eines Privatgeheimniſſes handelt. b 
Das Gericht muß bei dem vorhandenen öffentlichen Intereſſe 
ſelbſtverſtändlich die Befugnis haben, die Erfüllung jener Verpflich⸗ 
tung durch unmittelbaren oder mittelbaren Zwang durchzuſetzen. Das 
BeſchwG. nimmt jedoch im Gegenſatz zum Erbgeſcher. an, daß für 
den letzteren nicht die Vorſchriften des R., ſondern gemäß 8“ 
ErbkrNachwGgeſ. i. Verb. m. den obigen Ausführungen die der ZPO. 
entſprechende Anwendung zu finden haben. Demgemäß Konnte die 
Ordnungsſtrafe entſprechend §S 390 ZPO. erſt feſtgeſetzt werden, nach⸗ 
dem die Weigerung der Einreichung der Krankengeſchichte rechtskräftig 
für unberechtigt erklärt worden war. Eine ſolche rechtskräftige Ent⸗ 
ſcheidung liegt nunmehr vor, nachdem der Beſchluß des Erbgeſcher. 
inſoweit durch das BeſchwG. beſtätigt worden iſt. Verbleibt der 
BeſchwF. jetzt trotzdem bei feiner Weigerung, fo kann mit den ge 
ſetzlichen Mitteln gegen ihn vorgegangen werden. Wegen des hiernach 
erforderlichen weiteren Verfahrens war die Sache an das Erbgeſcher. 

zurückzuverweiſen. 
(ErbgeſObGker. Breslau, Beſchl. v. 8. Mai 1935, 17 Wg 447/85.) 

Ber. von AGR. Dr. Paul Weber, Breslau. 


* 
Dresden 


56. Art. 1 Abſ. 2 der AusfVOO. v. 5. Dez. 1933 z. Erbkr⸗ 
NachwGeſ. Zur Feſtſtellung der Fortpflanzungsunfähig⸗ 
keit der Frau genügt nicht eine einmalige Durchblaſung 
der Eileiter mit negativem Ergebniſſe. 

Das Erbgeſcher. in B. hat den Antrag auf Unfruchtbar⸗ 
machung der Frau M. auf Grund einer Beſcheinigung des Dr. Gr. 
abgelehnt, die lautet: „Bei Frau M. iſt mit einer an Sicherheit 
grenzenden Wahrſcheinlichkeit anzunehmen, daß eine Unfruchtbar⸗ 
keit beſteht mit Undurchgängigkeit der Eileiter.“ 

Auf die Beſchw. des Bezirksarztes zu B. hat das Beſchw. 
den Beſchluß aufgehoben und die Sache zur anderweiten Entſch. 
an die erſte Inſtanz zurückverwieſen. 

Die Beſcheinigung des Dr. Gr. konnte ſchon um deswillen 
keine geeignete Grundlage für die Feſtſtellung der Fortpflanzungs' 
unfähigkeit der M. bilden, weil aus ihr nicht erſichtlich iſt, welche 
Methode Dr. Gr. zur Feſtſtellung der Undurchgängigkeit der Ei⸗ 
leiter angewendet hat. Nach der vom BeſchwG. beigezogenen Auße⸗ 
rung hat Dr. Gr. die derzeitige Undurchgängigkeit der Eileiter 
mittels der ſogenannten transzervikalen Perturbation nach Sell‘ 
heim feſtgeſtellt. Hierzu hat er bemerkt, daß er die Frau M. auf“ 
gefordert habe, ſich gelegentlich innerhalb eines beſtimmten Zeit⸗ 
raumes einer Nachkontrolle zu unterziehen. 

Nach der Anſicht des BeſchwG. erbringt die — offenbar nut 
einmal — vorgenommene Durchblaſung der Eileiter mit nega⸗ 
tivem Reſultate keinen genügenden Beweis für die Fortpflan⸗ 
zungsunfähigkeit. Die Eileiter (Tuben) können als durchgängig für 
Luft (Gas) oder als undurchgängig bezeichnet werden, woraus mi 
hoher Wahrſcheinlichkeit auf Durchgängigkeit oder Undurchgängig⸗ 
keit auch für das Ei geſchloſſen werden kann. Sind die Tuben un“ 
durchgängig, ſo iſt Schwangerſchaft ſehr unwahrſcheinlich. Es ſind 
aber Fälle beobachtet worden, wo ſich Schwangerſchaft nach nega⸗ 
tivem Durchblaſungsreſultat eingeſtellt hatte; in einem Falle war 
ein dreimaliger Durchblaſungsverſuch negativ ausgefallen (vol. 
hierzu „Eileiterdurchblaſung“, Bd. 12 der Berichte über die ge⸗ 
ſamte Gynäkologie und Geburtslehre, S. 129). In dem ebend 
Bd. 19 S. 213 abgedruckten Berichte über „Sellheim, Sieben 
Jahre Tubendurchblaſung“ wird geſagt, daß Sellheim die 
letzten 200 Fälle, die er einer Tubendurchblaſung unterzogen hat, 
noch einmal durchgeſehen hat und auf Grund ſeiner Erfahrungen 
zu folgendem Schluß gekommen iſt: „Der Hauptwert der Tuben? 
durchblaſung liegt in diagnoſtiſcher Richtung: erſt ein dreimafige? 
negatives Reſultat berechtigt zu der Diagnoſe „undurchgängig,“ 
wobei Vorbedingung für die Durchblaſung ein luftdicht abgejaylof” 
fenes Inſtrumentarium iſt.“ Ebenſo heißt es in dem Berichte 
zu Tubenſtrikturen uſw., Bd. 19 S. 485, daß die prognoſtiſch 
ungünſtige Undurchläſſigkeit durch dreimalige Durchblaſung ge 
ſichert werden muß. Im Einklang mit dieſen Ergebniſſen der Er’ 
forſchung der Eileiterdurchblaſung ſteht ein vom Beſchwöß. in 
einer anderen Sache beigezogenes Gutachten der Univerſitäts⸗ 
Frauenklinik in L. v. 25. Febr. 1935, wo geſagt iſt, daß die Un⸗ 
durchgängigkeit der Eileiter für Luft zwiſchen den Perioden nicht 
unbedingt dahin gedeutet werden kann, daß ſie zu jeder Zeit für 
Samenfäden unpaſſierbar wären. 

Hiernach kann auf Grund der Beſcheinigung des Dr. Gr. 
nicht feſtgeſtellt werden, daß die M. nicht fortpflanzungsfähig iſt. 

(Erbgeſobcher. Dresden, Beſchl. v. 11. April 1935, 23 Wg 292/35.) 
Ber. von SenPräſ. Dr. Zachmann, Dresden. 
* 
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Jena 

57 8 1 ErbkrNachwGeſ. 
Fortpflanzung. 

Hilde F. leidet an angeborenem Schwachſinn. Gleichwohl be⸗ 
ſteht kein Anlaß, ſie unfruchtbar zu machen. Denn ſie iſt ledig und 
ſteht bereits im 46. Lebensjahre. Wie ihr Bruder glaubhaft ver⸗ 
ſichert, iſt ſie nie in anderen Umſtänden geweſen. Die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit, daß ſie jetzt noch Kinder bekommt, iſt ſo verſchwin⸗ 
dend gering, daß von der Unfruchtbarmachung abzufehen iſt. 

(ErbgeſObcker. Jena, Beſchl. v. 18. April 1935, Wg 149/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Lorey, Jena. 
* 

58. § 1 ErbkrRachwGeſ. Unwahrſcheinlichkeit der 
Fortpflanzung einer jährigen Frau. Unnötige Härten 
ſind bei der Erbpflege zu vermeiden. }) 

Frau K. leidet an Schizophrenie. Im Dez. 1934 wird ſie 
50 Jahre alt. Zur Zeit iſt ſie noch fortpflanzungsfähig, denn ſie 
menſtruiert noch regelmäßig. Der Amtsarzt führt in feiner Beſchw. 
gegen den die Unfruchtbarmachung ablehnenden Beſchluß des Erb⸗ 
geſcßer. daher zutreffend aus, daß die Möglichkeit der Fort⸗ 
pflanzung jetzt und auch noch eine Zeitlang nach Erlöſchen der 
Menſtruation beſtehe. 

Demgegenüber hält das ExrbgefObGer. mit dem Vorderrichter 
die Wahrſcheinlichkeit, daß Frau K. ſich noch fortpflanzen 
wird, für außerordentlich gering. Sie hat zwar in der Heilanſtalt 
geäußert, ſie wolle wieder heiraten. Das erklärt ſich aber nach 
Anſicht des Anſtaltsleiters aus ihrem damaligen Krankheitszuſtand. 
Heute hat ſich dieſer Zuſtand weſentlich gebeſſert. Der Mann der 
Erbkranken iſt 1932 im Alter von 48 Jahren geſtorben. Aus der 
Ehe ſtammen drei Kinder, das jüngſte iſt 1917 geboren worden. 
Alles das ſpricht in hohem Maße dagegen, daß Frau K. nochmals 
heiraten und ſich fortpflanzen wird. Daß ſie überhaupt in ihrem 
kranken Zuſtand einen Ehepartner finden würde, iſt ſehr unwahr⸗ 
ſcheinlich. Dazu kommt, daß nach dem Gutachten ihres Hausarztes 
mit Sicherheit bei Frau K. in ganz kurzer Zeit die Tätigkeit der 
Eterſtöcke aufhören wird. 

Denkbar iſt, daß Frau K. in einem neuen Schub ihrer Krank⸗ 
ae ſich auf außerehelichen Geſchlechtsverkehr einläßt und ge⸗ 
chwängert wird. Aber das iſt ſehr unwahrſcheinlich. 

Das Erbgeſ Ober. hat alle dieſe für und wider die Un⸗ 
fruchtbarmachung ſprechenden Umſtände gegeneinander abgewogen. 
Ferner hat es in Betracht gezogen, daß der Eingriff beim Alter 
der Erbkranken nicht völlig ungefährlich iſt. Man würde unter 
dieſen Umſtänden in der Bevölkerung mit Recht die Durchführung 
der Unfruchtbarmachung hier als Ed und unnötige Härte 
empfinden. Das aber wäre dem großen Gedanken abträglich, der 
die ganze Raſſepflege tragen und der allen Volksgenoſſen nahe⸗ 
gebracht werden ſoll. Das ErbgejObGer. iſt daher mit dem Vorder⸗ 
richter der Anſicht, daß die Unfruchtbarmachung hier zu unter⸗ 
leiben hat. 

(ErbgeſObGer. Jena, Beil. v. 12. Juli 1934, Erb G 0 42/34.) 
Ber. von OLGR. Dr. Lorey, Jena. 


Unwahrſcheinlichkeit der 


Anmerkung: Dem Beſchluß iſt nicht zuzuſtimmen, denn die 
Sean K. hat ſelbſt in der Heilanftalt geäußert, fie will wieder 
eiraten. In den Gründen wird außerdem gejagt: „Denkbar iſt, 
aß Frau K. in einem neuen Schub ihrer Krankheit ſich auf 
außerehelichen Geſchlechtsverkehr einläßt und geſchwängert wird.“ 
Der Schlußfolgerung in den Gründen, daß das ſehr unwahr⸗ 
cheinlich wäre, kann nicht beigetreten werden. Es liegt Fortpflan⸗ 
zungsfähigkeit vor. Bei der Einſtellung der Unfruchtbarzumachen⸗ 
en muß auch mit einer derartigen Möglichkeit gerechnet werden. 
Daher mußte das Gericht auf n erkennen. Im 
übrigen hätte damals Abſ. 3 von Art. 6 der 1. Durchf VO. zum 
ErbkrNachwGeſ. v. 5. Dez. 1933 Platz greifen müſſen. Jetzt iſt 
zu beachten, daß dieſer Artikel durch Art. 7 der 3. AusfVO. zum 
ErbkrNachweſ. v. 25. Febr. 1935 folgende den erhalten hat: 
„Iſt der Eingriff nach Urteil des ausführenden Arztes wegen 
beſonderer Umſtände mit Lebensgefahr für den Erbtranken ver⸗ 
unden oder aus einem anderen wichtigen geſundheitlichen Grunde 
nicht alsbald durchführbar, ſo kann der zuſtändige Amtsarzt auf 
trag des Arztes, der den Eingriff ausführen ſoll, anordnen, 
daß die Vornahme des Eingriffs einſtweilen unterbleibt. Die Aus⸗ 
ſeßung erfolgt auf beſtimmte Zeit. Wiederholte Ausſetzung iſt zu⸗ 
äſſig. Die Ausſetzung iſt dem Erbgeſcer. anzuzeigen“ (RGBl. 
1935, 1, 290). 
d Auch iſt aus erzieheriſchen Gründen darauf zu achten, daß 
as ErbkrRachwcgeſ. unmittelbar zunächſt der Erbpflege dient. 
Dr. Ruttke, Berlin. 
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59. 81 ErbkrNachwGeſ. Von der Anordnung der Un⸗ 
fruchtbarmachung iſt abzuſehen, wenn mit einer Fort⸗ 
pflanzung des Erbkranken nicht zu rechnen iſt. 

Die Feſtſtellung, daß die G. gemäß dem Gutachten des An⸗ 
ſtaltsarztes an der Erbkrankheit der Schizophrenie leidet, iſt un⸗ 
bedenklich zutreffend und wird auch von der Beſchw. nicht be⸗ 
mängelt. Dagegen macht der Beſchw FF. geltend, daß bei der Erb⸗ 
kranken eine Veränderung der Zeugungsorgane beſtehe, die eine 
Fortpflanzung ausſchließe. Nach $ 1 Abs. 1 Gef. v. 14. Juli 1933 
iſt die Unfruchtbarmachung Erbkranker nur vorgeſchrieben, wenn 
anzunehmen iſt, daß ſeine Nachkommen an ſchweren Erbſchäden 
leiden werden. Dieſe Vorausſetzung muß entfallen, wenn der Erb⸗ 
kranke Nachkommenſchaft nicht zu erwarten hat. Demgemäß ſoll 
der Antrag auf Unfruchtbarmachung nicht geſtellt werden, wenn 
der Erbkranke nicht fortpflanzungsfähig iſt. 

Im vorl. Falle iſt nach der eingeholten gutachtlichen Auße⸗ 
rung des Chirurgen und Frauenarztes Dr. R. in S. anzunehmen, 
daß die Erbkranke auf Nachkommenſchaft nicht zu rechnen hat (wird 
näher begründet). 

Hiernach iſt es gerechtfertigt, von einer Unfruchtbarmachung 
der Erbkranken, deren Fortpflanzung nicht zu erwarten iſt, ab⸗ 
zuſehen. 

(Erbgeſobcher. Marienwerder Wpr.], Beſchl. v. 24. April 1935 
Wg 43/35.) 


Verfahrensrecht 
Berlin 

60. Formularmäßige Beſchlüſſe, die ohne eigene 
nähere Begründung lediglich auf Gutachten Bezug nehmen 
unterliegen mangels ſchlüſſiger Begründung regelmäßig 
der Aufhebung. 

Zur Begr. des Beſchluſſes hat das Erbgej®er. allein auf 
das Gutachten des Amtsarztes verwieſen. Dieſes ſieht die Krank⸗ 
heitsbezeichnung angeborener Schwachſinn außer durch den Be⸗ 
fund auch durch die Vorgeſchichte und Familiengeſchichte für be⸗ 
wieſen. Tatſächlich bringt das Gutachten aber weder zur Vor⸗ 
geſchichte noch zur Familiengeſchichte Angaben, die das Vorliegen 
von angeborenem Schwachſinn dartun könnten. Es wäre not⸗ 
wendig geweſen, nähere Feſtſtellungen zu treffen hinſichtlich der 
Schulleiſtungen, des ſpäteren Lebenswegs und der Beruſstätig⸗ 
keit. Wie aus den Angaben des BeſchwF. hervorgeht, hat W. auch 
während der Kriegszeit im Felde geſtanden. Es wäre von Wich⸗ 
tigkeit, auch über ſeine Leiſtungen zu dieſer Zeit Unterlagen zu 
gewinnen. Auch zur Familiengeſchichte bringt der Akteninhalt 
keine verwertbaren Angaben. Die geiſtigen Fähigkeiten der Kin⸗ 
der des W. dürften für die Beurteilung auch von Wert ſein. 

Erwägt man ferner, daß der angefochtene Beſchluß nur for⸗ 
mularmäßig iſt und ohne eigene nähere Begr. lediglich auf das 
Gutachten des Kreisarztes Bezug nimmt, ſo war der angefochtene 
Beſchluß mangels ſchlüſſiger Begr. aufzuheben und die Sache zur 
beſſeren Aufklärung und Entſch. in die Vorinſt. zurückzuverweiſen. 

(ErbgefOb®er. Berlin v. 20. Juni 1935, Wg 226/35.) 
* 

61. Das Ergebnis der Intelligenzprüfung darf nicht 
bloß mit Plus- und Minuszeichen wiedergegeben werden. 
Eine ſolche Wiedergabe läßt nicht erſehen, ob keine oder 
nur eine unzulängliche Antwort gegeben wurde. Die 
Kenntnis der gegebenen Antwort iſt von Bedeutung. Mit 
der grundſätzlichen Ablehnung, eine Antwort zu erteilen, 
was durch ein Minuszeichen gleichfalls wiedergegeben 
ſein kann, würde ein Krankheitszeichen für angeborenen 
Schwachſinn nicht dargetan ſein. Das Ergebnis einer 
gerichtlichen Anhörung muß protokollariſch niedergelegt 
werden, um eine Nachprüfung durch die Nachinſtanz zu 
ermöglichen. Formularmäßige Beſchlüſſe, die nur die 
Krankheitsbezeichnung ohne jede nähere Begründung 
wiedergeben, ſind nicht geeignet, die getroffene Entſch. 
zu tragen. 

Das ErbgeſObcger. hat das Ergebnis der Beweisaufnahme 
erſter Inſtanz dahin gewürdigt, daß es als Grundlage für die 
Diagnofe angeborener Schwachſinn nicht ausreicht. 

Bei dieſer Sachlage iſt ein Grund zur Wiederaufnahme des 
Verfahrens gegeben. Die Sache iſt jedenfalls inſoweit ſofort zur 
Entſch. reif, als es ſich im Wiederaufnahmeverfahren um die 
Aufhebung der Vorenſſch und um die Anordnung einer erneuten 
Beweisaufnahme handelt. 

Als Grundlage für den Beſchluß des Erbgeſcher. liegt vor 
das amtsärztliche Gutachten des Kreisarztes MedR. Dr. M. in L. 
Dieſes Zeugnis bringt über die Familienangehörigen und das 
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Vorkommen von Krankheiten unter dieſen nur die eine Angabe, 
daß eine Schweſter der Olga J. im Alter von 29 Jahren an 
Krämpfen geſtorben iſt. Nähere Feſtſtellungen, welcher Art dieſe 
Krämpfe geweſen ſind, fehlen. Damit läßt ſich nicht einmal dieſe 
einzige Angabe über die Familienverhältniſſe weiter verwerten. 
Über die Entwicklung der Olga J. in körperlicher und geiſtiger 
Hinſicht ſind die Angaben gleichfalls dürftig und beſchränken ſich 
mit der Feſtſtellung, daß mit zehn Jahren ein Fußleiden auftrat 
und daß die Schulzeugniſſe ſchlecht waren. Die berufliche Tätigkeit 
wird mit der Angabe gekennzeichnet, daß Olga J. „in der kleinen 
Landwirtſchaft des Vaters die Kühe hüte“. Die amtsärztliche Wie⸗ 
dergabe der Intelligenzprüfung beſchränkt ſich auf die Bezeichnung 
des Ergebniſſes größtenteils mit plus und minus. Es mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob und wie weit eine ſolche Wiedergabe überhaupt 
als ſachgemäß bezeichnet werden kann. Es iſt daraus nicht zu er⸗ 
ſehen, ob keine Antwort oder eine unzulängliche gegeben wurde. 
In Fällen, in denen die Frage angeborenen Schwachſinns zu be⸗ 
urteilen iſt, iſt die Kenntnis der gegebenen Antwort von Be⸗ 
deutung. Mit der grundſätzlichen Ablehnung, eine Antwort zu er⸗ 
teilen, was durch ein Minuszeichen gleichfalls wiedergegeben ſein 
kann, würde ein Krankheitszeichen für angeborenen Schwachſinn 
nicht dargetan ſein. 

Die hiernach berechtigte Schlußfolgerung, daß das amtsärzt⸗ 
liche Zeugnis die Krankheitsbezeichnung „angeborenen Schwach⸗ 
ſinn“ nicht begründe, iſt auch bei der Vorprüfung durch einen der 
erſtinſtanzlichen Beiſitzer gezogen worden. Das hat den Anlaß ge⸗ 
geben, Olga J. an Gerichtsſtelle anzuhören. Das Ergebnis dieſer 
Anhörung beſchrän't ſich auf das Urteil, daß „hiermit das 
Vorliegen angeborenen Schwachſinns befläligt werde“. Mit der 
Wiedergabe der Krankheitsbezeichnung ohne jede nähere Begr. 
konnte nach der ſich aus dem Akteninhalt ergebenden ſonſtigen 
Sachlage der Beſchluß des Exrbgej®er. nicht getragen werden. Es 
wäre geboten geweſen, ein beſonderes Protokoll über den Inhalt 
der Anhörung zu den Akten zu bringen. Das war im vorl. Falle 
um ſo mehr erforderlich, als damit allein die entgegenſtehende An⸗ 
enn 15 behandelnden Arztes hätte überzeugend ausgeräumt wer⸗ 

en können. 


(ErbgeſObcher. Berlin, Urt. v. 11. Mai 1935, Wg 108/35.) 
* 


62. Selbſt nach Durchführung der Unfruchtbarmachung 
kann der Grund derſelben im Wiederaufnahmewege be- 
richtigt werden, wenn der Erbkranke an der Anderung des 
Entſcheidungsgrundes ein lebenswichtiges Intereſſe hat. 


Im Wege der Wiederaufnahme des Verfahrens wird der Be⸗ 
ſchluß der 1. Kammer des ErbGeſcker. in Berlin, durch welchen 
die Unfruchtbarmachung des Nervenarztes Dr. B. wegen Schizo⸗ 
phrenie angeordnet worden iſt, mit der Maßgabe aufrechterhalten, 
daz die Unfruchtbarmachung nicht wegen Schizophrenie, ſondern 
wegen maniſch⸗depreſſiven Irreſeins angeordnet wird. 

Wegen der inzwiſchen erfolgten Durchführung der Sterili⸗ 
ſation iſt das Verfahren in der Hauptſache erledigt. 

Gegen den Beſchluß, durch den die Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens mit dem Ziele, ſtatt Schizophrenie maniſch⸗depreſſives 
Irreſein feſtzuſtellen, abgelehnt worden iſt, hat der Antragſteller 
Beſchw. eingelegt, die begründet iſt. 

Ein Überblick über die geſamte Erkrankung läßt keinen Zwei⸗ 
fel daran, daß es ſich um ein periodiſch auftretendes Leiden han⸗ 
delt, in dem maniforme Erregung und depreſſive Zuſtände wech⸗ 
ſeln. Dazwiſchen liegen immer wieder Zeiten, in denen er arbeits⸗ 
fähig geweſen iſt, auch jetzt verſieht er eine Praxis in L., zeigt ſich 
daran lebhaft intereſſiert und gewiſſenhaft. Bei einer Unterſuchung 
durch den Berichterſtatter gab er inhaltlich und affektiv gute Aus⸗ 
kunft über ſein gegenwärkiges Leben, er iſt mit einer früheren 
Krankenſchweſter verheiratet, ſeine früheren krankhaften Zuſtände 
beſpricht er mit ausgeſprochener Krankheitseinſicht. Er zeigt quali⸗ 
tativ normale Reaktionsweiſen, ſo iſt es ihm z. B. peinlich, wenn 
ſeine Situation in Gegenwart einer dritten Perſon beſprochen 
werden ſoll. j 

In den maniformen Erregungen find gelegentlich Erſchei⸗ 
nungen aufgetreten, die die Differentialdiagnoſe gegenüber einer 
ſchizophrenen Erkrankung in Erwägung ziehen ließ. Der Bericht⸗ 
erſtatter ſelbſt hat den Antragſtelſer im Jahre 1927 in einem 
ſolchen Zuſtande in der Charite geſehen. Gerade der weitere Ver⸗ 
lauf und der jetzige pſychiſche Zuſtand des Dr. B. zeigen aber mit 
Deutlichkeit, daß den an Schizophrenie erinnernden Zügen wäh⸗ 
rend des maniſchen Zuſtandsbildes eine entſcheidende diagnoſtiſche 
Bedeutung nicht beizumeſſen iſt. Es handelt ſich mit überwiegender 
Wahrſcheinlichkeit um maniſch⸗depreſſives Irreſein i. S. des § 1 
Abſ. 2 Ziff. 3 Gef. v. 14. Juli 1933. 

(ErbgefObGer. Berlin, Urt. v. 27. Mai 1935, Wg 195/35.) 
5 


63. Ein Hinweis auf den veränderten Grund der 
Unfruchtbarmachung iſt dann nicht erforderlich, wenn der 
„Antrag“ den neuen Grund ſchon mitumfaßt. 

Paul B. iſt nicht wegen angeborenen Schwachſinns, ſondern 
wegen erblicher Fallſucht unfruchtbar zu machen. 5 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die vom Vorderrichter feſt⸗ 

eſtellte Diagnoſe auf angeborenen Schwachſinn zu Recht beſteht. 

Jedenfalls liegt bei dem Patienten erbliche Fallſucht i. S. des 
§ 1 Abſ. 2 Ziff. 4 Geſ. v. 14. Juli 1933 vor. Der Selbſtantrag 
des Patienten, dem ſich der zuſtändige Kreisarzt angeſchloſſen hal, 
iſt auch wegen erblicher Fallſucht geſtellt worden, ſo daß ein be⸗ 
ſonderer Hinweis auf den veränderten Grund der Unfruchtbar⸗ 
machung gegenüber den Beteiligten nicht in Frage kam. 

Aus dem Gutachten des Kreisarztes und aus den den Ent 
mündigungsakten beigegebenen Gutachten der Anſtalten geht un⸗ 
zweifelhaft hervor, daß B. an erblicher Fallſucht leidet. Nach den 
in dem kreisärztlichen Gutachten enthaltenen Angaben ſind der 
Großvater väterlicherſeits und der Vater Trinker geweſen. 

Nach Angaben, die B. in der Auſtalt gemacht hat, hat er in 
ſeinem achten Lebensjahre Krampfanfälle gehabt, Solche Anfälle 
find im Krankenhaus G. und in der Anſtalt H. zahlreich beobachtei 
worden. Die Anfälle waren typiſch für Epilepſie. Als Folgen 
dieſer Anfälle hat der Erbkranke an der Zunge auch Bißnarben. 
Dieſe Anfälle haben auch ſchon zu einer Charakterveränderung 
geführt, die typiſch für einen Epileptiker iſt, nämlich zu einem 
verlangſamten Gedankenablauf, eine Neigung zu Gewalttätigkei⸗ 
ten, zu einer gewiſſen Gereiztheit und Empfindlichkeit. 9 

Abgeſehen von dieſen Charakterveränderungen beſteht auch 
unzweifelhaft eine Geiſtesſchwäche, die auch den Anlaß zu der am 
13. Jan. 1933 ausgeſprochenen Entmündigung gegeben hat. 

Inwieweit dieſe Geiſtesſchwäche angeboren iſt und inwieweit 
die Epilepſie des B. erſt zu dieſer Geiſtesſchwäche geführt hat, 
läßt ſich heute nicht mehr entſcheiden. ; 

Eine Anhörung des B. erſchien nicht erforderlich, da die 
epileptiſchen Anfälle ärztlich beobachtet ſind, und ſeine perſönliche 
Anhörung bei der beſtehenden Geiſteskrankheit nichts Weſentliches 
hätte bringen können. 

(ErbgejObGer. Berlin, Urt. v. 13. Mai 1935, Wg 142/35.) 


* 
Frankfurt a. M. 

64. 812 Abſ. 2 Satz 2 ErbkrRachwGeſ. Wenn ein end“ 
gültiger VBeſchluß auf Unfruchtbarmachung ergangen iſt, 
ſo genügt es zur Wiederaufnahme des Verfahrens, daß 
das Gericht eine Erbkrankheit i. S. des Geſetzes nicht für 
einwandfrei feſtgeſtellt erachtet. 

Das Erbgeſcher. hat den Antrag auf Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens abgelehnt, weil H. W. keine Umſtände vorgebracht habe, die 
eine nochmalige Prüfung des Sachverhalts erforderten. Gegen dieſen 
Beſchluß hat H. W. friſt⸗ und formgerecht Veſchw. eingelegt. 

Was die Erblichkeit angeht, fo ſoll der Vater in den letzten 
Jahren feines Lebens getrunken haben, und ein Bruder war in der 
Fremdenlegion. Sonſt find keine Auffälligkeiten in der Familie 
bekannt geworden. 

H. W. ſelbſt war 1930 drei Wochen in der Heilanſtalt E. Er 
klagte dort vor allem über Darmbeſchwerden. Die Diagnoſe lautete; 
Pſychopathie, Depreſſionszuſtände. Schon 1925 war H. W. zwel 
Monate in der Pſychiatriſchen Klinik in H., wo feine Krankheit als 
Hebephrenie diagnoſtiziert wurde. Er brachte aber auch dort hypo⸗ 
chondriſche Beſchwerden vor und war leicht depreſſiv. Nach dem Gut⸗ 
achten des Amtsarztes hat H. W., der ſeit Jahren arbeitslos iſt, 
offenbar hypochondriſche Veſchwerden und leidet an Stuhlverſtop⸗ 
fung. Außer „deutlichem Grimaſſieren“ führt das Gutachten nichts 
an, was für Schizophrenie ſprache. Jedenfalls kann weder auf Grun 
des Gutachtens noch auf Grund der Krankengeſchichten von H. und 
E. Schizophrenie als einwandfrei feſtgeſtellt angeſehen werden, viel⸗ 
mehr ſcheinen eher leich e depreſſive Zuſtände vorzuliegen, von denen 
zweifelhaft iſt, ob fie dem maniſch⸗depreſſiven Irreſein zuzurechnen 
find. Eine fachärz'liche Begutachtung hält das ErbgeſObcher. auch 
nach dem perſönlichen Eindruck, den es von H. W. gewonnen hat, 
für erforderlich. 

Hiernach iſt dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
ſtattzugeben. Denn wenn ein endgültiger Beſchluß auf Unfruchtbar⸗ 
machung ergangen iſt, ſo genügt es zur Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens, daß das Gericht eine Erbkraukheit i. S. des Geſetzes nich! 
für einwandfrei feſtgeſtellt erachtet. 

(Erbgeſobcher. Frankfurt a. M., Beſchl. v. 24. Juni 1935, WE 
149,35.) 
Ber. von SenPräſ. Dr. Führ, Frankfurt a. M. 
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65. 88 164, 168, 181 BGB.; 88 36, 52, 53 GO. Auf 
Grund einer mit Wirkung über den Tod hinaus erteilten 
Vollmacht iſt der Bevollmächtigte rechtlich in der Lage, 
über Nachlaß grundſtücke und Grundſtücksrechte ohne Vor⸗ 
legung eines Erbſcheins oder eines öffentlichen Teſta⸗ 
ments wirkſam zu verfügen. Wird auf Grund einer ſolchen 

fg. der Erwerber im Grundbuch als Berechtigter ein- 
getragen, fo iſt dabei eine etwa letztwillig angeordnete 

acherbfolge oder Teſtamentsvollſtreckung nicht mitein⸗ 
zutragen, auch wenn der Erwerber ein Miterbe iſt. Der 
gegenteilige Standpunkt der Entſch. KGJ. 42, 225; 44, 237 
u. 48, 153 wird aufgegeben. 


Als Grundſtückseigentümer iſt eingetragen der Kaufmann 
Guſtav D. in Str. Diefer ift verſtorben. Er hat dem BeſchwF., ſeinem 
Sohn, in beglaubigter Urkunde Generalvollmacht erteilt mit der 
Beſt., daß die Vollmacht durch ſeinen Tod nicht erlöſchen und daß 
der Bevollmächtigte von den Beſchränkungen des 8 181 BGB. be⸗ 
lreit fein ſolle. Auf Grund dieſer Vollmacht hat der Bevollmächtigte 
nach dem Tode ſeines Vaters in gerichtlicher Urkunde unter Be⸗ 
rufung auf die Entſch. Rh. 88, 345 folgendes erklärt: Die Erben 
hätten ſich bezüglich des Nachlaſſes dahin keilweiſe auseinandergeſetzt, 
baß ihm das Grundſtück von B. Bd. 18 Bl. Nr. 818 zufallen ſolle 
gegen Übernahme einer Erbſchaftsſchuld von 17000 AA; dement⸗ 
prechend laſſe er hierdurch auf Grund der ihm erteilten General⸗ 
vollmacht das vorbezeichnete Grundſtück an ſich auf und bewillige 
and beantrage er, die Eigentumsänderung in das Grundbuch einzu- 
ragen. 

Das GBA. machte durch Zwiſchenverfügung die Eigentums⸗ 
umſchreibung von der Beibringung eines Erbſcheins oder öffentlichen 
Teſtaments nebſt Eröffnungsprotokoll abhängig mit der Begr., daß 
auf Grund der Generalvollmacht des Erblaſſers zwar das alleinige 

erfügungsrecht des BeſchwF. anzuerkennen ſei, die Vorlegung der 
genannten Urkunden jedoch trotzdem erforderlich ſei, weil der Beſchwỹ. 
das Grundſtück in ſeiner Eigenſchaft als Miterbe erhalten ſolle und 
deshalb mit Rückſicht auf 88 52, 53 GBO. geprüft werden müſſe, ob 
eine Nacherbfolge oder eine Teſtamentsvollſtreckung angeordnet ſei. 
Dieſe Auffaſſung hielt das GBA. in weiteren Verfügungen auch 
gegenüber den gegenſätzlichen, des weiteren auf die Entſch. RGg. 
106, 185 = ZW. 1923, 833 und KGJ. 30, A 212 geſtützten Aus⸗ 
führungen des VeſchwFF. aufrecht, erklärte auch gegenüber der Bereit⸗ 
illiggeit des BeſchwF. in einer Ergänzungsverhandlung, auf die 
Eintragung des Nacherben⸗ und des Teſtamentsvollſtreckervermerks 
verzichten zu wollen, daß der BeſchwF. hierzu auf Grund der Voll⸗ 
macht rechtlich nicht befugt ſei. Die vom Autragſteller eingelegte 
Veſchw. wurde zurückgewieſen. Seine weitere Beſchw. hatte Erfolg. 

Das RG. hat in der Entſch. RG. 88, 345, entgegen dem vom 
KG. in den Entſch. KJ. 41, 165; OL. 24, 88 und 25, 381 bis 
dahin vertretenen gegenteiligen Standpunkt ausgeſprochen, daß eine 
mit Wirkung gegenuͤber den Erben erteilte Vollmacht den Bevoll⸗ 
mächtigten ermächtige, namens der Erben alle Verfügungen vor⸗ 
zunehmen, zu denen der Erblaſſer ſelbſt in der Lage geweſen wäre, 
und daß deshalb bei grundbuchmäßigen Verfügungen des Bevollmäch⸗ 
ligten die Vorlegung eines Erbſcheins zwar inſoweit erforderlich ſei, 
als das Nachlaßgrundſtück mit neuen Hypotheken belaſtet werden 
ſolle, nicht dagegen inſoweit, als beſtehende Nachlaßhypotheken über⸗ 
tragen werden, weil im erſteren Falle gem. 8 40 GBD. die vorherige 
Eintragung der Erben notwendig, im letzteren Falle dagegen nach 
541 GD. entbehrlich ſei. Das RG. hat dort weiter ausgeſprochen, 
aß bet etwaiger Minderjährigkeit eines Erben nichts anderes gelte, 
vielmehr der Bevollmächtigte ſolchenfalls ſo behandelt werden müſſe 

le ein Vollmachtsträger, den der Vormund mit Genehmigung des 
ormcher. beſtellt habe. Aus dieſer grundſätzlichen Einſtellung des 
NG, folgt einmal, daß es einen über den Tod des Vollmachtgebers 
Anaus beſtellten Bevollmächtigten dem GBA. gegenüber zur Ver⸗ 
gung über Nachlaßgrundſtücke und Grundſtücksrechte allein durch 
ie Vollmacht, nach Maßgabe des Inhalts der Vollmachtsurkunde, für 
erfügungsberechtigt hält, und ferner, daß die auf die Vollmacht 
egründete Verfügungsbefugnis des Vollmachtsträgers durch etwaige 
erfügungsbeſchränkungen eines Erben nicht berührt wird, oder, was 
ber dasſelbe hinausläuft, daß es fo anzuſehen iſt, als wenn die aus 

Verfügungsbeſchränkung des Erben folgenden - Wirkfamkeits- 
erforderniſſe erfüllt, insbeſ. etwa notwendige Zuſtimmungen von Be⸗ 
orden oder dritten Perſonen erteilt ſeien. 

S. Dieſem auch in der Entſch. RG. 106, 185 aufrechterhaltenen 
Niandpunkt hat ſich das Kc. in der Eutſch. 1 X 122/17 (Recht 1917 
95 1790) ohne Einſchränkung angeſchloſſen. Bei Zugrundelegung 
ieſer Auffaſfung ermächtigt eine mit Geltung über den Tod des 


Erblaſſers hinaus erteilte Vollmacht, wie auch die Vorinſtanzen an⸗ 
erkennen, den Bevollmächtigten mit Wirkung für und gegen die 
Erben über Nachlaßgrundſtücke und Grundſtücksrechte — unbeſchadet 
des Rechts der Erben oder des etwaigen Teſtamentsvollſtreckers zum 
Widerruf der Vollmacht und zur Geltendmachung etwaiger aus miß⸗ 
bräuchlicher Verwendung der Vollmacht aus dem ihr zugrunde lie⸗ 
genden Schuldverhältnis erwachſender Erſatzanſprüche — zu ver⸗ 
fügen. Zum Nachweiſe des alleinigen Verfügungs⸗ 
rechts des Bevollmächtigten kann alſo die Vorlegung eines Erb⸗ 
ſcheins oder öffentlichen Teſtaments nicht verlangt werden. Zu 
dieſem Zweche iſt ſie hier vom GBA. auch nicht verlangt. Für 
die Feſtſtellung des alleinigen Verfügungsrechts des Bevollmächtig⸗ 
ten bildet alſo auch die Anordnung einer Nacherbfolge oder Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung rechtlich kein Hindernis. Daraus folgt, daß eine 
Verfügung des Bevollmächtigten trotz etwa angeordneter Nacherbfolge 
oder Teſtamentsvollſtreckung allen Nachlaßbeteiligten gegenüber ebenſo 
wirkt, wie eine von den Erben ſelbſt mit Zuſtimmung der Nacherben 
oder von dem etwaigen Teſtamentsvollſtrecker wirkſam vorgenom⸗ 
mene Verfügung. Im Falle einer unter Zuſtimmung der Nacherben 
oder durch den verfügungsberechtigten Teſtamentsvollſtrecker erfolgten 
Übertragung eines Nachlaßgrundſtückes oder Rechts ſcheidet aber das 
von der Verfügung betroffene Recht endgültig aus dem Nachlaß aus 
und wird damit von den bisherigen durch ſeine Eigenſchaft als Nach⸗ 
laßbeſtandteil bedingten Beſchränkungen frei. Wie in einem ſolchen 
Falle nach § 41 GBO. es nicht erforderlich iſt, daß vor Umſchrei⸗ 
bung des betroffenen Rechts auf den Erwerber die Erben eingetragen 
werden und infolgedeſſen, da deren Eintragung die Vorausſetzung für 
die in 88 52, 53 GBO. vorgeſchriebenen Grundbuchvermerke bildet, 
auch eine Eintragung der letzteren nicht in Frage kommt, muß das 
gleiche auch bei der für alle Nachlaßbeteiligten Wirkung äußernden 
Verfügung des Vertreters, der auf Grund einer den Tod des Voll⸗ 
machtgebers überdauernden Vollmacht handelt, gelten. In dieſer Hin⸗ 
ſicht iſt es rechtlich gleichgültig, ob der Erwerber, wie im Falle der 
bezeichneten RGEntſch., ein unbeteiligter Dritter oder ob er, wie im 
vorl. Falle, ein Miterbe iſt. Auf Grund der Verfügung des Bevoll⸗ 
mächtigten ſcheidet das Recht aus dem Nachlaß unter Fortfall aller 
mit der Nachlaßeigenſchaft verbunden geweſenen Beſchränkungen aus, 
und es tritt in das Alleineigentum des Erwerbers ein, mag dieſer 
ein Dritter oder ein Miterbe ſein. Eine Eintragung des Nacherben⸗ 
vermerks oder der Teſtamentsvollſtreckeranordnung als Beſchränkung 
des aus dem Nachlaß ausgeſchiedenen Rechts würde das Grundbuch 
unrichtig machen. An Stelle des aus dem Nachlaß ausgeſchiedenen 
Rechts tritt in dieſen unter den etwa beſtehenden Nacjerben- oder 
Teſtamentsvollſtreckerbeſchränkungen der vom Erwerber geleiſtete 
Gegenwert ein. Dies iſt auch der Standpunkt der Entſch. des KG. 
KG. 30, A212. Dabei kann es, entgegen der in Ag J. 42, 224 
vertretenen Anſicht keinen Unterſchied machen, ob die Gegenleiſtung 
des im Wege der Auseinanderſetzung Alleineigentümer werdenden 
Miterben durch Übereignung von Geld oder anderen Sachen an die 
Erbengemeinſchaft oder durch übernahme einer Nachlaßſchuld bewirkt 
wird. Im letzteren Falle beſteht der den Nacherben zugute kommende 
Gegenwert in der Beſeitigung der Nachlaßverbindlichkeit. 


Als Ergebnis der vorſtehenden Ausführungen iſt hiernach feſt⸗ 
zuſtellen, daß bei der auf Grund einer gegenüber den Erben wirken⸗ 
den, Vollmacht im Wege der Auseinanderſetzung erfolgenden Über⸗ 
tragung von Nachlaßgrundſtücken oder Grundſtücksrechten der Mit⸗ 
erbe das Eigentum frei von etwaigen Beſchränkungen des Nachlaſſes 
durch Nacherbfolge oder Teſtamentsvollſtreckung erwirbt und daß 
deshalb ein Erbſchein oder öffentliches Teſtament zum Nachweiſe des 
Nichtbeſtehens einer Nacherbfolge oder Teſtamentsvollſtreckung nicht 
vorgelegt zu werden braucht. Die in dieſer Hinſicht in den Entſch. 
KGJ. 42, 225; 44, 237 und 48, 153 ohne nähere Begr., in den 
beiden letzteren Entfih. überhaupt ohne Erwähnung der Entſch. KGJ. 
30, A 212 ausgeſprochene Anſicht, daß bei Übertragung von Grund⸗ 
ſtücken oder Grundſtücksrechten aus dem Nachlaß an einen Miterben 
die Anordnung einer Nacherbfolge oder Teſtamentsvollſtreckung ſtets 
gem. 88 52, 53 GBO. einzutragen und deshalb ein Erbſchein oder 
öffentliches Teſtament vorzulegen ſei, iſt alſo nicht aufrechtzuerhalten. 
Die vom GBA. ferner für ſeinen Standpunkt angeführte Entſch. 
des Sen. 1 X 269/33 (HöchſtRſpr. 1933 Nr. 1451) trifft auf den 
vorl. Fall nicht zu, weil es ſich dort um die Neueintragung 
eines Grundſtücksrechts für eine Erbengemeinſchaft handelte und, um 
einer Unrichtigkeit des Grundbuchs vorzubeugen, die Erbengemein⸗ 
ſchaft als Berechtigte nur nach Maßgabe des wahren Inhalts des 
Erbrechts, alſo nicht ohne Erwähnung der etwa angeordneten Nach⸗ 
erbfolge oder Teſtamentsvollſtreckung eingetragen werden durfte, wor⸗ 
aus die Notwendigkeit der Vorlegung eines Erbſcheins folgte. 


(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 28. März 1935, 1 WX 99/35.) 
(Sch. 
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66. 88 181, 1630, 1795, 1796, 1909 BG B.; $ 47 Gmb G.; 
SS 252, 266 HGB. 

1. Eine Verhinderung des Gewalthabers an der Be⸗ 
ſorgung einer Angelegenheit für ſein Kind kann auch aus 
anderen Geſetzen als dem BGB. hergeleitet werden. Sie 
liegt beiſpielsweiſe auch vor, wenn der Gewalthaber bei 
einer der in § 47 Abſ. 4 GmbHG. bezeichneten Maßnahmen 
mit Rückſicht auf ſeine eigene Beteiligung das Stimm- 
recht für ſein Kind nicht ausüben kann. 

2. Das Stimmverbot des 8 47 Abſ. 4 GmbHG. gilt 
auch dann, wenn der Gewalthaber nicht ſelbſt Geſellſchafter 
iſt, ſondern lediglich ſein Kind, das von ihm geſetzlich 
vertreten wird. 

3. Zur Beſtellung eines Pflegers gemäß § 1909 BOB. 
genügt es, wenn ein ernſtlicher rechtlicher Zweifel beſteht, 
ob der Gewalthaber an der Beſorgung einer Angelegen- 
heit rechtlich verhindert iſt, und damit gerechnet werden 
muß, daß andere mit der Frage befaßte Stellen dieſe Ver- 
hinderung annehmen könnten, jedenfalls dann, wenn ſich 
der Gewalthaber ſelbſt mit der Beſtellung eines Pflegers 
zur Schaffung einer klaren Rechtslage einverſtanden er- 
klärt hat. 


Die beiden minderjährigen Kinder der Eheleute A. ſind mit 
einem Geſchäftsanteil von je 1000 7% Geſellſchafter der Ma⸗ 
ſchinenfabrik Ferd. G. GmbH. Der Beſchwß., Vater und geſetz⸗ 
licher Vertreter der Minderjährigen, iſt Angeſtellter der vor⸗ 
bezeichneten Geſellſchaft. Er hat vorgetragen, daß ihm kürzlich ge⸗ 
kündigt ſei, auf ſeine Klage jedoch die Kündigung vom Arbeits⸗ 
und LArbcg. für unwirkſam erklärt ſei, daß nun die Gefahr be⸗ 
ſtehe, daß die Kündigungsangelegenheit erneut vor die nächſte 
Geſellſchafterverſammlung gebracht werde, und bei einer Abſtim— 
mung hierüber die Kinder, falls ſie von ihm vertreten würden, 
für nicht ſtimmberechtigt erklärt werden könnten. Er hat als ge⸗ 
ſetzlicher Vertreter der Kinder beim VormGer. (AG. Mülheim⸗ 
Ruhr) beantragt, den Minderjährigen zur Wahrnehmung der 
Rechte, die ihnen als Geſellſchafter der Firma Maſchinenfabrik 
Ferd. G. GmbH. zuſtehen, einen Pfleger zu beſtellen, und zwar, 
wie er ſpäter den Antrag eingeſchränkt hat, ſoweit er als geſetz⸗ 
licher Vertreter an der Wahrnehmung der Rechte verhindert iſt. 

Das AG. hat dem Vater erwidert, daß ein Bedürfnis für 
die Beſtellung eines Pflegers gem. $ 1909 BGB. nicht erſichtlich 
ſei, da der Vater nicht Geſellſchafter ſei, die Beſchlußfaſſung alſo 
nicht ein Rechtsgeſchäft gegenüber einem Geſellſchafter betreffe, 
und der Vater deshalb für die Kinder mitſtimmen könne. Die von 
dem Vater, erſichtlich namens der Kinder, hiergegen eingelegte 
Beſchw. hat das LG. zurückgewieſen. 

Die weitere Beſchw. der Kinder hatte aber Erfolg. 

Die BeſchwF. ſtützen ſich zur Begr. ihres Antrages auf Be⸗ 
ſtellung eines Pflegers gem. $ 1909 BGB. in dem vorerwähnten 
Umfange in erſter Linie auf § 47 Abſ. 4 GmbH®. Dieſer be⸗ 
ſtimmt folgendes: Ein Geſellſchafter, welcher durch Be⸗ 
ſchlußfaſſung entlaſtet oder von einer Verbindlichkeit befreit wer⸗ 
den ſoll, hat hierbei kein Stimmrecht und darf ein ſolches auch 
nicht für andere ausüben. Dasſelbe gilt von einer Beſchlußfaſſung, 
welche die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts oder die Einleitung 
oder Erledigung eines Rechtsſtreites gegenüber einem Geſell⸗ 
ſchafter betrifft. Es fragt ſich zunächſt, ob eine Verhinderung 
des Vaters zur Stimmabgabe für ſeine Kinder, die etwa auf 
§ 47 Abſ. 4 beruhen würde, die Möglichkeit eröffnen könnte, eine 
Pflegſchaft anzuordnen. Das LG. hat dies erſichtlich angenommen; 
andernfalls hätte es keine Veranlaſſung gehabt, zu prüfen, ob die 
Vorausſetzungen für das Stimmverbot des § 47 Abſ. 4 gegeben 
ſind. Ihm iſt auch in dieſem Ausgangspunkt beizutreten. § 1909 
BGB. beſtimmt allgemein, daß, wer unter elterlicher Gewalt ſteht, 
für Angelegenheiten, an deren Beſorgung der Gewalthaber ver⸗ 
hindert iſt, einen Pfleger erhält. Es liegt keine Veranlaſſung vor, 
die Fälle der Verhinderung an der Beſorgung von Angelegengei⸗ 
ten des gewaltunterworfenen Kindes auf die im BGB. geregelten 
Fälle zu beſchränken. Die Ausübung des Stimmrechts gehört zu 
den vornehmſten Rechten des Geſellſchafters. Einem Kinde muß, 
wenn es Geſellſchafter einer GmbH. ift, die Möglichkeit eröffnet 
werden, von dieſem Rechte wirkſam Gebrauch zu machen. Kann es 
dies deshalb nicht, weil mit Rückſicht auf beſondere geſetzliche Beſt. 
die Ausübung des Stimmrechts durch ſeinen geſetzlichen Vertreter 
unwirkſam oder unzuläſſig wäre, während die Ausübung durch 
einen zu dem Sonderzweck beſtellten Vertreter (Pfleger) rechts⸗ 
wirkſam erfolgen könnte, ſo muß der geſetzliche Vertreter als i. S. 
des § 1909 BGB. „verhindert“ angeſehen werden. Dieſer Fall 
liegt auch verſchieden von dem in OLG. 46, 197 f. erörterten. 
Dort iſt die Beſtellung eines Pflegers für einen Minderjährigen 
in einem Alimentenprozeß gegen ihn zu dem Zwecke, den Vater 


und geſetzlichen Vertreter als Zeugen auftreten zu laſſen, ab 
gelehnt worden. Dieſe Entſch. ſtützt ſich darauf, daß keine Verhin⸗ 
derung kraft Geſetzes vorliege, aber auch keine Möglichkeit be⸗ 
ſtände, dem Vater die geſetzliche Vertretung, etwa gem. 8 1630 
Abſ. 2, § 1796 BGB. zu entziehen, daß vielmehr nur eine „pro⸗ 
zeßrechtliche Unvereinbarkeit“ gegeben ſei. Dort lag es mithin der⸗ 
art, daß der Vater als geſetzlicher Vertreter durchaus in der Lage 
war, alle Rechte für ſein Kind als Gewalthaber auszuüben; mit 
dieſer Stellung als geſetzlicher Vertreter war es nur un ver? 
einbar, daß er gleichzeitig als Zeuge vernommen wurde. Le” 
teres war mithin nur die Folge feiner Stellung als Gewalthaber. 
Anders liegt es hier. Denn hier wäre die Folge ſeiner Stellung 
als Angeſtellter der Geſellſchaft, dem gekündigt werden ſoll, daß 
er nicht wirkſam die Stimme für die Kinder abgeben könnte. Der 
gegenteilige Standpunkt würde übrigens zu dem praktiſch unan⸗ 
nehmbaren Ergebnis führen, daß die Kinder bei einer für fit 
möglicherweiſe äußerſt wichtigen Beſchlußfaſſung der Geſellſchaft 
überhaupt nicht abſtimmen könnten, wenn das Stimmverbot gegen 
über ihrem Vater Platz griffe. Das LG. iſt nun zur Ablehnung 
des Antrages auf Beſtellung eines Pflegers, ſoweit dieſer Antrag 
auf § 47 Abi. 4 GmbHG. geſtützt iſt, deshalb gelangt, weil es 
angenommen hat, daß der Vater als geſetzlicher Vertreter der Kin⸗ 
der durch die genannte Beſt. nicht an der Stimmabgabe für ie 
bet der Beſchlußfaſſung über eine ihm gegenüber auszuſprechende 
Kündigung gehindert ſei. Zutreffend nimmt das LG. hierbei an, 
daß die Kündigung des Angeſtelltenverhältniſſes, die nach dem 
Vortrag des Vaters bei Angehörigen von Geſellſchaftern nur mi 
Zuſtimmung der Geſellſchafterverſammlung zuläſſig iſt, ein Rechts, 
geſchäft t. S. des $ 47 Abs. 4 S. 2 GmbH®. iſt. Gleichwohl halt 
das BeſchwG. das Stimmverbot nicht für durchgreifend, weil der 
Vater ſelbſt nicht Geſellſchafter der Gmbh. ſei, die Beſchluß⸗ 
faſſung demnach nicht die Vornahme eines Rechtsgeſchäft 
gegenüber einem Geſellſchafter betreffe. Gegen dieſe 
Beurteilung ſind Rechtsbedenken zu erheben. 

Da der Vater lediglich Angeſtellter, nicht Geſchäftsführer 
(Organ) der Geſellſchaft iſt, läßt ſich die Rſpr., namentlich auch 
des RGB. über die Zuläſſigkeit des Mitſtimmens im Falle der Be 
ſtellung oder Abberufung des Geſellſchafter-Geſchäftsführers (Vor“ 
ſtands) nicht heranziehen (vgl. dazu RG. 74, 278 = JW. 1911, 
65; 81, 37 ff. JW. 1913, 210; 138, 98 = Jg. 10, 1 = JE 
1933, 1021). Dieſe Ripr. beruht weſentlich darauf, daß die Wah 
bzw. Beſtellung und Abberufung eines ſolchen Organs der or 
ſellſchaft nicht ein gewöhnliches Rechtsgeſchäft, ſondern ein gE 
ſellſchaftlicher Akt ſei, wobei der mitſtimmende Geſellſchafter der 
Gefellſchaft nicht als Dritter gegenüberſtehe (vgl. auch JW. 1925, 
247). In den Fällen, in denen er hiernach ſelbſt mitſtimmen 
könnte, beſtehen naturgemäß auch keine Bedenken, ihm die Be 
fugnis zuzuerkennen, beiſpielsweiſe kraft ſeines Verwaltungs 
und Nutznießungsrechts als Ehemann für ſeine Ehefrau oder al? 
geſetzlicher Vertreter für feine minderjährigen Kinder das Stimm 
recht bei der Beſchlußfaſſung auszuüben (vgl. JFG. 8, 165 
HöchſtRRſpr. 1931 Nr. 835; JW. 1934, 907). Eine andere Frage 
iſt aber, ob der Dritte — Nichtgeſellſchafter —, mit dem ein 
Rechtsgeſchäft vorgenommen werden ſoll, für einen anderen 
(Geſellſchafter) das Stimmrecht auszuüben in der Lage iſt. Na 
dem Wortlaut des Geſetzes, an den ſich das LG. gehalten hal 
müßte dies freilich verneint werden. Dem Sinne des Geſetze 
entſpricht dies indeſſen nach der Auffaſſung des Senats nicht. 

Rein praktiſch wäre es nicht verſtändlich, wenn § 47 Abl. 5 
GmbHG. das Abſtimmungsverbot „für andere“ nur auf den Fal 
der eigenen Geſellſchaftereigenſchaft des Abſtimmenden beſchränken 
wollte; würde dieſer beiſpielsweiſe mit einem Anteil von 1000 Au 
beteiligt fein, jo könnte er auch nicht für 100 000 . Anteile 
eines anderen (Ehefrau, Kind) abſtimmen, hätte er jedoch dieſe 
Anteil von 1000 7% nicht, fo ſollte er in voller Höhe Bi 
100 000 % für andere das Stimmrecht ausüben können. Ahn, 
liche Stimmrechtsverbote wie in § 47 Abſ. 4 für die Gmbh. fing 
den ſich nun in § 252 und § 266 HGB. für die AktG. 8 255 
Abſ. 3 S. 1 HGB. ſchreibt vor, daß „wer durch die Beſchlußto 
ſung entlaſtet uſw. werden ſoll, hierbei kein Stimmrecht hat u! 9 
ein ſolches auch nicht für andere ausüben darf“, ohne es alt 
darauf abzuſtellen, daß der zu Entlaftende (uſw.) Aktionär iſt. * 
Satz 2 daſelbſt heißt es dann wiederum, daß dasſelbe gel 
von einer Beſchlußfaſſung, welche die Vornahme eines Rech 
geſchäfts mit einem Aktionär betreffe. Weiter beſtimmt $ 260 
Abſ. 1 Satz 2 8B. in der neuen Faſſung, daß Aktionäre, die der 
gleich Mitglieder des Vorſtands oder Aufſichtsrats find, weg 
für ſich noch für einen anderen mitſtimmen können, wenn ſt 
die Prüfung auf Vorgänge erſtrecken ſoll, die mit der Entlaſtung 
des Vorſtandes oder Aufſichtsrats oder der Einleitung eine! 
Rechtsſtreits zwiſchen Mitgliedern des Vorſtandes oder Aufſichts, 
rats und der Geſellſchaft in Zuſammenhang ſtehen. Sinn u! 
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Zweck dieſer Beſt. gehen nach dem Urteil des RG. v. 22. Jan. 
1935 (Di Z. 1935, 309 = RG. 146, 385) dahin: Handelt es ſich 
um eine der in § 252 Abſ. 3 HGB. bezeichneten Maßnahmen oder 
um die Beſtellung von Prüfern gem. § 266 Abſ. 1 Satz 1 HGB., 
ſo ſollen Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder bei der Bildung 
des körperſchaftlichen Willens durch Ausübung des Stimmrechts 
in der GenVerſ. nicht Richter in eigener Sache ſein. Dies ware 
aber nicht nur der Fall, wenn die Vorſtands⸗ oder Auſſichtsrats⸗ 
mitglieder mit ihren eigenen Aktien ſtimmten, ſondern auch dann, 
wenn Aktien mitſtimmen würden, auf deren Verwaltung die betr. 
Vorſtandsmitglieder oder Aufſichtsratsmitglieder oder eines von 
ihnen von Rechts wegen einen entſcheidenden Einfluß ausüben, 
eil auch inſoweit eine freie und unabhängige, nur den Geſell⸗ 
ſchaftsintereſſen dienende Stimmrechtsausübung im Hinblick auf 
die widerſtreitenden Intereſſen des betroffenen Mitglieds nicht ge⸗ 
währleiſtet iſt. Aus dieſem Sinn und Zweck der geſetzlichen Beſt. 
hat das RG. geſchloſſen, daß es für die Frage, nach dem Vor⸗ 
liegen von Stimmrechtsverboten keinen Unterſchied machen könne, 
ob das betroffene Verwaltungsmitglied „im Rechtsſinne Eigen- 
tümer der Aktien ſei, oder ob die Aktien im Eigentume einer juri⸗ 
ſtiſchen Perſon ſtänden, die eine derartige Geſtaltung gefunden 
habe, daß ſie von dem Willen des betroffenen Mitgliedes derart 
vollſtändig beherrſcht werde, daß alle Rechtshandlungen, welche 
ie juriſtiſche Perſon vornehme, allein und ausſchließlich von ihm 
beſtimmt werde“. 

Damit hat das RG. ausgeſprochen, daß es nicht auf die 
formelle Geſellſchafteretgenſchaft entſcheidend an⸗ 
kommt, ſondern daß ausſchlaggebend iſt, in welcher Weiſe der Be⸗ 
troffene einen Einfluß auf die Willensbildung des abſtimmenden 
Aktionärs (Geſellſchafters) ausübt. Auf der gleichen Linie liegt 
ſchon die Entſch. des RG. v. 4. Dez. 1934 (RGS. 146, 71 = JW. 
1935, 1236), in der unter ausdrücklicher Aufgabe der früheren 
Rſpr. (NGZ. 112, 382 — JW. 1926, 1327) das Stimmverbot 
auf die Aktien einer OHG. ausgedehnt iſt, wenn ein Geſellſchafter 
der OHG. das betroffene Mitglied der Verwaltung der Akts. ift. 
Im gleichen Sinne wird im Schrifttum ausgeführt: Die Fälle 
haben das Gemeinſame, daß in ihnen der Stimmführungsberech⸗ 
tigte bei der Beſchlußfaſſung der AktG. perſönlich, d. h. ſozuſagen 
als Gegner gegenüberſteht; dabei gilt gleich, ob er die Stimme 
kraft eigenen Rechts oder als geſetzlicher Vertreter, Bevollmäch⸗ 
tigter oder Legitimationsaktionär führt (ebenſo auch Bauers 
Ztſchr. 1928, 55). Ob man den Grund der Beſt. über die Stimm⸗ 
verbote nun darin erblickt, daß damit einer „Gefährdung des Ge— 
meinſchaftsgedankens“ vorgebeugt werden ſoll (ſo Langen: 

nm. zu JW. 1935, 1238), oder nur, oder auch darin, daß da⸗ 
urch ein unvermeidbarer Intereſſenwiderſtreit vermieden wer⸗ 
den ſoll, kann dahingeſtellt bleiben. Im Ergebnis kann es jeden- 
falls keinen Unterſchied machen, ob der Aktionär (Geſellſchafter) 
ſelbſt oder nur fein Vertreter oder Vertrauensmann in Frage 
ſteht. Die gleichen Erwägungen gelten aber auch für die Stimm⸗ 
verbote des § 47 Abſ. A GmbHG. Genügt es nun nach dem 
Urteil des RG. zum Ausſchluſſe des Stimmrechts ſchon, daß der 
etroffene den maßgeblichen Einfluß auf die Willensbildung des 
abſtimmenden Aktionärs ausübt, um wieviel mehr muß dann der 
von der zur Beſchlußfaſſung geſtellten Maßnahme betroffene 
Vater als geſetzlicher Vertreter ſeiner gewaltunterworfenen Kin⸗ 
der für deren Geſchäftsanteile vom Stimmrecht ausgeſchloſſen wer⸗ 
en, da er hier nicht nur die „Willensbildung“ der Geſellſchafter 
inder) entſcheidend zu beeinfluſſen in der Lage iſt, ſondern ſelbſt 
und ausſchließlich der willensbildende Faktor iſt, die minderjähri⸗ 
gen Kinder überhaupt nur durch ihn einen rechtsgeſchäftlichen 
illen haben und äußern können. 

Selbſt wenn ſich aber auch nicht mit Sicherheit die Frage be⸗ 
antworten ließe, ob der Vater an einer rechtswirkſamen Stimm⸗ 
rechtsausübung für die Kinder bei cen beiſandert über die Kün⸗ 
digung ſeines Angeſtelltenverhältniſſes verhindert iſt, wäre dem 
Antrage der Kinder auf Pflegerbeſtellung ſtattzugeben. Wie das 

wohl auch nicht verkennt und namentlich aus den vorſtehen⸗ 
den Ausführungen hervorgeht, müßte ohne weiteres damit ge- 
rechnet werden, daß in einem anderen Verfahren, von einer an⸗ 
deren Inſtanz die Stimmabgabe durch den Vater als geſetzlichen 
zertreter im Hinblick auf § 47 Abi. 4 Satz 2 GmbHG. als un⸗ 
Falle betrachtet würde. Dieſer bedenklichen Folge würde auf alle 
Fälle dadurch vorgebeugt werden, daß ein Pfleger für die Kinder 
beſtellt wird. Damit würde die geſetzliche Vertretung des Vaters 
un Umfang des Wirkungskreiſes des beſtellten Pflegers ſchon nach 
8 1628, 1630 BGB. ausgeſchaltet fein. Da die Nähe des Ver⸗ 
wandtſchaftsverhältniſſes für die Stimmverbote unerheblich iſt, 
Innten alſo die Kinder, vertreten durch den beſtellten Pfleger, auf 
alle Fälle ihre Stimme bei der Beſchlußfaſſung rechtswirkſam ab⸗ 
geben. Oberſte Richtſchnur für die Maßnahmen des VormcGer. iſt 
nun aber, durch ſie das Intereſſe der Kinder ſoweit nur möglich 
zu wahren und zu ſichern. Iſt die Möglichkeit, daß eine Verhinde⸗ 


rung des Vaters durch andere mit der Frage befaßte Stellen 
angenommen wird, in ſolche Nähe wie beiſpielsweiſe vorliegend 
gerückt, ſelbſt wenn man nicht die Verhinderung poſitiv annehmen 
würde, ſo müſſen dieſe Zweifel ſchon ausreichen, wenigſtens 
im Einverſtändnis mit dem Gewalthaber einen Pfleger zu be⸗ 
ſtellen. Das bedeutet, daß, falls jener ſich ſelbſt mit der Pfleger⸗ 
beſtellung einverſtanden erklärt oder ſie gar angeregt hat, keine 
zu weitgehenden Anforderungen mit bezug auf die Feſtſtellung 
der Verhinderung i. S. des 8 1909 BGB. geſtellt werden 
dürfen. Sind alſo in rechtlicher Hinſicht ernſtliche Zweifel dar⸗ 
über, ob der geſetzliche Vertreter an der Vertretung verhindert iſt, 
nicht von der Hand zu weiſen, ſo verlangt es das Intereſſe des 
Kindes, durch Beſtellung eines Pflegers eine klare rechtliche Si⸗ 
tuation zu ſchaffen. 

St hierdurch ſchon mit Rückſicht auf das Stimmverbot die 
Vorausſetzung für die Beſtellung eines Pflegers geſchaffen, ſo er⸗ 
übrigt es ſich, auf die weiteren Gründe, aus denen heraus eine 
Verhinderung des Vaters an der Vertretung der Kinder angenom⸗ 
men werden könnte, einzugehen. Im übrigen iſt dem LG. darin bei⸗ 
zutreten, daß eine ſolche Verhinderung aus den Beſt. der SS 1630 
Abſ. 2, 181, 1795, 1796 BGB. nicht zu begründen wäre. Die Be⸗ 
ſchlußfaſſung bzw. Abſtimmung ſelbſt iſt nicht die Vornahme eines 
Rechtsgeſchäfts zwiſchen den vom Vater vertretenen Kindern und 
ihm, vielmehr ein geſellſchaftlicher Akt, der ein Rechtsgeſchäft zwi⸗ 
ſchen der GmbH. und dem Vater zum Gegenſtande hat. § 1796 
BOB. iſt nicht anwendbar, weil es an einem Anhaltspunkte da⸗ 
für fehlt, daß, ſelbſt wenn eine Intereſſenkolliſion zwiſchen dem 
Vater in feiner Eigenſchaft als Angeſtellter der GmbH. und in 
der als Vertreter der Geſellſchafterrechte der Kinder im Verhält⸗ 
nis zu der Geſellſchaft beſtehen mag, der eben zum Ausſchluß die⸗ 
ſes Stimmrechts gem. § 47 Abſ. 4 a. a. O. führen muß, auch ein 
Intereſſenwiderſtreit zwiſchen ihm und den Kindern i. S. des 
§ 1796 BGB. vorliegt. 

Nach alledem iſt die Möglichkeit und Notwendigkeit der 
Pflegerbeſtellung aus § 1909 BGB. gegeben, indeſſen nicht in 
dem unbeſtimmten Umfange, wie von den BeſchwF. beantragt, 
ſondern mit dem beſtimmten Wirkungskreis zur „Ausübung des 
Stimmrechts der minderjährigen Kinder als Geſellſchafter der 
vorgenannten GmbH., ſoweit es ſich um die Frage der Zuſtim⸗ 
mung zur Kündigung des Angeſtelltenverhältniſſes zwiſchen der 
Geſellſchaft und dem Vater handelt“. Ein Fürſorgebedürfnis wäre 
freilich nur dann zu bejahen, wenn mit der naheliegenden Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit zu rechnen wäre, daß die Frage der Kündigung er⸗ 
neut auf die Tagesordnung der Geſellſchafterverſammlung geſetzt 
wird. Die bloße — theoretiſche — Möglichkeit genügt, wie das 
LG. inſoweit zutreffend ausgeführt hat, zur Anordnung einer 
Pflegſchaft nicht. Ohne weiteres iſt aber im Gegenſatz zu der 
Anſicht der Beſchw. mit einer Wiederholungsgefahr keineswegs 
zu rechnen. Es wäre durchaus möglich, daß an eine Kündigung 
überhaupt nicht mehr gedacht wird. Jedenfalls bedarf in dieſer 
Richtung der Sachverhalt noch näherer Aufklärung durch ge⸗ 
eignete Ermittlungen, z. B. einer Anfrage bei der GmbH., ob die 
Kündigungsangelegenheit endgültig erledigt iſt. Zu dieſem Zwecke 
war die Sache unter Aufhebung beider Vorentſcheidungen an das 
AG. zurückzuverweiſen. 

(KG., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 3. Mai 1935, 1a WX 650/35.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


67. 58 268, 1150 BGB.; S 10 Ziff. 3 ZwXerfiß. Das 
Ablöſungsrecht eines dinglich Berechtigten iſt nicht ſchon 
dann gegeben, wenn die Steuerbehörde mit Zwangsmaß⸗ 
nahmen droht. § 1150 BGB. findet auf öffentliche Grund- 
ſtückslaſten keine entſprechende Anwendung. 

(KG., 12. ZivSen., Urt. v. 28. März 1935, 12 U 52/35.) 
Ber. von KR. Dr. Kaemmerer, Berlin. 


* 


68. SS 497, 887 BGB. Eine Vormerkung zur Sicherung 
des Auſpruchs auf Wiederverkauf eines Grundſtücks kann 
nur den Anſpruch gegen den gegenwärtigen (nicht auch 
gegen den jeweiligen) Grund ſtücks eigentümer zum Gegen- 
ſtande haben. 

Der Eigentümer des Grundſtücks Bl. 213 hat mit dem Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks Bl. 149 in notariell beglaubigter Urkunde 
folgendes vereinbart: „Sollte die auf dem Grundſtüch Bl. 149 be⸗ 
findliche Grube vor dem 1. Okt. 1952 wieder in Betrieb genommen 
werden, ſo hat der jeweilige Eigentümer des Grundſtücks Bl. 213 die 
Pflicht, dieſes Grundſtück an den jeweiligen Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks Bl. 149 auf deſſen Verlangen zurückzuverkaufen.“ Sodann iſt 
in der Urkunde der zu zahlende Kaufpreis beſtimmt und hat der 
Eigentümer des Grundſtüchs Bl. 215 die Eintragung einer Vor⸗ 
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merkung zur Sicherung der vorſtehenden Verpflichtung bewilligt und 
beantragt. 

Das GBA. lehnte den Antrag auf Eintragung der Vormerkung 
ab, weil die Eintragung einer Vormerkung zugunſten des jeweiligen 
Eigentümers eines andern Grundſtücks und die dingliche Sicherung 
eines Wiederkaufsrechts gegen jeden Dritterwerber des belaſteten 
Grundſtücks unzuläſſig ſei. Die Beſchw. wurde unter Hinweis auf 
die Entſch. OLG. 12, 71 zurückgewieſen. Die weitere Beſchw. hatte 
Erfolg. 

Die Zuläſſigkeit der Sicherung des Anſpruchs aus einem Wieder⸗ 
Raufsrecht durch Vormerkung, und zwar ſchon vor Ausübung des letz⸗ 
teren, iſt jetzt allgemein anerkannt. 

Daß als Vormerkungsberechtigter der jeweilige Eigentümer eines 
beſtimmten Grundſtücks bezeichnet werden kann, hat das RG. in der 
Entſch. RG. 128, 246 JW. 1930, 2422 im Einklang mit KGJ. 36, 
A 212 gegen OLG. Dresden: OLG. 40, 75 ausgeſprochen. Inſoweit 
iſt alſo der ſachliche Standpunkt der Vorinſtanzen rechtlich nicht zu 
billigen. 

Das Wiederkaufsrecht kann im Gegenſatz zum Vorkaufsrecht 
(81094 BGB.) nicht als dingliches, d. h. jeden Eigentümer des be⸗ 
troffenen Grundſtücks belaſtendes Recht begründet werden (Mot. III, 
451; Prot. III, 766). Einer dinglichen Sicherung des Wiederkaufs- 
rechts ſelbſt würde es aber gleichkommen, wenn die Vormerkung ſo, 
wie beantragt, als Sicherung eines Anſpruchs gegen den jeweiligen 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks eingetragen würde. Selbſt wenn 
aber eine ſolche Vormerkung nicht der Eintragung des Wiederkaufs- 
rechts ſelbſt gleichzuſtellen wäre, würde die Unzuläſſigkeit der be⸗ 
antragten Eintragung ſich daraus ergeben, daß ein Anſpruch geſichert 
werden ſoll, deſſen Unwirkſamkeit ſich aus der Eintragungsbewilli⸗ 
gung ſelbſt ergibt. Denn von den jetzigen Eigentümern der beteiligten 
Grundſtücke kann wohl ein Anſpruch zugunſten Dritter (8 328 
BGB.), hier alſo zugunſten der ſpäteren Eigentümer des berech- 
tigten Grundſtücks, nicht aber zu Laſten Dritter, hier der 
jeweiligen Eigentümer der belaſteten Grundſtücke, begründet wer⸗ 
den (OLG. 14, 71; Güthe⸗Triebel, GBO. 8 25 Anm. 9). Da 
die Bezeichnung des Anſpruchs bei der Vormerkung zum notwendigen 
Inhalt der Bewilligung und der Eintragung gehört (KJ. 48, 189) 
und das GBA. grundſätzlich zwar die Wirkſamkeit des zu ſichernden 
Anſpruchs nicht zu prüfen braucht, eine ihm bekannte Unwirkſamkeit 
aber beachten muß, iſt die auf dieſen Punkt geſtützte Beanſtandung 
der Vorinſtanzen auf jeden Fall begründet. Sie rechtfertigt aber nicht 
die ſofortige Ablehnung, vielmehr zunächſt nur eine Zwiſchenverfügung 
auf entſprechende Beſchränkung des Antrags und der Bewilligung in 
der Form des § 29 GBO. dahin, daß nur der Anſpruch gegen den 
jetzigen Eigentümer des zu belaſtenden Grundſtücks auf Wieder⸗ 
verkauf geſichert werden ſoll. Da auch durch eine Vormerkung für 
einen jo beſchränkten Anſpruch gem. 88 883, 888 BGB. eine gewiſſe 
dingliche Bindung der ſpäteren Eigentümer herbeigeführt wird, iſt 
damit zu rechnen, daß der Antragſteller eine entſprechende Ein⸗ 
ſchränkung von Bewilligung und Antrag herbeiführen wird. 


(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 21. Febr. 1935, 1 Wx 34/35). Sch.] 
* 


69. 88 1635 Abſ. 1 Satz 2, 1666 BGB. Die zeitliche 
Beſchränkung der Entziehung des Perſonenſorgerechts 
gegenüber einem Elternteil iſt in der Regel unzuläſſig. 

Nach der Rſpr. des Senats (1 a X 1216/32; 1 a X 1217/34; 
1a WX 328/35) iſt es ſowohl im Falle des § 1635, wie im Falle 
des § 1666 BGB. unzuläſſig, die Entziehung des Perſonenſorge⸗ 
rechts gegenüber einem Elternteil auf eine beſtimmte Zeit zu be⸗ 
ſchränken, denn durch die nach dieſen Beſt. zu treffenden vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Maßnahmen ſoll einerſeits zwar dem Kinde 
ein ausreichender Schutz gegen den Mißbrauch des elterlichen 
Sorgerechts gewährt werden, andererſeits aber iſt jedes Übermaß 
von Einmiſchung in die inneren Familienangelegenheiten zu ver⸗ 
meiden und es darf in das Elternrecht nicht weiter eingegriffen 
werden, als das Wohl des Kindes es erfordert. Es handelt ſich 
hier nicht um eine vorläufige Anordnung in einem Verfahren, 
in dem noch eine endgültige Maßnahme getroffen werden muß, 
ſondern um eine endgültige Entſch. des VormGer. Wenn auch aus⸗ 
nahmsweiſe beim Vorliegen ganz beſtimmter Vorausſetzungen, 
z. B. für die Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes, endgültige Anord⸗ 
nungen aus 88 1635 oder 1666 BGB. für eine beſtimmte Zeit 


von der Rſpr. zugelaſſen werden, jo find doch in der Regel der⸗ 


artige, zeitlich befriſtete Maßnahmen unzuläſſig. Dem Intereſſe 
des Kindes und der Stetigkeit feiner Erziehung widerſpricht es, 
wenn nach verhältnismäßig kurzer Zeit ein Wechſel in der Perſon 
des ſorgeberechtigten Elternteiles eintreten würde. 

Da die Anordnung nicht als Strafmaßnahme gegen den 
Elternteil für begangenes Unrecht, ſondern als Schutzmaßnahme 
für das Kind anzuſehen ift, darf fie auch nur fo lange aufrecht⸗ 
erhalten werden, als die Umſtände, die zu ihrem Anlaß geführt 


haben, noch unverändert fortdauern und weiteren vornrundſchafts⸗ 


gerichtlichen Schutz für das Kind erfordern. Da ſich aber zur Zeit 
der Anordnung regelmäßig nicht mit Sicherheit überſehen läßt, 
ob und wie lange dies der Fall ſein wird, iſt es angängig, der 
gem. § 1635 Abf. 1 Satz 2 oder § 1666 getroffenen Anordnung 
ſchon von vornherein eine beſtimmte zeitliche Geltungsdauer zu 
ſetzen. Wenn auch das Bormßer. jederzeit nach § 1635 Abſ. I 
letzter Halbſatz, $ 1671 BGB. berechtigt ift, die von ihm getroſ⸗ 
fene Anordnung zu ändern, ſo iſt doch die Möglichkeit nicht von 
der Hand zu weiſen, daß das Gericht, nachdem einmal die An⸗ 
ordnung mit befriſteter Geltungsdauer ergangen iſt, für deren 
vorzeitige Aufhebung oder Abänderung ſchärfere Anforderungen 
ſtellen könnte, als nach Lage der Dinge gerechtfertigt wären, zu⸗ 
mal, wenn die Geltungsdauer der Anordnung ſich nicht auf allzu 
lange Zeit erſtrecken ſoll. 
(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 3. Mai 1935, la WX 425/35.) 
Ber. von KR. Heydtmann, Berlin. 


+ 

70. 81779 Abf.2 8G B.; 88 20, 57 Abſ. 1 Ziff. 9, 60 
Abſ. 1 Nr. 3 FGG. Hat das VormGer. den bisherigen Vor- 
mund entlaſſen und durch dieſelbe Verfügung die Beftel® 
lung eines neuen Vormundes angeordnet, ſo iſt trotz des 
inneren Zuſammenhangs beider Maßnahmen die Art des 
Rechtsmittels und die Frage des Beſchwerderechts für jede 
Anordnung gefondert zu beurteilen. Die in dem Beſchl. v. 
9. Okt. 1931, 14a X 965/1156/1317/31, vertretene abweichende 
Auffaſſung wird aufgegeben. 

Das NG. hat für eine Vollwaiſe zunächſt den Standartenführer 
Sch. zum Vormund des Kindes beſtellt, ihn aber ſpäter wegen feiner 
Verſetzung aus dem Amte entlaſſen und an ſeiner Stelle durch die 
gleiche Verfügung die Beſtellung des Verſicherungsagenten M. zum 
Vormund angeordnet. M. iſt auch als Vormund verpflichtet worden. 
Gegen ſeine Beſtellung hat der Kaſſenbote Rudolf H., ein Schwager 
der Kindesmutter, für ſich und als Bevollmächtigter von mütterlichen 
Verwandten des Kindes Beſchwerde erhoben. Die BeſchwF., die ſämt⸗ 
lich katholiſch find, begehren, daß an Stelle des M. einer von ihnen 
als Vormund des Kindes beſtellt wird, weil M. mit dem Kinde nicht 
verwandt und verſchwägert und evangeliſch iſt. 

Das LG. hat nach Anſtellung von Ermittelungen die Verfügung 
des Ach. aufgehoben, M. aus dem Amte als Vormund entlaſſen und 
an ſeiner Stelle den Schloſſer Johann V., einen Onkel des Kindes, 
als Vormund beſtellt. Die weiteren Anordnungen hat es dem AG. 
übertragen. 

Gegen dieſen Beſchluß, der M. am 23. Jau. 1935 zugeſtellt iſt, 
haben dieſer und ein Bruder des verſtorbenen Kindesvaters die am 
19. Febr. 1935 bei dem KG. eingegangene weitere Beſchwerde er” 
hoben, mit der die Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes und DIE 
Beſtätigung der amtsgerichtlichen Verfügung beantragt wird. 

Der Beſchluß des LG. enthält zwei verſchiedene Anordnungen, 
erſtens die Entlaſſung des bisherigen Vormundes gegen ſeinen Willen 
und zweitens die Beſtellung eines neuen Vormunds. Gegen die erſterk 
Maßnahme findet an ſich nach 8 60 Abſ. 1 Nr. 3 FGG. nur die ſo⸗ 
fortige und demgemäß hier die ſofortige weitere Beſchwerde, gegen 
letztere die einfache bzw. einfache weitere Beſchwerde ſtatt. Fraglich 
kann allerdings ſein, ob nicht mit Rückſicht auf den inneren Yu? 
ſammenhang und die gegenſeitige Abhängigkeit beider Maßnahmen 
voneinander beide nur einheitlich und mit demſelben Rechtsmittel 
angefochten werden können. In einem Beſchl. v. 9. Okt. 1931 
(la X 965, 1156, 1317/1) hat der Senat aus dem angef. Grunde 
angenommen, daß gegen beide Maßnahmen nur ein einheitliches 
Rechtsmittel, nämlich die ſofortige weitere Beſchwerde gegeben ll 
Dieſe Anſicht kann jedoch bei nochmaliger Prüfung der Rechtsfrage 
nicht aufrechterhalten werden. Wenn beide Anordnungen auch in einem 
gewiſſen Zuſammenhauge zueinander ſtehen, jo iſt doch ihre Abhängig 
keit voneinander nicht eine derartige, daß in jedem Falle die eine 
Maßnahme nicht ohne die andere getroffen werden kann. Würde z. B, 
das AG. nur die Entlaſſung des bisherigen Vormundes abgelehnt 
haben, ohne die Frage zu prüfen, ob der Beſchw§. gemäß ſeinem Be 
gehren als Vormund auszuwählen iſt, dann darf das LG. nur über 
die Frage der Entlaſſung befinden, nicht aber ſeinerſeits einen anderen 
Vormund auswählen, vielmehr muß es inſoweit die Sache an das AO- 
zurückverweiſen, da dieſes hierüber zunächſt allein zu entſcheiden hat. 

Die Annahme, daß in Fällen der vorliegenden Art lediglich die 
ſofortige Beſchwerde ſtattfindet, würde überdies zu Unbilligkeiten 
führen, wenn ein Beſchwerdeberechtigter lediglich die Beſtellung des 
neuen Vormundes anfechten will, die Friſt zur Einlegung der ſofor⸗ 
tigen Beſchwerde aber verſäumt hat. 

Es kann auch nicht die Anſicht vertreten werden, daß gegen 
beide Anordnungen einheitlich nur die einfache Beſchwerde das ge” 
gebene Rechtsmittel iſt, denn dieſe Anſicht würde, ſofern nur die Ent⸗ 
laſſung des bisherigen Vormundes durch das LG. angefochten wird, 
mit dem klaren Wortlaute des § 60 Abſ. 1 Nr. 3 FGG. in unver? 
einbarem Widerſpruche ſtehen. j 
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Hiernach erſcheint gegen die vom LG. angeordnete Entlaſſung 
des bisherigen Vormundes nur die ſofortige weitere Beſchwerde, gegen 
die Auswahl des neuen Vormundes die einfache weitere Beſchwerde 
zulaſſig. 

Prüft man unter dieſem Geſichtspunkte das Rechtsmittel der 
beiden Beſchwß., jo ergibt ſich folgendes: Die Beſchwerde des bis⸗ 
herigen Vormundes M. gegen feine vom LG. ausgeſprochene Entlaſ⸗ 
fung iſt nach § 60 Abſ. 1 Nr. 3 FGG. i. Verb. m. § 29 Abf. 2 daf., 
a ſie gegen ſeinen Willen erfolgt iſt, nur als ſofortige weitere Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig, wobei es keinen Unterſchied macht, ob die Ent⸗ 
laſſung auf Grund der Vorſchrift des § 1886 BGB. oder wegen Ver⸗ 
25 der Vorſchrift des 81779 Abſ. 2 BGB. ausgeſprochen iſt. Da 

der landgerichtliche Beſchluß am 23. Jan. 1935 zugeſtellt iſt, die 
Beſchwerdefriſt alſo am 6. Febr. 1935 ablief, iſt ſeine am 19. Febr. 
1935 bei dem KG. eingegangene Beſchwerde nach 822 Abſ. 1 FG. 
inſoweit verſpätet und daher als unzuläſſig zu verwerfen. Soweit ſich 
ſein Rechtsmittel gegen die Auswahl des neuen Vormundes richtet, 
ſtellt es ſich als einfache weitere Beſchwerde dar, die jedoch unbegründet 
iſt, da ihm inſoweit ein Beſchwerderecht nicht zuſteht. Aus § 20 FGG. 
ſteht ihm ein ſolches Recht nicht zu, da Rechte ſeiner Perſon durch die 
bene Maßnahme nicht verlegt find und aus 8 57 Abſ. 1 Nr. 9 
SG, kann ihm ein Beſchwerderecht nicht zugebilligt werden, da er 
kein berechtigtes Intereſſe hat, dieſe perſönliche Angelegenheit des 

ündels wahrzunehmen. Er iſt mit dem Kinde nicht verwandt oder 
verſchwägert und feine freundſchaftlichen Beziehungen zu dem ver⸗ 
torbenen Kindesvater und S A.⸗Kameraden ſind als berechtigtes Inter⸗ 
eſſe i. S. des Geſetzes nicht anzuſehen. Soweit ſich ſeine Beſchwerde 
gegen die Beſtellung des neuen Vormundes richtet, war ſie daher als 
unbegründet zurückzuweiſen. 

Für das Rechtsmittel des Onkels väterlicherſeits iſt nach den 
vorſtehenden Darlegungen ebenfalls die doppelt geſtaltete Art des 
Rechtsmittels maßgebend. Nach ſtändiger Rſpr. des Sen. iſt im Falle 
er Entlaſſung eines Vormundes gegen ſeinen Willen für alle Be⸗ 
teiligten nur die ſofortige Beſchwerde gegeben (la X 866/28 u. a.), 
und demgemäß auch die ſofortige weitere Beſchwerde. Da ihm der 
angefochtene Beſchluß nicht zugeſtellt, die Beſchwerde aber auch vor 
er Zustellung erhoben werden kann, jo iſt fein Rechtsmittel gegen die 
Entlaſſung des Vormundes M. an ſich zuläſſig. Er iſt aber aus 
§ 20 36®. nicht beſchwerdeberechtigt, da Rechte feiner Perſon durch 
den diesbezüglichen Teil des landgerichtlichen Beſchluſſes nicht beein- 
trächtigt find. Aus 8 57 Abſ. 1 Nr. 9 FGG. kann er ein Be⸗ 
ſchwerderecht für ſich gleichfalls nicht herleiten, weil nach Abſ. 2 daſ. 
die Vorſchrift des Abſ. 1 Nr. 9 auf die ſofortige Beſchwerde Keine 
Anwendung findet. 

Da nach ſtändiger Rſpr. des RG. die Prüfung des Beſchwerde⸗ 
rechts den erſten Abſchnitt der Sachprüfung bildet, war der Teil der 
Beſchwerde des Onkels, der ſich gegen die Entlaſſung des bisherigen 
Jormundes richtet, als unbegründet zurückzuweiſen, nicht als unzu⸗ 
läſſig zu verwerfen. 

Soweit ſich ſein Rechtsmittel dagegen gegen die Auswahl des 
neuen Vormundes Johannes V. wendet, war ihm ein Beſchwerderecht 
aus 8 57 Abſ. 1 Nr. 9 FGG. zuzubilligen, denn er iſt der Bruder 
des verſtorbenen Kindesvaters und hat als ſolcher ein berechtigtes 
Intereſſe, dieſe perſönliche Angelegenheit des Mündels wahrzu⸗ 
nehmen. In ſachlicher Beziehung iſt jedoch fein Rechts. nittel auch hier 
nicht begründet. 

(GG., Ziv Sen. I a, Beſchl. v. 22. März 1935, 1a W X 323/85.) 


Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
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71. 8 1886 BGB.; 88 16, 20, 24, 26, 57 Nr. 9, 59, 60 
Nr. 3 RJ GG. 

1. Hat das VormGer. einen Vormund gemäß 8 1886 
BGB. aus dem Amt entlaſſen und wird dieſe Maßnahme 
auf ſofortige Beſchwerde des Vormunds vom LG. aufge⸗ 

oben, ſo iſt nur der Mündel, nicht aber die uneheliche 
indesmutter zur Einlegung der weiteren Beſchwerde be— 
vrechtigt. 

2. Das Vorm Ger. muß alsbald nach der Entlaſſung 
des Vormunds unbeſchadet einer von dieſem erhobenen 
Beſchwerde dem Mündel einen neuen Vormund beſtellen, 
da ſonſt der Mündel ohne geſetzlichen Vertreter iſt, die Zu⸗ 
ſtellung des landgerichtlichen Beſchluſſes an ihn nicht er⸗ 
folgen und er, ſofern nicht der Fall des 859 Abſ. 1 R GG. 
vorliegt, von ſeinem Beſchwerderecht keinen Gebrauch 
machen kann. 

Auf den Antrag der Mutter hat das WG. die Vormünderin 
eines unehelichen Kindes gem. $ 1886 BOB. aus dem Amt entlaſſen, 
weil ſie die Jutereſſen des Kindes gegenüber dem Erzeuger nicht aus⸗ 
reichend wahrnehme und trotz wiederholter Ladung nicht beim Vorm⸗ 
Ger. zur Beſprechung der Sache und zur Rechenſchaftsablegung er⸗ 
hienen ſei. Auf die ſofortige Beſchw. der Vormünderin hat aber das 
LG. die angefochtene Entſch. des AG. aufgehoben. Die ſofortige wei⸗ 


tere Beſchw. der Kindesmutter konnte ſchon wegen Fehlens des Be⸗ 
ſchwerderechts der BeſchwF. keinen Erfolg haben. 

Der Kreis der zur Einlegung der Beſchw. gegen Entſch. in An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit berechtigten Perſonen 
it vom Geſetz genau begrenzt. Danach kommt aber der BeſchwF. ein 
Beſchwerderecht gegen die Entſch. über die Entlaſſung der Vormün⸗ 
derin aus ihrem Amt nicht zu. Nach der in erſter Linie für die Be⸗ 
ſchwerdeberechtigung maßgebenden Belt. des 820 Abſ. 1 R FGG. 
ſteht die Beſchw. jedem zu, deſſen Recht durch die angefochtene Entſch. 
beeinträchtigt iſt. Da die uneheliche Mutter nach 8 1886 BGB. kein 
eigenes Recht auf Entlaſſung der Vormünderin aus dem Amt hat, 
kann auch die hier vom LG. ausgeſprochene Ablehnung der Entlaſſung 
keine Beeinträchtigung eines ihr zuſtehenden Rechtes i. S. des 8 20 
Abſ. 1 RFGG. enthalten (Schlegelberger, RF. , 8 20 An⸗ 
merkung 11; Recht 1906, 189 Nr. 359; 1917 Nr. 1139). Aus dieſer 
Beſt. läßt ſich daher ein Beſchwerderecht der Beſchw§. nicht herleiten. 
Ebenſowenig kann § 20 Abſ. 2 RF GG. eine Grundlage für die Be⸗ 
ſchwerdeberechtigung bieten. Denn es handelt ſich bei der Entſch. über 
die Entlaſſung der Vormünderin nicht um eine nur auf Antrag zu 
erlaſſende Verfügung i. S. dieſer Vorſchrift. Vielmehr hat das Vorm⸗ 
Ger. über die Notwendigkeit der. Entlafſung eines Vormundes jeder⸗ 
zeit auch von Amts wegen zu befinden. Infolgedeſſen iſt es ohne Be⸗ 
deutung für die Beſchwerdeberechtigung der BeſchwF., daß hier er⸗ 
ſichtlich ihre Anträge Anlaß zu der Entſch. des AG. v. 25. Okt. 1934 
gegeben haben (vgl. auch Schlegelberger a. a. O. 8 20 RF GG. 
Anm. 30, 31). 

Auch aus 8 57 Abſ. 1 Nr. 9 RFGch. kommt hier der BeſchwF. 
ein Beſchwerderecht nicht zu, weil dieſe Geſetzesbeſtimmung nach 8 57 
Abſ. 2 RF. auf die Fälle der ſofortigen Beſchw. und gem. 8 63 
RF. auf die ſofortige weitere Beſchw. nicht anwendbar iſt. Da 
aber die vom AG. gem. 8 1886 BGB. ausgeſprochene Entlaſſung der 
Vormünderin nach § 60 Abſ. 1 Nr. 3 RF GGG. nur mit der ſofor⸗ 
tigen Beſchw. angefochten werden konnte und infolgedeſſen nach 8 29 
Abſ. 2 NFGG. auch gegen die Entfch. des LG. ohne Rückſicht auf 
ihren ſachlichen Inhalt eſtets nur die ſofortige weitere Beſchw. ſtatt⸗ 
findet (Schlegelberger a. a. O. 8 29 RG. Anm. 7), iſt die 
BeſchwF. auch inſoweit nicht in der Lage, die landgerichtliche Entſch. 
im Intereſſe des Kindes anzufechten. 

Muß bei dieſer Rechtslage mithin ein eigenes Recht der Kindes⸗ 
mutter (ebenſo wie übrigens auch dritter Perſonen) zur Einlegung 
der Beſchw. oder weiteren Beſchw. verneint werden, ſo bleibt lediglich 
ein Beſchwerderecht des Kindes gegen die angefochtene Entſch. übrig, 
das allerdings gegeben iſt. Denn aus ſeinem Recht auf richtige Be⸗ 
ſorgung feiner Angelegenheiten durch das VormGer. ergibt ſich ſein 
Recht zur Beſchw. gem. § 20 Abf. 1 RG. gegen Entſch. des 
VormöGer. oder des Beſchwcß., welche die Erledigung dieſer Ange⸗ 
legenheiten betreffen (Schlegelberger a. a. O. 520 Ann. 9 
R.). Da das VormGer. kraft ſeiner Aufſichtspflicht die Amts⸗ 
führung des Vormunds zu überwachen und erforderlichenfalls einen 
nicht geeigneten Vormund gem. § 1886 BOB. aus dem Amt zu 
entlaſſen hat, muß in einer Entſch. über die Entlaſſung oder die Ab⸗ 
lehnung der Entlaſſung eine die Beſorgung der Angelegenheiten des 
Mündels und mithin eine Beeinträchtigung ſeines Rechts i. S. des 
§ 20 Abſ. 1 RF. erblickt werden (RJ A. 6, 7; Rausnitz, 
RF GG., 8 60 Anm. 34). Dieſe Tatſache iſt jedoch für die weitere 
Beſchw. der Kindesmutter ohne Bedeutung, weil ſie das Rechtsmittel 
nicht namens des Kindes einlegen kann, wenn etwa fo ihre Aus⸗ 
führungen zu verſtehen wären. Denn ihr ſteht als der unehelichen 
Mutter des Kindes nach 8 1707 BGB. nur die tatſächliche Sorge 
für die Perſon des Kindes, nicht aber die elterliche Gewalt oder das 
Recht zur Vertretung des Kindes zu. 

Ohne daß der Senat zu den ſachlichen Ausführungen des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes und zu den dagegen gerichteten Angriffen der 
BeſchwF. Stellung zu nehmen vermag, muß danach das Rechtsmittel 
wegen Fehlens des Beſchwerderechts zurückgewieſen werden. 

Die Rechtslage gibt jedoch dem Senat zu folgenden Hinweiſen 
Anlaß: Da der Mündel das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat 
und infolgedeſſen nicht in der Lage iſt, gem. §8 59 RF G. jeden⸗ 
falls in den feine Perſon betreffenden Angelegenheiten, wozu im, der 
Regel auch die Entſch. über die Entlaſſung des Vormunds zu rechnen 
iſt (KG., 1a X 1081/29; 1a X 1156/31, 1317/31; 12 X 42/32; 
1 a X 327/33) fein Beſchwerderecht felbftändig auszuüben, kann er 
von feinem Beſchwerderecht nur durch feinen geſetzlichen Vertreter Ge⸗ 
brauch machen. Daran iſt er aber hier deshalb gehindert, weil er, 
ſoweit die Akten erkennen laſſen, zur Zeit keinen geſetzlichen Ver⸗ 
treter hat. Denn die Entlaſſung der Vormünderin durch das Ach. iſt 
gem. § 16 RFGG. mit der an die Vormünderin bewirkten Bekannt⸗ 
machung wirkſam geworden. Mit dieſem Zeitpunkt hat ihr Amt und 
damit ihre Befugnis zur Vertretung des Mündeis fein Ende gefun⸗ 
den, da auch die Einlegung der Beſchw. gegen die Entſch. des Vorm⸗ 
Ger. uach § 24 Abſ. 1 RICO. Keine aufſchiebende Wirkung hatte 
(Schlegelberger a. a. O. 8 16 R GGG. Anm. 5, 6; 8 24 RFGG. 
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Anm. 1, 2). Hieran ändert auch der Umſtand nichts, daß inzwiſchen 
das LG. auf die Beſchw. der Vormünderin die amtsgerichtliche Entſch. 
wieder aufgehoben hat. Einmal kann der Beſchluß des LG. nach 
§ 26 RF GG. erſt mit der Rechtskraft wirkſam werden. Dem Eintritt 
der Rechtskraft des Beſchluſſes des LG. gegenüber dem beſchwerde⸗ 
berechtigten Mündel ſteht aber der Umſtand entgegen, daß ihm die 
Entſch., ſolange er ohne geſetzlichen Vertreter iſt, nicht wirkſam zu⸗ 
geſtellt, alſo der Lauf der Beſchwerdefriſt nicht in Gang geſetzt wer⸗ 
den kann. Weiter würde die Entſch. des LG. ſelbſt nach Eintritt der 
Rechtskraft nicht die Folge haben, die einmal wirkſam erfolgte Ent⸗ 
laſſung der Vormünderin nachträglich mit der Folge zu beſeitigen, 
daß ihr Amt wieder ohne weiteres auflebt. Vielmehr Kann ſie ihre 
frühere Stellung als Vormünderin erſt durch erneute Beſtellung gem. 
$ 1789 BGB. wiedererlangen (KG., 1 a X 980/32; 1a X 657/33). 
Das AG. hat dieſe neue Verpflichtung zwar in Ausführung des land⸗ 
gerichtlichen Beſchluſſes alsbald vorzunehmen, ſobald dieſe Entſch. 
rechtskräftig geworden iſt, und nicht andere neu hervorgetretene 
Gründe dem entgegenſtehen. Dieſe Ausführung des landgerichtlichen 
Beſchluſſes wird hier aber noch dadurch gehindert, daß ſeine Rechts⸗ 
kraft gegenüber dem Mündel mangels ordnungsmäßiger Zuſtellung, 
wie bereits erwähnt, nicht hat eintreten können. 

Dieſe verfahrensrechtlichen Bedenken Hätten ſich dann nicht er— 
geben, wenn das VormGer. alsbald nach der Entlaſſung der bisheri- 
gen Vormünderin, unbeſchadet der Einlegung der Beſchwerde durch fie, 
dem Mündel einen neuen Vormund beſtellt hätte, wie es die ord⸗ 
nungsmäßige Behandlung der Sache erforderte. Sie werden ſich auch 
nur fo ordnungsmäßig beſeitigen laſſen, daß der Mündel noch jetzt 
durch Beſtellung eines neuen Vormunds einen geſetzlichen Vertreter 
erhält, an den das LG. ſeinen Beſchluß zuſtellen muß, und der über 
die Einlegung der weiteren Beſchw. gegen den landgerichtlichen Be⸗ 
ſchluß namens des Mündels befinden kann. Der Senat hat allerdings 
wiederholt ausgeſprochen, daß die Beſtellung eines Pflegers Ie- 
diglich zu dem Zweck der Einlegung eines Rechtsmittels nicht zu⸗ 
zulaſſen iſt (KJ. 27, A 175; OSG. 8, 363). Um dieſen Fall han⸗ 
delt es ſich hier aber nicht, ſondern es ſoll durch die Beſtellung 
eines neuen Vormundes noch jetzt die erforderliche geſetzliche Ver⸗ 
tretung des Mündels geſichert und die ordnungsmäßige Erledigung 
feiner Angelegenheiten nicht nur in dieſer, ſondern auch in allen an- 
deren ihn betreffenden Sachen gewährleiſtet werden. Die Notwendig⸗ 
keit der Maßnahme ergibt ſich ſchon daraus, daß der Mündel nicht 
ohne geſetzlichen Vertreter bleiben darf. Macht im übrigen der neue 
Vormund von dem Beſchwerderecht des Mündels keinen Gebrauch, und 
wird infolgedeſſen der landgerichtliche Beſchluß auch dem Mündel 
gegenüber rechtskräftig, ſo muß allerdings der neue Vormund, ohne 
daß die Vorausſetzungen des $ 1886 BGB. vorzuliegen brauchen, 
wieder entlaſſen werden, um die Ausführung des landgerichtlichen Be⸗ 
ſchluſſes durch Wiederbeſtellung der früheren Vormünderin zu ermög⸗ 
lichen. Andernfalls iſt die weitere Behandlung der Sache von dem 
Ausgang des Beſchwerdeverfahrens abhängig. 


(KG., ZivSen. Ia, Beſchl. v. 8. Febr. 1935, la WX 32/35.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


72. 83 2356 Ab ſ. 2 Satz 2, 2357 Abſ. 4 BGB.; 88 19, 20 
FGG. Die Entſch. des NachlG., daß es für Erteilung des 
Erbſcheins einer eidesſtattlichen Verſicherung des Antrag⸗ 
ſtellers (8 2356 Abſ. 2 Satz 2 BGB.) oder einer eidesſtatt⸗ 
lichen Verſicherung auch der übrigen Miterben ($ 2357 
Abſ. 4 BGB.) bedürfe, unterliegt auf Beſchw. hiergegen 
der Nachprüfung des LG. 

Zweit von vier Söhnen einer vorverſtorbenen Schweſter des im 
Jahre 1934 im Alter von 73 Jahren verſtorbenen Erblaſſers Franz B. 
haben in notarieller Verhandlung die Erteilung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Erbſcheins beantragt, indem fie die erforderlichen Angaben ge⸗ 
macht haben, aus denen hervorgeht, daß die vier Söhne der vor- 
verſtorbenen Schweſter des Erblaſſers deſſen geſetzliche Erben zu je 
½ geworden ſind. Auch haben ſie die Richtigkeit ihrer Angaben an 
Eides Statt verſichert und die erforderlichen Geburts- und Sterbe⸗ 
urkunden überreicht. 

Das Nachlaßgericht hat durch Zwiſchenverfügung noch die eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung der beiden übrigen Erben verlangt, mit dem 
Hinzufügen, es wolle von dieſem Erfordernis nicht befreien, zumal 
es ſich um Erben zweiter Ordnung handle. 

Hiergegen hat der Notar, der die Erbſcheinsverhandlung mit 
den Antragſtellern aufgenommen hat, für dieſe Beſchw. eingelegt. Er 
macht geltend: Die vier Erben wohnten in T. in Polniſch⸗Ober⸗ 
ſchleſien; das Erſcheinen der beiden andern Brüder der Antragſteller 
vor deutſchen Behörden ſei mit Schwierigkeiten verbunden, weil ſie 
keine Verkehrskarten befäßen und auch in dürftigen Verhältniſſen 
lebten; ihm, dem Notar, ſeien im übrigen die Familienverhältniſſe 
aus früheren Verhandlungen mit dem Erblaſſer bekannt. Außerdem 
hat der Notar eine beglaubigte Vollmacht der beiden Brüder der An⸗ 
tragſteller überreicht, in der dieſe ebenfalls ſich und die beiden An⸗ 
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tragſteller als Erben des Franz B. bezeichnen und den beurkunden⸗ 
den Notar zu ihrer Vertretung in der Nachlaßangelegenheit ermäch⸗ 
tigen. = 
Das Nachlaßgericht hat jedoch der Beſchw. nicht abgeholfen, wen 
es von Amts wegen die Erben zu ermitteln habe und ſich nicht mit 
den Erklärungen eines Teiles der Beteiligten begnügen könne. Das 
LG. hat die Beſchw. als unzuläſſig verworfen. Die hiergegen ein⸗ 
gelegte weitere Beſchw. hatte Erfolg. 

Das LG. geht zutreffend davon aus, daß gem. 82357 Abs. 4 
BGB. zur Erlangung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins die Ver⸗ 
ſicherung an Eides Statt grundſätzlich von allen Erben abzugeben 
iſt, auch wenn nur ein Teil von ihnen den gemeinſchaftlichen Erb 
ſchein beantragt, daß jedoch das Nachlaßgericht die Verſicherung eines 
oder einiger von ihnen für ausreichend erachten „Kann“. Auch darin 
iſt dem LG. beizuſtimmen, daß es hiernach von dem pflichtgemäßen 
Ermeſſen des Nachlaßrichters abhängt, ob und inwieweit er ſich mit 
der eidesſtattlichen Verſicherung eines Miterben oder einiger von ihnen 
begnügen will (vgl. auch KG.: Recht 1913 Nr. 2886). Aber die dar⸗ 
aus gezogene Folgerung, daß die Ausübung dieſes Ermeſſens der 
Nachprüfung durch das BeſchwG. nicht unterliege, iſt nicht gerecht“ 
fertigt. Allerdings wird dieſe Auffaſſung gerade in bezug auf den 
Erlaß einer eidesſtattlichen Verſicherung im Erbſcheinsverfahren gem. 
den §8 2356 Abſ. 2 Satz 2 und 2357 Abſ. 4 BGB. ſowohl im NEON 
Komm. (88 2356 Anm. 5 und 2357 Anm. 4) als auch von Brand“ 
Kleeff (Nachlaßſachen S. 264) vertreten. Sie ſteht jedoch im Wider⸗ 
ſpruch mit dem in der Rſpr. allgemein anerkannten Grundſatz, daß 
auch die Ausübung pflichtgemäßen Ermeſſens durch das AG. der 
Beſchw. unterliegt, wenn auch der weiteren Beſchw. infolge der Vorſchr. 
des § 27 FGG. nur infoweit, als das LG. als BeſchwG. von der 
Ausübung des Ermeſſens einen rechtsirrtümlichen Gebrauch gemacht 
hat (vgl. z. B. KGJ. 20, A 275; 24, A 85; 44, 1; 50, 1; JF 
5, 357; 9, 192; BayObsG. 18, 75; Schlegelberger, 827 FGG. 
Anm. 8; Keidel, Freie Gerichtsbarkeit, 8 20 Anm. 3 und 8 27 
Anm. 3; Güthe⸗Triebel, 818 GB., Anm. 16 S. 366 u Anm. 
24 S. 379). Auch im Erbſcheinsverfahren tritt das BeſchwG., ſoweit 
die Entſch. des Nachlaßgerichts der Nachprüfung nicht etwa ausdrüd 
lich entzogen iſt, in vollem Umfange an deſſen Stelle (vgl. KG. 
44, 99). Es iſt nicht erſichtlich, weshalb die Ausübung des pflicht. 
gemäßen Ermeſſens durch das Nachlaßgericht in den Fällen der 
§8 2356 Abſ. 2 Satz 2 und 2357 Abſ. 4 BGB. der Nachprüfung des 
BeſchwG. entzogen fein ſollte. Insbeſ. enthalten die angeführten 
Vorſchr. keine Ausnahmebeſtimmung in dieſer Richtung; ſelbſt in 
den Geſetzgebungsmaterialien (vgl. Mot. V, 561; Prot. V, 678 ff.) it 
eine derartige Abſicht des Geſetzgebers nicht zum Ausdruck gebracht. 
Somit haben die allgemeinen Vorſchr. der §8 19, 20 FGG. An⸗ 
wendung zu finden, wonach die Beſchw. gegen jede eine Eutſch. ent 
haltende Verfügung des Gerichts erſter Inſtanz ſtattfindet und dieſe 
Beſchw. demjenigen zuſteht, deſſen Recht durch die Verfügung beein“ 
trächtigt iſt. Daß dieſe Vorausſetzungen erfüllt ſind, kann keinem 
Zweifel unterliegen. Eine Zwiſchenverfügung, durch die dem Antrag” 
ſteller die Beſeitigung eines der Erledigung des Antrages entgegen“ 
ſtehenden Hinderniſſes aufgegeben wird, iſt in ſtändiger Rſpr. des 
Sen. als beſchwerdefähige Eutſch. anerkannt (vgl. KGJ. 44, 1; 50, J). 
Auch wird das Recht der Autragſteller durch das Verlangen des Nach” 
laßgerichts, noch weitere eidesſtattliche Verſicherungen beizubringen, 
beeinträchtigt, da ihnen bei Nichterfüllung dieſer Auflage die Ab— 
weiſung ihres Antrages droht. Hiernach iſt die erſte Beſchw. mit Un“ 
recht als unzuläſſig verworfen worden, ſo daß der landgerichtliche 
Beſchluß aufzuheben iſt. 

Dadurch iſt das Gericht der weiteren Beſchw. in die Lage verſetzt, 
an Stelle des LG. über die erſte Beſchw. zu entſcheiden. Nach Anſicht 
des Sen. liegt kein triftiger Grund vor, noch die eidesſtattlichen 
Verſicherungen der beiden Brüder der Antragſteller zu verlangen. 
Wenn es ſich auch um Erben zweiter Ordnung handelt, ſo gehören 
doch die beiden Brüder der Antragſteller zu demſelben Stamm wie 
dieſe; und es iſt nicht anzunehmen, daß die beiden Brüder beſſer 
unterrichtet ſind als die Antragſteller. Auch die Glaubwürdigkeit der 
beiden Autragſteller irgendwie zu bezweifeln, liegt nicht der geringſte 
Anlaß vor, zumal der Notar, der die Erbſcheinsverhandlungen auf⸗ 
genommen hat, verſichert, daß ihm die Familienverhältniſſe des Erb⸗ 
laſſers von früher her bekannt ſeien, und die beiden Brüder der An⸗ 
tragſteller dem Notar beglaubigte Vollmacht in der Nachlaßangelegen⸗ 
heit erteilt haben, wobei ſie die gleichen Angaben über die Erbfolge 
machen wie die Antragſteller ſelbſt. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 28. März 1935, 1 Wx 103/35.) 5 
Sch. 


= 
73. 88 14, 21, 29 R GG.; 88 33, 34—38 RA.; 8 115 ZPO. 
In dem Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, nament⸗ 
lich zum Zwecke der Einlegung der weiteren Beſchwerde, iſt 
die Beiordnung eines Notanwalts gemäß § 33 RAD. au?” 


geſchloſſen. 
Der Pflegling hat vorgetragen, daß RA. Dr. K. in Berch⸗ 
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tesgaden es abgelehnt habe, ſeine Vertretung in der vorl. Pfleg⸗ 
ſchaftsſache zu übernehmen, und daß RA. D., ebenda, gleichfalls 

edenken trage, die Vertretung zu übernehmen. Der Pflegling 
hat deshalb den Antrag geſtellt, ihm gem. $ 33 RAO. einen RA. 
zum Zwecke der Einlegung einer weiteren Beſchw. beizuordnen. 
Dieſer Antrag war ſchon deshalb abzulehnen, weil § 33 a. a. Fo) 
ae) der freiwilligen Gerichtsbarkeit keine Anwendung 

ei 

Die angeführte Belt. der RAD. ſchreibt vor, daß außer 
den in der Z PO. bezeichneten Fällen das Prozeßgericht, 
inſoweit eine Vertretung durch Anwälte geboten iſt, einer 

artei auf Antrag einen RA. zur Wahrnehmung ihrer Rechte 
beizuordnen hat, wenn die Partei einen zu ihrer Vertretung 
geneigten Anwalt nicht findet und die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung nicht mutwillig oder ausſichtslos iſt. Dieſe 
Belt, iſt ihrer ganzen Faſſung nach auf den Zivilprozeß zugeſchnit⸗ 
ten und ſtellt eine notwendige Ergänzung der ZPO. dar. So 
heißt es auch in den Motiven, daß ſich die Vorſchr, der SS 31 
bis 35 (des Entwurfs = 88 33—38 des Geſetzes) auf bürgerliche 
Rechtsſtreitigleiten, die des § 36 (des Entwurfs „ S 39 des 
Geſetzes) dagegen auf Strafſachen beziehen. Um 8 33 RAD. auch 
auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit anzuwenden, be⸗ 
ürfte es alſo einer entſprechenden Verweiſung im Ry GG., um 
ſo mehr als in § 14 RRGG. ausdrücklich nur die 88 34—38 
RAD, für anwendbar erklärt find. 

Der Komm. zur RAO. von Noack (S. 81) nimmt ofſen⸗ 
bar auch nicht au, daß $ 33 RAD. auf Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit Anwendung findet. Es müſſen inſoweit 
auch die gleichen Erwägungen gelten wie für den Strafprozeß, 
daß es nämlich einer derartigen Beſt., wie ſie § 33 a. a. O. ent⸗ 
hält, nicht bedarf, weil der BeſchwF. die Auswahl unter allen 
deutſchen RA. hat, und der Fall, daß er unter dieſen keinen zu 
einer Vertretung geneigten Anwalt findet, nur bei völlig aus⸗ 
ſichtsloſen Sachen vorkommen wird. Aus dieſen Gründen wird 
auch von der weit überwiegenden Meinung die Anwendung des 
§ 83 4. a. O. auf den Strafprozeß abgelehnt. 

Die Anwendbarkeit des § 33 NAD. ſcheitert für das Ver⸗ 
fahren der weiteren Beſchw. in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit (88 21, 29 RF GG.) aber auch daran, daß eine Ver⸗ 
tretung durch RA. nicht geboten iſt. Dieſe Frage iſt freilich 
nicht unbeſtritten; fie wird meiſt im Zuſammenhange mit § 14 
Rc. und § 115 Abſ. 3 3 O. erörtert (vgl. Schlegelber⸗ 
ger, Anm. 16 zu § 14 NFOS. und die dort Zit.) Der Senat 
at jedoch in ſtändiger Rſpr. angenommen, daß kein Anſpruch auf 
Einreichung einer ſchriftlichen Beſchw. und folgeweiſe auf Bei⸗ 
ordnung eines RA. für die arme Partei (Beteiligte) beſteht, und 
zwar deshalb, weil auch die Möglichkeit eröffnet iſt, die weitere 
Beſchw. zum Protokoll der Geſchäftsſtelle des Gerichts zu erklären. 
Damit iſt auch ausgeſprochen, daß eine Vertretung durch einen RA. 
nicht „geboten“ iſt (auch $ 33 NAD. ſpricht von der „gebotenen 
Vertretung). Daß im Falle der Bewilligung des Armenrechts die 
zeiordnumng zuläfftg iſt, auch im Rahmen des R., iſt 
ediglich aus dem entſprechend anwendbaren (§ 14 Rl.) § 34 
RAD, zu folgern, der die Beiordnung eines Armenanwalts auch 
dann geſtattet, wenn die Vertretung durch einen RA. nicht ge⸗ 

oten iſt. § 33 RAD. hat aber eine g eichartige Beſt. für die 
Fälle der Beiordnung eines Notanwalts nicht getroffen. 
(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 3. Mai 1935, 1a WX 617/35.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


74. 88 18 Abſ. 2, 76 Abſ. 2 F.; 88 1975, 1981 Abſ. 2, 
1984, 1988 BGB.; Art. 8 VollſtrSch VO. v. 27. Dez. 1933 
(RG Bl. I, 1119). Das Nachlaßgericht darf eine auf Antrag 
eines Nachlaßgläubigers angeordnete Nachlaßverwaltung 
nicht von ſich aus deshalb aufheben, weil es die Anord⸗ 
nung nachträglich für ungerechtfertigt erachtet. Die Anord⸗ 
nung der Nachlaß verwaltung iſt trotz eines ſich auf den 
Nachlaß erſtreckenden Eutſchuldungsverfahrens zuläffig; 
eine ſolche Nachlaßverwaltung kann jedoch nur das voll» 
ſtreckungsfreie Vermögen erfaſſen. 

Die Ehefrau Helene M. iſt am 17. Okt. 1932 verſtorben. Ihr 
Ehemann Albert M. iſt ihr alleiniger Erbe. K., der gegen beide Ehe⸗ 

ute aus einem von ihnen aufgenommenen Darlehen eine Forderung 
hat, hat beantragt, die Nachlaßverwaltung über den Nachlaß der 
Frau M. anzuordnen; er hält ſeine Befriedigung für gefährdet, weil 
auf Antrag des Albert M. das Entſchuldungsverfahren über deſſen 
landwirtſchaftlichen Betrieb, der den Nachlaß der Frau Helene M. 
mitumfaßt, eingeleitet worden iſt. Das Nachlaßgericht hat dem An⸗ 
trage durch Beſchluß v. 26. Mai 1934 ſtattgegeben. Auf Anregung der 
Entſchuldungsſtelle hat es dann aber durch Beſchluß v. 22. Okt. 1934 
ie Nachlaßverwaltung wieder aufgehoben, weil dieſe ebenſowenig 
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wie eine Zwangsverwaltung mit dem Entſchuldungsverfahren ver⸗ 

einbar ſei. Auf die von K. hiergegen eingelegte Beſchwerde hat das 

LG. durch Beſchluß v. 28. Nov. 1934 den Aufhebungsbeſchluß auf⸗ 

gehoben; es vertritt die Auffaſſung, daß das Eutſchuldungsverfahren 

der Durchführung der Nachlaßverwaltung nicht entgegenſtehe. Am 

17. Jan. 1935 hat Albert M. weitere Beſchwerde eingelegt. Wann 

ihm der Beſchluß des LS. zugeſtellt worden iſt, iſt aus den Akten 

nicht erſichtlich. 

Gegen eine Verfügung, durch die dem Antrag eines Nachlaß⸗ 
gläubigers, die Nachlaßverwaltung anzuordnen, ſtattgegeben wird, 
findet gem. § 76 Abſ. 2 Satz 1 FG. die ſofortige Beſchw. ſtatt; 
dieſe ſteht nur dem Erben, bei einer Mehrheit von Erben jedem Mit⸗ 
erben, ſowie dem etwaigen Teſtamentsvollſtrecher zu, falls er zur 
Verwaltung des Nachlaſſes berechtigt iſt (876 Abſ. 2 Satz 2 FG.) 
Nachdem das Nachlaßgericht die von ihm auf Antrag eines angeblichen 
Nachlaßgläubigers angeordnete Nachlaßverwaltung wieder aufgehoben 
hatte, kommt die Aufhebung dieſes Veſchluſſes durch das Beſchwch. 
einer Neuanordnung der Nachlaßverwaltung gleich, fo daß in Anſehung 
der weiteren Beſchw. 876 Abſ. 2 FGG. auf dieſe Entſch. des BeſchwG. 
Anwendung zu finden hat. Demzufolge iſt Albert M. in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Erbe ſeiner Frau, auf deren Nachlaß ſich die Anordnung 
bezieht, zwar beſchwerdeberechtigt, iſt ſeine weitere Beſchw. jedoch nur 
zuläſſig, wenn ſie innerhalb von zwei Wochen ſeit Bekanntgabe der 
landgerichtlichen Entſch. au ihn eingelegt iſt (§S 22 Abſ. 1 FGG.). Ob 
dieſe Friſt gewahrt iſt, iſt aus den Akten nicht erſichtlich; jedoch 
erübrigt es ſich, Ermittlungen hierüber anzuſtellen, weil die weitere 
Beſchw. auf alle Falle auch ſachlich unbegründet iſt und ihre Zurück⸗ 
weiſung im praktiſchen Ergebnis ihrer Verwerfung völlig gleichkommt. 

Denn das LG. hat auf die Beſchw. des K. den amtsgerichtlichen 
Beſchl. v. 22. Olkt. 1934 mit Recht aufgehoben. Dieſer amtsgerichtliche 
Beſchluß, durch den die zuvor auf Ankrag des K. als eines Nachlaß⸗ 
gläubigers angeordnete Nachlaßverwaltung aufgehoben worden iſt, 
kam einer Ablehnung des Antrages auf Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung gleich und berechtigte deshalb den Antragſteller gem. 819 
Abi. 2 FGG. zur Einlegung der Beſchw., und zwar der einfachen 
Beſchw., hiergegen. Dieſe mußte ſchon deshalb Erfolg haben, weil der 
die Nachlaßverwaltung anordnende Beſchluß, der — wie ſpäter noch 
näher ausgeführt wird — nicht etwa völlig rechtsungültig war, gem. 
8 76 Abſ. 2 FG. der ſofortigen Beſchw. unterlag und deshalb 
gem. § 18 Abſ. 2 FGG. vom Nachlaßgericht gar nicht aufgehoben 
werden durfte (vgl. Schlegelberger 8 18 FG. Anm. 17). Die 
Anordnung der Nachlaßverwaltung auf Antrag eines Nachlaßgläubigers 
iſt gem. § 76 Abſ. 2 FGG. der ſofortigen Beſchw. deshalb unter⸗ 
worfen worden, weil ſie nach Abſicht des Geſetzes im Jutereſſe der 
Rechtsſicherheit endgültig fein ſoll (vgl. Denkſchrift z. FGG., Druckſ. 
des RT. 1897/8 Nr. 21 S. 93); und für die Beſtimmung des 8 18 
Abſ. 2 FGG. war die Erwägung maßgebend, daß die Anderungsbefug⸗ 
nis mit dem Zweck, durch zeitliche Beſchränkung des Beſchwerderechts 
in dieſen Fällen möglichſt bald eine endgültige Entſch. herbeizuführen, 
nicht vereinbar ſein würde, da jeder Anderung eine neue Beſchw. und 
dieſer wiederum eine Anderung folgen könnte, ohne daß auf einen 
baldigen Abſchluß des Verfahrens zu rechnen wäre (vgl. Schlegel⸗ 
berger 818 FGG. Anm. 8 und die dort angeführten Stellen der 
Geſetzesmaterialien). Eine Aufhebung der auf Antrag eines 
Nachlaßgläubigers rechtswirkſam angeordneten Nachlaßverwal⸗ 
tung iſt daher, außer im Beſchwerdeverfahren, nur in folgenden beiden 
Fällen zuläſſig: 

1. wenn die Aufgabe der Nachlaßverwaltung erfüllt iſt (8 EI 
i. Verb. m. 81975 BGB.), d. h. wenn die bekannten Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten berichtigt find oder der Nachlaß erſchöpft iſt (ogl. 
RG. 72, 260, 264 = JW. 1910, 66; 

2. wenn ſich ergibt, daß eine den Koſten entſprechende Maſſe nicht 
vorhanden iſt (8 1988 Abſ. 2 BGB.). 

Stellt ſich jedoch aus einem anderen Grunde heraus, daß die An⸗ 

ordnung der Nachlaßverwaltung ungerechtfertigt war oder nicht mehr 

gerechtfertigt ſein würde, ſo darf das Nachlaßgericht gleichwohl die 
einmal getroffene Anordnung nicht aufheben, ſondern es iſt die Nachlaß⸗ 
verwaltung, ſofern die Anordnung auch im Beſchwerdeverfahren nicht 
mehr angefochten werden kann, durchzuführen. Mit dieſer Auffaſſung 

ſteht auch die in HöchſtRRſpr. 1932 Nr. 956 und in JW. 1932, 13897 

abgedruckte Entſch. des Senats v. 19. Nov. 1931, 1b X 726/31 

nicht in Widerſpruch; denn dort ift die Aufhebung der Anordnung 

der Nachlaßverwaltung mit der Begründung, daß die Anordnung un⸗ 
gerechtfertigt geweſen ſei, nur deshalb auf Grund des 8 18 FGG. 
für zuläſſig erachtet worden, weil die Anordnung auf Antrag eines 

Nachlaßpflegers, nicht auf Antrag eines Nachlaßgläubigers getroffen 

worden war und deshalb § 18 Abf. 2 FGG. nicht in Betracht am. 

Nun ſcheint das Nachlaßgericht, das ſeinen Aufhebungsbeſchluß 
auf Art. 8 Vollſtr che O. v. 27. Dez. 1933 (RGSBl. I, 1119) ſtutzt, 
freilich anzunehmen, daß die Anordnung der Nachlaßverwaltung in⸗ 
folge der Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens überhaupt rechts⸗ 
ungültig geweſen ſei. Art. 8 Vollſtr Sch VO. ſchreibt vor, daß die 
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Zwangsverwaltung über ein zum Betriebe gehöriges Grundſtück nicht 
angeordnet werden könne; und das Nachlaßgericht ſtellt die Nachlaß⸗ 
verwaltung der Zwangsverwaltung gleich. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob das VollſtrGer. eine dieſer Vorſchrift zuwider angeordnete Zwangs⸗ 
verwaltung trotz der dem 8 76 Abſ. 2 entſprechenden 88 793, 577 
Abſ. 3 ZPO. aus dem angeführten Grunde jederzeit aufheben dürfte. 
Die Annahme, daß die Anordnung der Nachlaßverwaltung infolge der 
Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens rechtsungültig geweſen ſei, iſt 
auf alle Fälle verfehlt. Die Nachlaßverwaltung kommt zwar in An⸗ 
ſehung der Wirkungen grundſätzlich einer Zwangsvollſtreckung in den 
Nachlaß gleich, da ſie unter Ausſchaltung des Erben, alſo inſofern 
zwangsweiſe, die Befriedigung der Nachlaßgläubiger herbeiführen ſoll 
und da der Erbe mit der Anordnung der Nachlaßverwaltung — in 
gleicher Weiſe wie der Gemeinſchuldner mit der Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes — die Befugnis nicht nur zur Verwaltung des Nachlaſſes, 
ſondern auch zu jeglicher Verfügung über ihn verliert (8 1984 BGB.). 
Sie ſteht aber für das Entſchuldungsverfahren der Zwangsverwaltung 
nicht gleich. Denn während jene ſtets den Zweck des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens völlig durchkreuzen würde, hat der auch für die Nachlaß⸗ 
verwaltung geltende Vollſtreckungsſchutz des §8 Scha. v. 1. Juni 
1933 (RGBl. I, 331) und Art. 2 VollſtrSchB O. nur die Folge, daß 
dieſe auf die vollſtreckungsfreien Vermögensteile beſchränkt bleibt, 
ähnlich wie die Nachlaßverwaltung über einen Nachlaß, zu dem ein 
Erbhof gehört, nach der Rſpr. des Senats nur das vollſtreckungsfreie 
Vermögen erfaßt (ogl. die Beſchlüſſe des Senats v. 16. Aug. 1934, 
1b X 363/34: 336.11, 115 und v. 27. Sept. 1934, 1b X 450/34). 
Unter dieſen Umſtänden iſt es allerdings nicht ausgeſchloſſen, daß tat⸗ 
fachlich vorläufig ein Betätigungsfeld für den Nachlaßverwalter nicht 
verbleibt. Dies macht jedoch die Anordnung der Nachlaßverwaltung 
ebenſowenig rechtlich unwirkſam wie in dem Falle, daß überhaupt 
keine Nachlaßgegenſtande vorhanden find. Ob etwa in einem Falle 
der vorliegenden Art die Nachlaßverwaltung mangels einer den Koſten 
entſprechenden Maſſe gem. § 1988 Abſ. 2 BGB. aufgehoben werden 
könnte, bedarf hier keiner Entſch., weil eine hierauf geſtützte Auf⸗ 
hebung bisher nicht erfolgt iſt. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 7. März 1935, 1 WX 64/35.) 

* 


75. 8 19 RS GG. Der Verzicht auf Rechtsmittel kann 
auch im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit rechts- 
wirkſam erklärt werden. Es genügt die einſeitige Er- 
klärung gegenüber dem Gericht. 


Das LG. hat einen Beſchluß des VormGer. abgeändert. Der 
Rechtsvertreter der BeſchwF. hat durch Schriftſatz erklärt, daß 
„gegen den Beſchluß ‚weitere Beſchw.' nicht eingelegt werden 
wird“. Gleichwohl hat die BeſchwF. ſelbſt weitere Beſchw. einge⸗ 
legt, indem ſie ſich auf den Standpunkt geſtellt hat, daß ein aus⸗ 
drücklicher Verzicht nicht ausgeſprochen ſei, im übrigen auch rechts⸗ 
unwirkſam geweſen wäre. 

Es iſt lediglich zu prüfen, ob durch eine derartige einſeitige 
Erklärung gegenüber dem Gericht rechtswirkſam auf ein Rechts⸗ 
mittel verzichtet werden kann. Die Frage iſt früher vom KG. 
im Gegenſatz zu der überwiegenden Meinung des Schrifttums 
verneint worden (vgl. KG. J. 31, A 8; RIA. 7, 1, ſowie Schle⸗ 
gelberger, IV, Anm. 36 zu § 19 RF. und die dort an⸗ 
geführten Zit.). Das KG. hat ſich im weſentlichen darauf geſtützt, 
daß es an einer diesbezüglichen geſetzlichen Beft. fehle, daß es auch 
an der Wirkung der Rechtskraft, die die Anerkennung des Ver⸗ 
zichts auf dem Gebiet der ſtreitigen Gerichtsbarkeit veranlaßt 
habe, auf dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit ermangele 
und ſchließlich auch beim Fehlen eines Parteiſtreits ein öffentliches 
Intereſſe nicht anzuerkennen ſei, den Beſchwerdeberechtigten an den 
Verzicht auf eine lediglich ihn betreffende Beſchw. zu binden. Die⸗ 
ſer Standpunkt iſt indeſſen in der Folgezeit unter ſtillſchweigender 
Billigung der int Schrifttum vertretenen Meinung nicht aufrecht⸗ 
erhalten worden (jo beiſpielsweiſe Beſchl. v. 3. Nov. 1933, 1 a X 
1230/33). Die frühere Anſicht des KG. betont zunächſt zu Un⸗ 
recht, daß es an einer ausdrücklichen Vorſchr. über die Wirkſam⸗ 
keit des einſeitig gegenüber dem Gericht erklärten Verzichts auf 
ein Rechtsmittel fehle. Mit Recht iſt demgegenüber hervorgehoben 
worden, daß auch die ZPO. eine ausdrückliche Vorſchr. nur hin⸗ 
ſichtlich des Verzichtes auf die Ber. und die Rev. enthalte, gleich⸗ 
wohl aber nach allgemeiner Anſchauung auch ein Verzicht auf die 
Beſchw. oder ſofortige Beſchw. rechtswirkſam erklärt werden könne. 
Zutreffend wird auch darauf hingewieſen, daß auf dem Gebiet des 
öffentlichen (Verwaltungs⸗) Rechts der Verzicht auf Rechtsmittel 
für rechtswirkſam erachtet wird, obſchon es auch dort an einer 
ausdrücklichen Vorſchr. fehlt (vgl. Schlegelberger, Anm. 36 
zu § 19 NFOS; OVG. 54, 54). Auch aus der Beſonderheit des 
Verfahrens der freiwilligen Gerichtsbarkeit laſſen ſich nicht die 
weitgehenden Schlüſſe, wie in KG. 31, A 8 ff. geſchehen, ziehen. 
Die Frage der Wirkſamkeit des Verzichts auf ein Rechtsmittel hat 
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gerade für die Fälle der einfachen Beſchw. erhebliche Bedeutung. 
Wenngleich das Geſetz für dieſe Fälle zu erkennen gegeben hat, 
daß es das Intereſſe an der Anfechtungsmöglichkeit einer Entſch. 
nach unbegrenzter Zeit gegenüber dem Intereſſe an einer end⸗ 
gültigen Entſch. für überwiegend hält, ſo ändert dies nichts 
daran, daß gerade bei einſchneidenden vormundſchaftsgerichtlichen 
Maßnahmen für den Richter ein Bedürfnis beſtehen kann und 
wird, ſich zu vergewiſſern, ob eine Entſch. angefochten werden wird 
oder nicht, um davon ſeine weiteren Entſchließungen abhängig 
machen zu können. Ebenſowenig wie es zuläſſig iſt, gegen ein un 
dieſelbe Entſch. mehrfach, etwa mit verändertem oder neuem Sach⸗ 
vortrag Beſchw. einzulegen, weil nämlich das Beſchwög. durch die 
einmalige Ausübung verbraucht iſt, kann es für zuläſſig erachtet 
werden, ein Rechtsmittel einzulegen, wenn auf das Beſchwerde⸗ 
recht verzichtet iſt. Der Umſtand, daß es auf dem Gebiet der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit eine materielle Rechtskraft nur in 
ganz geringem Umfange gibt, iſt nach der Anſicht des Senats eher 
umgekehrt, als in der wiederholt angeführten Entſch.: KJ. 31, 
A 8ff. zu würdigen. Gerade weil in der Regel die Möglichkeit 
gegeben iſt, eine Angelegenheit durch Stellung weiterer Anträge 
beim VormöGer. erneut zur Erörterung zu bringen (ogl. 8 18 
Ri.; § 1635 Abſ. 1 Satz 2 Halbſatz 2; § 1671 BGB.), ohne 
daß dieſes an die früheren Entſch. materiell gebunden iſt, erſcheint 
kein überzeugender Grund vorhanden, den von Beſchwerdeberech⸗ 
tigten erklärten Verzicht auf ein Rechtsmittel die Wirkſamkeit ab⸗ 
zuſprechen. Da es verfahrensrechtlich auf dem Gebiete der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit keine „Parteien“ gibt, das Verfahren viel⸗ 
mehr als Amtsverfahren ausgeſtaltet iſt, das nur beſtimmte „Be⸗ 
teifigte“ betrifft, ſo muß es auch jedenfalls als genügend erachtet 
werden, wenn der Verzicht, wie hier geſchehen, einſeitig gegenüber 
dem Gericht, und zwar gegenüber einem der mit der Angelegen⸗ 
heit befaßten Gerichte ausgeſprochen wird. Ob der lediglich einem 
anderen Beteiligten gegenüber erklärte Verzicht entſprechende 
Rechtswirkungen auszulöſen vermag, kann hier dahingeſtellt blei⸗ 
ben, da es an einem ſolchen Verzicht fehlt. Die Tatſache, daß der 
von der Beſchwß. erklärte Verzicht auf ein Rechtsmittel dem Kin? 
desvater zur Kenntnis gekommen iſt, bedeutet noch nicht, daß er 
„ihm gegenüber“ abgegeben oder Gegenſtand einer Vereinbarung 
mit ihm geworden iſt. 

Hiernach war das Rechtsmittel unzuläſſig. 

(GG., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 17. Mai 1935, 14a Wx 766/35 u. 
la WX 877/35.) 
* 

76. 88 57, 93 gwBerft®.; 8571 BGB. Durch die 88 57, 59 
3ZwVerſtG. ſoll lediglich der Mieter geſchützt werden, der 
von dem früheren Eigentümer den Mietsbeſitz eingeräumt 
erhalten hat. 

GG., 12. ZivSen., Beſchl. v. 28. März 1935, 12 W 1893/35.) 
Ber. von KGR. Dr. Kaemmerer, Berlin. 
* 


77. 88 81, 83, 85 200 ZwVerſtG.; $6 Abf. 3 der Not VO. 
v. 22. Mai 1933. Die Zuſchlagsbeſchwerde kann nicht au 
die Behauptung geſtützt werden, daß das LG. im Gegenſaß 
zum AG. die Vorausſetzungen einer einſtweiligen Ein“ 
ſtellung für nicht gegeben erachtet hat. 

(KG., 12. ZivSen., Beſchl. v. 9. Jan. 1935, 12 W 8906/34.) 
Ber. von KGR. Dr. Kaemmerer, Berlin. 
* 

78. 58 87, 89 ZwPeriib.; 8 568 Abſ. 2 ZPO. Eine 
weſentliche Verletzung prozeſſualer Vorſchriften liegt 
dann vor, wenn das LG. bei der Entſcheidung über die Zu? 
ſchlagsbeſchwerde überſehen hat, daß der Verſteigerungs“ 
richter keinen Verkündungstermin anberaumt und nicht in 
einem ſolchen den Zuſchlag verkündet, ſondern lediglich 
einen von ihm unterſchriebenen Zuſchlagsbeſchluß den Ber 
teiligten zugeſtellt hat. In einem ſolchen Fall iſt die 
weitere Beſchwerde zuläſſig und begründet. 

(KG., 12. ZivSen., Beſchl. v. 7. März 1935, 12 W 341/35.) 
Ber. von KGR. Dr. Kaemmerer, Berlin. 
* 

79. 8 109 Zw VerſtG.; 8 4 Abſ. 1 Ziff. 3 Reichs G. zur 
Förderung der landwirtſchaftlichen Siedlung v. 31. März 
1932 (RG Bl. I, 122). Eine Vorwegnahme der in 8 109 Zw⸗ 
Veriid. genannten Koſten aus dem Verſteigerungserlös 
muß auch dann erfolgen, wenn der Erſteher Gebührenfrei. 
heit genießt. Dies gilt auch dann, wenn der Erſteher ſelbſt 
mit einem Teil ſeiner Forderung ausgefallen iſt. 

(Gl., 12. Ziv Sen., Urt. v. 28. Nov. 1934, 12 U 6187/34.) 
Ber. von KGR. Dr. Kaemmerer, Berlin. 
* 
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> 80. § 11 Abi. 1 DERKG. Streitwert in Kindſchafts⸗ 
klagen. +) 


Die Umſtände des Falles, insbeſ. die Armut beider Parteien, 
zechtfertigen zwar in Anwendung des § 11 DGK. eine geringere 
Demeſſung des Streitwertes, als fie für nicht vermögensrechtliche 
Streitigkeiten mit 2000 7% im Regelfalle vorgeſehen iſt. Für die 

ewertung des Streitgegenſtandes nach der unterſten überhaupt 
zuläſſigen Wertſtufe läßt ſich jedoch dem vorl. Sachverhalt keine 
Grundlage entnehmen. Wie der entſcheidende Senat ſchon wieder⸗ 
olt ausgeſprochen hat, kann die unterſte Streitwertgrenze immer 
nur für Streitgegenſtände von wirklich geringerer ſachlicher Be⸗ 
deutung, insbeſ. von lediglich vorübergehendem Intereſſe, Anwen⸗ 
dung finden, wie ſie z. B. der zeitlich beſchränkten Regelung des 
Getrenntlebens der Ehegatten oder der Perſonenſorge für minder⸗ 
jährige Kinder im Scheidungsprozeſſe durch eine EinſtwVfg. zu⸗ 
kommt. Der einſchneidenden Bedeutung einer Klage über die Ab⸗ 
ſtammung, die bei der fortſchreitenden Erkenntnis von der Wich⸗ 
ligkeit jeder Feſtſtellung über die Vorfahren und ihrer Beachtung 
auch durch den Geſetzgeber gerade im neuen Deutſchland weniger 
als je unterſchätzt werden darf, wird eine Nipr. nicht gerecht, 
welche für Kindſchaftsanfechtungsklagen ausſchließlich die wirt⸗ 
ſchaftlichen Umſtände der Parteien maßgebend ſein läßt und des⸗ 
alb als Streitwert für dieſe Klagen bei unvermögenden Parteien 
ſchlechthin die unterſte Wertgrenze aunimmt. Im Gegenſatze zu 
ieſer, bisher zu Unrecht allzu weit verbreiteten Übung (vgl. Ge⸗ 
linsky⸗Meyer, 2. Aufl., S. 122) hat der entſcheidende Senat 
den Streitwert in Fällen der vorl. Art daher im allgemeinen auf 
1000 , bemeſſen, wie dies auch in der vom BeſchwF. ange⸗ 
zogenen Entſch. des 14. ZivSen. des KG. v. 19. Okt. 1934: JW. 
1935, 1415 geſchehen iſt. Die tatſächlichen Umſtände des vorl. 
Falles bieten keinen Anlaß, den Streitwert anders zu beurteilen. 
as Intereſſe der Staatskaſſe an möglichſter Verringerung der 
aus der Armenrechtsbewilligung herrührenden Belaſtung kann 
nicht allein den Ausſchlag geben; es ift bei der Herabſetzung des 
regelmäßigen Streitwertes von 2000 RA auf die Hälfte bereits 
ausreichend berücksichtigt. Und wie hierdurch der wirtſchaftlichen 
Auswirkung der Streitivertfrage auf die Allgemeinheit Rechnung 
getragen worden iſt, muß auf der anderen Seite auch beachtet wer⸗ 
en, daß ebenſo wie die Partei auch die Volksgemeinſchaft in er⸗ 
heblichem Maße an der Klarſtellung der Abſtammungsverhältniſſe 
utereſſiert iſt; dieſes öffentliche Intereſſe darf bei der Wertfeſt⸗ 
etzung nicht außer acht gelaſſen werden, und es wirkt ſich zwar 
im erſten Punkte zugunſten einer möglichſt niedrigen, im zweiten 

er gegen eine zu geringe Wertbemeſſung aus. 


Nach alledem war der Streitwert auf 1000 / feſtzuſetzen. 
(ch., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 4. Mai 1935, 20 W 2615/35.) 


Anmerkung: Mit Recht lehnt der Koſtenſpezialſenat des KG. 
es ab, als Streitwert in Fällen der vorſtehenden Art ſchlechthin die 
unterſte Wertgrenze als Streitwert feſtzuſetzen. Der Senat befindet 
ſich hierbei in Übereinſtimmung mit einer Reihe von OLG. (vgl. 
die Angaben in OLG. Frankfurt a. M. unten S. 2162 88). Es iſt 
dringend zu wünſchen, daß dieſe Rechtsauffaſſung ſich allgemein 
urchſetzt. Hn. 


* 


1 81. 88 56, 57, 60 Pr KG.; § 9 Zinserl VO. v. 27. Sept. 
1932 (RG Bl. I, 480). Die grundbuchliche Eintragung einer 
Zuſatzhypothek auf Grund von 89 Zinserl VO. unterliegt 
der vollen Gebühr des $ 56 PrGͤG. 


81 ZinserlVO. beſtimmt eine Herabſetzung der Zinſen einer 
Such Hypothek an einem landwirtſchaftlichen Grundſtück geſicherten 
Forderung um 200, ſoweit dieſe Zinſen für die Zeit vom 1.Okt. 1932 
bis zum 30. Sept. 1934 geſchuldet werden. Inſoweit erliſcht auch die 
Vöpothel für den Zinsanſpruch (8 6 daſ.). Nach 8 7 erhöht ſich aber 
er Kapitalbetrag der Forderung um den Betrag, um den die Zinſen 
auf Grund der Vorſchrift des § 1 herabgeſetzt ſind. Die Zuſatzforde⸗ 
Surg iſt unverzinslich und erſt im Anſchluß an die Tilgung der 
tammforderung zu tilgen. Iſt eine Grundkreditanſtalt, die auf Grund 
der Hypothek Schuldverſchreibungen ausgegeben hat, Gläubigerin der 
fo dothekenſorderung, ſo erhöht ſich die Forderung um die Zuſatz⸗ 
erung nur dann, wenn die Aufſichtsbehörde erklärt, daß die 
undkreditanſtalt in der Lage iſt, die Schuldverſchreibungen in der 
Asherigen Höhe weiter zu verzinſen; in dieſem Fall erhöht ſich die 
Juſatzforderung außerdem um ein Viertel, wenn die Hypotheken⸗ 
biederung eine Tilgungsforderung iſt (88). Auf Antrag der Gläu⸗ 
El iſt alsdann in der Höhe ber Zuſatzforderung eine Zuſatzhypothek 
it dem Range der Stammhypothek im Grundbuch einzutragen; der 
a ewilligung des Eigentümers und der gleich- und nachſtehenden Be⸗ 
echtigten bedarf es dazu nicht (8 9). Die Zuſatzforderung gewährt, 


auch wenn eine Zuſatzhypothek nicht eingetragen iſt, ein Recht auf 
Befriedigung aus dem Grundſtück, das den gleichen Rang wie die 
Hypothek hat (8 10). 


Aus dieſen Vorſchriften folgt, daß die Hypothek für den von 
der Zinserleichterung betroffenen Zinsanſpruch kraft Geſetzes erliſcht, 
und daß an ſeine Stelle eine Zuſatzforderung in Höhe des zwei⸗ 
jährigen Zinsausfalls tritt, die gleichen Rang mit dem Stammrecht 
hat und auch ohne Eintragung einer Hypothek ein Recht auf Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtück gewährt (886 u. 10 ZinserlVO.). 
Streitig iſt aber, welche rechtliche Bedeutung der Eintragung der 
Zuſatzhypothek zukommt. Die Rſpr. hat bisher angenommen, daß 
auch die Zuſatzhypothek ſchon kraft Geſetzes entſteht, ihre Eintragung 
daher nur den Charakter einer Grundbuchberichtigung hat (ſo KG., 
1. ZivSen.: JW. 1934, 2783; QErbhGer. Celle in Vogels⸗Hopp, 
Erbhaſpr. zu § 37 b Nr. 23). Dagegen ſteht das Schrifttum auf dem 
Standpunkt, daß die Zuſatzhypothek als ſolche erſt mit der Ein⸗ 
tragung entſtehe, dieſe alſo keine Berichtigung des Grundbuchs dar⸗ 
ſtelle, ſondern konſtitutive Wirkung habe (Schlegelberger⸗ 
Harmening, Die neue Zinsſenkung, 2. Aufl., 89 Anm. 4; Kutz⸗ 
mer: DR. 1935, 53; Kleinſchmidt: JW. 1934, 2949). Indeſſeng 
iſt dieſe Streitfrage für die gebührenrechtliche Beurteilung der Ein⸗ 
tragung der Zuſatzhypothek ohne Bedeutung. 


Die beſchwerdeführende Hypothekengläubigerin ſtellt drei Vor⸗ 
ſchriften des Pr. zur Erörterung, nämlich 8 56, der die Ein⸗ 
tragung der Belaſtung des Grundſtücks mit einem Recht betrifft, 
857, der die Eintragung von Veränderungen derartiger Rechte bee 
handelt, und § 60, der für alle Eintragungen gilt, die nicht unter 
die Beſtimmungen der 88 55—59 fallen; fie hält die letztere Vor⸗ 
ſchrift für anwendbar. Dem war indeſſen nicht beizutreten. 


Der BeſchwF. iſt zuzugeben, daß die Zuſatzhypothek keine Ver⸗ 
änderung des Stammrechts i. S. von 857 Pr., ſondern eine 
neue ſelbſtändige Grundſtücksbelaſtung darſtellt. Die Hypothek für 
den Zinsanſpruch iſt im Rahmen der Herabſetzung erloſchen; an ihre 
Stelle ift eine Zuſatzforderung getreten, die vom Geſetz eine ſelbſtändige 
und von der Stammhypothel abweichende Ausgeſtaltung erfahren hat. 
Denn die Zuſatzforderung iſt unverzinslich (87 Abſ. 1 Sat 3), auch 
wenn die Forderung der Stammhypothek verzinslich iſt. Die Zuſatz⸗ 
forderung iſt ferner, wenn die Forderung der Stammhypothek eine 
Tilgungsforderung iſt, erſt ein Jahr nach dem Ablauf der planmäßigen 
Tilgung der Stammforderung zurückzuzahlen, wie 8 7 Abſ. 2 ergibt. 
Steht die Zuſatzforderung einer Grundhreditanſtalt zu, fo iſt dieſe 
gem. § 9 Abſ. 2 berechtigt, auf Grund der für ſie einzutragenden 
Zuſatzhypotheken Schuldverſchreibungen auszugeben, und muß ſie dann 
einer beſonderen Deckung zuführen. Aus Art. 10 der Durchf.⸗ u. Erg BDO. 
v. 24. Nov. 1932 (RGBl. I, 534) folgt, daß die Zuſatzhypothel brief⸗ 
los eingetragen werden kann, auch wenn die Stammhypothek Brief⸗ 
hypothek iſt. Schließlich wird die Zuſatzforderung im Rahmen des 
Schuldenregelungsverfahrens durchaus ſelbſtändig und von dem Haupt⸗ 
recht verſchieden behandelt (vgl. Art. 16 der 6. DurchfVO. z. Sch. 
v. 7. Juli 1934 [RGBl. I, 609 ]). Infolge dieſer ſelbſtändigen Aus⸗ 
geſtaltung iſt die Zuſatzhypothek auch nicht, wie Radloff: JW. 1934, 
2604 annimmt, in der Veränderungsſpalte, ſondern in Sp. 1—4 des 
Grundbuchs einzutragen, wie dies auch hier geſchehen iſt (ebenfo 
Kleinſchmidt a. a. O.; Kutzner a. a. O.). Stellt aber die Zuſatz⸗ 
hypothel eine ſelbſtändige Neubelaſtung dar, jo kann für ihre Ein⸗ 
tragung 8 57 keine Anwendung finden. 


Wohl aber greift 856 PröͤKG. Platz, und zwar gleichgültig, 
ob man der Eintragung konftitutive oder nur berichtigende Wirkung 
beimißt. Denn es kann nicht anerkannt werden, daß dieſe Vorſchrift, 
wie die BeſchwF. meint, nur für rechtsbegründende Neueintragungen 
gelte, dagegen nicht auch Fälle umfaſſe, in denen die dingliche Be⸗ 
laſtung bereits außerhalb des Grundbuchs Kraft Geſetzes eingetreten 
iſt. Vielmehr beſtimmt ſich die Gebühr lediglich nach dem Inhalt der 
Eintragung ohne Rückſicht darauf, welche materiellrechtlichen Wir⸗ 
kungen dieſe Eintragung hervorbringt. Infolgedeſſen wird allgemein 
angenommen, daß unter 855 Pr®KG. auch die Eintragung des Eigen⸗ 
tümers im Berichtigungswege und unter 8 57 daſ. die berichtigende 
Eintragung einer Veränderung falle BBartſcher⸗D.⸗W., PrGKG., 
7. Aufl., § 55 Anm. 1; Mügel, Pr., 7. Aufl., 560 a. F. 
Anm. 1). In gleicher Weiſe muß die Eintragung einer neuen Be⸗ 
laſtung nach 8 56 daf. gebührenpflichtig fein, auch wenn fie nur im 
Berichtigungswege erfolgt. Die Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift ſchließt 
aber ohne weiteres die Heranziehung des nur hilfsweiſe geltenden 
860 Pre. aus. 


GG., Ziv Sen. Ia, Beſchl. v. 1. März 1935, la WX 175/35.) 
Ber. von KÖN. Heydtmann, Berlin. 


* 
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Düſſel dorf 

82. 5 88 GKG. Haftung der Erben neben dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker. 5) 

Von den Teſtamentsvollſtreckern iſt ein Rechtsſtreit geführt 
worden, der mit der Abweiſung der Klage geendet hat. Durch 
Koſtenrechnung v. 30. April 1934 ſind den Teſtamentsvollſtreckern 
gerichtliche Gebühren und Auslagen der 2. Inſtanz in Rechnung 
geſtellt worden. Durch Verfügung des UrkB. iſt die Koſtenrech⸗ 
nung dann gegen die Erben unmittelbar ausgeſtellt worden. Hier⸗ 
gegen haben die BeſchwF§. als Miterben Erinnerung eingelegt, 
weil nur die Teſtamentsvollſtrecker für die Koſten zu haften hät⸗ 
ten. Durch den angefochtenen Beſchluß des LG. iſt die Erinnerung 
gebührenfrei zurückgewieſen. Hiergegen richtet ſich die Beſchw. 
der Beſchw F. mit der Begr., auf die Forderungen der Gerichts⸗ 
kaſſe ſeien weder S 88 GG., noch § 327 ZPO. anwendbar, auch 
machen fie die Beſchrankung ihrer Haftung als Erben geltend. 

Die Beſchw. iſt zuläſſig, aber nicht begründet. Gegen die 
Zuläſſigteit der Erinnerung gem. $ 4 GR. beſtehen an ſich 
keine Bedenken. Dieſe Vorſchr. greift nicht nur ein, wenn die Höhe 
der angeſetzten Gebühren in Zweifel gezogen wird, ſondern ſie 
bezieht ſich auf alle Fälle, in denen durch Erinnerung geltend 
gemacht wird, daß Koſten unter Verletzung der Normen des GKG., 
insbeſ. auch der in $ 88 GKG. angeführten ſonſtigen Beſt. gefor⸗ 
dert würden. Sie trifft auch dann zu, wenn es ſich um die Frage 
handelt, ob der in Anſpruch Genommene überhaupt zahlungs⸗ 
pflichtig iſt (RG. 16, 291). Im vorl. Falle iſt die Zahlungs⸗ 
pflicht jedoch mit Recht angenommen worden. Wenn es in $ 88 
GKG. heißt, eine nach den Vorſchr. des bürgerlichen Rechts oder 
den Vorſchr. der ZPO. begründete Verpflichtung zur Zahlung 
werde nicht berührt, ſo ſoll damit zum Ausdruck gebracht werden, 
daß in dieſen Geſetzen enthaltene Beſt. zum weſentlichen Beſtand⸗ 
teil des GKG. gemacht werden, jo daß die Staatskaſſe die aus 
den betr. Beſt. Verpflichteten genau ſo in Anſpruch nehmen kann, 
wie andere Koſtenſchuldner, ohne hierzu eines beſonderen Titels 
zu bedürfen (vgl. Baumbach, Komm. § 88 GͤKG., Anm. 1: 
RG. 97, 175). Die Verpflichtung der BeſchwF. ergibt ſich dem⸗ 
nach ſowohl aus den SS 2206 und 1967 BGB. wie aus § 327 
ZPO. Denn die Erben haften einmal, weil ſie für die Nachlaß⸗ 
ſchulden zu deren Eingehung der Teſtamentsvollſtrecker berechtigt 
iſt, einzuſtehen haben, wie auch deshalb, weil das Urteil gegen 
den Teſtamentsvollſtrecker auch gegen die Erben wirkt. 

Was den Einwand der beſchränkten Erbenhaftung anbelangt, 
fo kann dieſer in dent Erinnerungsverfahren noch nicht geltend 
gemacht werden (vgl. SS 728 II, 781 3PO.). 

(OLG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 7. Dez. 1934, 1 W 27/35.) 
Ber. von RA. Dr. Reuß, Düſſeldorf. 


Anmerkung: § 88 DGK. betrifft die aus dem bürgerlichen 
Recht oder aus den Prozeßgeſetzen ſich ergebende Pflicht zur 
Koſtenzahlung und reiht damit den ausdrücklich im DKG. ge⸗ 
gebenen koſtenrechtlichen Tatbeſtänden weitere Haftungsfälle an. 
Dieſe find damit Beſtandteil des DKG. geworden. Daraus er⸗ 
gibt ſich, daß die Staatskaſſe die danach als Koſtenſchuldner Haf⸗ 
kenden unmittelbar als ſolche durch Gerichtskoſten rech- 
nung in Anſpruch nehmen kann. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die 
davon Betroffenen im Wege der Erinnerung und Beſchw. nach 84 
DGK. ſich nicht nur gegen die Höhe, ſondern auch gegen ihre 
Haftung überhaupt wehren können. 

Welche Vorſchr. des bürgerlichen Rechts im einzelnen in 
Frage kommen, muß, da eine Einzelaufführung in § 88 nicht 
erfolgt iſt, im beſonderen Falle ermittelt werden. Es handelt ſich 
um alle Beſt., aus denen ein Dritter für die in der Perſon eines 
anderen entſtandenen Schulden, insbeſ. für die durch die Pro⸗ 
zeßführung eines anderen entſtandenen Koſten haftet, d. h. um 
diejenigen Geſetzesvorſchriften, die unmittelbar eine Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung entſtandener Gebühren und Auslagen 
ergeben. 

Daß dazu auch die Haftung des Erben (§ 1967 BGB.) ge⸗ 
hört, kann nicht zweifelhaft ſein. Dieſe Erbenhaftung umfaßt aber 
auch Koſten, die durch Handlungen des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers entſtanden ſind. Denn die vom Teſtamentsvollſtrecker 
eingegangenen Verbindlichkeiten, zu denen auch Koſten der Füh⸗ 
rung eines Prozeſſes gehören, ſind, weil den Erben als ſolchen 
treffend, Nachlaßverbindlichkeiten (§ 2206 BGB.). Sie unterliegen 
deshalb auch den Grundſätzen über Beſchränkung der Erben⸗ 
haftung. 

Die Beauftragung eines Anwalts durch den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker iſt fraglos eine Eingehung einer ſolchen Verbindlichkeit, 
wie fie § 2206 BGB. vorſieht. Die Begr. einer Koſtenhaftung 
dem Staat gegenüber fällt an ſich nicht darunter. Denn hier han⸗ 
delt es ſich nicht um eine rechtsgeſchäftliche Verbindlich⸗ 


keit. Trotzdem wird man auch dieſe — öffentlich⸗rechtliche — Ver 
pflichtung dazu rechnen müſſen. Denn da der Teſtamentsvollſtrek⸗ 
ker für die Koſten des Prozeſſes nur mit dem Nachlaß haftet, kann 
die Belaſtung des Nachlaſſes mit Gerichtskoſten ſich wiederum nicht 
anders auswirken als jede ſonſtige Nachlaßverbindlichkeit. Der 
Koſtenanſpruch des Staates ſchafft alſo eine Nachlaßverbindlich⸗ 
keit und begründet damit eine Haftung der Erben perſönlich als 
Schuldner auch dieſer Nachlaßverbindlichkeit. 

Dann kann aber der Staat nach $ 88 DGK. i. Verb. m. 
§§ 1967, 2213 BGB. ſowohl den Teſtamentsvollſtrecker mit dem 
Nachlaß als auch die Erben perſönlich in Anſpruch nehmen. 

So erſcheint im vorl. Falle die Antragſtellerhaftung der 
Erben (§S 77 DGG.) begründet. 5 

Gleichwohl beſteht für die Staatskaſſe nicht das Recht, ſich 
nach Belieben an den Teſtamentsvollſtrecker oder die Erben zu 
halten. Denn wie die Begr. der Koſtenhaftung, jo iſt auch die Til⸗ 
gung der Koſten Sache der Verwaltung durch den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker. Daraus muß ſich aber mit Notwendigkeit eine zeit? 
liche Schranke für den Staat ergeben, die der Einforderung 
der Koſten durch den Erben entgegenſteht: ſolange die Teſtaments⸗ 
vollſtreckung beſteht, haftet nur der Nachlaß ſelbſt, kann alſo nur 
der Teſtamentsvollſtrecker mit dem Nachlaß in Anſpruch genommen 
werden. Es kann nicht angehen, daß die Erben, obwohl ſie über 
den Nachlaß noch nicht verfügen, ihn alſo zur Tilgung von Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten nicht benutzen dürfen, trotzdem ſchon zur Be 
friedigung der Staatskaſſe angehalten werden. Man muß hier eine 
Art Zweitſchuldnerhaftung konſtruieren, die jedoch nicht 
qualitativ — abhängig vom Unvermögen des Erſtſchuld⸗ 
ners —, ſondern zeitlich — abhängig von der Beendigung der 
Teſtamentsvollſtreckung — beſchränkt und bedingt iſt. 

So betrachtet unterliegt obige Entſch des OLG. Düſſeldorf 
doch gewiſſen Bedenken. 

Sie iſt anſcheinend auch nur unter dem Geſichtspunkt der 
Urteilsſchuldnerhaftung ($ 79 DGKch.) ergangen, weil 
„das Urteil auch gegen die Erben wirke“. Doch iſt es fraglich, ob 
§ 327 ZPO., der in 888 DKG. nicht genannt iſt, zur Begr. der 
Haftung der Erben mit herangezogen werden kann. Im Ergebnis 
würde ſich jedenfalls nichts ändern, denn auch hier müßte die 
ſoeben als notwendig dargelegte Einſchränkung i. S. einer Zweit⸗ 
ſchuldnerhaftung gelten. 

Für ſonſtige Haftungsbeſchränkung der Erben, d. h. insbe). 
Beſchränkung auf den Nachlaß, gilt naturgemäß das bürgerliche 
Recht. Fraglich iſt, wie ſie geltend zu machen iſt. Mit Recht lehnt 
hier obige Entſch. den Weg der Erinnerung nach $ 4 GKG. ab, 
da die Koſtenhaftung als ſolche dadurch nicht berührt wird. Dieſe 
Beſchränkung kann alſo nur im Vollſtreckungsverfahren, nicht im 
Koſtenanſatzverfahren geltend gemacht werden. 

KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 
Frankfurt a. M. 

83. 8 11 DONKG. Der Streitwert bei Feſtſtellungs“ 
klagen auf Nichtbeſtehen eines Kindes verhältniſſes iſt au 
1000 2% feſtzuſetzen, wenn die Parteien unbemittelt ſind. f) 

Gemäß 8 11 DGK, beträgt der Streitwert bei nichtvermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüchen regelmäßig 2000 RM. Nach Lage des Falles 
kanı er höher — jedoch nicht über eine Million Reichsmark — oder 
niedriger — jedoch nicht unter 500 AA — angenommen werden. 
Aus dieſem Wortlaut ergibt ſich, daß nur in Ausnahmefällen eile 
Erhöhung oder Herabſetzung erfolgen kann. Für das Vorliegen ſolcher 
Ausnahmefälle müſſen beſondere Umſtände dargetan werden. Al 
ſolche müſſen ausſcheiden, daß der Rechtsſtreit einfach gelagert, oder 
daß das Intereſſe des Kl. deswegen geringer ſei, weil er Arbeitet, 
oder Angeſtellter oder ſonſt einem ähnlichen auf gleicher Stufe ſtehen“ 
den Stande angehöre. Denn auch für den Arbeiter und kleinen An 
geſtellten iſt das Intereſſe an der Feſtſtellung der Nichtehelichlkeit des 
Kindes an ſich nicht geringer als bei Angehörigen anderer Stände: 
Dagegen muß, da für den Streitwert die wirtſchaftliche Trag⸗ 
weite des Prozeſſes maßgebend iſt und die wirtſchaftlichen Aus⸗ 
wirkungen des Ausgangs eines ſolchen Prozeſſes bei unbemittelten 
Parteien geringer als ſonſt find, berückſichtigt werden, daß der Ki 
völlig vermögenslos iſt und, wie das Armutszeugnis v. 7. Nov. 199 
ergibt, Erwerbsloſenunterſtützung erhält. Unter dieſen Umſtänden ill 
ein Abgehen von dem Regelfalle zulaſſig und auch erforderlich. Jedoch 
entſpricht die von dem LG. getroffene Feſtſetzung auf den Mindeſt⸗ 
ſtreitwert von 500 RM mit Rückſicht auf die Bedeutung und Trag 
weite des angeſtrebten Zieles des Kl. und mit Rüchkſicht darauf, da 
bei Streitigkeiten von weit geringerer Bedeutung, z. B. in den 
Fallen, in denen im Wege der Klage die Übertragung des Sorgerecht? 
für die Perſon des Kindes auf den anderen Ehegatten oder die e, 
ſtattung des Getrenntlebens auch nur für die Dauer des Eheſchel 
dungsprozeſſes der Mindeſtſtreitwert von 500 AA feſtzuſetzen 171 
nicht der Sachlage. Die Feſtſetzung des Streitwerts von 1000 K. 
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iſt vielmehr angemeſſen (ebenſo KG.: JW. 1934, 15907; 1935, 
141; 908, Kiel: JW. 1930, 13163; OLG. Celle: JW. 1933, 
29245; ORG. Kaſſel: JW. 1935, 80345; a. A.: OLG. Karlsruhe: 
IW. 1934, 12547; OSG. Koln: JW. 1934, 3225; OSG. Franb⸗ 
furt, 1 W 49/32, 75/33, 2 W 139/34, 3 W 45/35 und 61/35 und 
die in Gelinsky-Mayer⸗Scharff, Wie vermeidet man Er⸗ 
mnerungen der Oberrechnungskammer ? S. 84/85 aufgeführten Ent⸗ 
ſcheidungen ). 

(OLG. Frankfurt a. M., Beſchl. v. 17. April 1935, 5 W 48/35.) 


Anmerkung: Vgl. auch die Entſch. des KO. oben S. 2161 8e, die 
zu dem gleichen Ergebnis kommt, daß die Feſtſetzung des Streitwerts 
auf 1000 AH angemeſſen iſt. Hn. 

* 
Karloruhe 


S4. 1. 8 1591 BGB. Durch Blutgruppenunterſuchung 
bann der Beweis offenbarer Unmöglichkeit i. S. des 8 1591 
Abſ. ı Satz 2 BGB. geführt werden. > 
5 2. Die nachträgliche Weigerung des bekl. Kindes zur 
Blutentnahme rechtfertigt nicht, daß die geſetzliche Ver⸗ 
mutung des $ 1591 Abſ. 1 Satz 2 BG B. als widerlegt an⸗ 
zuſehen iſt. f) 
we, Nachdem zunächſt ſowohl die Mutter des Bekl. wie der beklagte 
Pfleger ſich mit der vom Kl. verlangten Blutentnahme zwecks 
Flutgruppenunterſuchung einverſtanden erklärt hatten, hat der be⸗ 
lagte Pfleger danach ſein Einverſtändnis zurückgezogen. Er 
glaube, die Zuſtimmung nach reiflicher Überlegung doch nicht ver⸗ 
antworten zu können. — 

Nun hat allerdings die Sicherheit der Ergebniſſe einer Blut⸗ 
gruppenunterſuchung jeit den Jahren 1925/26, in denen ſie noch 
von verſchiedenen Gerichten angezweifelt wurde, derartige Beſtäti⸗ 
gung gefunden, daß wohl der Beweis der „offenbaren Unmög⸗ 
lichkeit“ der Erzeugung vom Kl. dann dargetan ſein würde, wenn 
eine Blutunterſuchung den Nachweis erbringen würde, daß das 
md dem Blute nach weder der Blutgruppe des Kl., noch der der 
dutter, noch der dritten neutralen Blutgruppe, ſondern beſtimmt 
er vierten Blutgruppe angehören würde. Dieſe an ſich geringe 
Erfolgsmöglichkeit des Beweiſes wird aber nicht ſchon dadurch er⸗ 
etzt, daß der Bekl. ſich nun weigert, ſich Blut entnehmen zu laſſen, 
und daß dadurch, da kein geſetzliches Zwangsmittel beſteht (vgl. 
aum bach, Note 2 und 3 vor $ 371, Note B und O vor 8 401 
PO), dieſe Beweismöglichkeit entfällt. 

Es geht nicht an, wie der Kl. ausführt, in der Weigerung des 
Bekl., dem Kl. zum Zwecke der von dieſem verſuchten Beweis⸗ 
führung entgegenzukommen und ſeinen Körper als Unterſuchungs⸗ 
objekt zur Verfügung zu ſtellen, eine „vorſätzliche bösliche Vernich⸗ 
zung“ des Beweismittels des Gegners zu erblicken und in weit⸗ 
gehender Auslegung und Angleichung an die für den andersartigen 
Fall des 8 444 3 PO. gegebene Entſch. (RG. 101, 198; JW. 
9080 1616) wegen des Verhaltens des Bekl. die Beweisführung 
a Kl. ohne weiteres als erbracht anzuſehen. Wohl kann das ab⸗ 
zobnende Verhalten einer Prozeßpartei im Wege der freien Be⸗ 
weiswürdigung (§ 286 ZPO.) u. U. ein beweisunterſtützen⸗ 
1 Anzeichen für die Richtigkeit der klägeriſchen Behauptung ab⸗ 
15 en. — Hier hat aber der Kl. gegenüber ſeiner Pflicht, die ge⸗ 
ebliche Vermutung zu widerlegen und eine „offenbare Unmöglich⸗ 
5 der Erzeugung vom Kl. zu beweiſen, auch nicht einen Anfang 
dien Beweis erbracht. Im Verfahren in Rechtsſtreitigkeiten, welche 

e Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kin⸗ 
gern zum Gegenftand haben, hat das Gericht von Amts wegen nach 
9050 640, 617, 618 ARD. die für die Ehelichkeit ſprechenden Gründe 
10 berückſichtigen. Nicht die Mutter, ſondern der Kindespfleger hat 
0 Weigerung erklärt. Es iſt nicht anzunehmen, daß dieſe Weige⸗ 
zung erfolgt ſei, weil der Pfleger die Unmöglichkeit der Erzeugung 

es Kindes vom Kl. erkannt habe. 
fü Hiernach iſt dem Kl. auch in dieſer Inſtanz der von ihm zu 
ührende Beweis mißlungen. 

(OLG. Karlsruhe, Urt. v. 30. April 1935, 2 U 5/35.) 

Ber. von RA. Herbert Schneider, Karlsruhe. 


Anmerkung: Vgl. den Aufſatz Schulz oben S. 2116. 
* 


„ 85. 8 25 Abſ. 2 Fürſpfl O. i. d. Faſſ der 2. Noto. 

505 Juni 1931 (ch Bl. 307) 521 Ab. 2 Fürſpfl Vd. i. d. Faſſ. 
er BO. v. 13. Febr. 1924 (RG Bl. 100). 

3 „1. 8 25 Abſ. 2 FürſpflVO. i. d. Faſſ. der 2. Noto. v. 
Juni 1931 hat rückwirkende Kraft. 

in 42. Die Ersatzpflicht nach $21 Abf. Furſpflsd a. F. 

5 zu verneinen, wenn nicht mit der erforderlichen Sicher— 
eit feſtſteht, daß der Unterſtützte in der in Betracht kom⸗ 
enden Zeit tatſachlich unterſtützungsbedürftig war. f) 

Der klagende Fürſorgeverband hat die frühere Ehefrau des 
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Bekl. in der Zeit von Ende 1929 bis März 1932 unterſtützt und 
feine Aufwendungen vom Bekl. zurückverlangt. 

Die Novelle zur BO. über die Fürſorgepflicht iſt am 7. Juni 
1931 in Kraft getreten. Der § 25 Abſ. 2 dieſer Novelle beſtimmt, 
daß der Unterſtützte berechtigt iſt, den Erſatz der Unterſtützung zu 
verweigern, ſoweit oder ſo lange er kein hinreichendes Vermögen 
oder Einkommen hat. Da der Bekl. unbeſtrittenermaßen zur Zeit 
kein hinreichendes Vermögen oder Einkommen hat, hat der Kl. 
ſeine Forderung zunächſt einmal inſoweit fallen laſſen, als ſein 
Anſpruch nach dem 8. Juni 1931, alſo unter der Herrſchaft der 
Novelle entſtanden iſt. Der Bekl. behauptet aber, die Bedeutung 
des § 25 Abſ. 2 gehe noch weiter, es komme ihm rückwirkende Kraft 
zu, er könne daher mit Rückſicht auf ſeine derzeitigen beſchränkten 
Vermögens⸗ und Exwerbsverhältniſſe jede Erſatzpflicht ablehnen. 

Die Frage, ob § 25 Abſ. 2 der Novelle rückwirkende Kraft 
hat, iſt nicht unbeſtritten. Für die Bejahung einer ſolchen ſpricht 
die Ziff. 9 der Novelle, wonach Abſ. 2 des § 21 der VO. bisheriger 
Faſſung geſtrichen wurde und hinter dieſem § 21 a. F. 8 21 a 
n. F. eingeſetzt wurde, der in ſeinem Abſ. 2 beſtimmt, daß der 
Fürſorgeverband einen nach bürgerlichem Recht Unterhaltspflich⸗ 
tigen für die Vergangenheit, wie hier in Betracht kommt, außer 
unter den Vorausſetzungen des $ 1613 BGB. auch dann in An⸗ 
ſpruch nehmen kann, wenn er dem Unterhaltspflichtigen von der 
Fürſorge unverzüglich ſchriftlich Mitteilung gemacht hat. Über⸗ 
gangsbeſtimmungen zu dieſer Ziff. 9 hat die VO. p. 5. Juni 1931 
nicht getroffen. Aber Sinn und Zweck des § 25 Abſ. 2 n. F., 
verglichen mit der gen. Ziff. 9, ſprechen für die Anwendung auch 
auf in der Vergangenheit liegende Unterſtützungen. Denn die Er⸗ 
ſatzpflicht kann praktiſch bei Leiſtungsunfahigkeit des Erſatzpflich⸗ 
tigen nicht in Betracht kommen, gleichviel, ob die Erſatzpflicht die 
Zeit vor oder nach dem Inkrafttreten der Novelle betrifft. Der 
Grund der Vorſchr. iſt beide Male derſelbe: Unfähigkeit der Lei⸗ 
ſtungserfüllung des Rückgriffpflichtigen, mag das Unvermögen 
eine Verbindlichkeit aus der Zeit vor oder aus der Zeit nach dem 
Inkrafttreten der Novelle zum Gegenſtand haben. Von dieſem 
Standpunkte aus, dem der Senat ſich anſchließt, gelangt man in 
Anwendung von § 25 Abſ. 2 der Novelle, verglichen mit der 
gen. Ziff. 9, zur Ablehnung des Anſpruchs des Kl. auch in dem 
jetzt noch geltend gemachten beſchränkten Umfange. 

Auch bei Ablehnung dieſes Standpunkts käme man wohl 
zur Zurückweiſung der Ber. Denn die Erſatzpflicht auch nach § 21 
Abſ. 2 BD. a. F. wäre zu verneinen, weil nicht mit der erfor⸗ 
derlichen Sicherheit feſtſteht, daß der Unterſtützte, die jetzt geſchie⸗ 
dene Ehefrau des Bekl., in der hier allein in Betracht kommenden 
Zeit tatſächlich unterſtützungsbedürftig war. Gegen eine ſolche 
Annahme ſprächen nicht nur die Behauptungen des Bekl. bzgl. 
der zu der maßgebenden Zeit geleiſteten mehrfachen Zahlungen, 
ſondern vor allem auch die von der Unterſtützten gemachte, immer⸗ 
hin nicht unerhebliche Erbſchaft in Höhe von 700 De. Ob die in 
§ 1613 BOB. erforderliche Verzugsſetzung, wenn es auf fie ent⸗ 
ſcheidend ankäme, vorläge, kann dahingeſtellt bleiben. 

Bei dieſer Sachlage iſt die Erſatzpflicht des Bekl., auch ſo⸗ 
weit der in der Ber. geltend gemachte Anſpruch in Betracht kommt, 
vom LG. mit Recht verneint worden. 

(OLG. Karlsruhe, 2. ZivSen., Urt. v. 27. Febr. 1935, 2 ZBR 
182/34.) 


Anmerkung: Die Beſt. der NotVBO. v. 5. Juni 1931 (RG⸗ 
Bl. 307), durch die die RFürſpflVO. abgeändert und ergänzt 
wird, enthalten keine Übergangsvorſchriften. Zu der Fülle der 
Entſch. über die Frage der Rückwirkung der VO. nimmt das Urteil 
dahin Stellung, daß es die Rückwirkung bejaht. Die Mehrzahl 
der ſonſtigen Entſch. höherer Gerichte iſt anderer Anſicht (vgl. 
Karnop, Die Verjährung der Erſtattungsanſprüche der Für⸗ 
jorgeverbände nach dem gegenwärtigen Rechtszuſtande uſw. in 
Heim W. 1933 Nr. 1 und 2 auch als Sonderdruck). Karnop 
gibt eine Überſicht der verſchiedenen veröffentlichten Entſch. Die 
Urteile, die die Rückwirkung bejahen, laſſen eine eingehende Begr. 
vermiſſen, z. B. OLG. Dresden v. 26. Juni 1931 = Heim, 
1933, 79; HeſſVcg H. v. 12. Nov. 1932 ebenda S. 190). Die Begr. 
im vorl. Falle iſt m. E. nicht überzeugend. Die Rückwirkung ver⸗ 
neinen dagegen mit eingehenden Gründen die Urteile des Os. 
Naumburg v. 26. Okt. 1931; v. 30. Nov. 1931; v. 13. Juni 1932; 
v. 29. Sept. 1932 a. a. O. S. 31, 63, 351 und 527; ebenſo das 
K. v. 17. März 1932 in Wohlfahrtsrechtſprechung 1932, 31. Die 
erſten Urteile betreffen die 88 21 a, 23, das des KG. den § 25 
RFurſcpflVO.; ebenſo das Urteil des OSG. Breslau: Wohlfahrts⸗ 
pflege 1932, 141. Dieſe Urteile begründen ihre Anſicht zutreffend 
damit, daß ein Geſetz eine rückwirkende Kraft nur habe, wenn 
es ſich dieſe beilege. Das ſei im vorl. Falle weder ausdrücklich 
geſchehen noch ſei ein ſolcher Wille des Geſetzgebers aus dem Ge⸗ 
ſetze zu entnehmen. Zu dieſem letzten Punkte weiſt das KG. auf 
die Entſtehungsgeſchichte der NotVO. zu dieſen Anderungen hin, 
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während Naumburg im Urt. v. 30. Nov. 1932 auch noch dar⸗ 
tut, daß insbeſ. aus der Wendung: „Die VO. über die Fürſorge⸗ 
pflicht v. 13. Febr. 1924 (RGBl. 1, 100) i. d. Faſſ. v. 8. Juni 1926 
(RGBl. I, 255) iſt in folgender Faſſung anzuwen⸗ 
den“ nichts für die Rückwirkung ergäbe, wie die Aktienrechtsver⸗ 
ordnung v. 19. Sept. 1931 zeige, wo dieſelbe Wendung enthalten 
iſt: Die SS 226, 227 HGB. find in folgender Faſſung anzuwenden. 


Die zweite Frage des Umfanges der Nachprüfung der Hilfs⸗ 
bedürftigkeit des Unterſtützten durch das ordentliche Gericht im 
Erſatzſtreite gegen den Unterhaltspflichtigen iſt nicht minder be⸗ 
ſtritten, als die der Rückwirkung, obſchon hier durch die NotVO. 
nichts geändert iſt. Das Karlsruher Urteil bejaht die Nachprüf⸗ 
barkeit. Im Schrifttum und der überwiegenden Rſpr. wird fie 
mit guten Gründen verneint; vgl. Karnop: ZHeimW. 1933, 
257: Darf in dem Verfahren gegen den Unterhaltspflichtigen die 
Hilfsbedürftigkeit des Unterſtützten von den ordentlichen Gerichten 
nachgeprüft werden? und ebenda Diefenbach 1931, 113; ferner 
Krägeloh: Handb. des fürſorgerechtl. Erſtattungsrechtes S. 106. 


Sen Präſ. Dr. Johannes Müller, Naumburg. 


Landgerichte: Zioilſachen 


Allenſtein 

86. Zur Frage, ob Wohnungsgeld als Erſatz für Ge⸗ 
währung freier Wohnung nach Art. 21 Abi. 4 der 3. Durchf⸗ 
BD. z. SchRG. neu feſtgeſetzt werden kann. 


Im Ausgedingevertrage iſt beſtimmt, daß der Altſitzer freie 
Wohnung (nach näheren Angaben im Vertrage) zu beanſpruchen 
habe und daß im jederzeit freiſtehenden Fortzugsfalle jährlich im 
voraus eine ortsübliche Mietsentſchädigung zu zahlen ſei. Der Alt⸗ 
ſitzer iſt vom Grundſtück fortgezogen. Die ortsübliche Mietsentſchä⸗ 
digung iſt durch Urteil im ordentlichen Rechtsſtreit auf monatlich 
17,50 RM feſtgeſetzt worden. Das EntſchuldGer. hat ſich gleich⸗ 
wohl für zuſtändig erachtet, das Wohnungsgeld nach Art. 21 Abſ. 4 
der 3. DurchfVO. z. Schdich. herabzuſetzen. Das Beihwb. ſchließt 
fi) dieſer Rechtsanſicht des EntſchuldGer. an. Die vorangegangene 
Feſtſetzung durch Urteil ſteht einer Neufeſtſetzung nach Art. 21 
d. a. O. grundſätzlich nicht entgegen, wie aus dem Zweck des Art. 21 
Abſ. 4 zu entnehmen iſt. Letztere Bet. bezieht ſich freilich grund⸗ 
ſätzlich nur auf Naturalleiſtungen. Im vorl. Falle iſt aber die dem 
Wohnungsgeld zugrunde liegende Leiſtung, nämlich die Gewährung 
freier Wohnung, eine Naturalleiſtung, das Wohnungsgeld ſelbſt 
alſo nur Werterſatz und nicht eine Leiſtung, die von vornherein 
auf Grund des Vertrages in Geld beſtanden hat. Wenn auch für 
die anderweitige Feſtſetzung von Gel dleiſtungen in Ausgedinge⸗ 
verträgen das Verfahren auf Grund des RGeſ. v. 18. Aug. 1923 
(RGSBl. 1923, I, 815) (nebſt PrVO. v. 8. Sept. 1923 [PrGS. 
1923, 433]) geübt wird, ſo ſind doch die Vorausſetzungen für das 
Verfahren auf Grund des NGef. andere als die des Art. 21 der 
3. DurchfVO. im Entſchuldungsverfahren. Bei einem Zuftändigkeits- 
ſtreit betreffs anderweitiger Feſtſetzung von Ausgedingeleiſtungen 
zwiſchen Entſchuld cher. und ordentlichem Gericht muß zugunſten des 
EntſchuldGer. die Entſch. fallen; denn das Schuldenregelungsver⸗ 
fahren bezweckt eine möglichſt umfaſſende Neuregelung der Schuld⸗ 
verhältniſſe des Betriebsinhabers zum Zweck der wirtſchaftlichen 
Geſundung des Betriebes. 


(SG. Allenſtein, Beſchl. v. 5. März 1935, 4 T 1226/34.) 
Ber. von LGR. Pitcairn, Allenſtein. 
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Ans bach 

87. 8 38 RErbhofc.; 88 935 ff. ZPO. Die dem Schutz 
des Erbhofs dienende Einſtw Vfg., durch die der Ehemann 
in der Verfügung über Erzeugniſſe und Zubehör eines 
gütergemeinſchaftlichen Erbhofs beſchränkt und er bei 
Meidung einer Haftſtrafe angewieſen wird, den Weiſungen 
einer Aufſichtsperſon hinſichtlich der Verwaltung des Hofes 
nachzukommen, iſt keine Zwangsvollſtreckung wegen einer 
Geldforderung und deshalb durch 8 38 RErbhofG. nicht 
ausgeſchloſſen. f) 

Die Ehe der Streitsteile wurde durch Urt. v. 18. März 1935 aus 
alleinigem Verſchulden des Antragsgegners geſchieden. Die Eheleute 
lebten bisher in Gütergemeinſchaft. In dieſe hat die Ehefrau ſchulden⸗ 
frei ein großes Anweſen, der Ehemann einen Betrag von 3000 Aut 
eingebracht. Dem Antragsgegner iſt bekannt, daß er nach erfolgter 
Auseinanderſetzung das Anweſen verlaſſen muß und er auch nur einen 


Teil feiner Forderung von 3000 RM herausbezahlt erhalten wird, da 
die Forderung der Antragſtellerin gegen ihren Ehemann auf Zahlung 
von rückſtändigem Unterhalt ſeit einem Jahr, auf Erſatz von Prozeß 
koſten in der Eheſcheidungsſache uſw. weit über 1000 AM beträgt. 


Der Ehefrau wurde nun mitgeteilt, daß der Antragsgegner be⸗ 
reits nach verjchtedenen Außerungen, daß er alles verkaufen werde, 
nunmehr tatſächlich Futter, Stroh und Dung verkauft. Zur Glaub⸗ 
haftmachung liegen Beſtätigungen einzelner Landwirte vor. 


Die Antragſtellerin verlangt, die erforderlichen Maßnahmen im 
Weg der Einſtwfg. zu treffen. 


Die Antragſtellerin hat, wenn das Scheidungsurteil rechtskräftig 
wird, einen Anſpruch auf Auseinanderſetzung der allgemeinen Güter“ 
gemeinſchaft, wozu es allerdings der Genehmigung des AnerbG. be 
darf, da es ſich um einen Erbhof handelt (837 NErbhof&., dazu 
Vogels, RErbhofG., 2. Aufl., 8 62 I 2 b). 


Bei dem Verhalten des Antragsgegners iſt aber zu beſorgen, daß 
durch ſeine Mißwirtſchaft, insbeſ. durch Veräußerungen von Zubehör, 
alſo durch Veränderung des beſtehenden Zuſtandes des Anweſens und 
damit des Geſamtguts, die Verwirklichung des Auseinanderſetzungs“ 
anſpruchs der Antragſtellerin vereitelt oder weſentlich erſchwert mer“ 
den könnte, wenn nicht durch EinſtwVfg. in Beziehung auf das An⸗ 
weſen und das Geſamtgut dieſer Mißwirtſchaft Einhalt geboten wird. 
Zur Erreichung dieſes Zweckes erſcheint aber der von der Antrag 
ſtellerin bezeichnete Weg „Entziehung der Verwaltung und ihre Über“ 
tragung an den Sohn der Antragſtellerin (Neffen des Antragsgegners), 
der vorausſichtlich Anerbe werden wird“, nicht geeignet. Der von der 
Verwaltung gänzlich ausgeſchloſſene Antragsgegner würde jedenfalls 
der Verwaltung ſeines Neffen das größte Mißtrauen entgegenbringen 
und durch neue Prozeſſe neue Koſten zu ſeinem und ſeiner Ehefrau 
Schaden verurſachen. 


Es erſcheint vielmehr richtig, ihm lediglich eine Aufſichtsperſon 
beizugeben, an deren Weiſungen er bei Gefahr einer Haftſtrafe gebun⸗ 
den ift, und ihm jede Verfügung ohne Zuſtimmung dieſer Auſfſichts“ 
perſon zu verbieten (88 935 ff., insbeſ. 937, 938, 940, 943, 
890 ZRD.). 


Der Erlaſſung dieſer EinſtwVfg. ſteht 8 38 NErbhof®. nicht 
entgegen, da es ſich bei dieſer Sicherungsmaßnahme nicht um eine 
Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen handelt, alſo nicht um 
eine Verſilberung, ſondern um eine Erhaltung des Erbhofs im Zu⸗ 
ſtande ordnungsmäßiger Wirtſchaft ($ 15 RErbhofG.). 


Aus dieſen Gründen bejaht auch Vogels 8 38 Abſ. 5 die Zu⸗ 
läſſigkeit der vollſtändigen Sequeſtration nach $ 1134 BGB. im 
Wege der EinſtwVfg. nach §8 938 ZPO. 


(LG. Ansbach, Einſtwoofg. v. 5. April 1935, A Qu 6/35.) [©] 
Eingeſ. v. ſtellvertr. L&Dir. Dr. Meyer, Ansbach, 


Anmerkung: Die Frage, ob die getroffene Anordnung zuläſſig 
war, iſt mit der vorl. Entſch. unbedenklich zu bejahen. Iſt die Che, 
in der Gütergemeinſchaft gegolten hat, durch Eheſcheidung aufgelölt 
fo findet nach h. M. auch bei Erbhöfen die Auseinauderſetzung ſtalk. 
Das gilt auch dann, wenn man annimmt, daß die Eheſcheidung bil 
Erbhofeigenſchaft nicht beſeitigt. Jeder Ehegatte hat gegenüber dem 
anderen den Anſpruch darauf, daß nunmehr die Auseinanderſetzung 
des Geſamtguts ſtattfinde. Die Verwaltung, der Beſitz und die 27 
fügungsmacht ſteht jetzt beiden Ehegatten gemeinſchaftlich zu (5 147 
BGB.); zweiſelnd Münzel: JW. 1934, 2566, der das Recht des 
Mannes zur Verwaltung des Ehegattenerbhofs nicht aus den bürger 
lich⸗rechtlichen Vorſchr., ſondern dem RErbhofch. ableiten will. Bei 
Ehegatten find die Liquidatoren des ihnen zur geſamten Hand ges 
hörigen Geſamtguts. Was ihnen auf Grund der Teilung zugewieſen 
wird, erhalten ſie alſo nicht von dem anderen Ehegatten allein. D 
ferner der Anſpruch auf Ausfolgung des Auseinanderſetzungsguts Keim“ 
Geldforderung iſt, iſt unzweifelhaft. Daran ändert es nichts, wenn 
ſich erweiſen ſollte, daß ein Ehegatte gem. 8 1476 Abſ. 2 S. 2 Ben, 
dem anderen Ehegatten verpflichtet bleibt, weil der zum Geſamtg 
zu erſetzende Betrag den dem erſatzpflichtigen Ehegatten zukommenden 
Betrag überſteigt. Denn dies iſt erſt eine mögliche Folge der Feſt 
ſtellung der Auseinanderſetzungsgüter. Daß das Geſamtgut und OF 
künftige Auseinanderſetzungsmaſſe nicht durch böswilliges oder un 
wirtſchaftliches Verhalten des Ehemannes vermindert wird und 30 
die Stelle realer Werte zweifelhafte Erſatzverbindlichkeiten ( 14 
S. 2 BGB.) treten, muß verhindert werden. 


Grundſätzliche Bedenken könnten aus dem Geſichtspunkt 7 
hoben werden, daß alle gegen einen Bauern gerichteten, den Erbh 

betreffenden Maßnahmen durch das Anerb®. und nach Reichserbhofr 67 
(Aömeierung) getroffen werden ſollen. Wenn nur die Intereſſen be 
Ehefrau zu ſchützen wären, könnte man dieſer Anſicht nähertreten. 
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Hier aber obwaltet das öffentliche Intereſſe des Volks an der 
Aufrechterhaltung eines Bauernhofes, der ſeinen Beitrag für die 
Sicherſtellung der Volksernährung zu leiſten hat und die Lebens⸗ 
grundlage für die Familie und das Geſinde bildet. Die Beſt. des 
RErbhofcz. genügen nicht, um ſtets richtig durchgreifen zu können. 
Ein Fehltritt des Bauern kann durch eine EinſtwVfg. verhindert 
werden müſſen, ohne daß das Anerb®. zu der ſchwerwiegenden Maß⸗ 
nahme der Abmeierung greifen kann. Vor allem aber ſetzt die einſt⸗ 
weilige Anordnung nach 8 12 Abſ. 3 der 1. DurchfVO. ein Haupt⸗ 
verfahren voraus, das nur durch einen Antrag des Landesbauern⸗ 
führers in Gang gebracht werden kann. Hier gilt es jedoch fo raſch 
zu handeln, daß die den Erbhof ſchädigenden Handlungen des pflicht⸗ 
vergeſſenen Bauern, wie etwa beabſichtigte Brandſtiftung, Verſchleu⸗ 
erung von Zubehör und Erzeugniſſen ſchlagartig unterbunden werden. 
as gegebene Mittel iſt hier die Einſtwyfg. Eine vollkstümliche 
Rechtspflege iſt nur in einem Verfahren möglich, das ... einen ebenſo 
ſicher wie ſchleunig wirkenden Rechtsſchutz verbürgt (Vorſpruch zur 
Zivilprozeßnovelle 1933). 

Welche Maßnahmen als geeignet erſcheinen, muß nach den Be⸗ 
ſonderheiten des Einzelfalles beurteilt werden. Sieht das Gericht 
von der vollſtändigen Sequeſtration ab, wobei der Koſtenpunkt eine 

olle ſpielen kann, ſo kann es dem Bauern den Beſitz des Hofes 
belaſſen und ihm eine Aufſichtsperſon beigeben. Die Abgrenzung der 
Rechte und Pflichten kann nach 88 14, 15 PO. über Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung v. 26. Mai 1933 erfolgen; eine 
die Rechte des Bauern mehr beſchneidende Maßnahme wird jedoch 
häufig angezeigt ſein. Um den Einfluß der Standesvertretung des 
Bauern zu ſichern, empfiehlt es ſich, die Auswahl der Aufſichtsperſon 
em Kreisbauernführer zu überlaſſen. 
Notar Dr. Kaeferlein, Staffelſtein. 
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88. § 226 BGB. Der Vermieter handelt nicht ſchika⸗ 
nös, wenn er ſich gegenüber dem Waſchen in der Küche, 
auch wenn es mittels einer ſogenannten Rapax⸗Maſchine 
erfolgt, auf ein formularmäßiges Verbot beruft. 


Maßgebend für die Rechtsbeziehungen der Parteien zueinander 

iſt in erſter Linie der Mietvertrag. Dieſer beſtimmt in § 6 Poſ. 1, 
daß Wäſche nur in der Waſchlüche gewaſchen, geſpült und auf dem 
Trockenboden getrocknet werden darf. Dieſes Verbot bezweckt, das 
Eigentum des Vermieters vor den mit dem Waſchen in der Küche 
zwangsläufig verbundenen Schäden zu ſchützen. Schäden drohen dem 
Hauſe aber nicht nur durch die beim Waſchen entſtehende Dampf⸗ und 
raſenentwicklung, ſondern auch durch das leicht eintretende Über⸗ 
aufen von Waſſer und durch Verſtopfung des Ablaufrohrs. Erfahrungs⸗ 
gemäß iſt der Fußboden einer Küche im Gegenſatz zu dem einer 
Vaſchküche nicht zementiert, jo daß ein Durchſickern von Waſſer in 
die unter der Küche gelegenen Raume leicht zu befürchten ſteht, und 
erner ſind auch die Ausgußmöglichkeiten in einer den baupolizei⸗ 
lichen Vorſchriften entſprechend angelegten Waſchküche ſo beſchaffen, 
aß die Menge des über⸗ und abfließenden Waſſers dem Gebäude 
nicht ſchaden kann. Das im Mietvertrag enthaltene Gebot, daß zum 
aſchen der Wäſche die Waſchküche zu benutzen iſt, dient aber auch 
er Aufrechterhaltung der Hausgemeinſchaft der Bewohner unter⸗ 
einander und Kann deshalb unter den heutigen Zeitverhältniſſen nicht 
als unſozial empfunden werden. Wenn der Bekl. daher auf Einhaltung 
der vom Kl. im Vertrag übernommenen Verpflichtung beharrt, fo iſt 
ierin ein ſchikanöſes Verhalten nicht zu erblicken. Ebenſowenig ver⸗ 
ſtößt es gegen Treu und Glauben, wenn der Vell. nicht duldet, daß 
die verbotenerweiſe in der Küche gewaſchene Wäfche auf dem Trochen⸗ 
oden getrocknet wird. Die Klage auf Feſtſtellung der Berechtigung, 
ſe Wäſche in der Küche mittels einer Rapax⸗Maſchine zu waſchen, 
und auf dem Trockenboden zu trocknen, mußte deshalb unabhängig 
davon, ob die Rohrverſtopfung am 2. Okt. 1934 auf das verbots⸗ 
legen Waſchen des Bekl. zurückzuführen war, der Abweiſung unter⸗ 
en. 


(LG. Berlin, 67. 3 K., Urt. v. 5. April 1935, 267 8 1499/35.) 
Ber. von LGDir. Dr. Lind, Berlin. 
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-, 89. Eine Vereinbarung zwiſchen Mieter und Ver⸗ 
mieter, daß ein Teil der Miete in Waren zu zahlen ſei, 
at nach Anordnung der Zwangsverwaltung gegenüber 
em Zwangsverwalter keine Wirkſamkeit. 
; Bei einer den Grundſätzen von Treu und Glauben Rechnung 
deagenden Auslegung iſt die Klauſel des Mietvertrages, nach der 
der Bekl. geſtattet war, bis zum Betrage von 50 K die Miete 
in Waren zu bezahlen, dahin auszulegen, daß dieſe Vereinbarung 
Mir ſolange galt, als der Bekl. ein Vermieter gegenüberſtand, der 
ur die vereinbarte Leiſtung in Naturalien Verwendung hatte. 


Daß dieſe Vorausſetzung auf den klagenden Zwangsverwalter 
nicht zutrifft, iſt ohne weiteres nach dem Zweck der Zwangsverwal⸗ 
tung anzunehmen. Selbſt wenn man die Vereinbarung im Falle 
einer freiwilligen Veräußerung des Grundſtücks dem Erwerber 
gegenüber gelten laſſen wollte, müſſen bei Anordnung der Zwangs⸗ 
verwaltung, wenn alſo das Grundſtück Not leidet und die Inter⸗ 
eſſen weiterer Berechtigter und auch der Allgemeinheit betroffen 
werden, die Intereſſen des einzelnen Mieters dieſen gegenüber 
zurücktreten. Es beſtand daher auch kein Anlaß, die Vereinbarung 
deswegen gegenüber dem Zwangsverwalter gelten zu laſſen, weil, 
wenn die dahingehende Behauptung der Bekl. als zutreffend unter⸗ 
ſtellt wird, die Firma G., die vor der Zwangsverwaltung als 
Nießbraucherin berechtigt war, die Miete zu verlangen, ſich mit 
der Entrichtung eines Teiles der Miete entſprechend der ſtreitigen 
Vereinbarung in Naturalien einverſtanden erklärt hatte. Anderer⸗ 
ſeits beſtand auch kein Grund, dem Verlangen der Bekl. zu ent⸗ 
ſprechen und die Miete um den Nettoverdienſt, den fie an den 
früher gelieferten Waren gehabt hatte, herabzuſetzen. Denn es 
kann nicht Sinn der ſtreitigen Vereinbarung geweſen ſein, die 
Rechte des Vermieters hinſichtlich der Höhe der Mieten zu ver⸗ 
kürzen. Das ergibt ſich, abgeſehen von anderen Gründen, ſchon 
daraus, daß die Jahresmiete an ſich feſt auf 900 %% verein- 
bart war. 
(LG. Berlin, 67. ZK., Urt. v. 16. Okt. 1934, 267 8 6702/34.) 
Eingef. von LGDir. Dr. Lind, Berlin. 


* 


90. 8 850 e 3PO.; Geſ. v. 13. Dez. 1934. § 850 e ZPO. 
findet auf die Pfändung von Untermiete keine Anwendung; 
u. U. kann aber die Pfändung auf Grund des Geſ. v. 13. Dez. 
1934, wenigſtens zum Teil, aufgehoben werden. 

Gläubiger hat wegen einer Urteilsforderung von 371,80 N. 
zuzüglich Zinſen und Koſten den Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluß v. 24. Jan. 1935 erwirkt, durch welchen die angebliche 
Forderung des Schuldners gegen zwei Untermieter gepfändet und 
überwieſen worden iſt. Gegen dieſe Pfändung hat der Schuldner 
auf Grund des Geſ. v. 13. Dez. 1934 Erinnerung eingelegt mit 
der Begründung, er ſei ſeit vier Jahren erwerbslos und 50% kriegs⸗ 
beſchädigt, er lebe mit ſeiner Ehefrau lediglich von einer Wohlfahrts⸗ 
rente von 63,50 K. und von der Untervermietung zweier Zimmer, 
die insgeſamt 55 RAM monatlich einbringe; die für die 3⸗Zimmer⸗ 
wohnung zu zahlende Miete betrage nach Erlaß der Hauszinsſtener 
etwa 69 AM. Das AG. hat daraufhin die Pfändung aufgehoben. 
Hiergegen richtet ſich die zuläſſige, auch zu einem weſentlichen Teile 
als begründet anzuſehende jojortige Beſchwerde des Gläubigers. 
§ 850 e 3PO. ift vom AG. zu Unrecht angewendet worden. Bei dem 
hier zu pfändenden Anſpruch auf Zahlung der Untermiete handelt es 
ſich nicht um einen Anſpruch auf „Vergütung für perſönlich geleiſtete 
Arbeiten oder Dienſte“, ſondern um den Anſpruch auf Zahlung des 
Entgelts für die Überlaſſung des Mietraumes einſchließlich Mobiliar. 
Der Umſtand, daß nebenbei dem Untermieter auch die Aufwartung 
(Reinigung und Bedienung) gewährt wird, kann die Anwendung des 
§ 850 e ZPO. nicht hinreichend begründen, weil der überwiegende 
Hauptanteil der Untermiete lediglich das Entgelt für die Überlaſſung 
von Räumen und Mobiliar darſtellt. 


Die Beſchwerdekammer iſt aber gleichfalls der Anſicht, daß das 
Geſ. v. 13. Dez. 1934 grundſätzlich Anwendung finden kann. Die 
durch das Geſetz dem Vollſtreckungsgericht allgemein gegebene Er⸗ 
mächtigung betrifft jede Vollſtreckungsmaßnahme, alſo auch die Pfän⸗ 
dung von Untermietforderungen. Bei der im angefochtenen Beſchl. 
zutreffend dargeſtellten Sachlage ſtellt es eine im Sinne des Geſetzes 
dem geſunden Volksempfinden gröblich widerſprechende Härte dar, 
dem Schuldner bei ſeiner äußerſt geringen Einkommenslage die ge⸗ 
ſamte Untermiete wegzupfänden. Andererſeits hält die Beſchwerde⸗ 
kammer eine vollſtändige Pfändungsaufhebung für zu weitgehend, 
vielmehr erſchien es angemeſſen, dem Gläubiger wenigſtens einen Klei⸗ 
nen Teil des Untermieteinkommens des Schuldners zukommen zu 
laſſen, deshalb iſt die Pfändung der Untermieten gegen beide Unter⸗ 
mieter wenigſtens in Höhe von 5 RAM monatlich als zuläſſig an⸗ 
geſehen worden. 


(2G. Berlin, Beſchl. v. 8. März 1935, 257 T 2907/35.) 
Ber. von AGR. Dr. Grund, Berlin. 


* 


91. $1 der VO. v. 28. Febr. 1933 zum Schutze von Volk 
und Staat. Die Beſchlagnahme eines Grundſtücks auf 
Grund der VO. v. 28. Febr. 1933 ſteht der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus öffentlichen Grundſtückslaſten nicht entgegen. 

Die Beſchlagnahme des Grundſtücks auf Grund der VO. vom 
28. Febr. 1933 ſtellt zwar als Staatshoheitsakt ein abſolutes Ver⸗ 
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äußerungsverbot dar. Auch bei einem derartigen Verbot ſtehen den 
rechtsgeſchäftlichen Verfügungen des Grundſtückseigentümers die Ver⸗ 
fügungen gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgen. Ob 
und inwieweit aber die Beſchlagnahme in das Grundſtück der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus öffentlichen Grundſtückslaſten entgegenſteht, iſt 
nach dem Zweck zu beurteilen, dem die Beſchlagnahme diente. Die 
Beſchlagnahme auf Grund der erwähnten VO. ſoll einen Mißbrauch 
des Grundſtücks durch die Grundſtückseigentümer verhindern und 
eine geordnete Verwaltung gewährleiſten. Die dinglichen Rechte blei⸗ 
ben gem. § 3 grundſätzlich von der Beſchlagnahme unberührt. Dar⸗ 
unter fallen auch die öffentlichen Grundſtückslaſten, mögen ſie vor 
oder nach der Beſchlagnahme entſtanden ſein. Im Sinne einer ge⸗ 
ordneten Verwaltung des Grundſtücks liegt es gerade, wenn die 
öffentlichen Grundſtückslaſten bezahlt und ſie im Falle ihrer Nicht⸗ 
zahlung durch Eintragung von Sicherungshypotheken ſichergeſtellt 
werden. Der Beſchlagnahmevermerk ſteht daher der Eintragung der 
Sicherungshypotheken nicht entgegen (vgl. für einen ähnlichen Fall. 
KG.: JW. 1935, 369). Der Anſicht von Hauſſendorf: DJ. 1984, 
1063 Kann nicht beigetreten werden. 

(LG. Berlin, 58. 3 K., Beil. v. 14. März 1935, 258 T 3029/35.) 


Ber. von AGR. Dr. Recke, Berlin. 


5 
Detmold 

92. 88 39, 59 RErbhofG. Erreicht der mit dem Bor- 
recht des Früchtepfandrechts nicht ausgeſtattete Teilbetrag 
des Schuldtitels nicht die Summe von 150 N, je kommt 
eine Zuſtellung des Vollſtreckungstitels an den Kreis- 
bauernführer nicht in Frage. 

Der Schuldner iſt Bauer und befindet ſich ſeit dem 27. Sept. 
1934 im Entſchuldungsverfahren. Die Zwangsvollſtrechung ſoll aus 
einem Titel über 503 AM in Früchte aus der Ernte 1934 betrieben 
werden. 411 AA davon genießen, wie die Gläubigerin im Beſchwerde⸗ 
verfahren dargetan hat, das Vorrecht des Früchtepfandrechts nach 
dem Geſetz zur Sicherung der Düngemittel- und Saatgutverſorgung 
v. 20. Dez. 1933 (RG Bl. 1095); inſoweit ſtehen Eröffnung des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens und Erbhofvollſtreckungsſchutz (8 39 Abſ. 2—4 
RErbhofGG.; Abſ. 1 iſt unberührt geblieben) der Zwangsvollſtreckung 
nicht im Wege (85 Abſ. 2 u. 3 des Geſ. v. 20. Dez. 1933). Der 
Unterſchiedsbetrag von 92 RA bezieht ſich auf Futtermittellieferun⸗ 
gen; inſoweit iſt die Gläubigerin nach Art. 6 der 2. DurchfVO. vom 
5. Juli 1933 i. d. Faſſ. der 3. DurchfVO. zum Scha. v. 15. Sept. 
1933 (RG Bl. 641) auch nicht am Entſchuldungsverfahren beteiligt, ſie 
kann daher trotz Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens gegen den 
Schuldner vollſtrecken (Art. 5 LandwVollſtrSchVO. v. 27. Dez. 1933 
[RGBl. 1119)). Inſoweit iſt aber der Vollſtreckungsſchutz des RErb⸗ 
hof GG. zu beachten. Da der Unterſchiedsbetrag zwiſchen 411 AM und 
503 RAM jedoch nicht die Summe von 150 AM erreicht, Rommt eine 
Zuſtellung des Vollſtreckungstitels an den Kreisbauernführer vor 
Beginn der Zwangsvollſtreckung nicht in Frage (8 39 Abſ. 2 u. 5 
i. Verb. m. § 59 NErbhof®.). Die Zwangsvollſtreckung kann daher 
aus den vom Gerichtsvollzieher bisher geltend gemachten Bedenken 
nicht mit Erfolg abgelehnt werden. Dabei muß jedoch das Verhalten 
des Gerichtsvollziehers, der den Vollſtrechungsauftrag abgelehnt hat, 
gebilligt werden; denn aus dem Vollſtreckungstitel ſelbſt ergeben ſich 
keinerlei Anhaltspunkte für die bevorzugte Rechtsſtellung der Gläu⸗ 
bigerin bei der Zwangsvollſtreckung. Die Prüfung einer etwaigen 
Vorzugsſtellung der Gläubigerin konnte daher nur durch das Voll- 
ſtreckungsgericht erfolgen. 

(CG. Detmold, 3. ZK., Beſchl. v. 2. März 1935, T 23/35.) 
Ber. von LGR. Dr. Taſche, Detmold. 


* 
Magdeburg 
93. 8 91 ZPO. Im Eheſcheidungsprozeß find die von 
dem Kl. an den Prozeßbevollmächtigten der unterlegenen 
Bekl. gezahlten Prozeßkoſtenvorſchüſſe antragsgemäß als 
erſtattungsfähig gegen die Bekl. feſtzuſetzen. 


Durch das rechtskräftige Urt. v. 21. Febr. 1935 iſt die Ehe 
der Parteien aus Verſchulden der Bekl. geſchieden worden; die 
Koſten des Rechtsſtreits ſind der Bekl. auferlegt worden. Der 
UrkB. der Geſchäftsſtelle des LG. hat durch den angefochtenen 
Beſchl. die von der Bekl. an den Kl. zu erſtattenden Koſten auf 
551,09 2A feſtgeſetzt. In dieſer Summe iſt enthalten ein Be⸗ 
trag von 150 % „an die Prozeß bevollmächtigten der Bekl. ge⸗ 
zahlter Koſtenvorſchuß“. Die Bekl. hat Erinnerung eingelegt mit 
dem Antrage, den Beſchluß inſoweit aufzuheben, als darin 150 Ran 
vom Kl. gezahlter Koſtenvorſchuß nebſt 1,20 2 Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
gebühr und 0,02 , Umſatzſteuer als erſtattungsfähig feſtgeſetzt 
worden ſeien. Sie iſt der Anſicht, daß der Koſtenvorſchuß, den 


ze 


der Kl. an fie gezahlt habe, nicht zu den „Koſten des Rechtsſtreits“ 
i. S. von § 91 3PO. gehöre und daher auch nicht im Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren mit berückſichtigt werden könne. 

Die Erinnerung iſt nicht begründet. 

Im Schrifttum und in der Rſpr. iſt allerdings bisher die 
Frage, ob über die Rückerſtattung von Prozeßkoſtenvorſchüſſen, die 
der Ehemann an die von ihm auf Scheidung verklagte Frau ge⸗ 
zahlt hat, im Koſtenfeſtſetzungsverfahren entſchieden werden kann, 
allgemein verneint worden. Man hat ſich auf den Standpunkt ge 
ſtellt, daß derartige Koſtenvorſchüſſe nicht als „Koſten des Rechks⸗ 
ſtreits“ i. S. von § 91 ZPO. anzuſehen ſeien. Die Pflicht des 
Ehemannes, ſeiner Ehefrau im Scheidungsrechtsſtreit die Prozeß 
koſten vorzuſchießen, beruhe nicht auf dem Verfahrensrecht, jo? 
dern ergebe ſich aus den Grundſätzen des ſachlichen, bürgerlichen 
Rechts, und ebenſo gehöre der etwaige Anſpruch des Ehemannes 
auf Rückerſtattung der von ihm gezahlten Vorſchüſſe ausſchließlich 
dem bürgerlichen Recht an. Andererſeits erfolge die Verurteilung 
der unterlegenen Partei in die Koſten lediglich auf Grund des 
Verfahrensrechts (§ 91 ZPO.) Durch eine ſolche Verurteilung 
werde der bürgerlich rechtliche Anſpruch der obſiegenden Partei 
auf Rückerſtattung der gezahlten Vorſchüſſe nicht berührt, und 
infolgedeſſen könne über dieſen Anſpruch auf Grund des Urteils 
nicht entſchieden werden, und zwar auch nicht im Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren, das lediglich eine Vervollſtändigung des Urteils 
im Koſtenpunkte bilde. Vielmehr müſſe die Rückforderung der Vor⸗ 
ſchüſſe außerhalb des Feſtſetzungsverfahrens in einem beſonderen, 
erſt zu dieſem Zwecke anzuſtrengenden Rechtsſtreit erfolgen 
(Stein⸗Jonas, 14. Aufl., VI 3 zu § 91; OLG. Roſtock, 
Hamburg, Poſen und Breslau bei Mugdan-Falkmann, 
Bd. 17 S. 126 ff.). 

Die dargeſtellte Rechtsanſicht verdient jedoch keine Billigung. 
Sie iſt ein bezeichnendes Beiſpiel für das frühere liberaliſtiſche, 
vom Nationalſozialismus überwundene Rechtsdenken und iſt mit 
den Grundſätzen einer volksnahen Rechtspflege unvereinbar. Die 
Kammer vermag ſich ihr daher nicht anzuſchließen. 

Es erſcheint ſchon zweifelhaft, ob es wirklich angängig ift, 
den vom Geſetz verwendeten Begriff „Koſten des Rechtsftreits 
derartig eng auszulegen, wie die bisherige Meinung es tat. Wenn 
auch die Verpflichtung des Mannes, der Frau die Prozeßkoſten 
vorzuſchießen, ihre geſetzliche Grundlage nicht im Verfahrensrecht, 
ſondern im ſachlichen Recht haben mag, ſo darf auf der anderen 
Seite nicht überſehen werden, daß dieſe Verpflichtung ſtets exit 
dann praktiſche Bedeutung gewinnt, wenn ein Rechtsſtreit ent⸗ 
weder bereits anhängig iſt oder anhängig gemacht werden fol 
Erſt dieſer beſtimmte, greifbare Rechtsſtreit bildet den Anlaß fit 
die Leiſtung des Koſtenvorſchuſſes und nur mit Rückſicht auf ihn 
erfolgt ſie. Es handelt ſich ſomit um eine Aufwendung, die in 
unmittelbarem Zuſammenhang mit dem ſie veranlaſſenden Recht? 
ſtreit ſteht, und es iſt unter dieſen Umſtänden durchaus mit dem 
Geſetzeswortlaut vereinbar, wenn man die Zahlung des Koſten 
vorſchuſſes noch zu den „Koſten des Rechtsſtreits“ rechnet. 

Aber auch wenn der Wortlaut des Geſetzes dahin aufzufaſſen 
wäre, daß die von dem Mann an die Frau zu leiſtenden Koſten 
vorſchüſſe nicht mehr zu den „Koſten des Rechtsſtreits“ zählen, fe 
wäre es trotzdem keineswegs zu billigen, weun man die Entſch. 
über die Erſtattungsfähigkeit ſolcher Vorſchüſſe im Koſtenfeſt 
ſetzungsverfahren nicht zulaſſen und die ſiegreiche Partei dieſer 
halb auf einen neuen Rechtsſtreit verweiſen wollte. Denn dan! 
würde allenfalls dem Buchſtaben des Geſetzes Genüge getan wer 
den, nicht aber ſeinem — an Hand des nationalſozialiſtiſchen Ge; 
dankenguts zu ermittelnden — Sinn. Oberſter Grundſaß 
jeglicher Rechtsanwendung muß es ſein, daß das 
erzielte Ergebnis dem Beſten des rechtsſuchen 
den Volksgenoſſen dient, und daß letzterem das 
Recht, welches er ſucht, auf die ſchnellſte und ein! 
fachſte Weiſe unter Vermeidung unnötiger un 
überflüſſiger Koſten gewährt wird. Mit dieſen 
Grundſätzen wäre die bisherige Meinung nicht vereinbar. Die 
Partei, die in dem Rechtsſtreit obgefiegt hat und die nunmehr die 
Aufwendungen, die fie aus Anlaß dieſes Rechtsſtreits und mii 
Rückſicht auf ihn hat machen müſſen, vom Gegner zurückerſtatte 
haben will, müßte ſich darüber belehren laſſen, daß fie nur einen 
Teil dieſer Aufwendungen — die „Koſten des Rechtsſtreits“ — 
im Koſtenfeſtſetzungsverfahren zurückverlangen dürfe, daß fie DA 
gegen wegen des anderen Teils — nämlich der an die Ehefrau 
gezahlten Prozeßkoſtenvorſchüſſe — erneut Klage erheben un 
einen neuen Rechtsſtreit anhängig machen müſſe. Das wäre ent 
Ergebnis, dem der juriſtiſch unverbildete Volksgenoſſe mit feine 
gefunden Rechtsempfinden durchaus verſtändnislos gegenüber 
ſtehen würde, und zwar mit vollem Recht. Denn dieſes Ergebnis 
findet nicht etwa feine Rechtfertigung durch irgendwelche inneren, 
im Weſen der Sache liegenden Notwendigkeiten, ſondern es! 
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lediglich die Folge der rein begrifflichen Unterſcheidung zwiſchen 

Verpflichtungen, die auf verfahrensrechtlichen, und ſolchen, die auf 
ſachlich⸗rechtlichen Grundſätzen beruhen. Dieſe Unterſcheidung führt 
ſomit im Endergebnis zu einer durch nichts gerechtfertigten Zer⸗ 
reißung von Dingen, die an und für ſich im Zuſammenhange 
ſtehen und die ſich dem Auge des unbefangenen Betrachters auch 
als zuſammenhängend darbieten. 

Die Erinnerung der Bekl. mußte endlich auch deshalb zu⸗ 
rückgewieſen werden, weil ihr die Einrede der allgemeinen Arg⸗ 
liſt entgegenſteht (S 242 BGB.). Denn daß die Bekl. grundſätz⸗ 
lich zur Zurückzahlung der empfangenen Vorſchüſſe verpflichtet iſt, 
kann keinem Zweifel unterliegen. Offenſichtlich will die Bekl auch 
dieſe ihre Verpflichtung gar nicht leugnen. Sie iſt lediglich der 
Anſicht, daß der Kl. ſeinen Rückerſtattungsanſpruch nicht im Rah⸗ 
men des Koſtenerſtattungsverfahrens verwirklichen dürfe, und will 
ihn auf einen neuen Rechtsſtreit verweiſen. Grundſätzlich kann 
die Bekl. alſo gegen ihre in dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß aus⸗ 
geſprochene Verpflichtung zur Zurückzahlung der empfangenen 
Vorſchüſſe nichts einwenden. Wenn ſie unter dieſen Umſtänden 
trotzdem gegen dieſen Beſchluß Erinnnerung einlegt, dann han⸗ 
delt ſie argliſtig. Außerdem verſtößt die Ausübung dieſes Rechts 
gegen das Schikaneverbot des $ 226 BGB. 

(LG. Magdeburg, 4. ZR., Beſchl. v. 13. Juni 1935, 4 K 15/35.) 
* 


94. 88 3, 74 DGRG. Nur die Anberaumung des erſten 
auf die Klage hin anzuſetzenden Termins darf von der 
Zahlung eines Gebührenvorſchuſſes abhängig gemacht 
werden. 

Der Kl. war das Armenrecht bewilligt. 

Die Klage iſt zugeſtellt worden, und es haben verſchiedene Ver⸗ 
handlungstermine ſtattgefunden. Im Laufe des Rechtsstreits hat das 
AG. der Kl. das Armenrecht entzogen. Späterhin haben die Behl. 
gebeten, Termin anzuberaumen. Das AG. hat dies abgelehnt und die 

erminanberaumung von der Zahlung des Koſtenvorſchuſſes abhängig 
gemacht. 

Die hiergegen eingelegte Beſchw. der Bell. iſt zuläſſig (8 567 
PO.) und begründet. 

Nach 83 DERG. darf die Tätigkeit der Gerichte nicht in einem 
weiteren Umfange, als geſetzlich zugelaſſen, von ber Zahlung der Ge⸗ 
bühren abhängig gemacht werden. § 74 Abſ. 1 Satz 1 beſtimmt: 

„Der Termin zur mündlichen Verhandlung ſoll auf Grund der 
Klage erſt nach Zahlung der erforderten Prozeßgebühr beſtimmt werden.“ 

Damit iſt, wie ſich aus den Worten „auf Grund der Klage“ 
ergibt, nur der erſte auf die Klage hin anzuſetzende Termin gemeint, 
der erforderlich iſt, damit die Klage zugeſtellt werden kann. Iſt im 
weiteren Verlauf des Rechtsſtreits dem Kl. das Armenrecht wieder 
entzogen worden, nachdem die Klage zugeſtellt und ſtreitig verhandelt 
worden iſt, jo findet 8 74 Abſ. 2 DEKG. auf die vom Bekl. be⸗ 
antragte Terminsbeſtimmung keine Anwendung. 


(LG. Magdeburg, Beſchl. v. 11. Dez. 1934, 3 T 246/34.) 
Ber. v. AGR. u. LG R. Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoewel, Magdeburg. 


| Reichsfinanzhof | 


Berichtet von den Senatspräfideuten Arlt und Bodenſtein 
und den Reichsfinanzräten Ott und Sölch 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt] 


95. § 3 EinkStG. Auch bei beſchränkter Steuerpflicht 

gelten die von einem Vater kraft elterlichen Nutznrießungs⸗ 
rechts bezogenen Einkünfte aus Kindervermögen als un⸗ 
mittelbare Einkünfte des Vaters. 
Fiür die minderjährige Beſchw F. ſteht im Grundbuch eines 
mländiſchen Grundſtücks eine Hypothek eingetragen. In 1931, wo 
die BeſchwF. im Ausland wohnte, ift ſie mit den Hypothekenzinſen 
als beſchränkt ſteuerpflichtig (S 3 Abſ. 2 Ziff. 6 EintSt®.) zur 
Einkommenſteuer herangezogen worden. Gegen die Steuerpflicht 
als ſolche werden Einwendungen nicht erhoben. Dagegen behauptet 
die BeſchwF., daß die Beſteuerung nicht bei ihr, ſondern bei ihrem 
Vater zu erfolgen habe, weil diefer die väterliche Nutznießung an 
ihrem Vermögen babe und die Einkünfte deshalb nicht ihr, ſon⸗ 
dern dem Vater zugefloſſen ſeien. 

Einſpruch und Ber. waren erfolglos. 

Die RBeſchw. iſt begründet. 


Das Fincher. und das Fin. gehen vom § 23 EinkStGG. aus, 
der hier aber keine Rolle ſpielt. Es iſt unbeſtritten, daß der Vater 
der BeſchwF. an dem hier in Frage ſtehenden Kindesvermögen das 
elterliche Nutznießungsrecht hat. Für ſolche Fälle fließt ihm das 
Einkommen daraus aus eigenem Recht unmittelbar zu, ſo daß 
die Vorſchr. des § 23 nicht zu Raum kommt (ogl. Ri H. VI A 
477/28 v. 20. März 1929: StW. 1929 Nr. 706 u. d.). Weil dem fo 
iſt, kann nicht, weil § 23 beiderſeits un beſchränkte Steuerpflicht 
verlangt, geſchloſſen werden, daß hier, wo beſchränkte Steuer⸗ 
pflicht beſteht, der Vater nicht beſteuert werden dürfte. Es han⸗ 
delt ſich nicht um Einkommen des Kindes, das dem des Vaters zu⸗ 
zurechnen wäre, ſondern ſchlechthin um Einkommen des Vaters. 
Daran wird auch dadurch nichts geändert, daß der ſich der Objekt⸗ 
ſteuer nähernde beſondere Charakter der Einkunftsarten 4—11 
des § 3 EinfStG. mehrfach betont iſt (vgl. RF. VI A 967/29 
vom 8. Aug. 1929: StW. 1929 Nr. 780 u. a.). Es bleibt trotzdem 
bei einer Perſonal⸗ und Ertragsſteuer, bei der in erſter Linie 
feſtzuſtellen iſt, wem der Ertrag zuſteht und zufließt. Das iſt 
hier der Vater. 

(RFH., 6. Sen., Urt. v. 8. Mai 1935, VI A 855/34.) 


* 


96 88 1, 2 u. 5 ErbſchStG. 1925. Für die ErbſchSt. 
ſind lediglich die erbrechtlichen Beſtimmungen des bürger⸗ 
lichen Rechts und des ErbſchStG. maßgebend. Ob der Erb» 
anfall kraft Güterrechts in eine Gütergemeinſchaft fällt, 
iſt für die erbſchaftſteuerliche Behandlung gleichgültig. 

(NFH., 3. Sen., Urt. v. 2. Mai 1935, III e A 51/34. 


* 


97. § 18 Abſ. 1 Nr. 14 ErbſchStG. Die Befreiung nach 
§ 18 Abſ. 1 Nr. 14 ErbſchStG. ſetzt voraus, daß die Zuwen⸗ 
dung zum Zwecke des angemeſſenen Unterhalts oder zur 
Ausbildung des Bedachten gewährt worden iſt. Sie iſt 
daher nicht anwendbar, wenn zwar ein Anlaß zur Unter⸗ 
haltsgewährung beſteht, der Schenker aber mit der Zu⸗ 
wendung in erſter Linie bezweckt, fein Vermögen bei Leb⸗ 
zeiten unter die künftigen Erben zu verteilen. 


(RFH., 3. Sen., Urt. v. 11. April 1935, III e A 1/84.) 
* 


98. 8 34 ErbStG. Ein Rentenanſpruch ſtellt regel- 
mäßig keine Nutzung des mit ihm belaſteten Vermögens 
i. S. des § 34 ErbſchStGG. dar. Ausnahmsweiſe kann dies 
der Fall ſein, wenn durch den Rentenanſpruch die ge⸗ 
fange Erträgniffe des belafteten Vermögens erfaßt 
werden. 


(RFy., 3. Sen., Urt. v. 9. Mai 1935, III e A 16/35.) 


| Preußiſches Oberverwaltungsgericht | 


Berichtet von Senatspräſident v. Kries, Berlin 


99. BDDStr O. v. 27. Jan. 1932 (GS. 59) i. d. Faſſ. des Geſ. 
v. 18. Aug. 1934 (GS. 353). Zur Frage des Verhaltens von 
Lehrern gegenüber minderjährigen Schülerinnen. 

Ein Lehrer S. an einer ländlichen Volksſchule war durch 
rechtskräftiges Strafkammerurteil wegen unzüchtiger Handlungen 
an minderjährigen Schülerinnen unter 14 Jahren in neun Fällen 
(Verbrechen gegen §§ 174 Ziff. 1, 176 Abf. 1 Ziff. 3 StGB.) zu 
einer Gefängnisſtrafe von elf Monaten verurteilt worden. In dem 
wegen derſelben Verfehlungen gegen ihn eingeleiteten Dienſtſtraf⸗ 
verfahren war die Dienſtſtrafkammer nach erneuter ſelbſtän⸗ 
diger Würdigung der umfangreichen Beweiserhebungen der Vor⸗ 
unterſuchung zu der Überzeugung gekommen, daß ſich im weſent⸗ 
lichen derſelbe Sachverhalt ergebe, der im Strafverfahren gegen S. 
feſtgeſtellt worden ſei, und hatte deshalb gegen ihn auf Dienſt⸗ 
entlaſſung ohne Bewilligung einer Unterſtützung erkannt. Die 
Ber. des Lehrers, die insbeſ. mit der Behauptung der Unglaub⸗ 
würdigkeit der ihn belaſtenden Schulkinder begründet war, wies 
das OVG. in der Hauptſache zurück, bewilligte dem Angeſch. aber 
wegen ſeiner Bewährung im Weltkriege und ſonſt einwandfreien, 
langjährigen Dienſtzeit auf Grund § 13 BDStroO. für eine Über⸗ 
gangszeit von drei Jahren eine Unterſtützung. 

Der Senat hatte keine Veranlaſſung, zu der Frage Stellung 
zu nehmen, wieweit den belaſtenden Kinderausſagen Glauben zu 
ſchenken oder zu verſagen war, da die Entſch. ſchon durch feine 
eigenen Angaben getragen wurde. S. hat, wie oben angeführt, 
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nicht nur als ſeine dauernde Behandlung, ſondern auch für eine 
ganze Anzahl beſtimmter Einzelfälle zugegeben, daß er die Schul⸗ 
mädchen, während er an ſeinem Kathedertiſch ſaß, an ſeine Seite 
kommen ließ, ſie an ſich heranzog und umfaßte, 
ihnen dabei zur Strafe oder freundſchaftlich Klapſe auf das Geſäß 
oder die Oberſchenkel gab und manchmal auch unter⸗ 
halb des Rockſaumes die nackten Beine berührte 
und ſeine Hand am Knie liegen ließ. Er hat damit 
gegen alle dienſtlichen Vorſchr. und Erziehungsgrundſätze, die für 
die Behandlung heranwachſender Mädchen durch Lehrer gelten, ge⸗ 
handelt. Er mußte wiſſen, daß Mädchen, die im Pubertätsalter 
ſind oder ſich ihm nähern, möglichſt überhaupt nicht zu berühren, 
insbeſ. nicht zu umfaſſen ſind und daß vor allem bei ihnen Be⸗ 
rührungen von Körperteilen in der Nähe der Geſchlechtsorgane 
durch die Hand des Lehrers unter allen Umſtänden zu vermeiden 
ſind. Jeder Erzieher, der auch nur einigermaßen über Kenntniſſe 
der Pädagogik im allgemeinen und der Kinderpſychologie im be⸗ 
ſonderen verfügt, weiß, daß durch unangebrachte körperliche Be⸗ 
rührungen von Kindern in der Zeit, in der bei ihnen das Ge⸗ 
ſchlechtsleben erwacht, nicht nur ihre Phantaſie in ungeſunde 
Bahnen gelenkt werden kann, ſondern auch geſchlechtliche Gefühle 
zu einer Zeit geweckt oder verſtärkt werden konnen, in der die ſeeli⸗ 
ſchen Hemmungskräfte der Kinder noch nicht wirkſam entwickelt 
find. Dadurch konnen Kinder ihren Trieben hilflos ausgeliefert 
werden und Schäden an Leib und Seele davontragen, die ſie ihr 
Leben lang belaſten. Wenn daher der Angeſch. ungeachtet dieſer in 
Erzieherkreiſen bekannten Erfahrungen die Schulmädchen gewohn⸗ 
heitsmäßig in der von ihm zugegebenen Weiſe berührt hat, ſo hat 
er in höchſtem Maße leichtſinnig Leib und Seele ſeiner Schulkinder 
ſtärkſten Gefahren ausgeſetzt und ſich damit auch ſchuldhaft zum 
mindeſten in den Verdacht gebracht, in wollüſtiger Abſicht ge⸗ 
handelt zu haben. Weder den Eltern, noch Volk und Staat gegen⸗ 
über iſt es zu verantworten, daß einem ſolchen Lehrer weiterhin 
Schulkinder anvertraut bleiben. S. hat ſeine Dienſtpflicht aufs 
ſchwerſte verletzt und ſich der Achtung, des Anſehens und des Ver⸗ 
trauens, die fein Beruf als Lehrer erfordert, völlig unwürdig ge⸗ 
zeigt. Er mußte daher mit Dienſtentlaſſung beſtraft werden. 


(PrOVG., 9. (Dienſtſtr.⸗) Sen., Urt. v. 9. Mai 1935, IX D 94/34.) 
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100. 88 24, 22 Ziff. 5 Bad Jagd G. v. 28. Mai 1927; 8 24 
Ziff. 8 RJagdG. v. 3. Juli 1934. Entziehung des Jagd- 
paſſes wegen Rauſchgiftſchmuggels. f) 

Das Bez. hat auf Grund der in der Strafſache gegen T. 
aus W. am 12. Sept. 1934 ergangenen Feſtſtellungen des AG. 
L., angenommen, daß der Kl. M. H. ſich i. J. 1933 wiederholt 
mit Schmuggel und unerlaubtem Rauſchgifthandel befaßt hat, in⸗ 
dem er i. J. 1933 eine Flaſche mit Kokain oder einem kokain⸗ 
haltigen Präparat von W. aus in B. eingeſchmuggelt und dort 
in der Nähe des Bahnhofs dem Mechaniker B. aus J. mit dem 
Auftrag übergeben hat, das Präparat abzuſetzen. In einem andern 
Fall hat ſich der Kl. durch Vermittlung des B. von dem T. eine 
kokainhaltige Zubereitung beſchafft, und zwar ohne daß der T. 
wußte, daß das Präparat in die Hand des Kl. gelangen ſollte und 
daß letzterer gemäß ſeiner Verabredung mit B. die Ware gar nicht 
bezahlen, ſondern den T. um den Kaufpreis bringen wollte, unt 
ſich fo für den ihm aus dem erſten Kohaingeſchäft entgangenen 
Kaufpreis ſchadlos zu halten. Dieſes Kokain, das dem Kl. von. 
dem B. in B. übergeben wurde, hat der Kl. dann ſelbſt wieder 
an einen ihm angeblich unbekannten Dritten weiterveräußert; er 
will auch in dieſem Fall keine Bezahlung erhalten haben. 

In dieſem Sachverhalt hat das BezA. mit Recht Tatſachen 
erblickt, auf Grund deren eine Gefährdung der öffentlichen Sicher⸗ 
heit durch den Kl. zu beſorgen ſtehe, und hat ihm entſprechend 
$ 24 i. Verb. m. § 22 Ziff. 5 Bad Jagdch. den Jagdpaß entzogen. 
Daß das Straffreihch. v. 7. Aug. 1934 die Bezugnahme auf dieſe 
jagdgeſetzlichen Vorſchriften nicht ausſchließt, hat das Bez. zu⸗ 
treffend ausgeführt. Es handelt ſich bei der in § 22 Ziff. 5 Jagdch. 
vorgeſehenen Entziehung des Jagdpaſſes nicht um eine geſetzliche 
Nebenfolge einer Verurteilung, wie fie $ 7 Straffreihch. im Auge 
hat, ſondern um eine Polizeimaßnahme, die an einen Tatbeſtand 
anknüpft, deſſen ſtrafrechtliche Bewertung unerheblich iſt (vgl. hier⸗ 
zu Krug: DIR. 1934, 1011; Schäfer: JW. 1934, 2301 r. u.). 

Zu Unrecht macht der Kl. auch geltend, daß § 22 Ziff. 5 


JagdG. nur jene Gefährdungen der öffentlichen Sicherheit im Auge 
habe, die mit der Jagdausübung zuſammenhängen. Dieſe enge Aus” 
legung entſpricht weder der bisherigen Rſpr. des VGH. noch wäre 
fie mit der heutigen Rechtsauffaſſung vereinbar. Wohl waren die 
vom VCH. bisher entſchiedenen Fälle zumeiſt jo gelagert, daß die 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit mit der Jagdausübung un⸗ 
mittelbar zuſammenhing. Dieſer Art waren namentlich die Fälle, 
die in der „Nor. des VH.“ III Nr. 1014 (BadVerwg. 1902, 81), 
Nr. 1017 (BadVerwg. 1904, 144) und Nr. 1018 aufgeführt find; 
vgl. dazu Klotz, Das badische Jagdrecht, S. 134 ff. Aus dem in 
der BadVerwz3. 1914, 77 veröffentlichten Urteil des VG. vom 
25. Sept. 1913 ergibt ſich aber, daß die Neigung zu Ausſchreitun⸗ 
gen (Sittlichkeitsvergehen nach § 176 Ziff. 3 RStGB.) dem Ger 
richtshof Anlaß zur Anwendung des § 14 Ziff. 1 Jagd. 1886 
(= 8 22 Ziff. 5 Jagd. 1927) gegeben hätte, wenn die tatſäch⸗ 
lichen Unterlagen dieſe Neigung beſtätigt hätten. Auch Schen⸗ 
kel, Das Bad. Jagdrecht (1886) S. 58, führt aus, daß die „Ge⸗ 
fährdung der öffentlichen Sicherheit nicht bloß den Fall umfaßt, 
wo nach den vorliegenden Tatſachen zu befürchten iſt, daß der Ge⸗ 
ſuchſteller die Schußwaffe in ſicherheitsgefährlicher Weiſe anwende, 
ſondern alle Fälle in ſich begreift, wo ſich aus vorgekommenen 
Tatſachen ergibt, daß der Geſuchſteller geneigt iſt, ſich gewaltſame 
und widerrechtliche Angriffe in Anſehung der Perſon und des Ver⸗ 
mögens unter Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu Schulden 
kommen zu laſſen“. Ob man nicht noch weiterzugehen und jede 
Gefährdung des öffentlichen Wohles als ausreichend zur Verſagung 
und Entziehung des Jagdpaſſes anzunehmen hat, auch wenn fie 
nicht in Angriffen auf Perſonen oder Vermögenswerte beſteht, 
brauchte bei dieſem Anlaſſe nicht entſchieden zu werden. Denn ne⸗ 
ben der unzweifelhaft vorhandenen Gefährdung allgemeiner öffent‘ 
licher Intereſſen, nämlich des öffentlichen Geſundheitsweſens durch 
den Kl., laſſen die feſtgeſtellten Tatſachen im vorl. Fall — wie in 
der Regel bei Gefährdungen des öffentlichen Wohls — noch ber 
ſonders eine Gefährdung von beſtimmten oder beſtimmbaren Per? 
ſonen und Vermögenswerten durch den Kl. beſorgen. Der Kl. hat 
durch ſein Verhalten gezeigt, daß er ein Schmuggler gefährlicher 
Art iſt, der nicht nur die Finanzen des Reiches ſchädigte, ſondern 
bedenkenlos auch das öffentliche Geſundheitsweſen und die Geſund⸗ 
heit derjenigen Perſonen zu ſchädigen entſchloſſen war, denen die 
Rauſchgifte vermittelt werden ſollten. Erhält ein ſolcher Schmuggler 
den Jagdpaß, zumal wenn er dadurch Jagdaufſeher für einen an 
die Reichsgrenze ſtoßenden Jagdbezirk werden kann, ſo wird ihm 
der Schmuggel mit derartigen Rauſchgiften außerordentlich erleich⸗ 
tert; er kann ſcheinbar harmlos den Wald durchſtreifen und Wege 
benützen, die ihn ſonſt ohne weiteres als ſchmuggelberdächtig er 
ſcheinen laſſen würden. Der Beſitz des Jagdpaſſes, der die Führung 
einer Jagdwaffe geſtattet, würde ihm auch ohne weiteres ermög⸗ 
lichen, falls er beim Schmuggel betroffen wird, ſich gegen die Fell 
nahme mit der Waffe zu wehren. Bei einem Manne, der jo be’ 
denkenlos wie der Kl. den Rauſchgiftſchmuggel betrieb, iſt der 
Verdacht nicht von der Hand zu weiſen, daß er gegebenenfalls auch 
vor dem Gebrauch der Jagdwaffe gegen Grenzbeamte nicht zurück 
ſchrecken würde. Hiernach waren die tatſächlichen Vorausſetzungen 
für die Anwendung des 8 22 Ziff. 5 BadJagdch. gegeben und war 
die angegriffene Verfügung des Bez. im Geſetz begründet. Auf die 
Vorſchrift des § 24 Ziff. 8 RJagd Gh. v. 3. Juli 1934, die zufolge 
§ 6 BadO. v. 15. Sept. 1934 am 1. Okt. 1934 in Kraft ge 
treten iſt und die im vorl. Fall ebenfalls zur Entziehung de 
Jagdpaſſes hätte führen müſſen, brauchte — da die vom Bezll- 
angeführte Belt. die Verfügung trägt — nicht eingegangen zu 
werden. 
(Bad V., Beſchl. v. 13. Febr. 1935, 232/34.) 
Ber. von OVGR. Dr. Klotz, Karlsruhe. 


Anmerkung: Hierzu iſt zu bemerken, daß nach 8 26 VO. zur 
Ausführung des RFagdb. v. 27. März 1935 gegen die Entziehung des 
Jagdſcheins nicht mehr die verwaltungsgerichtliche Klage unter dem 
Geſichtspunkt der polizeilichen Verfügung, ſondern nur auf die Be⸗ 
ſchwerde mit Friſt von zwei Wochen an die vorgeſetzte Verwal⸗ 
tungsbehörde gegeben iſt. Dennoch kommt den vorſtehenden Aus 
führungen auch in dem Beſchwerdeverfahren praktiſche Bedeutung 
zur Auslegung des RJagdG. zu. D. E. 


f Berichtigung 
JW. 1935, 2071 linke Spalte Zeile 9 von oben iſt ſtatt „g30 
RAGHD.“ zu ſetzen „§ 31 RAGED.”. 
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